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Beginn der Sitzung: 09.03 Uhr 

V o r s i t z :   Erster Präsident Ing. Rohr, 

Zweiter Präsident Schober, Dritter Präsident 

Lobnig 

A n w e s e n d :   34 Abgeordnete 

E n t s c h u l d i g t :   Scherwitzl, Redecsy 

M i t g l i e d e r   d e r   L a n d e s r e g i e r u n g :   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser, Erste 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Prett-

ner, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin 

Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat 

Dipl.-Ing. Benger, Landesrat Holub, Landes-

rat Mag. Ragger 

E n t s c h u l d i g t:   Landesrat Köfer 

B u n d e s r ä t e:   Blatnik, Novak, Poglitsch 

E n t s c h u l d i g t : Dörfler 

S c h r i f t f ü h r e r :  Direktor Mag. Weiß 
  

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine Damen und Herren! Nachdem ich sehe, 

dass die meisten Damen und Herren Abgeordne-

ten Platz genommen haben, dass sich die Regie-

rungsbank inzwischen auch zu füllen beginnt, 

darf ich Sie alle sehr, sehr herzlich zur 32. Sit-

zung des Kärntner Landtages begrüßen und die-

se eröffnen! Ich begrüße die Regierungsmitglie-

der, an der Spitze den Herrn Landeshauptmann 

Dr. Kaiser! Ich sehe den Herrn Landesrat Dipl.-

Ing. Benger, den Herrn Landesrat Holub. Der 

Herr Landesrat Ragger wird hoffentlich auch 

gleich auf seiner Regierungsbank Platz nehmen. 

Ich darf wenige Gäste auf der Zuhörergalerie 

sehr, sehr herzlich begrüßen, aber Sie wissen ja, 

es gibt die Möglichkeit, diese Sitzung auch via 

Livestream im Internet mitzuverfolgen. Da be-

grüße ich natürlich alle interessierten Damen 

und Herren sehr, sehr herzlich sowie natürlich 

die Vertreterinnen und Vertreter der Medien! Ich 

darf begrüßen auf der Beamtenbank, ganz links 

beginnend beim Herrn Dr. Primosch den Leiter 

der Verfassungsabteilung, dann den Leiter des 

Rechnungshofes MMag. Bauer, herzlich will-

kommen! Ich darf auch sehr herzlich den Lan-

desamtsdirektor Dr. Dieter Platzer begrüßen 

sowie die Bundesrätin Ana Blatnik, den Herrn 

Bundesrat Poglitsch, die beiden Stenographin-

nen, denen ich auch eine gute Protokollführung 

wünsche und attestiere! Entschuldigt für die 

heutige Sitzung sind der Abgeordnete Herr An-

dreas Scherwitzl, der Abgeordnete Herr David 

Redecsy, der Herr Landesrat Köfer, der Herr 

Bundesrat Gerhard Dörfler und der Leiter der 

Finanzabteilung Dr. Horst Felsner. Der Landtag 

ist damit beschlussfähig. Wir haben einige Ge-

burtstagskinder im Monat Juli. Am 3. Juli hat 

der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Johann Michael 

seinen Geburtstag gefeiert. Am 19.7. wird die 

Frau Ana Blatnik ihren Geburtstag feiern, eben-

so am 19.7. der Herr Abgeordnete Wilhelm Ko-

rak und am Ende des Monats, am 30. Juli, wird 

der Herr Bürgermeister Gaggl, wenn ich richtig 

rechne, einen besonderen Geburtstag feiern. 

(Abg. Seiser: Den 40-er!) Ich darf Ihnen alles, 

alles Gute wünschen, viel Gesundheit und natür-

lich auch entsprechenden Erfolg! Ich denke, den 

Damen und Herren gebührt ein Geburtstagsap-

plaus! (Beifall im Hause.) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Hohes Haus! Wir kommen nun zur Durchfüh-

rung der 
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Ing. Rohr 

Fragestunde 

Es liegt eine Reihe von Anfragen vor. Anfrage 1: 
  

 1. Ldtgs.Zl. 136/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Rutter an 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

Ich darf ihn ersuchen, diese Anfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter (TS): 
  Rutter 

Vielen Dank, Herr Präsident! Werte Regie-

rungsmitglieder! Herr Landeshauptmann! Werte 

Zuhörerinnen und Zuhörer! Werte Medienvertre-

ter! In meiner Anfrage geht es um die sogenann-

te interdisziplinäre Kommission, die eingesetzt 

wurde, um den Funk-Bericht zu bearbeiten. Be-

treffend den Funk-Bericht wurde laut dem Ste-

nographischen Protokoll von Herrn Dipl.-Ing. 

Neubacher zusammenfassend genannt, dass dem 

Bereich Unterschätzungen und Gefälligkeiten zu 

attestieren seien. Die Causa zeichnet laut Dr. 

Rauscher aus, der Mitglied dieser Funk-

Kommission war: Ob Wietersdorf für diese Be-

handlung, sprich für die Aufarbeitung der HCB-

Abfälle geeignet war, das hat niemand geprüft. 

Man hat statt eines Arbeitskreises eine Kommis-

sion genommen und eine Kommission, die dann 

die Ergebnisse der Kommission auch noch über-

prüft, quasi den Arbeitskreis oder die Kommis-

sion zum Quadrat! Nun darf ich zu meiner Frage 

kommen, die lautet: 

Welche personellen, fachlichen und/oder politi-

schen Konsequenzen hat die Mitte Mai des Jah-

res eingesetzte „interdisziplinäre Arbeitsgruppe“ 

zum HCB-Bericht der Funk-Kommission bis 

jetzt vorgebracht, angesprochen bzw. direkt ge-

fordert? 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich darf den Herrn Landeshauptmann um die 

Beantwortung ersuchen, bitte schön! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Sehr geschätzter Herr Präsident! Werte Damen 

und Herren des Hohen Hauses! Geschätzte Zu-

seher, Zuhörer an den Internetgeräten! Die um-

fassende und transparente Aufklärung der HCB-

Vorkommnisse war immer wieder Ziel aller im 

Kärntner Landtag vertretenen Parteien, so natür-

lich auch der Kärntner Landesregierung. Es 

wurde daher auf meinen Vorschlag am 30. De-

zember des Vorjahres die sogenannte Funk-

Kommission eingerichtet, deren Aufgabe es war, 

das System zu durchleuchten, zu schauen, wo 

Fehlerhaftigkeiten drinnen sind, zu überprüfen, 

ob die Legistik in allen Bereichen den heutigen 

modernen Anforderungen entspricht und auch 

festzustellen, ob es und wenn ja, in welchem 

Bereich es beamtete Verfehlungen gibt. All diese 

Dinge wurden in einem Bericht, den Sie zwar 

etwas sehr kurz und einförmig berichtet haben, 

zusammengefasst im sogenannten Funk-Bericht, 

der auch postwendend in der Kärntner Landes-

regierung bearbeitet und am selben Tag noch – 

manche sprechen, dass er ihn schon einen Tag 

vorher hatte – dem Ausschussvorsitzenden des 

parlamentarischen Untersuchungsausschusses in 

der Causa HCB übermittelt wurde. Parallel zu 

dieser Berichterstattung und Beschlussfassung in 

der Kärntner Landesregierung ist auch eine Ar-

beitsgruppe eingerichtet worden unter Führung 

des Landesamtsdirektors, der dieser Debatte hier 

jetzt auch folgt, der diese interdisziplinäre Ar-

beitsgruppe auch auf Basis eines entsprechenden 

Verweises getan hat und laufend auch dem 

Kärntner Regierungskollegium, dem er ja in 

dieser Frage verpflichtet ist, berichtet. Ich habe 

so auch Ihrer Kollegin, Frau Haider, die den 

Landesrat Köfer in der letzten Regierungssitzung 

vertreten hat, diese Unterlagen mit ausgefolgt. 

Es wird an alle Büros geschickt. Es ist ein Zwi-

schenbericht der ARGE Funk, wo die entspre-

chenden Maßnahmen zur Weiterentwicklung 

aufgezeigt sind. Die wesentlichsten Punkte zu-

sammengefasst, um Ihnen nur einen Überblick 

zu geben, sind Intensivierung der vorbehördli-

chen Besprechungen mit dem Antragsteller unter 

Beiziehung von Fachexperten, also Sachverstän-

digen. Hier geht es um die Darstellung des Stan-
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Mag. Dr. Kaiser 

dardprozesses im Rahmen eines Flussdiagram-

mes. Wir haben einen Standortkoordinator be-

stimmt je umweltrelevante Betriebsanlage, also 

einen zentralen Ansprechpartner, will heißen, 

das, was offensichtlich jetzt in der Causa HCB 

nicht optimal funktioniert hat, dass nämlich ver-

schiedenste Zuständigkeiten nie irgendwo zu-

sammengeführt und gebündelt wurden. Genau 

an dieser Schwachstelle, haben wir letztendlich 

angesetzt und haben es erreicht, dass wir dort 

beispielsweise jetzt dann eine Person identifizie-

ren, die für die Koordination da sein sollte. Wir 

werden auch eine Bescheid-Übersicht je Anlage 

erstellen bzw. je Standort. Auch das soll organi-

sationsübergreifend gehen und das soll IT-

gestützt sein. Wir werden auch ein Monitoring-

Projekt zur Schaffung eines internen Steuerungs-

systems für Verfahrensabläufe der Bezirksver-

waltungsbehörden, wo ja auch, wie Sie wissen, 

die Zuständigkeit, sei es die Bezirkshauptmann-

schaft bei einem Anlageverfahren, bei einem 

UVP-Verfahren ist es die zentrale Verwaltung, 

all diese Dinge werden jetzt optimiert. Wie ge-

sagt, all diese Dinge, wie man so schön neu-

deutsch sagt, sind work-in-process und werden 

daher mit Zeitabsichten, die auch diesem Dia-

gramm und dieser Aufstellung zu entnehmen 

sind, erstellt werden. 

Zusammenfassend möchte ich auch sagen, dass 

wir in der Frage, um die es offensichtlich auch in 

der Öffentlichkeit immer wieder geht – werden 

irgendwelche beamteten Köpfe rollen? – um es 

ganz ungeschminkt auf den Punkt zu bringen, ist 

eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe auch damit 

beschäftigt, wobei ich sage, man kann von einer 

Behörde und auch von einem Personalreferenten 

nicht verlangen, dass er die Tätigkeit der Justiz 

tut. Ich werde immer darauf schauen, dass das, 

was strafrechtlich relevant ist, dort untersucht 

wird. Es ist daher jedes einzelne Dokument, 

dessen ich habhaft werden konnte, auch auf 

meine Anweisung über den Landesamtsdirektor 

hin der Staatsanwaltschaft gegeben worden, 

auch übermittelt worden, sodass eine gesamte 

Beweiswürdigung mit allenfalls versagenden 

oder strafrechtlich relevanten Bereichen aufge-

zeigt wird und dort, wo es im Sinne einer Mon-

tesquieu‘schen Gewaltenteilung in der Republik 

Österreich der Fall ist, letztendlich auch zu ahn-

den ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es den Wunsch nach Zusatzfragen? – Das 

sehe ich bei der SPÖ nicht, bei der ÖVP nicht, 

bei den Freiheitlichen auch nicht! (Abg. Pirolt 

meldet sich zur Zusatzfrage.) Ach so, dann bitte 

ich den Abgeordneten Bürgermeister Pirolt um 

die Zusatzfrage! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Pirolt (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 

Landeshauptmann! Hohes Haus! Herr Landes-

hauptmann: Betrachten Sie aktuell die personelle 

Ausstattung in der Landesregierung in dieser 

komplexen Sachfrage überhaupt als ausreichend 

und ausreichend ausgestattet? 
Pirolt   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte nach Möglichkeit 

um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Ich denke, dass das immer eine Frage der Abwä-

gung und der jeweiligen Dichte an Verfahren ist, 

wie sie da sind. In Bereichen, wo es um sehr 

komplexe Zusammenhänge geht, wäre es natür-

lich wichtig und zusätzlich notwendig, dass wir 

Sachverständige haben. In der entsprechenden 

Causa habe ich nach Rücksprache mit Kollegen 

Holub auch versucht, bei der Überprüfung von 

Großanlagen, wo mögliche Gefahrenmomente 

auch sein können, dass wir hier auch zusätzlich 

auf externe Sachverständige zugreifen. Im selben 

Atemzug muss ich aber auch darauf verweisen, 

dass es eben auch in der HCB-Causa im Vorfeld 

bei der Grundsatzgenehmigung externe Sachver-

ständige waren, die hier offensichtlich nicht jene 

Ergebnisse und nicht jene Grundlagen aufgezeigt 

haben, die für die Größenordnung bei Wieters-

dorf notwendig gewesen wären. In Summe glau-

be ich, dass wir mit entsprechenden Konzentra-

tionen von Leuten, so wie wir sie jetzt auch in 

der interdisziplinären Arbeitsgruppe anempfoh-

len bekommen haben, hier auch eine Steigerung 

der Effizienz der Tätigkeit der Beamten zustande 

bringen werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Von den Grünen, habe ich gesehen, hat sich der 

Abgeordnete Johann zu Wort gemeldet. Bitte 

ihn, die Zusatzfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dipl.-Ing. Johann (GRÜ): 
  Dipl.-Ing. Johann 

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 

Landeshauptmann! Im Genehmigungsverfahren 

zum Blaukalk-Bescheid haben die Sachverstän-

digen verabsäumt, auf die potentielle Gefähr-

dung von Gesundheit und Umwelt hinzuweisen 

und deswegen hat es auch hier nur ein Anzeige-

verfahren gegeben und kein ordentliches Ge-

nehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteili-

gung, wodurch es sich dann wahrscheinlich auch 

vermeiden hätte lassen, dass es so negative 

Auswirkungen gibt. Deswegen die Frage an den 

Personalreferenten: 

Wird es personelle Konsequenzen geben? Es 

sind ja nicht nur auch strafrechtliche Verfehlun-

gen maßgeblich, sondern auch andere Überle-

gungen in Bezug auf Personalentscheidungen. 
Dipl.-Ing. Johann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte nach Möglichkeit 

um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ihr Engage-

ment in der Causa wirklich schätzend kann ich 

nur das wiederholen, was ich bereits vorher ge-

antwortet habe. Auch hinsichtlich disziplinärer 

Bereiche, die sich ja nur durch ein Fehlverhalten 

mit Vorsatz letztendlich ergeben oder wider 

besseres Wissen, ist auf mein Geheiß hin eine 

Kommission, eine Disziplinarkommission einge-

richtet worden. Es liegen mir derzeit noch keine 

Ergebnisse vor. Wiewohl ich dazu sage, dass es 

sehr schwer sein wird, hier im Bereich der Lan-

desregierung solche Überprüfungen in einem 

spezifischen Fachbereich, wo eben jene Leute, 

die man hinterfragen muss in ihren Leistungen, 

zu hinterfragen sind, durchzuführen. Es wird 

wiederum externe Sachverständige benötigen, 

um hier die Dinge zu sagen. Was man nicht ver-

gessen sollte – und ich glaube, das gehört auch 

einmal öffentlich hier im Hohen Haus gesagt – 

wir alle operieren, argumentieren, fragen und 

fordern Konsequenzen vom heutigen Bewusst-

seinsstand aus. Das ist immer im Verhältnis zu 

den Bereichen, wann Entscheidungen getroffen 

worden sind, natürlich ein Vorteil. Ich glaube, 

mit dem Wissen von heute würden auch Betei-

ligte in Fragen, welches Verfahren wählt man, 

Anzeige- oder ein entsprechendes Genehmi-

gungsverfahren, anders handeln. Was das aus 

meiner Sicht Entscheidende ist – und darauf 

konzentriere ich meine Arbeit als Personalrefe-

rent, aber auch als Verantwortlicher für den In-

neren Dienst – dass aus diesen schlimmen Vor-

kommnissen daher durch die Einsetzung der 

Funk-Kommission solche Schlussfolgerungen 

gezogen werden, dass weiteren Menschen, egal 

wo immer, dieses Leid, das der Görtschitztaler 

Bevölkerung widerfuhr, erspart bleibt. (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke für die Beantwortung! Damit hat der An-

fragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatz-

frage. Er wünscht dies, wie ich sehe. Dann bitte 

ich ihn, diese zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter (TS): 
  Rutter 

Sehr geehrter Herr Präsident! Die nutze ich na-

türlich sehr gerne. Ich habe nicht die Möglich-

keit, hier das gesamte Stenographische Protokoll 

der Aussagen der Mitglieder der Funk-

Kommission wiederzugeben, dementsprechend 

kann ich nur einzelne Aussagen wiedergeben, 

Herr Landeshauptmann, und ich fahre fort mit 

einer Aussage vom Herrn Neubacher, der gesagt 

hat in dem Bereich, das taucht in den Unterlagen 

immer wieder auf, dass man olfaktorisch be-

stimmt hat, sprich, dass man mit Sinnesorganen 

die HCB-Prüfung gemacht hat und er hält fest: 

„Hat das jemand geschnüffelt oder hat es da 

einen Hund gegeben, der auf HCB trainiert ist? 

Denn HCB ist schlichtweg geruchlos.“ Ein Zitat 

direkt aus dem Stenographischen Protokoll. Und 

da muss man sich dann schon fragen, inwiefern 

ist es denn möglich, dass so geprüft wird, wenn 

es das faktisch ja gar nicht gibt? Und wieso wer-

den da de facto keine Konsequenzen gezogen? 

Aber jetzt zu meiner Frage: 
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Sind in dieser interdisziplinären Kommission 

Mitglieder, die Verantwortung im HCB-Fall 

haben oder haben könnten, denn dann würde 

man den Bock zum Gärtner machen? 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Noch einmal, sehr geehrter Herr Abgeordneter: 

Auf Ihre Einleitung replizierend darf ich Sie 

auch daran erinnern, dass HCB nie einer jener 

Stoffe war, nach denen gesucht worden ist, daher 

ist es relativ schwer, dass jetzt mit welchen Sin-

nesorganen auch immer – um Fremdworte hier 

im Kärntner Landtag zu vermeiden – darauf 

geantwortet wurde. Ich möchte noch einmal auf 

die personelle Zusammensetzung aufmerksam 

machen. Ich würde nicht gerne Ihre Anfrage 

interpretieren, wenn ich jetzt in meiner Zustän-

digkeit als Personalreferent eine Kommission 

zusammengesetzt hätte. Dann wäre jede der 

Personen, die ich genannt habe, natürlich sofort 

wiederum einem parteipolitischen Druck ausge-

setzt. Natürlich setzt eine solche Kommission 

der auch für den Inneren Dienst zuständige 

höchste Beamte des Landes Kärnten, Landes-

amtsdirektor Platzer, zusammen und Sie können 

sicher sein, dass er als verantwortungsvoller 

Beamter und Jurist die Zusammensetzung so 

gemacht hat, dass sich Verwicklungen oder auch 

im Wesentlichen Unvereinbarkeiten so nicht 

ergeben werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke für die Beantwortung! Nächste Anfrage: 
  

 2. Ldtgs.Zl. 137/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Rutter an 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

Bitte ihn, diese Anfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter (TS): 
  Rutter 

Danke, Herr Präsident! Meine Anfrage beläuft 

sich auf die Thematik des sogenannten EU-

Austritts-Volksbegehrens, das de facto ein 

Volksbegehren über eine direkte Abstimmung 

der Bevölkerung zum Verbleib in der EU war, ja 

oder nein, also ein direktdemokratisches Mittel. 

Diesbezüglich nur einleitend: Im Vergleich zu 

einem der letzten Volksbegehren, dem Bil-

dungsvolksbegehren, hat es beim Bildungs-

volksbegehren zehn Mal mehr APA- und damit 

Medienmeldungen gegeben. Es hat keine Insera-

te gegeben im Vergleich und die öffentlich-

rechtlichen Medien haben im Vergleich zu die-

sem direktdemokratisch geforderten Volksbe-

gehren relativ wenig berichtet. Diesbezüglich 

war das Ergebnis allerdings sehr beachtenswert. 

Nun zu meiner Frage: 

Welche Rückschlüsse bzw. Konsequenzen zie-

hen Sie als zuständiger Referent für „europäi-

sche und internationale Angelegenheiten“ aus 

den Ergebnissen des EU-Austritts-Volksbe-

gehrens? 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Geschätzter Herr Abgeordneter! Ich ziehe meh-

rere Schlüsse aus diesem eingeleiteten Volksbe-

gehren, wobei ich vorweg eines sage: Egal, ob 

ich der Meinung der Initiatoren bin oder nicht – 

ich füge persönlich hinzu, ich bin es nicht – ist 

es respektabel, wenn sich Menschen für Dinge 

einsetzen, von denen sie überzeugt sind. Das 

Ergebnis als solches bestätigt eigentlich, dass es 

nicht nur vor EU-Wahlen oder vor wichtigen 

Entscheidungen notwendig ist, auf die Bedeu-

tung, auf die Chance, auf die Geschichte und vor 

allem auf die Zukunft der Europäischen Union, 

ihre Notwendigkeit und ihre Sinnhaftigkeit zu 

verweisen. Wir merken gerade in der jetzigen 

Situation, dass viele der Probleme – und wir 

werden heute ausführlich dafür Zeit haben – 

Flüchtlingsproblematik sei nur als eines genannt, 

aber auch Bereiche von Atomkraftwerken, 

Atomenergie, deren friedliche Nutzung oder 

deren waffentechnische Nutzung, dass wir sol-
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che Bereiche nur mehr und ausschließlich im 

internationalen/supranationalen Zusammenhang, 

wenn überhaupt, Lösungen nahe bringen werden 

können oder aber der Probleme nur in supranati-

onaler Form, wenn sie gewisse Dimensionen 

erreicht haben, auch Herr werden. Daher ist, 

auch bestätigt durch doch eine gewisse Anzahl 

von kritischen Menschen gegenüber der Europä-

ischen Union, vermehrt in Aufklä-

rung/Bewusststeinsbildung oder auch bewusst 

geführten Disput, um Argumente zu widerlegen 

oder neue kritische Positionen mit aufzunehmen, 

einzugehen. Das Zweite, erlauben Sie mir, dass 

ich das leicht augenzwinkernd mit dem Verhält-

nis der Reziprozität nenne, wenn ich den Um-

kehrschluss mache, dass 4,12 Prozent unter-

schrieben haben, dann haben im Umkehrschluss 

95,88 Prozent eigentlich durch das Nichtunter-

schreiben eine andere Haltung dargestellt. Ich 

weiß, dass das augenzwinkernd ist, aber es soll 

doch darstellen, dass im Wesentlichen die Euro-

päische Union eine ist, die auch mehrheitlich 

akzeptiert wird. Was nicht heißt, dass jeder 

Schritt, jede Maßnahme, jede Richtlinie, jede 

Verordnung von uns so angenommen werden 

kann. Was nicht heißt, dass man Schwachstellen 

negieren sollte. Ganz im Gegenteil, ich gehöre 

zu jenen, die immer wieder auch in ihrer Funkti-

on darauf aufmerksam machen, einmal mehr 

werde ich auch heute betonen, wie wichtig eine 

EU-weite gemeinsame Politik in der Frage 

Flüchtlingsbewegungen weltweit auch sein wird. 

Was ich abschließend sagen möchte, und das ist, 

glaube ich, für mich auch ein Argument, wobei 

ich mich nicht ausschließlich immer auf das 

Ökonomische und Monetäre stütze, dass, wie 

immer man es betrachtet, Kärnten in den letzten 

20 Jahren gemessen an dem Anteil, den wir an 

den Nettozahler-Österreich-Beitrag bringen und 

dem, was nach Kärnten zurückgeflossen ist, ein 

Positivsaldo von 800 Millionen für unser Bun-

desland übrig geblieben ist. Das nicht zu haben, 

heißt im Durchschnitt mathematisch gerechnet, 

40 Millionen Euro weniger für Kärnten aus EU-

Geldern zur Verfügung zu haben. Und ich sage 

ganz offen, wir könnten uns so einen Verzicht 

nicht leisten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der 

ÖVP-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es von Seiten der SPÖ den Wunsch nach 

einer Zusatzfrage? – Sehe ich nicht. Bei den 

Freiheitlichen sehe ich das auch nicht, bei der 

ÖVP und bei den Grünen auch nicht. Dann hat 

der Anfragesteller die Möglichkeit einer Zusatz-

frage. Bitte! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter (TS): 
  Rutter 

Danke, Herr Präsident! Herr Landeshauptmann, 

Sie sprechen selbst von einigen kritischen Punk-

ten und da möchte ich Ihnen persönlich eine 

kritische Frage stellen, mit der Sie sich sicher 

auch auseinandersetzen. Griechenland ist in aller 

Munde. Was dort passiert ist, das ganze Hin und 

Her, lässt auch teilweise ein sehr seltsames Bild 

auf die Organisation und Verhandlungskultur der 

Europäischen Union erkennen. Gleichzeitig gibt 

es aber sehr wohl keine Probleme, wenn man 

beispielsweise der Ukraine Geld auch schon in 

Milliardenhöhe zur Verfügung stellt. Sie ist nicht 

Mitglied der EU. Dort finden gerade de facto 

Kämpfe innerhalb des Landes statt. Gestern 

wurde gemeldet, dass Faschisten unter Umstän-

den einen Putsch gegen die eigene Regierung 

planen. Ich denke, dass das jedem Griechen und 

jedem Anderen, der unter dem Austeritätspro-

gramm leidet, zu denken geben wird. 

Welche Haltung haben Sie bezüglich des Kon-

fliktes Geldvergabe Ukraine – Geldvergabe 

Griechenland? Sehen Sie das auch kritisch oder 

ist das in Ordnung für Sie? 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Zwei Fragen in eine verpackt, aber der Herr 

Landeshauptmann wird sich sicher bemühen, 

diese auch ordnungsgemäß zu beantworten. Bit-

te, Herr Landeshauptmann! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Herr Präsident! Ich werde versuchen, dem ent-

gegenzukommen. Es ehrt, wenn ein Abgeordne-

ter einer Oppositionspartei vom Landeshaupt-

mann seine persönliche Meinung zu doch, ich 

glaube, alle Menschen bewegenden Bereichen 

hier im Hohen Hause einholt. Ich glaube aber, 
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man kann das Ganze nicht in direkten Zusam-

menhang bringen. Wichtig ist, dass Griechen-

land, das ein Mitgliedsland der Europäischen 

Union ist, natürlich auch in der Betrachtung der 

Konflikte, Lösungsmöglichkeiten und der In-

strumentarien, die dazu zur Verfügung stehen, 

weitaus vielfältiger zu behandeln ist und hier 

weitaus andere Möglichkeiten bestehen als bei 

einem Nichtmitgliedsland der Europäischen 

Union. Meine persönliche Einstellung zu Waf-

fenlieferungen und zu Bereichen, die letztendlich 

dazu beitragen, dass man auf Konfliktebene 

versucht, mit Konflikten und Waffenkonflikten, 

die dadurch ausgelöst worden sind, zu befrieden, 

ist eine enden wollende. Ich würde mir mehr 

wünschen, dass Mittel dafür eingesetzt werden, 

egal wo, dass soziale Konflikte, wenn es geht, 

vermieden werden, dass es ein Mehr an Vertei-

lungsgerechtigkeit und ein Auskommen auch 

jener Kreise, die vom Schicksal nicht besonders 

bevorzugt sind, gäbe, denn das würde viele Kon-

flikte vermeiden. Sie alle wissen, dass die 

Hauptursachen für Krieg – schlage nach bei 

Krippendorf – einerseits soziale Differenzen 

sind, einer der Hauptgründe auch für den Nahen 

Osten und die dortigen Bürgerkriegssituationen, 

und zweitens übertriebenes ethnisches und nati-

onales Bewusstsein. Diese beiden Bereiche zu 

vermeiden, dafür Prävention zu leisten, auf Ver-

ständigung und Miteinander zu setzen, ist, glau-

be ich, eine der hervorragendsten Eigenschaften, 

die die Europäische Union hat. Im Griechen-

landbereich sieht man, dass die Europäische 

Union noch immer eine sehr starke wirtschaftli-

che Orientierung hat, dass hier in direkter Ab-

wägung wirtschaftliche Bereiche, Interessen, 

Finanzkapitalinteressen versus menschliche 

Schicksale aus meiner Sicht – und das ist meine 

sehr persönliche, politische Meinung – noch 

verbesserungswürdig sind. Ich hoffe daher, dass 

bei all den Maßnahmenpaketen, die jetzt be-

schlossen werden, auch darauf geachtet wird, 

dass man jemanden, dem man helfen will, nicht 

erdrücken sollte, dass man aber gleichzeitig Se-

riosität, Ernsthaftigkeit und klaren, vernünftigen 

Umgang mit jedem Steuereuro einverlangen 

kann, der letztendlich auch von unserer Bevölke-

rung mit zur Verfügung gestellt wird. Zusam-

menfassend glaube ich, dass wir Möglichkeiten 

haben, dass Griechenland wieder einer positive-

ren Zukunft entgegengeht. Es ist aber ein sehr, 

sehr kritischer Weg, der letztendlich auch die 

Reife und die Zukunft der Europäischen Union 

insgesamt als Staatengemeinschaft herausfordern 

wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke! Damit ist die zweite Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur dritten Anfrage: 
  

 3. Ldtgs.Zl. 138/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Ing. Hue-

ter an Landeshauptmann Mag. Dr. 

Kaiser 

Bitte ihn, diese zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Liebe 

Regierungsmitglieder! Hoher Landtag! Liebe 

Zuhörerinnen und Zuhörer! Von der Außenpoli-

tik wieder zur Innenpolitik, Thema: Hubschrau-

berstützpunkt Klagenfurt/ Annabichl. Ich glaube, 

das ist ein Thema, das man nicht unterschätzen 

darf. Das ist auch in der Bevölkerung, denke ich, 

ein aktuelles Thema, speziell bei den Rettungs-

einsatzkräften, bei der Feuerwehr, egal, von 

welcher Seite auch immer. Ich habe bei der letz-

ten Landtagssitzung eine Petition zum Thema 

Sicherung des Hubschrauberlandeplatzes Kla-

genfurt/Annabichl überreicht. Ich habe diese 

Petition dem Herrn Landeshauptmann überge-

ben. Ich habe sie gleichzeitig auch dem Vertei-

digungsminister Klug geschickt. Ich habe dem 

Bundespräsidenten persönlich geschrieben. Er 

hat auch geantwortet. Vom Verteidigungsminis-

ter habe ich bis dato noch keine Rückmeldung 

bekommen. Jetzt, Herr Landeshauptmann, an Sie 

die Frage: 

Was haben Sie als Katastrophenreferent für den 

Erhalt des Hubschrauberstützpunktes Klagenfurt 

bisher getan? 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   
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Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Geschätzte Damen und Herren! Herr Klubob-

mann! Auch in Gemeinsamkeit mit Ihnen eine 

Reihe von Dingen. Ich war bereits bei den be-

sagten Brandschutzeinsatzwochen zweimal vor 

Ort. Ich habe dort dann auch die Gelegenheit 

genützt, mit den Einsatzkräften zu reden, auch 

Ihren Wunsch mitgenommen. Ich habe ihn da-

mals bereits – das war im Mai des Vorjahres – 

beim Bundespräsidenten deponiert. Ich habe in 

einem entsprechenden Schreiben an den Bun-

desminister für Landesverteidigung, Mag. Klug, 

diesen Wunsch deponiert. Ich habe auch die 

Verhandlungsbereitschaft signalisiert bekom-

men. Es hat eine Reihe von informellen Gesprä-

chen gegeben, bei denen aber eines relativ klar 

zutage tritt, dass die entsprechenden Reformen 

des Bundesheeres auf Bundesebene, deren 

Gründe weit auch in die Vergangenheit zurück-

liegen, weil das Bundesheer nicht nur in letzter 

Zeit durch die Sparappelle, sondern auch Jahre 

vorher nicht mit der unbedingten budgetären 

Ausstattung, die notwendig gewesen wäre, kon-

frontiert gewesen ist, sodass dieser Landesver-

teidigungs- und Strukturplan Österreichisches 

Bundesheer 2018 unter anderem auch die 

Schließung dieses Hubschrauberstützpunktes 

vorgesehen hat. Ich habe in einem Schreiben und 

dann ein letztes Mal auch gegenüber dem Bun-

despräsidenten, ausgestattet mit den von Ihnen 

mir übergebenen Unterschriften, einen Vorstoß 

gemacht. Es ist ein letztes Gespräch noch aus-

ständig, um das ich gebeten habe. Soweit ich 

gestern aber in Brüssel weilend einer Kärntner 

Tageszeitung entnehmen konnte, sei es ministe-

riumsintern ausgemachte Sache, dass es zur 

Schließung kommt. Ich möchte die Damen und 

Herren des Hohen Hauses aber auch darüber 

informieren, dass das Land Kärnten trotz 

schwierigster finanzieller Ausstattung angeboten 

hat auch über einen schriftlichen Weg meiner-

seits, dass wir bereit sind, die Wartungskosten, 

die Aufrechterhaltungskosten für diesen Hub-

schrauberstützpunkt zu übernehmen. Was wir 

natürlich nicht können oder was nicht möglich 

ist, ist, die entsprechenden Personalkosten, die 

sich wiederum aus anderen Kostenträgern erge-

ben, herauszuschälen und das zu machen. Meine 

Einschätzung der Situation ist, dass wir in einem 

letzten Gespräch noch einmal dieses Angebot 

erneuern werden. Was aber aufgrund der bishe-

rigen Pressemeldungen zu befürchten ist, ist, 

dass dieses Strukturierungs- und Maßnahmenpa-

ket sowohl den Hubschrauberstützpunkt Kla-

genfurt, wo eine Alouette stationiert ist, und den 

in Vomp in Tirol möglicherweise einsparen 

wird. Es ist noch nicht das letzte Wort gespro-

chen, aber ich bin Realist genug, um zu sehen, 

dass es hier trotz großzügigstem Angebot und 

breiter Unterstützung der Kärntner Bevölkerung 

grundsätzlich andere Absichten der zuständigen 

Bundesregierung gibt. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es von Seiten der SPÖ den Wunsch nach 

einer Zusatzfrage? – Das sehe ich nicht! Bei den 

Freiheitlichen sehe ich das auch nicht! – (Abg. 

Zellot meldet sich zur Zusatzfrage.) Ach so, Ent-

schuldigung, mir war der Blick versperrt! Abge-

ordneter Zellot hat sich zu einer Zusatzfrage zu 

Wort gemeldet. Dann darf ich ihn bitten, diese 

zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Geschätzte Regierungsmitglie-

der! Herr Landeshauptmann! Geschätzte Abge-

ordneten-Kollegen! Ich möchte einmal grund-

sätzlich als Abgeordneter zum Kärntner Landtag 

und als aktiver Feuerwehrmann jenen danken, 

die sich für die Einsatzkräfte einsetzen! Ich 

möchte mich aber auch als Bediensteter und 

noch aktiver Soldat des Österreichischen Bun-

desheeres bedanken, dass Sie sich für die militä-

rischen Bereiche einsetzen! Nur eines macht 

mich irgendwie nachdenklich: Wenn man be-

denkt, dass in Kärnten die Kaserne in Bleiburg 

im Grenzbereich zugesperrt wird, dass wir die 

Chancen noch hätten, dass wir die Militärmusik 

in der vollen Größe erhalten hätten, das ist dann 

abgeändert worden, weil sich andere Bundeslän-

der durchgesetzt haben. In weiterer Folge kommt 

jetzt der Hubschrauber weg, wo es keine Einspa-

rungen beim Personal und keine Einsparungen 

beim Gerät gibt. Das ist natürlich in diesen drei 

Punkten unverständlich, deswegen meine Frage, 

Herr Landeshauptmann: 

Glauben Sie nicht, dass Kärnten in diesem Be-

reich der Sicherheit, wenn ich das Zusperren der 

Polizeiposten noch anhängen darf, in diesem 
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gewissen Bereich benachteiligt wird? Hier stellt 

sich die Frage, ob sich das Bundesland Kärnten 

gegenüber der Bundesregierung nicht durchset-

zen kann? 
Zellot   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Eine sehr verschachtelte Frage mit mehreren 

Inhalten. Herr Landeshauptmann, bitte um Be-

antwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Meine Damen 

und Herren! Ganz ungeschminkt: Jedes Bundes-

land hat sich aufgrund dieser Reform, der Spar-

reform des Bundesheeres benachteiligt gefühlt. 

Die größten und gravierendsten Einschnitte sind 

erfreulicherweise nicht in unserem Bundesland 

passiert, sondern in drei anderen. Wir haben aber 

genauso – und jeder Verlust schmerzt – Ein-

schränkungen, die diesem Sparvorhaben der 

Bundesregierung zum Opfer fallen, zu ertragen. 

Sie haben die Bleiburger Kaserne genannt. Sie 

haben genannt auch den Hubschrauberstütz-

punkt, von dem ich fürchte, dass er auch dem 

Sparstift zum Opfer fallen wird, wobei, das füge 

ich an der Stelle hinzu, natürlich die Absiche-

rung und die Versorgungssicherheit schriftlich 

von mir eingefordert werden wird, weil ich 

schon möchte, dass mit Ausnahme gewisser 

spezifischer Wettersituationen gewährleistet ist, 

dass die Hilfe gerade im Brandfall, wo es ent-

scheidend wird, so rasch wie möglich da ist. 

Wobei man fairerweise hinzufügen muss, eine 

Alouette allein würde hier auch nicht die Ent-

scheidung bringen. Hier ist es notwendig, dass 

der gesamte Verband in entsprechender Einsatz-

struktur dann auch zum Einsatz kommt. 

In der Frage der anderen Bereiche: Ich bedauere 

es persönlich sehr – und ich habe das auch 

mehrmals ausgedrückt und ich habe genauso wie 

die Petitionen des Kärntner Landtages versucht, 

das Beste zu tun. Es war zuerst gelungen, dass 

wir die Kärntner Militärmusik als eine von vier 

erhalten hätten. Es waren aber dann andere Bun-

desländer, die unter dem Motto, wenn es andere 

sein dürfen, wir nicht, es ihnen gelungen ist, 

offensichtlich mit Unterstützung auch verschie-

denster Kreise des Regierungspartners, dass es 

hier dann zu einer Verteilung gekommen ist, 

dass es nur mehr kleine Einheiten unter einem 

Einsatzkommando gibt. Das ist letztendlich Er-

gebnis eines demokratischen Prozesses, den ich, 

obwohl ich eine andere Meinung vertrete, zur 

Kenntnis nehme. Was aber gelungen ist und was 

nie in der Öffentlichkeit gestanden ist, ist, dass 

wir wichtigste Einheiten für Kärnten erhalten 

haben, die insbesondere auch in meiner Funktion 

als Katastrophenschutzreferent von Entschei-

dung sind. Hier reden wir über die Pionierbatail-

lone. Hier reden wir, wie du ja als ehemaliger 

Militär bestens weißt, über jene Einsatzgruppen, 

für die wirklich im Notfall die größte und wich-

tigste Maßnahme besteht. Die ist es gelungen, 

auch gegen den Widerstand vieler anderer Bun-

desländer – und Sie wissen, wovon ich rede, wo 

sind die Einsatzkommanden? – sicherzustellen. 

Dasselbe gilt für das Militärkommando. Wenn 

Sie so wollen, reden wir über das, was wir ver-

lustig gehen. Ja, und das schmerzt. Wir sollten 

uns aber auch ein klein wenig an das erinnern, 

was es gelungen ist, durch geschicktes Verhan-

deln zu erreichen. Damit überlasse ich Ihnen die 

Beantwortung der zweiten gestellten Frage. (Bei-

fall von SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion 

und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiteren Zusatzfragesteller frage ich den 

Herrn Klubobmann Hueter, ob er noch den 

Wunsch nach einer Zusatzfrage hat? – (Abg. Ing. 

Hueter nickt.) Ja, sehe ich! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Landeshauptmann! Das Thema Vomp in 

Tirol ist genannt worden. In Vomp in Tirol heißt 

es aus gesicherten Quellen, dass die Chancen für 

Tirol relativ gut stünden. Das ist meine Informa-

tion. Mein Wissensstand ist, dass der Herr Ver-

teidigungsminister am nächsten Freitag bei der 

Angelobung in Kötschach-Mauthen ist. Viel-

leicht bestünde dort die Möglichkeit, dass man 

hier noch einmal ein Gespräch sucht. Meine 

Zusatzfrage, die ich an dich als zuständiger Re-

ferent stelle, weil das schon aus gesicherten 

Quellen definitiv sein soll, dass der Stützpunkt 

Klagenfurt/Annabichl geschlossen wird: Ist das 

auch deine Wahrnehmung? 
Ing. Hueter   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Bitte, Herr Landeshauptmann, um Beantwor-

tung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Danke! Natürlich werden wir – ich nehme an, 

auch gemeinsam, vielleicht ergibt sich die Gele-

genheit auch für dich in Kötschach-Mauthen – 

dieses finale Gespräch auch, das habe ich vorher 

angesprochen, noch einmal suchen und versu-

chen, dem Minister die entsprechenden Argu-

mente vor Ort auch ein weiteres Mal direkt zu 

übermitteln. Ich sehe das auch als den quasi 

letzten und finalen Versuch. 

Das Zweite in dem Zusammenhang: Ich habe 

aus einer gestern erschienen Zeitung zitiert, die 

ich in Brüssel gesehen und gelesen habe, dass 

die beiden Stützpunkte, die genannt worden 

sind, letztendlich gestrichen werden sollen. Das 

ist mein Informationsstand, den ich diesbezüg-

lich habe. In letzter Konsequenz glaube ich auch, 

dass wir bei allen Dingen, die wir in Zukunft 

tun, darauf auch schauen werden müssen, dass 

dieser Hubschrauberstützpunkt draußen, bei dem 

ja weiterhin Hubschrauber des Innenministeri-

ums stationiert sind, so erhalten und so flexibel 

gestaltet wird, dass, wenn es zum Schlimmsten 

kommen sollte, nämlich Abzug der Alouette, für 

Zwischenlandungen oder für vorhersehbare 

Einsätze die entsprechende Infrastruktur jeder-

zeit vorhanden ist. Ich habe mich auch beim 

Landesmilitärkommandanten vergewissert, dass 

im Bedarfsfalle auch an anderen Stellen inner-

halb gesicherten Kasernenbereiches Landungen, 

Kurzwartungen der Alouette, vor allem der klei-

nen, notwendig sein werden. Was wir gemein-

sam auch bereits jetzt vielleicht als Intentionen 

Kärntens für die Zukunft einbringen sollten: Sie 

alle wissen, dass die Alouette III, das ist dieses 

besagte in Kärnten stationierte Flugzeug, Ende 

2019 ausgemustert werden wird und dass dann 

eine neue Generation an Hubschraubern ange-

kauft werden soll. Hier wäre es aus meiner Sicht 

besonders wichtig, dass die Wendigkeit, die 

Flexibilität für Brandeinsätze aus der Luft, die 

manchmal die einzige Möglichkeit darstellen, als 

eine der Kriterien bei den Vergabeverfahren mit 

aufgenommen werden. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 

Mag. Dr. Kaiser 

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Damit ist diese Anfrage erledigt. Wir kommen 

zur nächsten Anfrage: 
  

 4. Ldtgs.Zl. 139/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Gaggl an 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

Ich bitte ihn, diese Anfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Liebe 

Regierungsmitglieder, Beamte! Liebe Zuhöre-

rinnen und Zuhörer! Hohes Haus! Liebe Zuhöre-

rInnen an den Internetgeräten zu Hause, wo im-

mer Sie uns zuhören! 250 Flüchtlinge im Zeltla-

ger in der Polizeikaserne in Krumpendorf, die 

ersten 47 sind aus Syrien und Irak am Sonntag, 

dem 5. Juli, bei uns eingetroffen. Derzeit, mit 

heutigem Stand, sind 153 Flüchtlinge im Zelt in 

Krumpendorf untergebracht. Kärnten erfüllt eine 

Quote von 95,49 Prozent, das ist inklusive dieser 

153 Flüchtlinge. Das heißt, im Endeffekt fehlt es 

in etwa an 300 fixen Quartieren, an fixen Zim-

mern oder Betten oder Plätzen unter einem fes-

ten Dach. Das heißt also, die Quotenerfüllung 

fehlt in Kärnten noch in einigen Bereichen. Herr 

Landeshauptmann, deswegen die Frage an Sie: 

Warum konnten Sie als Flüchtlingsreferent das 

Asyl-Zeltlager in Krumpendorf durch rechtzeiti-

ge Meldung alternativer Unterbringungsmög-

lichkeiten nicht verhindern? 
Gaggl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Meine Damen und Herren des Hohen Hauses! 

Ich bin als sehr selbstdiszipliniert bekannt und 

werde von dieser meiner Eigenschaft auch jetzt 

nicht abgehen. Ich werde versuchen, die Anfrage 

sehr sachlich zu beantworten. Herr Abgeordne-

ter, ich möchte darauf verweisen, dass alleine im 

Mai und Juni des heurigen Jahres in Kärnten 

knapp 400 zusätzliche feste Quartiere gefunden 
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wurden. Das ist dann und nur dann möglich, 

wenn in Gemeinsamkeit mit den Betreibern und 

mit sehr, sehr viel Überredungskunst, Argumen-

ten und dem Suchen nach Verbündeten in den 

jeweiligen Gemeinden eine gewisse Akzeptanz 

da ist. Ich würde mich sehr freuen – und das ist 

das erklärte Ziel, das ich auch am morgigen Tag 

am Abend in der Sondergemeinderatssitzung in 

Krumpendorf, zu der ich eingeladen wurde, dar-

stellen werde – dass wir alles tun werden, um die 

Zeltstadt so rasch wie möglich zum Verschwin-

den zu bringen. Aber nachdem ich selber kein 

Immobiliengroßhändler bin, sondern darauf an-

gewiesen bin, dass Objekte dem Land zur Ver-

fügung gestellt werden, die dann auch den ent-

sprechenden Kriterien quasi gerecht werden und 

wenn ich diese Angebote bekomme, dann zu-

meist auch noch nachhaltiger Widerstand von 

vor Ort zu überwinden, zu relativieren ist, dann 

dauert das eine gewisse Vorlaufzeit. Meine Er-

fahrungen – ich bin so ziemlich einer der Weni-

gen, die diese Erfahrungen gemacht haben, zu-

mindest der einzige Landeshauptmann, der das 

selbst tut – sind, dass du in etwa sechs Wochen 

brauchst. Ich bin mit vielen Kollegen auch hier 

herinnen im Landtag immer wieder in Kontakt, 

weil ich um die Schwierigkeit und auch um die 

Verunsicherung in der Bevölkerung weiß. Ich 

kann aber, um das Ganze auch positiv weiter zu 

entwickeln und zu beantworten, Ihnen mitteilen, 

dass wir, die Quote betreffend, derzeit am viert-

meisten beitragen, Niederösterreich, das mit 

Traiskirchen, das ja ein Sonderfall ist, herausge-

rechnet, die Quote erfüllt, das Burgenland und 

Kärnten. Wir haben 96,12 Prozent und einen 

Sollstand von 110 zusätzlichen Betten, die wir 

bräuchten, um die 100 Prozent zu haben. Natür-

li ch sind dort auch die Bewohnerinnen und Be-

wohner der Zelte drinnen. Und auch hier eine 

ganz offene Meinung: Ich wurde von der Frau 

Innenministerin um 16.00 Uhr an diesem besag-

ten Donnerstag informiert, dass es um 17.00 Uhr 

zu einer Veröffentlichung kommen wird. In die-

ser einen Stunde habe ich die Bürgermeisterin, 

den Bezirkshauptmann, die notwendigen Instan-

zen, die Polizeidirektorin alle selbst informiert, 

um zu gewährleisten, dass sie es nicht aus den 

Medien erfahren. Wir haben dann am übernächs-

ten Tag, am Samstag um 7.00 Uhr früh, die ers-

ten Besprechungen vor Ort gehabt in einer Situa-

tion, in der ich im Prinzip nicht gefordert bin, 

weil es Bundessache ist, aber mir ist es darum 

gegangen, dass es auch mit den Einsatzorganisa-

tionen Cobra und Polizei ein gutes Einverneh-

men gibt, weil ich meine Zusage gebe, dass wir, 

sobald wir neue, feste Quartiere haben, Leute 

aus den Zelten dort unterbringen werden, um 

denen eine Perspektive zu geben und Lagerkol-

ler und vieles Andere zu vermeiden, was nicht 

ich ausgelöst habe, aber was zwangsläufig der 

Fall sein kann. All das wurde von uns eingelei-

tet. Und ich kann Ihnen berichten, dass wir am 

Montag und Dienstag dieser Woche bereits die 

ersten Zeltflüchtlinge in feste Unterkünfte brin-

gen können. Und hier jetzt ganz offen und ohne 

Romantik: Es sind Leute, die in Traiskirchen auf 

der Straße liegen, obdachlos sind, die sind in den 

Zelten jetzt kurzfristig einer leichten Verbesse-

rung ausgesetzt und mir geht es darum, dass wir 

die Unterkunft, so wie die ursprüngliche Forde-

rung von Ihnen an mich ist – zu Recht – mit 

festen Quartieren sicherstellen können. (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und 

der Grünen-Fraktion.) Ich brauche aber auch die 

Unterstützung aller! Und ich sage ganz offen, 

dass es manchmal sehr weh tut, wenn man in 

Gesprächen mit Einzelnen eine positive Einstel-

lung hört, dann aber aus politischen Gründen 

Gemeinderatsbeschlüsse gefasst werden, wo 

niemand überfordert ist, bei 30 Flüchtlingen in 

einem leerstehenden Gasthof, das dann auch 

umzusetzen. Damit, nachdem es auch Ihren Be-

zirk betrifft, ist es manchmal nicht leicht, unter 

den schwierigsten Umständen, die jemals ein 

Flüchtlingsreferent in diesem Land hatte, Flücht-

lingsreferent zu sein. Wir werden trotzdem mit 

Sachlichkeit und nie vergessend, dass es Men-

schen sind, über deren Schicksal wir entschei-

den, hier auch Politik und Organisation aufbau-

en. Ich werde weiter in dieser Form arbeiten! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es den Wunsch nach Zusatzfragen? – Ich 

sehe das ausschließlich bei der Fraktion der 

Grünen. Dann darf ich die Frau Klubobfrau Dr. 

Lesjak bitten, diese Zusatzfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzter Präsident! Herr Landeshauptmann! 

Lieber Peter! (Ooh-Rufe aus der F-Fraktion.) 
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Bei mir gibt es ein großes Fragezeichen betref-

fend die allgemeine Einstellung zu dem Thema, 

wie viele Asylwerber/Asylwerberinnen sollen 

wir nehmen, wie stark sollen wir dieses Ziel 

verfolgen, die Quote zu erreichen. Und was ich 

da nicht verstehe, ist Folgendes, dass es zum 

Beispiel in Bleiburg die Möglichkeit gegeben 

hätte, AsylwerberInnen in der Kaserne unterzu-

bringen. Da war ein großer Widerstand. Und wo 

auch ein großes Fragezeichen bei mir aufgetreten 

ist, ist die Tatsache, dass der Villacher Bürger-

meister Albel bei einer Veranstaltung im Juni 

Zettel verteilt hat, wo draufgestanden ist, „Asyl-

heim verhindert – Wahlversprechen gehalten“, 

wo es darum gegangen ist, ob das in Oberwolla-

nig eine Möglichkeit wäre. Jetzt werden asyl-

werbende Menschen in Gemeinden mit Bürger-

meistern/Bürgermeisterinnen von anderen Far-

ben gebracht. In Krumpendorf ist es eine 

schwarze Bürgermeisterin, es gibt andere Bür-

germeister in anderen Gemeinden von anderen 

Farben, die kriegen sehr wohl Flüchtlinge dort-

hin, aber dort, wo es die Möglichkeit auch gäbe 

– (Vorsitzender: Bitte zur Frage zu kommen, wir 

sind eigentlich schon fast in der Aktuellen Stun-

de!) 

Herr Landeshauptmann können Sie erklären, 

welche Art von Flüchtlingspolitik das ist, die 

zum Beispiel durch den Bürgermeister Albel 

repräsentiert wird, wenn er verlautbart, „Asyl-

heim verhindert – Wahlversprechen gehalten“? 

(Abg. Staudacher: Das wahre Gesicht der SPÖ!) 

Was ist das für eine Asylpolitik? 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Bitte, Herr Landeshauptmann, um Beantwor-

tung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Gerne, Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Barbara! (Heiterkeit im Hause.) Da-

mit das auch klar gesagt ist: Barbara Lesjak fei-

ert am 4. Dezember, meinem Geburtstag, ihren 

Namenstag, daher ist diese Verbindung, glaube 

ich, mit dem Beiwort „lieb“ darzustellen. 

Zur viel ernsteren Anfrage: Ich weiß, dass unter 

verschiedenen Drucksituationen Menschen im-

mer unterschiedlich reagieren. Ich würde nicht 

Flugblätter, einzelne Slogans verwenden, denn 

deren kenne ich zuhauf und könnte sie massen-

weise zitieren. Ich verweise nur auf das Internet, 

wo manchmal Dinge drinnen sind, die, na ja, 

Schames- oder Zornesröte in Abwechslung ins 

Gesicht treiben. Ich denke, dass es die Verpflich-

tung politischer Handlungsträger – und ich sehe 

mich als einen solchen – ist, Ruhe zu bewahren, 

sachlich an die Sache heranzugehen und nicht zu 

vergessen, dass wir über die Schicksale von 

Menschen, die leidgeprüft sind, zu entscheiden 

haben. Ich kann erklären, wie die Flüchtlingspo-

litik ist. Ich hätte das zu späterer Stunde in der 

Aktuellen Stunde gemacht, ich kann es gerne 

vorziehen. Der Bereich, den ich zu verantworten 

habe als Flüchtlingsreferent und damit wir alle, 

ist, dass ich sage, dass wir alles versuchen, um 

nicht mehr als eine überschaubare Anzahl – 50 

ist die Richtschnur in Kärnten – in einzelnen 

Gemeinden zu haben. Das ist das erste Prinzip. 

Das zweite Prinzip ist, wenn davon abgegangen 

wird, dann nur in einer gewissen Übereinstim-

mung mit den vor Ort Verantwortlichen. Drit-

tens, wir werden die Herausforderung der nächs-

ten Zeit dann und nur dann bewältigen, wenn wir 

eine gerechte, möglichst gerechte Verteilung 

über alle Kärntner Gemeinden haben. Und wenn 

man jetzt sagt, jeder soll eine gewisse Quote 

nehmen, dann verweise ich darauf, dass diese 

Quote keine feststehende, sondern eine sich 

ständig erhöhende Zahl ist. (Zwischenruf von 

Abg. Mag. Leyroutz.) Pardon? (Abg. Mag. Ley-

routz: Das Grundproblem angehen und nicht 

nur über Verteilung reden!) Ja, kommt, ich bin 

erst bei drei! Der vierte Punkt ist, dass wir in der 

Frage Bleiburg eine – mit Ausnahme der Grünen 

– eindeutige Meinung durch alle Parteien haben, 

dass neben vielen anderen Bereichen, unter an-

derem hat Bleiburg bereits mehr als 70 Leute 

untergebracht, wie im Übrigen auch Ferlach eine 

hohe Anzahl unbegleiteter minderjähriger 

Flüchtlinge in seinem Bezirk unterbringt im 

ehemaligen Landesjugendheim Görtschach, und 

daher ist es mir wichtig, dass wir dort, wo wir 

noch nichts haben, auch die Leute mitnehmen 

auf diesem Weg der Menschlichkeit, der Huma-

nität, des Angebotes an Asyl. Ich weiß, dass das 

Wenige mit großer Freude machen, aber es ist 

das Grundprinzip, dem wir folgen. Brösel gibt es 

immer dort, wenn es von anderer Seite Kärnten 

aufoktroyiert wird. Das war in Bleiburg der Fall, 

das war gegen meinen Willen durchgeführt in 

Krumpendorf der Fall und das ist auch die ge-
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samte Debatte über das Verteilerquartier in Os-

siach. Das muss man ganz offen ansprechen, 

wenn solche Dinge von außen mit herangetragen 

werden, dann ist es schwierig, weil es in den 

Bereichen, die wir in Kärnten gehabt haben, 

manchmal mit viel Nachhaltigkeit und persönli-

chem Auftreten gelungen ist, diese zu lösen. 

Fazit ist auch, dort, wo es gestanden ist, ist die 

Kritik und die Angst weitaus weniger, als bevor 

etwas errichtet wird. Der letzte Punkt ist im Zwi-

schenruf von Klubobmann Leyroutz angespro-

chen worden. All diese Dinge sind so, dass wir 

am Ende einer Kette von Entwicklungen sind. 

Entwicklungen, die mit Bürgerkriegssituationen 

aus den verschiedensten Gründen beginnen, die 

mit einer der größten Fluchtbewegungen, die 

dieses Jahrhundert jemals gesehen hat, fortge-

setzt wird und die letztendlich auch in einer 

nichtsolidarischen Haltung der Europäischen 

Union, um diese einmal heranzunehmen, gip-

feln. Nichtsolidarisch heißt, dass zehn Staaten in 

Wirklichkeit zu 92 Prozent die Hauptlast der 

Flüchtlingsbewegungen tragen, dass 18 Staaten 

sich von dieser gemeinsamen Aufgabenstellung 

in Wirklichkeit nahezu absentieren. Daher wird 

es notwendig sein, dass neben dem, was wir vor 

Ort machen können, die Beeinflussung auch auf 

internationaler Ebene in diese Richtung gehen 

muss, gerechter zu verteilen. Das ist aus meiner 

Sicht mittelfristig der einzige Weg. Langfristig 

geht es darum, dass wir auch bei Bereichen, wo 

hier herinnen die Parteien unterschiedlicher 

Meinung sind, aufgrund von Weltbildern oder 

sonstigen Bereichen, dass wir hier wahrschein-

lich auch sehr viel Geld in die Hand nehmen 

werden müssen, um Konflikte, die sich dort, wo 

sie entstehen, befrieden lassen. Das heißt, aktive 

Entwicklungszusammenarbeit. Das heißt auch, 

wirtschaftliche Unterstützung zur Selbsthilfe zu 

geben, damit die Leute, dort, wo sie herkommen, 

wo sie angestammt sind, auch ihre Lebensziele 

verwirklichen können. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion.) Und das heißt, eine ganz andere inter-

nationale Entwicklungszusammenarbeitspolitik, 

als wir sie derzeit haben. Wenn uns das nicht 

gelingen wird, werden wir immer wieder vor 

solchen Herausforderungen, die manchmal 

schwer bewältigbar sind, stehen. 

Zusammenfassend: Wir haben derzeit 2.700 

Menschen Hilfe gegeben, mit heutigem Status. 

Es können täglich mehr werden. Es ist aus mei-

ner Sicht dringendst notwendig, dass diese (Vor-

sitzender: Bitte zum Schluss zu kommen!) einge-

forderte internationale Solidarität rasch greift, 

sonst werden jene, die es gut meinen, überfor-

dert. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke für die Beantwortung! Der Anfragesteller 

hat auch noch den Wunsch nach einer Zusatzfra-

ge. 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Landeshauptmann! Wie Sie richtig sagen, 

ist dieses Thema emotionslos und sachlich zu 

behandeln und ich bin, glaube ich, sehr unver-

dächtig, weil die Gemeinde Moosburg sicherlich 

seit Jahrzehnten schon Vorbild ist in Flüchtlings-

fragen und Flüchtlinge beherbergt ohne große 

Demonstrationen, sondern es gibt Integration, 

Einbindung und so weiter. Also ich glaube, da 

kann man durchaus als Vorbild gelten. In No-

vember 2014 hast du erwähnt, dass die Quote 

von deiner Seite bis Ende des Jahres erfüllt wird 

und so weiter. Nachzulesen in den verschiedens-

ten Medien. Ich denke, wir sollten hier einfach 

nur auf das Sachliche hingehen und meine Frage 

war: 

Was hindert einen daran, dass eben diese Quar-

tiere geschaffen werden? Wo liegt das Problem? 

Weil wenn wir immer das Problem vom einen 

zum anderen schieben, indem man sagt, diese 

Gemeinde nicht, dort stellen wir uns hin, da geht 

es überhaupt nicht, dort wohl und dort nicht, 

dann werden wir ein Problem haben. Nach der 

§ 15a-Vereinbarung des Grundversorgungsge-

setzes Artikel 4, steht klar und deutlich drinnen, 

dass das Land dafür verantwortlich ist, für die 

Infrastruktur für die hilfs- und schutzbedürftigen 

Fremden zu sorgen. Herr Landeshauptmann, ist 

das richtig so und zweitens die Frage ergänzend 

noch dazu, was wird derzeit aktuell getan, dass 

diese Lücke gefüllt wird und die Zeltstädte rela-

tiv schnell beendet werden können? 
Gaggl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   
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Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Gerne! Herr Abgeordneter, das ist völlig richtig, 

wie Sie zitiert haben. Dieser Vertrag wurde im 

Jahr 2004 von meinem Amtsvorvorgänger Dr. 

Jörg Haider unterzeichnet und ist damit für das 

Bundesland Kärnten in der Qualität eines Staats-

vertrages verpflichtend. Ja, ich habe auch zuge-

sagt, die Quote zu erfüllen. Und meine Damen 

und Herren, ganz offen gesagt, wir erfüllen sie 

im Wesentlichen auch. Denn was man schon 

sagen muss – und da bitte ich, jetzt Ihre mathe-

matischen Fähigkeiten zu strapazieren – wenn es 

zwei Bundesländer gibt, die über 100 Prozent 

sind und eine Gesamtmasse die prozentuelle 

Verteilung machen soll, dann ist es logisch, dass 

ein paar über 100 und ein paar unter 100 liegen. 

Wir liegen mit 96,12 Prozent sehr nahe der Quo-

te, und wenn ich alle Quartiere, mit denen wir 

derzeit in Verhandlung vor dem Abschluss sind, 

hinzuzähle, überschreiten wir die Quote. Was 

wir nicht schaffen können, ist das Problem der 

Gleichzeitigkeit. Eine Quote ist heute festgestellt 

und hat am nächsten Tag schon wieder eine 

neue. Das heißt, es ist fast ein Ding der Unmög-

lichkeit, dass du das Ganze – außer du hast ein 

Riesenmassenquartier, das aber weder du noch 

ich wollen, weil es damit sehr viel von den posi-

tiven Entwicklungen zerstören würde, wenn wir 

so etwas selber machen würden. Daher können 

wir nur in überschaubarer Größe vorgehen und 

das braucht diese gewisse Zeit. Wir sind der 

Quote in absoluten Zahlen derzeit in etwa um 

knapp 4 bis 5 Tage hinten nach. Und das ist, 

glaube ich, nicht etwas, wo man von Nichterfül-

lung reden kann. Hier kann man davon reden, 

dass wir vielleicht etwas klüger und geschickter 

als andere vorgehen, um das zu erreichen, wozu 

wir uns verpflichtet haben. Noch einmal: Es 

fehlen 110 Plätze zurzeit. Ich habe direkte Ver-

handlungen derzeit mit der Frau Kollegin Payer 

über circa 140. Was das Problem ist, noch ein-

mal zurückkommend auf Klubobmann Leyroutz, 

ist, dass wir täglich aufgrund der Zuzüge weitere 

20 Betten brauchen werden. Und das schaffen 

wir dann und nur dann, wenn wir gemeinsam 

vorgehen und gleichzeitig flankierende Maß-

nahmen haben, die mit raschen Verfahren tat-

sächlich notleidende und hilfebedürftige Kriegs-

flüchtlinge von jenen unterscheiden, für die ich 

persönlich Verständnis habe, die aber nicht zu 

akzeptieren sind, nämlich Leute, die aus Le-

bensverbesserungsgründen aus sicheren Ländern 

kommen. (Abg. Mag. Leyroutz: 61 Prozent!) Die 

sind dorthin zurückzuführen und das ist ein Ab-

lehnungsprozentsatz von 60 Prozent. Nur, Herr 

Klubobmann, auch das einmal deutlich und vor 

allen gesagt: Niemand (Der Redner deutet auf 

seine Stirn.) hat da oben stehen „Kriegsflücht-

ling“ oder „Wirtschaftsflüchtling“! (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der 

Grünen-Fraktion.) Das muss festgestellt werden, 

schnell festgestellt werden und hier bin ich in 

allen Belangen auch mit der Frau Innenministe-

rin einig, je schneller wir feststellen, um so 

schneller werden wir jenen Hilfe bieten können, 

die diese wirklich brauchen. (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Grü-

nen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Die 

fünfte Anfrage kann nicht behandelt werden, 

weil der Landesrat Köfer nicht anwesend und 

entschuldigt ist. 
  

 5. Ldtgs.Zl. 140/M/31:  

Anfrage der Abgeordneten Mag. Dr. 

Lesjak an Landesrat Köfer 

Die Frau Dr. Lesjak hat mir mitgeteilt, dass sie 

diese Anfrage mündlich in der nächsten Sitzung 

erledigt haben will. Wir kommen zur sechsten 

Anfrage: 
  

 6. Ldtgs.Zl. 141/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Korak an 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

Ich darf ihn bitten, diese Anfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Korak (BZÖ): 
  Korak 

Danke schön! Geschätzter Herr Präsident! Herr 

Landeshauptmann! Werte Regierungsmitglieder! 

Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen 

und Zuhörer auf der Tribüne! Herr Landes-

hauptmann, wir haben hier im Hohen Haus vor 

Kurzem beschlossen, dass die Slowenische Mu-

sikschule ins Kärntner Musikschulwesen einge-

gliedert wird. Es wurde auch vom Rechnungshof 

dahingehend gewarnt, dass einzelne Punkte noch 
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offen waren. Jetzt ist einer dieser Punkte vom 

Rechnungshof auch in der Zeitung aufgetaucht, 

und zwar € 100.000,--. 

Wer wird für die € 100.000,-- Nachzahlung der 

eingegliederten Musikschule Glasbena šola bei 

der GKK haften? 
Korak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung 

dieser Frage! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Gerne! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Meine 

Damen und Herren des Hohen Hauses! Es ist 

darauf hinzuweisen, dass es in der Vereinbarung, 

die wir geschlossen haben, eine grundsätzliche 

Schad- und Klagloshaltung des Vorstandes des 

Vereines Glasbena šola na Koroškem gegenüber 

dem Land Kärnten gibt. Das ist auch in allen 

Anlagen bei den Beschlussfassungen mitgege-

ben worden, daher ist es ausgeschlossen, dass 

das Land Kärnten unerwartete Kosten durch 

bisherige amtlich festgestellte Nachzahlungen 

hat. Nach meinem Recherchebedarf, den ich 

anstellen ließ aufgrund dessen, ist mir aber auch 

mitgeteilt worden, dass die Summe von 

€ 100.000,-- so nicht ganz korrekt ist. Es gab 

Außenstände bei der Gebietskrankenkasse in der 

Größenordnung von € 57.000,--. Nachdem es 

eine Verbundprüfung eines Amtes über mehrere 

Bereiche gegeben hat, hat auch eine Finanz-

schuld von € 31.000,-- das Licht der Welt er-

blickt. Das sind insgesamt  

€ 88.000,--. Die sollen am 16. Feber 2015 begli-

chen worden sein. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es von den Fraktionen den Wunsch nach 

einer Zusatzfrage? – Die Abgeordnete Kuchling 

hat sich zu Wort gemeldet. Bitte, diese Zusatz-

frage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Kuchling (GRÜ): 
  Mag. Kuchling 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 

Landeshauptmann! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Ich habe eine Zusatzfrage im Hinblick auf 

die Glasbena šola und die Eingliederung in die 

Kärntner Musikschulen, und zwar allgemein 

gehalten, Herr Landeshauptmann: 

Wie kommt das Land Kärnten seinen Verpflich-

tungen aus dem Memorandum gegenüber der 

Glasbena šola nach? Ich möchte das jetzt hier 

noch einmal erklärt haben. 
Mag. Kuchling   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Danke, gerne! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! Ich 

glaube, dass das Land Kärnten seinen Verpflich-

tungen im Memorandum of Understanding, un-

terzeichnet von meinem Amtsvorgänger Gerhard 

Dörfler, insofern nachgekommen ist, als es über 

die Einsetzung des Dialogforums, bei dem auch 

das Thema Glasbena šola mehrfach diskutiert 

wurde und wo um gemeinsame Lösungen ge-

rungen wurde, glaube ich, diese auch so erfüllt 

hat, dass wir heute eine Lösung haben, dass mit 

diesem Schuljahr, mit 1.7., in der Vorbereitung 

die Glasbena šola als 28. Bezirksschule des 

Kärntner Musikschulwerkes offeriert und tätig 

sein wird. Ich glaube, dass wir damit auch ge-

zeigt haben, dass wir trotz schwieriger Situatio-

nen bereit sind, das, was Vorgänger von uns 

unterzeichnet haben, dann auch in die Praxis 

umzusetzen. Ich denke, dass ich dieser Verant-

wortung nachgekommen bin. Ich bedanke mich 

noch einmal ganz explizit bei all jenen Vielen, 

bei der absoluten Mehrheit des Kärntner Landta-

ges, die diesen Weg mitgetragen hat! (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion 

und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke! Gibt es vom Anfragesteller noch den 

Wunsch nach einer Zusatzfrage? – Er hat das 
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nicht als notwendig erachtet, daher kommen wir 

zur nächsten Anfrage: 
  

 7. Ldtgs.Zl. 142/M/31:  

Anfrage der Abgeordneten Mag. 

Trodt-Limpl an Zweite Landes-

hauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. 

Schaunig-Kandut 

Ich begrüße diese ebenso herzlich auf der Regie-

rungsbank, die kurz nach Beginn der Sitzung 

bereits Platz genommen hat! Bitte, Frau Abge-

ordnete, um Ihre Anfrage! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (BZÖ): 
  Mag. Trodt-Limpl 

Geschätzter Herr Präsident! Herr Landeshaupt-

mann! Hoher Landtag! Die Causa Hypo und 

darauffolgend die Abbaubank HETA beschäfti-

gen uns ja sehr. Wir alle haben beschlossen, dass 

wir den Schulterschluss machen, um die finanzi-

elle Situation des Landes Kärnten wieder auf 

einen geraden Weg zu bringen, darum ist meine 

Anfrage an die Frau Landeshauptmann-

Stellvertreterin: 

Wann sind die nächsten fünf Termine betreffend 

die HETA-Expertengruppe mit dem Land Kärn-

ten geplant? 
Mag. Trodt-Limpl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Bitte, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin 

um Ihre Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. 

Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ): 
  Mag. Dr. Schaunig-Kandut 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte An-

fragestellerin! Für den Bereich der Abwicklung 

der HETA gibt es eine Koordinationsgruppe 

HETA-Haftungen, die auf der Landesebene exis-

tiert. Die besteht aus dem Vorstand der Kärntner 

Landesholding, der für rechtliche Angelegenhei-

ten zuständig ist, aus Fach- und Rechtsexperten 

sowie dem Vorstand der Finanzabteilung. Diese 

tagt zumindest 14-tägig und bei Bedarf auch sehr 

kurzfristig. Bis zum jetzigen Zeitpunkt tagte 

diese Koordinationsgruppe dreizehnmal ohne 

Beteiligung des Bundes und siebenmal mit den 

Experten und den Expertinnen des Bundes, wo-

bei auch die OeBFA-Finanzierungsvereinbarung 

mit dem Bund teilweise Thema dieser Tagungen 

war. Die gemeinsame Arbeitsgruppe zwischen 

Land und Bund wurde zuletzt verstärkt von 

Bundesseite um weitere Experten. Das ist die 

zuvor angeführte Gruppe, die siebenmal in der 

ursprünglichen Zusammensetzung und jetzt ein 

weiteres Mal mit den weiteren Experten des 

Bundes getagt hat. Das Thema HETA ist auch 

ein fixer Tagesordnungspunkt jeder Regierungs-

sitzung. Das gesamte Regierungskollegium wird 

bei jeder Sitzung umfassend von mir und bei 

Bedarf von Herrn Dr. Felsner über den aktuellen 

Stand informiert. Aktuelle Ereignisse wie zum 

Beispiel zuletzt das Downgrading des Landes 

Kärnten werden von meiner Seite unmittelbar an 

alle Regierungskollegen kommuniziert. Im kon-

kreten Fall kam die Meldung knapp vor 23.00 

Uhr, um 23.16 Uhr ergingen schon die weiteren 

Informationen an alle Regierungsmitglieder. 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Schaunig-Kandut   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke für die Beantwortung! Gibt es von Seiten 

der SPÖ den Wunsch nach einer Zusatzfrage? – 

Bei den Freiheitlichen sehe ich das nicht, bei der 

ÖVP, bei den Grünen auch nicht! Dann bitte ich 

die Frau Abgeordnete Trodt-Limpl, wenn sie den 

Wunsch hat, eine Zusatzfrage zu stellen! Bitte! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (BZÖ): 
  Mag. Trodt-Limpl 

Recht herzlichen Dank für die Beantwortung! 

Meine Zusatzfrage: 

Welche konkreten Fortschritte gibt es bei diesen 

Sitzungen? 
Mag. Trodt-Limpl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte um 

Beantwortung! 
Ing. Rohr   
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Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. 

Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ): 
  Mag. Dr. Schaunig-Kandut 

Die Abwicklung der HETA ist ein Prozess, der 

sich laufend entwickelt. Sie wissen es selbst, wir 

werden nahezu tagtäglich vor neue Herausforde-

rungen gestellt. Hauptaugenmerk liegt darauf, 

dass wir gemeinschaftlich mit dem Bund eine 

Vorgangsweise finden, die Frage der Haftungen 

zu bewältigen. Denn eines ist klar, das Land 

Kärnten alleine wird es nicht können und auch 

eine Schuldzuweisung an das Land Kärnten al-

leine ist aus meiner Sicht nicht möglich, daher 

diese abgestimmte und gemeinsame Vorgangs-

weise. In der ersten Phase dieser Gespräche gab 

es eine sehr apodiktische Haltung des Bundes, 

dass die Abwicklung nur alleine durch das Land 

Kärnten erfolgen könne. Nunmehr hat sich diese 

Haltung aufgeweicht und es wird nach Lö-

sungsmöglichkeiten gesucht, wie Bund und 

Land gemeinschaftlich hier mit den Gläubigern 

in einen Prozess treten können. Dazu kommt 

noch, dass die Kärntner Landesholding im Rah-

men eines URG-Verfahrens jetzt in einen struk-

turierten Kommunikationsprozess mit den Gläu-

bigern eingetreten ist, es erstmals die Möglich-

keit gibt, entweder bei der beauftragten An-

waltskanzlei oder beim beauftragten Invest-

mentberater für die Gläubiger auch entsprechend 

ihre Forderungen zu deponieren. Denn eines der 

Probleme ist, dass wir überhaupt nicht wissen, 

wer unsere Gläubiger sind, die uns gegenüber-

stehen, weil das ja handelbare Papiere sind und 

der Besitzer entsprechend wechseln kann. Nun-

mehr haben wir Kontakt mit den größten Gläu-

bigergruppen und es wird versucht, in diesem 

strukturierten Prozess Lösungswege zu erarbei-

ten. Es ist leider ein Prozess, der uns noch einige 

Zeit begleiten wird. Ich hoffe – und ich bedanke 

mich hier wirklich bei allen Mitgliedern des 

Kärntner Landtages – dass diese Geschlossen-

heit, die wir in dieser Frage aufweisen, uns auch 

in Zukunft erhalten bleibt, denn die ist für eine 

sinnvolle Lösung unabdingbar! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Schaunig-Kandut   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit ist die Fragestunde beendet. Wir kommen 

nun zur Durchführung der Aktuellen Stunde. 

Aktuelle Stunde 

Ich vermerke einen Start um 10.09 Uhr. Wir 

haben einen entsprechenden Antrag nach dem 

Rotationsprinzip von den Sozialdemokraten 

vorliegen. Das Thema lautet: „Asyl als Men-

schenrecht – die aktuelle Asylpolitik in Kärn-

ten.“ Wir haben in der Präsidiale vereinbart, dass 

alle Abgeordneten Damen und Herren natürlich 

dazu sprechen können und der zuständige Refe-

rent, in diesem konkreten Fall der Herr Landes-

hauptmann Dr. Peter Kaiser. Als ersten Redner 

darf ich den Klubobmann der Sozialdemokraten 

Herwig Seiser aufrufen! Ich bitte ihn ans Red-

nerpult! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Geschätzter Herr Präsident! Herr Landeshaupt-

mann! Meine sehr geehrten Damen und Herren 

auf der Zuschauertribüne! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn sich Asylpolitik aus-

schließlich in der mathematischen Erfüllung von 

Quoten ergeht, dann würde ich einmal meinen, 

dass das keine Asylpolitik ist. Asylpolitik hat 

vielmehr die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass mit 

Kriegsflüchtlingen – und ich bitte Sie, diese 

Betonung Kriegsflüchtlinge, genau zur Kenntnis 

zu nehmen – dass mit Kriegsflüchtlingen gerecht 

umgegangen wird, dass dafür gesorgt wird, dass 

diese gerecht verteilt werden können. In der 

Europäischen Union, die heute schon mehrmals 

zum Thema gemacht wurde im Zusammenhang 

mit Flüchtlingen, versucht man seit dem Jahr 

1997 bzw. seit diesen Amsterdamer Verträgen 

eine solidarische Asylpolitik zu gestalten. Das ist 

bis heute nicht gelungen. Man versucht auch in 

Österreich, eine sogenannte Asylpolitik in der 

Bundesregierung zu gestalten. Das ist – und das 

sage ich mit ganzer Offenheit – das ist ohne eine 

weiterführende Einwanderungspolitik nicht 

möglich. Weil wenn wir in Österreich in einer 

vernünftigen Einwanderungspolitik uns nicht 
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klar darüber sind, welche Grenzen definiert wer-

den, unter welchen Rahmenbedingungen Men-

schen und in welcher Zahl Menschen in Öster-

reich bleiben dürfen und bleiben können, brau-

chen wir über solidarische Asylpolitik als quasi 

Vorstufe einer Einwanderungspolitik nicht de-

battieren. Wenn man sich die Versuche an-

schaut, die in letzter Zeit insbesondere von der 

Bundesregierung gemacht wurden, siehe Zelt-

städte, siehe Abschiebung in die Tschechoslo-

wakei, so halte ich diese Varianten für eher un-

tauglich. Ich plädiere eher für eine sachliche 

Diskussion. Ich plädiere dafür, dass die Emotio-

nen auf beiden Seiten – auf beiden Seiten! – 

herausgenommen werden, weil, sehr geschätzte 

Damen und Herren, das Anstellen von Flüchtlin-

gen in einer Schlange um Essen ist noch kein 

Menschenrechtsskandal und es ist auch der 

Hunnensturm nicht über Österreich hereingebro-

chen! Wir brauchen keine Wassergräben, wir 

brauchen keine Betonpalisaden und wir brau-

chen keine Elektrozäune! Daher nehmen wir die 

Emotion aus der Diskussion heraus, meine sehr 

geschätzten Damen und Herren, und versuchen 

wir, lösbare Probleme zu lösen, bevor aus politi-

schen Gründen aus diesen lösbaren Problemen 

Dramen werden! Ich denke, dass der Landes-

hauptmann hier in Kärnten mit seiner Vorge-

hensweise, mit der Richtlinie, 50 Menschen in 

einer festen Unterkunft, eine Vorgabe gemacht 

hat, die durchaus bundesländertauglich sein 

kann, für alle Bundesländer tauglich sein kann, 

weil wir ja die Zeltstädte nicht mehr wirklich 

wollen, meine sehr geschätzten Damen und Her-

ren! Es wird auch darum gehen, und der Landes-

hauptmann hat angesprochen, dass die Behör-

denverfahren abgekürzt werden, es müssen die 

Behördenverfahren, insbesondere, wenn es da-

rum geht, Genehmigungen, Widmungen zu er-

halten für Container, also für zeitlich begrenzte 

Unterbringungsmöglichkeiten, dass wir diese 

Verfahren beschleunigen, damit diese Hilfsmög-

lichkeiten, das Aufstellen von Containern 

schneller erledigt werden kann, meine sehr ge-

schätzten Damen und Herren! 

Wir haben insbesondere in den vergangenen 

Wochen – und ich komme noch einmal darauf 

zurück – gehört, dass jetzt der Versuch unter-

nommen wurde, Flüchtlinge in die Slowakei 

abzuschieben bzw. das wird ja jetzt realisiert. 

Wenn man dieses Gedankenspiel der Bundesmi-

nisterin weiterentwickelt, dann könnte das ja 

hinkünftig heißen, dass man beginnt, Handel mit 

Flüchtlingen zu betreiben. (Vorsitzender: Noch 

eine halbe Minute Redezeit!) Weil wenn man die 

Quote nicht erfüllen will in einem Land, dann 

schiebt das Land A die Flüchtlinge ins Land B 

ab und dann bezahlt das Land A für die Flücht-

linge im Land B. Das heißt, wir kommen in ei-

nen ähnlichen Zustand, wie es abgeht beim Han-

del mit Emissionszertifikaten im Klimaschutz. 

Das ist keine Asylpolitik, meine sehr geschätzten 

Damen und Herren, sondern das ist ein unwürdi-

ger Umgang mit Menschen, (Vorsitzender: Bitte, 

zum Schluss zu kommen!) die unsere Hilfe brau-

chen! Ich darf nur zum Schluss noch eine bzw. 

zwei oder drei Zahlen nennen, die uns doch ei-

nen Vergleich vor Augen führen sollten, weil 

man von der internationalen Vergleichbarkeit 

redet. Im Libanon, meine sehr geschätzten Da-

men und Herren, gibt es 4,5 Millionen Einwoh-

ner bei einem Bruttoinlandsprodukt von 

44,4 Milliarden Euro. (3. Präs. Lobnig: Time 

out!) Österreich hat ein Bruttoinlandsprodukt 

von 140 Milliarden Euro. Österreich hat 40.000 

Flüchtlinge, im Libanon sind es derzeit mehr als 

1 Million. Danke für die Aufmerksamkeit! (Bei-

fall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Seiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich kann nur immer wieder appellieren, fünf 

Minuten bleiben fünf Minuten, meine Damen 

und Herren, und das gilt für alle! Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist der Herr Klubobmann Ley-

routz. Ich bitte ihn um seinen Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren 

Kollegen! Asyl als Menschenrecht steht wohl 

außer Streit und ich danke dem Herrn Kollegen 

Seiser, dass er eigentlich das Stichwort gegeben 

hat, worüber man wirklich diskutiert und debat-

tiert, nämlich über Einwanderungspolitik und 

über Begriffe wie Völkerwanderung. Wir führen 

ja schon lange keine Debatte mehr über Asyl 

und über Asyl als Menschenrecht, sondern wir 

debattieren in Wirklichkeit über das Thema, dass 

wir uns in einer Völkerwanderung befinden, auf 

die Europa und auf die Österreich keine Antwort 

haben, weil man sich den tatsächlichen Proble-
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men nicht stellen will. Es ist natürlich viel leich-

ter und einfacher, den humanitären Gedanken 

herauszustreichen, um alle damit einhergehen-

den Probleme nicht mehr ansprechen zu müssen. 

Wenn wir über Rechte sprechen, dann möchte 

ich betonen, dass auch die Kärntnerinnen und 

Kärntner Rechte haben, insbesondere die Ge-

meindebürger, die vom Herrn Landeshauptmann 

mit Füßen getreten werden, die von dieser Re-

gierungskoalition nicht ernst genommen werden. 

Wenn man sich die Vorgangsweise und die In-

formationspolitik des Herrn Landeshauptmannes 

und der Bundesregierung betreffend das Auf-

nahmezentrum Ossiach ansieht, dann erkennt 

man, dass da wieder einmal eine Politik des 

Drüberfahrens, eine Politik der Falschinformati-

on und eine Politik ohne Bürger ist. Denn wie 

kann es sein, dass über Wochen und Monate der 

Standort, der dem Landeshauptmann auch be-

kannt war und offensichtlich auch favorisiert 

wurde, geheimgehalten wird und den betroffe-

nen Bürgern schlussendlich via Medien mitge-

teilt wird, was da passiert. Aber die Planung ist 

daneben gegangen, denn die Ossiacher und ihr 

Bürgermeister lassen nicht über sich drüberfah-

ren und es wird dieses Asylverteilerzentrum in 

Ossiach nicht kommen und dazu kann man den 

Ossiachern nur gratulieren! (Beifall von der F-

Fraktion.) Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, es ist an der Zeit, mit der Verlogenheit in 

dieser Diskussion aufzuhören und die Probleme 

anzusprechen. Herr Landeshauptmann, sagen Sie 

doch der Bevölkerung klar und deutlich, dass 

Asylpolitik, wie Sie und die SPÖ sie verstehen, 

ein gutes Geschäft ist für die Ihnen und den 

Grünen nahestehenden NGOs und für rote Bon-

zen, die Objekte in B-Lagen aufkaufen, um diese 

über die Unterbringung von Flüchtlingen zu 

finanzieren! Sagen Sie doch der Bevölkerung, 

dass die Völkerwanderung und Ihre Wirtschafts-

flüchtlingspolitik ein eigener Geschäftszweig 

geworden sind, auf den viele gar nicht mehr 

verzichten mögen! Und erklären Sie der Bevöl-

kerung, dass man Ihrer Politik zuliebe auf die 

Sicherheit im eigenen Land keinen Wert mehr 

legt! Herr Landeshauptmann, Sie wissen, dass 

für Krumpendorf weitere Polizisten abgezogen 

und zum Dienst eingeteilt wurden und diese in 

Kärnten ihren Dienst nicht mehr regulär verse-

hen können. Sagen Sie der Bevölkerung, dass 

unsere Polizeibeamten mittlerweile überfordert 

sind und sagen Sie der Bevölkerung, dass die 

Aufklärungsrate bei Einbruchsdelikten mittler-

weile deutlich unter 10 Prozent liegt! Und wenn 

wir schon über Prozentzahlen sprechen, dann 

erklären Sie auch der Bevölkerung, dass wir im 

Justizwesen, insbesondere in den Justizanstalten 

mittlerweile mehr als die Hälfte der Plätze nur 

noch für Straftäter reserviert haben, die nicht die 

österreichische Staatsbürgerschaft haben! Aber 

Herr Landeshauptmann, das werden Sie nicht 

tun, weil Sie Probleme nicht ansprechen wollen 

und insbesondere nicht mit den Bürgern die 

Probleme erörtern wollen. Zahlen, Daten und 

Fakten lügen nicht. Weit über 61 Prozent all 

jener, die in Österreich um Asyl ansuchen, tun 

dies rechtswidrig und nützen unser Sozialsystem 

aus. Nicht anders ist auch erklärbar, dass in ers-

ter Linie junge Männer nach Österreich und nach 

Kärnten kommen und nicht die schutzbedürfti-

gen Frauen und Kinder, über die man immer 

spricht. (Abg. Dipl.-Ing. Johann: Vielleicht wol-

len die nicht im Krieg sterben!) Aber auch das 

ist ein Indiz dafür, dass es nicht um Asylpolitik, 

sondern um Völkerwanderung, um Wirtschafts-

flüchtlinge geht. Wenn man davon spricht, dass 

in Österreich alleine heuer 100.000 Flüchtlinge 

aufgenommen werden sollen, bedeutet dies für 

Kärnten eine Zahl von 7.000. Wir sprechen hier 

von einer Kleinstadt in der Größe von Ferlach. 

Aber nicht nur in dem Jahr, sondern auch in den 

Folgejahren und dann müssen wir noch über den 

Familienzuzug diskutieren, denn da entsteht eine 

Situation, die ist sozial nicht mehr verträglich. 

Wir fordern daher ganz klar: Aussetzen von 

Schengen, keine Neuaufnahme von Asylwer-

bern, keine Bezirksquoten, eine umfassende 

Information und vor allem ein effektives Rück-

fahrmanagement. Und was wir noch fordern, 

vom „Schweigsamen“, vom Herrn Landesrat 

Benger: Endlich einmal klare Worte dazu, dass 

Zeltlager und Erstaufnahmezentren in Touris-

musgemeinden kein Teil ihrer neuen Touris-

musstrategie sind! (Beifall von der F-Fraktion, 

vom BZÖ und von Abg. Mag. Schalli.) 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Klubob-

mann der ÖVP, Abgeordneter Ferdinand Hueter. 

Bitte ihn um seinen Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   
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Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Ge-

schätzte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tri-

büne! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

möchte jetzt ganz bewusst in dieses Thema nicht 

gleich einsteigen wie mein Vorredner, weil ich 

glaube, das ist ein Thema, das viel zu sensibel 

ist. Hier geht es wirklich um Menschen und um 

Menschlichkeit. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, 

der ÖVP-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 

Und ich glaube, das Thema sollte man auch ab-

seits aller Emotion und aller politischen Denk-

weisen so sehen und deswegen ist mir zu diesem 

Thema Asyl ein ganz schöner Satz des französi-

schen Schriftstellers Antoine de Saint-Exupéry 

eingefallen, der lautet: „Man sieht nur mit dem 

Herzen gut.“ (Abg. Mag. Schalli: Wieviel hast du 

denn aufgenommen in deiner Gemeinde?) – Ja, 

das werde ich dir gleich sagen! – Man sieht nur 

mit dem Herzen gut und ich habe in meiner Ge-

meinde, und dann sage ich dir gleich die Ant-

wort, vorigen Freitag einen Sondergemeinderat 

abgehalten. Ich nehme diese Informationspflicht 

nämlich sehr ernst und ich will auch – und das 

habe ich bei der letzten Landtagssitzung hier an 

dieser Stelle gesagt – ich werde meinen Beitrag 

in meiner Gemeinde leisten! Und das werden 

auch andere tun. (Abg. Mag. Schalli: Wann?) 

Wir sind dabei, es zu tun! Aber – und das ist das 

Thema, aber – dieses Thema müssen alle uniso-

no einhalten und deswegen ist es bei allen politi-

schen Vertretern und auch allen politischen 

Gruppierungen unumstritten und es sollte auch 

wesentlich abseits dieser allgemeinen politischen 

Debatte sein, hier geht es überall um Menschen 

und diese Zahl, (Abg. Mag. Leyroutz: Ich glau-

be, Recht und Gesetz sollten für alle gelten!) 61 

Prozent, die du genannt hast, die stimmt. Nur, 

wer weiß das vorher, wer ein Wirtschaftsflücht-

ling ist? Da ist kein Pickerl am Kopf oben, der 

(Beifall von der ÖVP-Fraktion.) oder der ist ein 

normaler Asylant. Asyl ist ein Völkerrecht und 

da glaube ich, leistet Österreich den Beitrag, 

(Abg. Mag. Leyroutz: Einhaltung von internatio-

nalen Verträgen, das ist ganz einfach!) sowohl 

mit anderen neun europäischen Staaten und lei-

der Gottes leisten 18 noch einen sehr minimalen 

Beitrag. Und da glaube ich, sollten wir alle ge-

meinsam schauen, dass dieses Thema wirklich 

auf Gesamteuropa ausgedehnt wird und Öster-

reich und Kärnten im Speziellen sind gerade 

dabei, diese besagten 100 Prozent der Quote zu 

erfüllen. Ich weiß, dieses Wort „Quote“ gefällt 

keinem, mir auch nicht, weil die Quote eigent-

lich irgendein nominaler Begriff ist, der sich fast 

täglich ändert. Der ändert sich täglich. Das heißt, 

wir werden irgendwo ein Instrumentarium ein-

schalten müssen, um hier nicht wirklich das Fass 

ohne Boden zu werden. Und deswegen will ich 

dieses Thema auch von der Seite angehen, dass 

es hier um sehr viel Vernunft geht. Ich bin über-

zeugt davon, es geht hier mit dieser Vernunftde-

batte bis hinauf zu den Bezirkshauptleuten, bis 

hinauf zu den Bürgermeistern, und noch viel, 

viel weiter, hinauf zu den Mandataren und zur 

Bevölkerung. 

(Der Redner mit Blick auf Abg. Mag. Schalli:) 

Und jetzt komme ich auf deine Frage zurück. In 

meiner Gemeinde habe ich das in der ersten Pha-

se auf die Mandatare und da waren alle im Ge-

meinderat Vertretenen positiv. Und wir haben 

eines gemeinsam festgelegt, eine Informations-

veranstaltung, dass alle dabei sein müssen, ein 

Beauftragter vom Land, der Bezirkshauptmann, 

einer von der Exekutive und auch die Kirche, 

weil ich schon der Auffassung bin, dass auch die 

Kirche ihren Beitrag leisten sollte. Und soweit 

ich informiert bin, wird sie diesen Beitrag auch 

leisten und natürlich auch alle anderen Hilfsor-

ganisationen. Ich denke, wenn wir das auf diese 

breite Ebene bringen, dann ist das für keine Ge-

meinde in Kärnten ein Thema, diese Flüchtlings-

thematik menschlich lösen zu können. Es geht 

hier wirklich um die menschliche Thematik, es 

geht hier um Menschen, die wirklich um ihr 

gesamtes Hab und Gut gekommen sind, das sind 

Kriegsflüchtlinge. Und, ich kann nur aus meiner 

Gemeinde berichten, wir hatten vor 30 Jahren im 

speziellen Fall Vietnam Vietnamflüchtlinge in 

unserer Gemeinde. Das war ganz unbeachtet von 

vielen in der Öffentlichkeit, da waren 25 bis 30 

Personen in Berg im Drautal anwesend. Wir 

haben sie über 20 Jahre bei uns verpflegt, wir 

haben sie integriert, wir haben mit ihnen alles 

getan. Zwei davon sind jetzt noch in Berg. Also 

ich glaube, dieses Thema kann man lösen, wenn 

man will, wenn man es wirklich unter der huma-

nitären Glocke sieht und nicht unter dem politi-

schen Aspekt. Denn wenn ich es politisch sehe, 

dann weiß ich genau, wer verliert – alle! Auch 

die einheimische, hiesige Bevölkerung. Und 

deshalb glaube ich, ist es wichtig, man muss es 

mit dem Herzen sehen. Deshalb gefällt mir die-

ser Spruch von diesem französischen Schriftstel-
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ler sehr, sehr gut, weil denke, wenn man das mit 

dem Herzen sieht, dann hat man zu vielem einen 

anderen Zugang. Und ich glaube, (Vorsitzender: 

Noch eine halbe Minute Redezeit!) man kann aus 

der Not eine Chance machen. Und diese Chance 

sehe ich darin begründet, dass auch die Bevölke-

rung, wenn sie merkt, dass sie integriert ist, dass 

sie dabei ist, dass sie auch Hilfestellung leisten 

kann, dass wir in Summe etwas Positives für die 

Gemeinden, für Kärnten und für Österreich ma-

chen. Österreich hat schon in der Vergangenheit 

bewiesen, dass wir in Notsituationen immer 

zusammengestanden sind und immer unseren 

Beitrag geleistet haben. Deswegen: Sehen wir es 

mit dem Herzen gut! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Klubob-

frau der Grünen, Dr. Barbara Lesjak. Bitte sie 

um ihren Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Geschätzte 

Kolleginnen und Kollegen! „Ich habe seit vier 

Jahren nicht gelacht.“ – Das war ein Zitat von 

einem irakischen Flüchtling. Er hat mir das er-

zählt bei der Veranstaltung letzten Sonntag in 

Krumpendorf. Es gab ein Fest der Humanität, 

der Menschlichkeit, wo über 1.000 Menschen 

hingekommen sind, aus Klagenfurt, aus der Um-

gebung, aber auch aus Krumpendorf selber. Die-

se Welle der Hilfsbereitschaft und der Mensch-

lichkeit war wirklich überwältigend. Es war ein 

positives Beispiel dafür, dass die Menschen vor 

Ort helfen wollen, dass sie eine Willkommens-

kultur zelebrieren, dass sie nicht ausländerfeind-

lich sind und sich nicht verschließen, sondern 

dass sie die Botschaft herüberbringen, insbeson-

dere den Flüchtlingen gegenüber, „ihr seid will-

kommen“. Und mit diesem irakischen Flüchtling 

habe ich etwas länger gesprochen, der konnte ein 

bisschen Englisch reden. Der hat gesagt: „Ich 

bin so dankbar, ich weiß nicht, wie ich diese 

Dankbarkeit zeigen soll.“ Und dann habe ich zu 

ihm gesagt, wenn er glücklich ist und wenn er 

jetzt lachen kann nach vier Jahren, dann ist das 

Dankbarkeit genug. Diese Menschen haben eine 

Vergangenheit hinter sich, die können wir uns 

nicht vorstellen. Sie haben eine Notsituation, ein 

Elend in ihrem Land, schon vor der Flucht, wäh-

rend der Flucht, das ist oft ein Trauma. Und 

wenn sie hierher kommen, dann ist es, glaube 

ich, das Wichtigste, dass man ihnen zeigt, ihr 

seid hier gut angekommen, hier bekommt ihr 

Schutz und Sicherheit. Das ist ganz, ganz wich-

tig und dafür braucht es auch uns. Es braucht 

politische Vorbilder, es braucht Vorbilder in der 

Bevölkerung und es braucht diese Form der 

Willkommenskultur. Vielleicht ist es wichtig, in 

diesem Zusammenhang auch die Genfer Flücht-

lingskonvention in Erinnerung zu rufen, die ja in 

Österreich seit 1955 in Kraft ist und sich auf den 

Artikel 14 der Allgemeinen Menschenrechte 

bezieht. Dort heißt es: „Flüchtling ist, wer sich 

aus der begründeten Furcht vor Verfolgung we-

gen seiner Rasse, Religion, Nationalität, Zuge-

hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 

oder wegen seiner politischen Überzeugung 

außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsan-

gehörigkeit er besitzt und den Schutz dieses 

Landes nicht in Anspruch nehmen kann.“ Und 

deswegen müssen wir oder die Länder, in die sie 

flüchten, diesen Schutz und diese Sicherheit 

bieten. Ich habe mir vor Ort ein Bild gemacht, da 

in Krumpendorf zum Beispiel, weil der Klub-

obmann Leyroutz gemeint hat, die Gemeinde-

bürger haben das Recht, das angeblich vom 

Herrn Landeshauptmann mit Füßen getreten 

würde – die Gemeindebürger haben aber auch 

das Recht, ihre Humanität und ihre Hilfsbereit-

schaft zum Ausdruck zu bringen. Es gab dort 

Geld und Sachspenden, das war einfach über-

wältigend! Und es war schön, zu sehen, dass es 

diese Menschen und diesen Teil der Bevölke-

rung – ich glaube, das ist die Mehrheitsbevölke-

rung – auch gibt. Und ich finde solche Aussagen 

total menschenverachtend, wenn man sagt, es ist 

eine Politik des Drüberfahrens, das ist eine Poli-

tik der Quotenerfüllung. Natürlich müssen wir 

Quoten erfüllen und da muss ich dem Klubob-

mann Seiser auch ein bisschen widersprechen, 

weil er gesagt hat, Asylpolitik soll nichts mit 

Quotenerfüllung zu tun haben. Selbstverständ-

lich soll das etwas mit Quotenerfüllung zu tun 

haben, weil die Quote das einzige Instrument ist, 

das eine solidarische Aufteilung überhaupt ga-

rantiert. Und bevor wir über die EU schimpfen, 

schauen wir lieber selber, wie wir unsere Quote 

erfüllen und wie unsere eigenen Bezirke und 

Bürgermeister und Gemeinden diese Quote er-
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füllen. Ich habe das in der Fragestunde ange-

sprochen. Ich war, das muss ich ehrlich sagen, 

total erschrocken, als ich gesehen habe, dass 

vom Villacher Bürgermeister, einem SPÖ-

Mitglied, Zettel verteilt worden sind, wo drauf-

gestanden ist „Asylantenheim verhindert – 

Wahlversprechen gehalten!“ Das ist etwas, was 

dieser Willkommenskultur total zuwiderläuft. 

(Abg. Staudacher: Das wahre Gesicht ist das!) 

Das ist etwas, was gerade nicht zeigt, dass wir 

Menschlichkeit und Solidarität eigentlich leben 

wollen. Natürlich wollen wir auch keine Zelt-

städte, wir wollen auch keine Kasernen. Freilich 

brauchen diese Menschen würdigere Unterbrin-

gungen, aber bitte was ist der Unterschied zwi-

schen einem Zelt und einer Kaserne? In einer 

Kaserne gibt es wenigstens ein festes Dach. Ich 

habe damals die Diskussion nicht verstanden, 

dass man gesagt hat, in Bleiburg in der Kaserne 

sollen die Flüchtlinge nicht untergebracht wer-

den. Das Argument, dass das Schlepper anlo-

cken würde, halte ich für an den Haaren herbei-

gezogen. Es gibt dort den Platz und es gibt auch 

die Möglichkeiten. Vielleicht kann man einmal 

(Vorsitzender: Noch eine halbe Minute!) Exper-

ten/Expertinnen befragen, wie sie das sehen mit 

der Unterbringung in Kasernen. (Abg. Mag. 

Schalli: Wir wissen, dass die Quote nicht erfüll-

bar ist! Nie!) Ich weiß nicht, ob das jetzt wirk-

lich so etwas Menschenunwürdiges ist. 

Wir müssen wirklich alle Möglichkeiten aus-

schöpfen und auch von allen Bürgermeistern. Es 

gibt in der FPÖ Gott sei Dank auch Ausnahmen. 

Aber hier müssen wir zumindest eine Politik der 

Vernunft, eine Politik der Mehrheit zusammen-

halten und diese Willkommenskultur auch aktiv 

leben. Danke! (Beifall von der Grünen-

Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr. 

Hartmut Prasch. Ich darf ihn ersuchen, vom 

Rednerpult aus seinen Debattenbeitrag zu leis-

ten! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Prasch (TS): 
  Dr. Prasch 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landes-

hauptmann, dem ich gratuliere, dass seine Zitate 

bei öffentlichen Veranstaltungen im Landtag 

durchaus aufgegriffen werden, wie man beim 

Abgeordneten Hueter bemerkt hat! Sehr geehrte 

Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Medienvertre-

ter! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ir-

gendwie habe ich heute bei der Aktuellen Stunde 

ein Déjà-vu, denn genau dieses Asylthema haben 

wir bereits in der Aktuellen Stunde der letzten 

Landtagssitzung, wie ich meine, sehr umfassend 

und ausführlich debattiert. Ohne die große Prob-

lematik und die entscheidenden Herausforderun-

gen dieses Themas künstlich kleinreden zu wol-

len, verweise ich durchaus auch darauf, dass dies 

nicht das einzige wichtige Thema für Kärnten in 

Zeiten wie diesen – auch ein Zitat von gestern – 

ist. Die ganze Causa Hypo-HETA inklusive der 

Haftungen, aber auch der HCB-Skandal sind nur 

als Beispiele zu erwähnen. Allein diese beiden 

angesprochenen Bereiche beweisen, dass die 

Asylfrage allein nicht unser Hauptproblem oder 

gar unser einziges Problem darstellt. Aber trotz-

dem noch einmal zu diesem Thema. Die SPÖ hat 

für die Aktuelle Stunde „Asyl als Menschen-

recht“ als Titel für die Aktuelle Stunde formu-

liert. Doch leider ist auch die SPÖ nicht frei von 

Tadel bei diesem Thema. Als Beispiel dafür sei 

exemplarisch die oberösterreichische Hauptstadt 

Linz – ich gehe jetzt gar nicht auf Villach ein – 

genannt, wo die roten Slogans gegenüber jenen 

der FPÖ nicht mehr zu unterscheiden sind. Ich 

halte hier fest, Hetze ist kein Mittel, das Proble-

me löst. (Beifall von LH Mag. Dr. Kaiser. ï Ein-

setzender Applaus der SPÖ-Fraktion und vom 

Team Stronach.) Für mich ist auch unverständ-

lich, warum in Kärnten Kasernen von der SPÖ 

als Platz für Flüchtlinge so kategorisch ausge-

schlossen werden, denn ein Zeltplatz wie in 

Krumpendorf kann nie mit einem festen Dach 

über dem Kopf mithalten. Man könnte auch her-

gehen und beispielsweise ÖGB-Heime als Quar-

tiere anbieten. Vielleicht wäre das auch eine 

Möglichkeit. Aber die Asylpolitik insgesamt ist 

derzeit leider kein Teil der Lösung des Prob-

lems, sondern Teil des Problems selbst. Ein wei-

teres Drama sind auch die Unstimmigkeiten in 

der Koalition, wo man sich permanent uneinig 

ist, in welche Richtung es beim Thema Flücht-

linge gehen soll, was der gesamten Angelegen-

heit alles andere als dienlich ist. In solch einer 

heiklen Thematik wie Asyl bringen uns Hass, 

Hetze und billige Polemik nicht weiter. Dieses 

wichtige Thema kann nur mit einem klaren Kopf 

sachlich und nüchtern, wie wir auch schon ge-

hört haben, gelöst werden. Es braucht permanen-
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ten Dialog und die ständige Einbeziehung der 

Bürger in die Lösungen. Krumpendorf mit seiner 

Bürgermeisterin zeigt vor, wie es gehen kann. 

Dort ist die Skepsis gewichen und die Hilfsbe-

reitschaft der lokalen Bevölkerung hat Einzug 

gehalten. Dafür verantwortlich war zu einem 

großen Teil die aktive Informationspolitik der 

Gemeinde, die auf die Menschen vor Ort zuge-

gangen ist und versucht hat, Ängste abzubauen, 

aber auch Sorgen anzusprechen. Ohne die Bür-

ger kann es nicht gehen. Das beweist derzeit vor 

allem die leidige Diskussion um das Verteiler-

zentrum Ossiach. Die Ossiacher mussten aus den 

Medien erfahren, dass ihre Gemeinde als Ort für 

ein lokales Verteilerzentrum ausgewählt wurde 

noch dazu mit einer Immobilie, die sich schlicht 

und ergreifend für diese Aufgabe nicht eignet. 

Wir fordern daher ganz klar, einen anderen 

Standort zu wählen! Abschließend möchte ich 

noch festhalten, dass Scheinheiligkeit von ge-

wissen Parteien in der Asylfrage uns auch keinen 

Zentimeter weiterbringt! Auch die Versuche, 

künstliche Probleme zu schaffen und Ängste bei 

den Menschen zu schüren, ist kein Ansatz, um 

bei dem Problem Herr der Lage zu werden. Wir 

bekennen uns zu humanitären Lösungen, Sach-

lichkeit und zu intensivem Dialog mit der Be-

völkerung. Und, liebe EU, bitte wach endlich 

auf, Kärnten und Österreich können und dürfen 

nicht für die Versäumnisse und Nichtleistungen 

auf europäischer Ebene büßen! Danke! (Beifall 

vom Team Stronach, von Abg. Mag. Dr. Lesjak 

und vom BZÖ.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet hat sich 

der Abgeordnete Korak. Ich bitte ihn zum Red-

nerpult! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Korak (BZÖ): 
  Korak 

Geschätzter Präsident! Herr Landeshauptmann! 

Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! 

Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Das Thema, 

das die SPÖ heute gewählt hat, ist selbstver-

ständlich eine menschliche Komponente, wie es 

heute der Landeshauptmann schon betont hat. 

Wir reden hier von Menschen, die aus anderen 

Staaten kommen. Aber eines muss auch festge-

halten werden, lieber Herr Landeshauptmann, es 

gibt eine zweite Seite und die sollte man nicht 

außer Acht lassen. Als Politiker in Österreich 

muss man zuerst für die eigene Bevölkerung, für 

die Sicherheit der eigenen Bevölkerung sorgen, 

bevor man sich weiteren Problemen widmet und 

weitere Leute aus dem Ausland hereinholt, für 

die man keine Unterkunft und nur Zeltlager hat! 

Wir vom BZÖ lehnen diese Zeltlager katego-

risch ab, so wie Sie es auch schon erwähnt ha-

ben! Es kann keine Lösung sein, was in Krum-

pendorf passiert, sondern wie Sie angekündigt 

haben, Herr Landeshauptmann, die Unterkünfte 

sofort, so schnell wie möglich zur Verfügung zu 

stellen, um die Menschen in Krumpendorf aus 

den Zeltstädten zu bekommen. Aber als Retour-

antwort haben Sie von der Ministerin bzw. vom 

Sprecher erhalten: „Sollte der Herr Landes-

hauptmann das machen, wäre es wünschenswert. 

Dann werden wir sofort Neue aus Traiskirchen 

nachschicken.“ Das kann nicht die Lösung sein! 

Daher ist der Druck auf europäischer Ebene zu 

erhöhen, Österreich muss sofort das Schengen-

Abkommen außer Kraft setzen und muss endlich 

aufwachen und sagen, wir können keine Flücht-

linge mehr in Österreich aufnehmen, bis nicht 

alle Personen, die in Traiskirchen auf dem Bo-

den oder sonst irgendwo liegen, untergebracht 

sind und auch dementsprechend ordentliche 

Quartiere erhalten haben. Ich glaube, da sind Sie 

gefordert, Herr Landeshauptmann, bei Ihrer 

Bundesregierung nachzuhelfen und auch dem-

entsprechend vorstellig zu werden! 

Aber eines darf man auch nicht vergessen: Es 

heißt immer, das BZÖ ist gegen Ausländer und 

hetzt und wir sind alle mit der FPÖ und rechts 

und hin und her. Jetzt ein Beispiel. Das BZÖ hat 

sich allen Ernstes bemüht. Ich habe mit dem 

Leiter des Erstaufnahmezentrums Traiskirchen 

telefoniert. Ich habe mich bemüht, einen Termin 

zu bekommen, ob man sich vor Ort ein Bild 

machen kann, um die Lage selbst einschätzen zu 

können und die Berichte nicht nur aus den Me-

dien zu bekommen. Es wurde mir vom Leiter 

des Erstaufnahmezentrums gesagt, ich solle ein 

Mail an das BMI schreiben mit der Bitte um 

Bekanntgabe eines Terminvorschlages und auch 

zugleich den Besichtigungstermin mitteilen und 

welche Abgeordneten kommen wollen. Auf das 

erste Mail keine Antwort. Auf das nachfragende 

Mail, auf ein zweites Nachfragen wurde mir in 

zwei Zeilen nett ausgerichtet: „Es ist leider nicht 

möglich, dass die Abgeordneten Traiskirchen 
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besuchen können.“ Obwohl sich der Leiter des 

Erstaufnahmezentrums sehr wohl interessiert 

gezeigt und gesagt hat, es ist selten, Gott sei 

Dank wollen sich Abgeordnete noch ein Bild 

machen, aber wir wurden nicht hineingelassen. 

So viel zu dem Thema! Weiters, wenn man 

schon versucht, sich positiv einzubringen, sollte 

man der Bevölkerung auch eines sagen: Cobra-

Einsätze in Wolfsberg, weil ein Flüchtling zu 

den Kämpfern des IS lockte – am vergangenen 

Sonntag in der Zeitung. Aus der „Kronen Zei-

tung“ am Montag darf ich weiter berichten: 

„Terrordrohung in St. Pölten bei der Polizei.“ 

Das sollte man auch nicht verheimlichen, man 

sollte das dementsprechend sagen. Selbst ein 

Polizist sagte dort als Sprecher: „Man kann nicht 

ausschließen, dass es sich um den IS handelt, der 

diese Terrordrohung ausgesprochen hat.“ Lan-

deshauptmann Niessl, der Landeshauptmann 

Ihrer Fraktion ist, sagt: „Flüchtlinge, die aus 

sicheren Staaten kommen, sollten sofort abge-

schoben werden.“ Man erinnere, Personen aus 

Drittstaaten wie Albanien, Montenegro dürfen 

nicht aufgenommen werden und eine schnellere 

Abwicklung des Verfahrens sollte vonstattenge-

hen und das innerhalb von 72 Stunden. Heute ist 

in der „Kronen Zeitung“ zu lesen, ein Ex-SPÖ-

Innenminister, Karl Blecha, warnt: „Asyl-Flut, 

das ist erst der Anfang.“ Ich gehe davon aus, er 

weiß, wovon er redet. Er ist anscheinend in der 

Realität angekommen, dass diese Flut erst kom-

men wird. 

Aber jetzt reden wir von einem anderen Thema. 

Wer in der Realität noch nicht so richtig ange-

kommen ist, das ist der Abgeordnete der Grünen 

Matthias Köchl. (Abg. Mag. Kuchling: Na! Was 

hat er gemacht?) Jetzt wird es spannend! (Abg. 

Korak hält Fotos in die Höhe.) Was man bei ihm 

gestern auf Facebook gefunden hat, ich zitiere: 

„Ich habe zwei vor meinem Haus gefunden. Ich 

habe sie sofort eingeladen und wir haben Shisha 

geraucht.“ Ich finde es spannend. Des Weiteren 

nennt er beide Herren. Er zitierte sie und verlink-

te sie dann auf seiner Facebook-Seite. Meine 

Damen und Herren, ich habe mir die Mühe ge-

macht! (Der Redner, abermals Fotos in die Hö-

he haltend:) Der Herr Köchl, wie nett er ist und 

die Leute bei sich zu Hause aufnimmt. Wenn 

man aber jetzt die Namen auf Facebook eingibt, 

ist das das Profilbild einer dieser Herrschaften, 

die er zu Hause gehabt hat, meine Damen und 

Herren! (Abg. Korak hält ein Bild in die Höhe, 

auf welchem ein Kämpfer mit einer Maschinen-

pistole posiert.) Das ist nicht irgendetwas, (Vor-

sitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) das 

zweite Bild, das sind Herrschaften, die beim 

Herrn Köchl zu Hause sind und die wir in 

Krumpendorf haben! (Auf dem vom Redner in 

die Höhe gehaltenen Foto sind eine Tarnkappe 

und die Fahne des IS zu sehen.) Wir wollen 

nicht hetzen, aber man muss nachschauen, wel-

che Herrschaften wir hier in Österreich und vor 

allem in Kärnten haben! (Beifall von der F-

Fraktion.) Damit nicht einer sagen kann, das ist 

von irgendwoher, es gibt auch den Screenshot 

dazu und jeder kann diese Bilder gerne von mir 

haben! Witzigerweise, genau diese Herrschaften, 

die der Herr Köchl zu Hause hatte – jetzt wird es 

lustig – vor einem halben Jahr: Man ist auf ei-

nem Jet-Ski unterwegs, auf Urlaub, man ist wei-

ter auf Urlaub, dieser Asylant, der in Krum-

pendort ist und man fliegt mit der Malaysian Air 

herum! Diese Herrschaften haben wir hier! Das 

sind bei Weitem keine Kriegsflüchtlinge, (Vor-

sitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen!) son-

dern es sind Wirtschaftsflüchtlinge! Ich bitte 

daher die Grünen, mit dem Herrn Köchl einmal 

zu reden, mit dem Nationalratsabgeordneten! 

Manner-Schnitten in Krumpendorf zu verteilen, 

löst kein Problem, sondern man sollte vorher 

nachschauen, welche Herrschaften man sich zu 

Hause einlädt ins eigene Haus! Danke schön! 

(Abg. Staudacher: Um sich selbst zu vermarkten! 

ï Abg. Mag. Dr. Lesjak: Ich werde es ihm aus-

richten! ï Beifall von der F-Fraktion und von 

Abg. Mag. Trodt-Limpl.) 
Korak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der zuständi-

ge Referent der Kärntner Landesregierung, Lan-

deshauptmann Mag. Dr. Peter Kaiser. Ich bitte 

ihn um seinen Beitrag! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 

möchte nur mehr in einigen Punkten die Aufga-

benstellung und Strategie des Landes Kärnten 

darstellen. Ich möchte eines, damit Sie mein 

Bemühen um einen gemeinsamen Nenner gleich 

zu Beginn meiner Rede erkennen, auf den Klub-

obmann Leyroutz verweisen. Herr Klubobmann, 
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Sie haben gesagt, „Asyl als Menschenrecht ist 

außer Streit.“ Ich stimme Ihnen wie selten zuvor 

zu 100 Prozent zu. Ich ersuche, dass das, was Sie 

hier gesagt haben, auch durch Ihren Einfluss 

entsprechend in der Politik umgesetzt wird! 

Denn dann hätten wir eine der größten Streitebe-

nen, einen gegen den anderen auszuspielen, das 

eine oder andere überzubetonen, Statistiken sehr 

einseitig zu interpretieren, uns erspart und wir 

würden in einem insgesamt besseren Klima dem 

nachkommen, was uns seit 1951 die Genfer 

Flüchtlingskonvention, die wir gemeinsam mit 

167 anderen Staaten unterzeichnet haben, gebie-

tet. 

Zu den einzelnen Punkten: Wir haben in der 

Zwischenzeit diese von mir eingeleiteten Steue-

rungsgremien auf Bezirksebene eingesetzt. Ziel 

ist es, zu einer möglichst gerechten Verteilung 

aller Flüchtlinge in Kärnten, auf die Gemeinden 

und Bezirke gesehen, zu kommen. Zweitens: Ich 

stimme mit allen Vorrednern überein. Ich bin der 

Meinung und habe das von allem Anfang an 

gesagt, dass ich Zeltlager für nicht geeignet er-

achte. Sie bestehen und unterliegen der Zuwei-

sung des Bundesministeriums für Inneres. 

Trotzdem werde ich meinem Versprechen auch 

gegenüber der Krumpendorfer Bevölkerung 

nachkommen, dass ich jene Leute, sobald ich 

freie, feste Quartiere habe, diese aus den Zeltla-

gern herausholen werde. Wenn wir es gemein-

sam schaffen, die Quote zu erreichen, dann wird 

dieses neue Flüchtlingsparadigma, dass man mit 

Verteilerzentren dort ansetzt, wo die Quote nicht 

erfüllt ist – und ich sage, fünf Bundesländer 

liegen hinter uns – dass wir dann auch diesen 

notwendigen Spielraum gewinnen werden. Drit-

tens: Wir haben ein permanentes Bemühen um 

feste Unterkünfte. Ich sage noch einmal ganz 

deutlich und dezidiert: Ganz entscheidend vor 

Ort sind der Bürgermeister, die Bürgermeisterin, 

sein oder ihr Gemeindevorstand! Wenn die zu-

sammenstehen, auch so wie das Beispiel vom 

Kollegen Hueter, auch über Gemeindegrenzen 

hinweg, gemeinsame Projekte anzugehen, dann 

ist das, glaube ich, auch genau die richtige Ant-

wort auf die ständigen Herausforderungen. Ich 

fordere einmal mehr – und wir setzen uns dafür 

ein und ich glaube, dass auch eine entsprechende 

Kundgebung des Kärntner Landtages förderlich 

wäre – dass sämtliche Ausgaben der Grundver-

sorgung maastricht- und stabilitätspaktneutral 

sein sollen. Es kann nicht sein, dass jene, die 

Humanität walten lassen, dann auch noch mone-

tären Bestrafungen unterliegen sollen. Das ist ein 

völlig absurder Weg, daher denke ich, muss 

diese Maastricht-Neutralität so rasch wie mög-

lich hergestellt werden! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) Ich bekenne mich dazu, dass 

wir so früh wie möglich Integrationsmaßnahmen 

starten. Kärnten erarbeitet ein Integrationsleit-

bild. Das heißt aber auch, dass wir hier auch auf 

die Zusammenarbeit der viel zitierten NGOs 

mitangewiesen sind. Ich stehe nicht an, mich für 

ihre oftmals unentgeltliche Tätigkeit herzlichst 

zu bedanken! Wir brauchen eine EU-weite Quo-

te. Sie ist die einzige Chance, um mittelfristig 

dieser jetzigen großen Flüchtlingsbewegung 

Herr zu werden. Die internationale Gemein-

schaft, wie ich es bereits ausgeführt habe, ist 

aber gefordert, durch eine aktive Verteilungspo-

litik, durch eine andere Politik der Entwick-

lungszusammenarbeit, aber auch durch eine Be-

friedungspolitik dort, wo es notwendig ist, Bür-

gerkriege zu beenden, dafür zu sorgen, dass 

Menschen wieder eine Perspektive dort sehen, 

wo sie geboren sind, wo sie leben und wo jeder 

von sich aus auch seinen Lebensschwerpunkt 

haben möchte. Ich werde weiterhin dafür eintre-

ten, dass wir Bürgerinformationen bei Quartier-

beschaffungen machen. Ich habe das auch immer 

gemacht. Was wir nicht schaffen können, ist, so 

lange zu warten, bis alle überzeugt sind, denn 

das würde dann sehr rasch zu einer politischen 

Taktik und Strategie benutzt werden, um weitere 

Unterkünfte zu verhindern und das würde wiede-

rum zur Folge haben, dass das passiert, was wir 

nicht wollen. Dass nämlich der Bund dann letzt-

endlich mit seinen Maßnahmen Stellungen bzw. 

Orte festlegt, wo nicht (Abg. Mag. Leyroutz: 

Also keine Transparenz!) mit dieser 50er-

Grundorientierung gehandelt wird, sondern wo 

wir Zelte haben und wo wir dann sehr viele Leu-

te unterbringen, die wir anders bearbeiten wür-

den. (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute!) 

Noch einmal zu einer Situation, die mir wichtig 

ist. Es ist von Kärnten ausgegangen, dass Men-

schen aus sicheren Drittländern zurückgeführt 

werden. Mit Kosovo ist es von Kärnten ausge-

gangen. Wir haben auch jetzt die Situation mit 

Albanien. Auch hier bin ich der Meinung, ich 

verstehe die persönliche Motivation, aber in 

Abwägung, ob Kriegsflüchtlinge zu retten sind 

oder Wirtschaftsflüchtlinge, habe ich mich be-

reits eindeutig geäußert, wir haben unserer Hu-
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manität Folge leistend Kriegsflüchtlinge zu si-

chern. 

Und ein letzter Punkt, den ich auch ganz offen 

anspreche: Verteilungsquartier bzw. die entspre-

chenden Verteilungsquartiertätigkeiten in Ossi-

ach. Es hat eine Reihe von Objekten gegeben. 

Persönlich habe ich kein einziges namhaft ge-

macht, wir haben die Liste an jenen Quartieren, 

die an das Land herangetragen worden sind, zur 

Verfügung gestellt. Ossiach wurde von einem 

privaten Betreiber ausschließlich und allein dem 

Bundesministerium für Inneres vorgelegt. Es ist 

dann so wie alle anderen von den zuständigen 

Beamten bewertet, besichtigt worden und es ist 

dann auf einer Liste, nachdem Villach verkauft 

worden ist – übrigens über dem Buchwert, wo 

auch hier die Einnahmen des Landes Kärnten 

liegen et cetera, wir uns auch € 500.000,-- an 

Pachtzins und Aufwendungen ersparen. Es sind 

alle anderen Bereiche diskutiert worden. Auf 

einer Liste sind drei übrig geblieben. Kollege 

Poglitsch ist da, Ledenitzen war auch mit dabei, 

wo gemeinsam mit dem Ministerium – danke für 

die Bereitschaft, sich hier wirklich vorbildhaft 

einzusetzen! – unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge, traumatisiert, auch kriegsversehrt, 

untergebracht werden. Und es ist Ossiach übrig 

geblieben. Das dritte, Mallnitz, ist, weil zu klein 

und nur für 50 Platz bietend, ausgeschieden 

worden. Wir werden das auf Landesebene su-

chen. Das ist die Realität, wir brauchen keine 

Mythenbildung, so hat es sich abgespielt und wir 

werden alles tun, um hier eine vernünftige zu-

sätzliche Vorgangsweise zu haben. Ich komme 

zum Abschluss, mein letzter Satz. Meine Damen 

und Herren, ich glaube, dass wir diesen Heraus-

forderungen, die nicht leichter werden, dann und 

nur dann begegnen können, wenn wir uns auf die 

Sachlichkeit, die Humanität beziehen. All jenen, 

die das tun, ein herzliches Danke! (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann! Heute habe ich große 

Nachsicht geübt, um letztlich auch möglich zu 

machen, Ihre Zahlen und Fakten hier entspre-

chend vermittelt zu bekommen. Bitte aber trotz-

dem, in Zukunft auf die fünfminütige Redezeit-

beschränkung eindeutig Rücksicht zu nehmen. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeord-

nete Roland Zellot von den Freiheitlichen. Bitte 

ihn zum Rednerpult! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Ge-

schätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Ab-

geordnetenkollegen! Ich bin momentan noch ein 

bisschen zerstört aufgrund der Meldung, die der 

Herr Abgeordnete Korak hier an diesem Red-

nerpult gebracht hat von unserem Volksvertreter 

im Nationalrat. (Abg. Staudacher: Volksdarstel-

ler! Das ist ein Volksdarsteller!) Ich habe – 

(Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Lesjak.) es ist 

ein Problem, ein Namensproblem für dich, aber 

ich habe ja wohl gedacht, dass Gott sei Dank 

nicht du das bist! – mir in diesen Sekunden ge-

dacht, stellen Sie sich vor, das wäre einer von 

den Freiheitlichen. Da müsste der Präsident die-

se Landtagssitzung aufgrund von Protesten und 

Schreiduellen sofort unterbrechen. So lange bin 

ich ja wohl im Landtag, dass ich hier das ver-

gleichen darf. Meine geschätzten Damen und 

Herren, vielleicht ein paar Beispiele, die nicht 

von mir sind, die von der Exekutive sind. Ein 

Exekutivbeamter, der von Villach nach Krum-

pendorf versetzt wurde, hat mir gesagt, aufgrund 

von Gesprächen, die er mit den Flüchtlingen 

führt, die ja Englischkenntnisse haben, geht es 

darum, dass ein Flüchtling, der nach Europa 

flüchtet, genau weiß, er geht nicht nach Deutsch-

land, er geht nicht in ein anderes Land. Für ihn, 

für die Masse der Befragten ist ganz klar, die 

Reise geht nur nach Österreich. No na nit! Und 

es ist natürlich zu befürchten, dass das aufgrund 

des Informationsflusses geht, weil hier gezeigt 

wird, dass da alle aufgenommen werden. Es hat 

natürlich ein Abgeordneter hier am Rednerpult 

schon gesagt, wir reden eigentlich nur von den 

Flüchtlingen, reden wir auch davon, was die 

Bevölkerung denkt. Meine geschätzten Damen 

und Herren, ich habe meine Mutter vor zwei 

Tagen zur Fußpflege geführt und die junge Fuß-

pflegerin, die 23 Jahre alt ist, hat zu meiner Mut-

ter gesagt, „ich glaube, es wird Krieg geben.“ 

(Abg. Mag. Dr. Lesjak: Du bist aber ein braver 

Sohn!) – Ich bin ein braver Sohn, ja genau! – 

Und das sind die Gedanken, die die Bevölke-

rung, Herr Landeshauptmann, den Volksvertre-

tern und den Bürgermeistern auch mitteilen. Und 

dann braucht sich keiner hier im Landtag wun-
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dern, ganz egal, welche Partei, dass ein Bürger-

meister hergeht und sagt, ich werde es verhin-

dern, solange es geht, weil die Bevölkerung das 

nicht haben will. Selbstverständlich gibt es Aus-

nahmen. Und der zweite Punkt, der die Bevölke-

rung am Sonntag wirklich schwer getroffen hat, 

ist, dass unser oberster Chef der Republik Öster-

reich, der Herr Bundespräsident, hergeht und 

sagt, wir können die Flüchtlinge in den Kasernen 

unterbringen. Er ist auch positiv eingestellt, dass 

wir die in ein anderes Land geben und den ande-

ren fest zahlen. Damit ist er auch einverstanden. 

Aber das Schlimmste, was dann die Eltern be-

trifft, dass der Bundespräsident hergeht und sagt, 

ich kann mir auch vorstellen, Herr Schulreferent, 

Herr Landeshauptmann, auch die Schulen sollen 

mit diesen Flüchtlingen besetzt werden. Das 

einzige Bildungszentrum unserer Jugend soll 

auch mit den Flüchtlingen besetzt werden. Mei-

ne Herren, alles in der „Pressestunde“. Und des-

wegen glaube ich, Herr Landeshauptmann, mo-

mentan läuft die Debatte so, wir haben eine Tak-

tik und diese Taktik ist, Quote erfüllen, nur Quo-

te erfüllen. Mir kommt das so vor, als ob wir da 

die Olympische Medaille kriegen, wenn wir die 

Quote erfüllen! Wir brauchen nicht nur Taktik 

und das fehlt Österreich, das fehlt auch der Eu-

ropäischen Union, wir brauchen eine Strategie 

für die Zukunft! Und wenn wir keine Flücht-

lingsstrategie haben aufgrund der Entwicklung 

der anderen Staaten, werden wir daran scheitern! 

Und dann wird es so sein, dass jemand von dir 

stehen wird, so wie es auch mir passiert ist, Herr 

Landeshauptmann – Sie müssen das auch ver-

stehen! – der sagt, „du mir nix sagen!“ „Du mir 

nix sagen!“ sagt der, obwohl ich dem nie was 

getan habe, obwohl der immer seine Extraver-

pflegung bekommen hat. Der sagt dir beim Un-

terricht: „Du mir nix sagen!“ Und das tut mir 

eigentlich weh und deswegen trete ich dafür ein, 

wir brauchen eine langfristigere Strategie (Vor-

sitzender: Noch eine halbe Minute!) und wer 

heute, wenn ich den Namen einmal so nennen 

darf, Charly Blecha im „Krone“-Interview liest, 

der sagt als ehemaliger Innenminister, „das ist 

erst der Anfang, wir werden in ein paar Monaten 

nicht mehr mit 100 rechnen, sondern nur mehr 

mit 1.000, über 1.000.“ Leider! Und deswegen 

ist mein Appell: Wir brauchen eine Strategie, 

denn Taktik führt uns nicht ins Ziel! (Beifall von 

der F-Fraktion, vom BZÖ und von Abg. Mag. 

Schalli.) 
Zellot   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeord-

nete Herbert Gaggl von der ÖVP. 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Liebes 

Regierungsmitglied! Liebes Hohes Haus! Liebe 

Zuhörerinnen und Zuhörer hier im Hause und 

auch zu Hause bei den Internetgeräten! Men-

schenrecht – einer hat heute gesagt, das ist eine 

Selbstverständlichkeit. Damals im Zweiten 

Weltkrieg, als die Österreicher geflüchtet sind, 

war das Menschenrecht noch nicht so verankert. 

Was glaubst du, wie die froh waren, als sie da-

mals, als sie geflüchtet sind, auf Menschen ge-

stoßen sind, die sie aufgenommen haben, die mit 

Ihnen ordentlich umgegangen sind, von denen 

sie so behandelt worden sind, wie wir gerne 

behandelt werden würden, wenn wir in dieser 

Situation wären. Da können wir Danke sagen, 

dass es damals so gewesen ist! Nur haben das 

viele wieder vergessen, dass viele den Österrei-

chern und Österreicherinnen geholfen haben, als 

es uns ganz dreckig gegangen ist! Und das sollte 

man auch berücksichtigen, das ist auch ein Men-

schenrecht, wo man den Hut abnehmen und 

Danke sagen muss, dass es damals auch so pas-

siert ist! Nun zu den Zahlen. 2014 haben wir in 

der EU 626.000 Flüchtlinge gehabt. Das ist mehr 

als Kärnten plus sagen wir zum Beispiel noch 

Klagenfurt dazu. In Österreich waren 28.000 und 

der Herr Kollege hat früher gerade gesagt, die 

Österreicher nehmen am meisten auf. In Schwe-

den, das ist ungefähr gleich groß, ein bisschen 

größer als Österreich, 81.000. Nur zur Informa-

tion, damit die Zahlen einfach die Fakten spre-

chen lassen. Das ist so, die stimmen einfach, 

nicht mehr und nicht weniger. Bis Juni 2015 sind 

bei uns 28.100 Flüchtlinge nach Österreich ge-

kommen. Bereits mehr als 2014 das ganze Jahr. 

Das ist nicht mehr einfach! 2014 im Schnitt wö-

chentlich 336 Flüchtlinge und 2015 bereits 1.155 

Flüchtlinge. Am stärksten Tag zum Beispiel 

1.900, fast 2.000 Flüchtlinge am stärksten Tag in 

Österreich. Das ist eine mittlere Gemeinde, die 

als Flüchtlinge nach Österreich gekommen sind. 

Klubobmann Seiser, na selbstverständlich ist die 

Quote zu erfüllen! Der Herr Landeshauptmann 

hat es ja selber gesagt, vielleicht redest du ein-

mal mit dem Herrn Landeshauptmann darüber, 
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dass die Quote natürlich zu erfüllen ist. Was 

sollen wir denn sonst tun? Wenn wir von 

Menschlichkeit und Menschenrechten reden, 

dann müssen wir die Quote erfüllen. No na nit, 

meine Damen und Herren! Überhaupt kein 

Thema! Da kann ich mich nicht hinausschlei-

chen und deswegen bin ich auch – und das habe 

ich das letzte Mal schon gesagt – durchaus für 

den Vorschlag, die Bezirke sollen die Quoten 

erfüllen und dort auch aufteilen. Das ist eine 

vernünftige Lösung meiner Meinung nach, weil 

da kann man herumspielen, denke ich. (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und 

der Grünen-Fraktion.) Europa muss handeln, 

meine Damen und Herren, und zwar Lösungen 

aushandeln und verhandeln. Es kann nicht sein, 

dass generell nur zehn Staaten 90 oder 95 Pro-

zent der Flüchtlinge aufnehmen und der Rest 

keine. 18 Staaten sagen, mir ist es eigentlich 

egal, spielt keine Rolle. Europa muss auch über 

stärkere Grenzkontrollen nachdenken. Ist kein 

Thema! Wir werden über das nicht hinweg-

kommen. Und eines muss man auch noch dazu-

sagen: Europa wird auch Sorge tragen müssen, 

dass in diesen Ländern, aus denen die Menschen 

flüchten, Frieden herrscht, dass es keinen Grund 

mehr gibt, dass diese Menschen flüchten. Das ist 

ein wesentlicher Punkt dabei, meine Damen und 

Herren. 

Und eines ist auch zu sagen: Jetzt der Ministerin 

alles hinzuschieben und zu sagen, die Ministerin 

ist schuld, die Ministerin baut die Zeltstädte auf, 

die Ministerin macht das und das. Macht sie 

Zeltstädte, ist es nicht recht, macht sie Quartiere, 

ist es nicht recht, geht sie in die Gemeinden, ist 

es nicht recht. (Abg. Mag. Leyroutz: Es ist ja 

nicht recht, was sie macht!) Macht sie eine Ver-

einbarung mit anderen Ländern, ist es nicht 

recht. Ja, meine Damen und Herren, Herr Klub-

obmann Seiser, ich muss dir sagen, was ist denn 

dann recht? Dann spielen wir uns wieder gegen-

seitig aus! In eine Kaserne soll man nicht hinein, 

dort sollte man nicht, da sollte man nicht, ja was 

soll denn die Ministerin dann tun, (Abg. Mag. 

Leyroutz: Sie kann es ja nicht!) als die Quoten 

zu erfüllen und dann halt die armen Leute nicht 

auf der Straße liegen lassen, sondern halt auch 

eventuell in Zelten, meine Damen und Herren? 

Und wenn gesagt worden ist, „der schweigende 

Landesrat Benger“. Also ich habe gehört, es gibt 

einen Spruch: „Reden ist Silber, Schweigen ist 

Gold.“ Manchmal ist Schweigen wirklich Gold, 

meine Damen und Herren. Ich glaube, wenn 

solche Argumente gebracht werden, dass 

Schweigen besser ist und ich halte auch nichts 

davon, dass man Tourismus gegen Asyl aus-

spielt. Manche Menschen, die genau das tun, die 

nämlich das ausspielen, die machen genau in 

diesen Ländern, in den Ländern der Ausländer 

bei uns Urlaub. (Abg. Mag. Schalli hält einen 

Werbeprospekt mit dem Titel ĂAussichtenñ 

hoch, der eine Berglandschaft zeigt.) Deswegen 

denke ich mir, ist es eigentlich ganz witzig. Und 

die stellen sich dann hin, wie ich das letze Mal 

schon gesagt habe, bei der Österreichischen 

Fußballnationalmannschaft, Radovic, Alaba und 

so weiter, das sind alles typisch österreichische 

Namen (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute!) 

und sind alle auch vom Ausland gekommen! 

(Beifall von der ÖVP-Fraktion.) Meine Damen 

und Herren, keine Neiddebatte, aber wir müssen 

unsere Bevölkerung ernst nehmen, die Furcht 

ernst nehmen, denn die Menschen in Österreich 

haben Angst um ihren Arbeitsplatz, um ihre 

Sicherheit! Wir müssen schauen, dass das ver-

kraftbar ist, was noch machbar ist. Und da gibt 

es Beispiele in österreichischen Gemeinden, in 

Kärntner Gemeinden wie Krumpendorf. Die 

machen keine Hetze! Finkenstein macht keine 

Hetze, der Bürgermeister sitzt da! Da funktio-

niert das, nicht populistisch, nicht so wie Villach 

zum Beispiel, (Vorsitzender: Bitte zum Schluss 

zu kommen!) die dann hergehen und sagen, ich 

habe gerettet. – Ich darf ein bisschen drüber sein, 

so wie der Landeshauptmann! (Vorsitzender: 

Das entscheidet aber schon der Präsident, Herr 

Abgeordneter!) – Nicht so wie Linz zum Bei-

spiel, wo die SPÖ auf einmal draußen steht und 

sagt, bitte weg mit den Flüchtlingen. Das bitte 

nicht! Bewusstseinsbildung machen, Missbrauch 

nein, Hetze nein, Hilfe ja, Menschenrecht ja, 

meine Damen und Herren, und die österreichi-

sche Bevölkerung, die Kärntnerinnen und 

Kärntner ernst nehmen, dann werden wir eine 

positive Stimmung zusammenbringen und das 

nur gemeinsam! Danke, Herr Präsident! (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und 

der Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau Ab-

geordnete Sabina Schautzer. Bitte sie ans Red-

nerpult! 
Ing. Rohr   
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Abgeordnete Schautzer (GRÜ): 
  Schautzer 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Geschätz-

ter Präsident! Regierungsmitglieder und Bundes-

räte! Liebe Abgeordnete und Besucher auf der 

Tribüne und zu Hause im Internet! Kärnten ver-

zeichnet mit 1.1.2015 557.371 Menschen. 2014 

wurden 314 Personen eingebürgert. Kärnten ist 

bei der Einbürgerung an vorletzter Stelle. Der 

Ausländeranteil beträgt 8,6 Prozent bei 557.371 

Menschen. 

Bei Asyl geht es nicht, und das ist mir schon 

bewusst, um Einwanderungspolitik, sondern um 

menschenrechtliche Standards, die Österreich, 

und das haben wir heute schon gehört, als 

Rechtsstaat einzuhalten sich verpflichtet hat. 

Aber, und das haben wir auch gehört, es geht 

hier auch um Menschlichkeit. Wir sprechen heu-

te, die Zahl variiert, ich habe noch den 10. Juli 

gehabt, da waren es 2.530, heute reden wir von 

2.700 Flüchtlingen. Wenn es uns gelingt, die 

Flüchtlinge, wir haben das auch schon gehört, 

prozentuell nach der Größe der Gemeinden un-

terzubringen, gibt es sicher weniger Überforde-

rung für die Bevölkerung. Unser Antrag von den 

kleinstrukturierten Unterkünften, den wir in der 

letzten Landtagssitzung eingebracht haben, 

konnte erfreulicherweise in Umsetzung gehen. 

Es gibt zukünftig eine Nutzungsvereinbarung, 

die es leichter macht, Menschen in der Grund-

versorgung privat unterzubringen. 

Was mir auch irgendwie nicht nachvollziehbar 

erscheint, ist die Nichtunterbringung in Kaser-

nen. Ich habe das nicht verstanden, warum ein 

festes Dach über dem Kopf einer Zeltstadt vor-

gezogen wird. Aber wenn ich jetzt die Zeltstadt 

in Krumpendorf nehme, vergleiche ich jetzt wie-

derum mit Traiskirchen, wo die Menschen nicht 

einmal ein Bett haben, sich irgendwo in irgend-

welchen Ecken zusammenkriechen und auf der 

Erde schlafen müssen, dann erscheint mir auch 

der Zeltplatz wieder human. In Krumpendorf 

gibt es sieben Mitarbeiter, die Firma ORS, eine 

Schweizer Firma betreut dort vor Ort. Ich habe 

mich selber überzeugt. Ich war auch dort und ich 

habe gesehen, dass das mit sehr viel Engagement 

gemacht wird. All diese Dinge, die Herr Korak 

hier angesprochen hat, kann ich nicht nachvoll-

ziehen. Ich war vor Ort und habe selber gesam-

melt und ich habe dort Rucksäcke abgegeben. Es 

gibt von 18.00 Uhr bis 20.00 Uhr jedes Mal die 

Möglichkeit, Fahrräder et cetera dort abzugeben. 

In der Zeit, wo ich dort war, fuhren unentwegt 

Autos ein und aus und brachten Gegenstände. 

Sie haben gefragt, was braucht ihr, wir wollen 

helfen. Diese Menschlichkeit hat mich dermaßen 

berührt, dass ich mir denke, ich habe jetzt so viel 

Energie, mich dort einzubringen, wo es wirklich 

der Hilfe bedarf. Ich orientiere mich an den posi-

tiven Sachen, die hier passieren. Ich weiß schon, 

die Bevölkerung gehört miteinbezogen, selbst-

verständlich! Man muss vor Ort mit der Bevöl-

kerung reden. Wir wollen auch mit unserer 

Kampagne, die wir machen für mehr Mensch-

lichkeit, wollen wir in den 40 Gemeinden, wo 

Grüne vertreten sind, die Bürgermeister mit An-

trägen unterstützen und das vor Ort zum Thema 

machen. Wir wollen unterstützen, indem wir 

Deutsch-Kurse fordern und selber auch Men-

schen dazu anhalten bzw. sie fragen, ob sie uns 

unterstützen und ob sie Deutsch-Kurse abhalten. 

Es wäre auch wünschenswert, ich denke jetzt an 

das AMS, auch hier könnten Lehrer, die derzeit 

arbeitslos sind, einen Wiedereinstieg finden mit 

Hilfe des AMS. Ich habe mit Organisationen 

gesprochen. Sie haben gesagt, sie würden sie 

anstellen, sie würden sie Teilzeit anstellen und 

sie könnten die Flüchtlinge in Deutsch unterrich-

ten. Ich glaube, es gibt so viele positive Ansätze, 

dass ich die negativen – ich sehe sie auch, natür-

lich sehe ich die Ängste der Menschen. Ich spre-

che genauso, auch wie Herr Zellot es gesagt hat, 

auch mit Menschen, die sagen, wir haben Angst, 

wir fürchten uns. Aber wenn man dann erzählt, 

unter welchen Bedingungen die Menschen zu 

uns gekommen sind, wenn man dann mit den 

Menschen im Gespräch ist, merkt man eben, 

(Vorsitzender: Noch eine halbe Minute!) dass 

sich die ganze Situation verändert und dass sie 

dann auch interessiert sind und dann letztendlich 

vielleicht zu mir sagen: Was kann ich tun? Kann 

ich dich unterstützen? Das ist für mich viel mehr 

wert. 

Ich möchte noch die zwei Tourismusorte anspre-

chen. Ich möchte dem Herrn Poglitsch sagen: 

Herzlichen Dank, dass er positiv gewillt ist, dort 

die jungen, unbegleiteten Jugendlichen aufzu-

nehmen! Ich möchte es den Krumpendorfern 

genauso sagen. (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss 

zu kommen!) Ich denke, jeder Tourist, der jetzt 

vielleicht in Krumpendorf und in Ossiach nicht 

da ist, hat es der FPÖ zu verdanken, die dort 

eben hetzt und die dort eben (Zwischenruf von 

Abg. Mag. Schalli.ï Vorsitzender: Bitte, Frau 
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Abgeordnete!) polemisch auftritt. Ich lehne das 

absolut und strikt ab! Ich komme jetzt zum Ende 

(Abg. Mag. Leyroutz: Danke!) und schließe jetzt 

meine Rede, obwohl ich weiß – (Der Vorsitzen-

de deaktiviert das Mikrofon. ï Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Schautzer   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeord-

nete Jakob Strauß. Ich bitte ihn um seinen Bei-

trag! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Strauß (SPÖ): 
  Strauß 

Geschätzter Präsident! Sehr geehrter Herr Lan-

deshauptmann! Geschätzter Herr Landesrat! 

Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Die Ak-

tuelle Stunde, Asylrecht ist Menschenrecht oder 

Asyl als Menschenrecht, von der Sozialdemo-

kratie heute gewählt, hat natürlich auch einen 

Hintergrund. Es ist ja nicht gleich so, dass man 

die Aktuelle Stunde hernimmt und sagt, wir 

brauchen einen Übertitel, sondern das ist die 

aktuelle Stunde, das ist die aktuelle Frage, die 

die Menschen in Kärnten, in den Gemeinden, in 

den Bezirken usw. und bei den Veranstaltungen, 

wo man angesprochen wird, auch beherrscht. 

Wie gehen wir mit der Frage um, mit jenen Bil-

dern, die uns in unsere Wohnzimmer, in unsere 

Häuser, in unsere Wohnungen gesendet werden, 

wo Menschen enthauptet werden, wo Menschen 

vertrieben werden, wo Menschen im Sommer 

bzw. über den Winter in Riesenzeltstädten un-

tergebracht sind, ob das in Jordanien ist, ob das 

in der Nähe der türkischen Grenze ist, wo neue 

ethnische Gruppen entstehen, nationale Gräben 

nochmals aufgerissen werden und soziale Situa-

tionen wesentlich nicht zur Befriedung dieser 

Länder beitragen? Österreich als Mitglied der 

Europäischen Union und als neutrales Land hat 

sich verpflichtet, jene Flüchtlinge und Kriegs-

flüchtlinge aufgrund der Verträge und der Ver-

einbarungen auch aufzunehmen. Aufnehmen, 

das ist nicht so, dass man sagt, jetzt spielen wir 

die Situation von Einem zum Anderen. Ich darf 

mich persönlich aus der Sicht der Gemeinde, als 

Bürgermeister, als Abgeordneter hier im Kärnt-

ner Landtag, sehr geehrter Herr Landeshaupt-

mann, bei dir und bei allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Landes Kärnten recht herzlich 

bedanken für das irrsinnig hohe Engagement! Es 

ist nicht so, dass man sagt, man trifft sich mit 

den Kollegen, mit den Verantwortlichen der 

anderen Bundesländer und mit dem Innenminis-

terium und mit der Innenministerin und man 

bespricht eine Quote, die vielleicht heißen wür-

de, Kärnten hat im Jahr 2015 für 300 Asylsu-

chende Platz zu besorgen und Platz aufzubringen 

und dann hätte Kärnten seinen Beitrag geleistet. 

Jene Zahlen, die der Herr Landeshauptmann 

heute gebracht hat, sind Zahlen, die einer ständi-

gen Veränderung unterzogen werden und natür-

lich aus dem heraus Fragen bringen, wie wir 

diese Vereinbarung, die vor rund zehn Jahren 

getroffen wurde zwischen Bund und Ländern, 

auch erfüllen können in einer Art und Weise. Da 

ist natürlich der Herr Landeshauptmann jener, 

der an der Spitze des Landes steht, und der mit 

seinem Weitblick immer wieder gesagt hat, wir 

wollen hier mitgestalten, wir wollen diese Fra-

gen mitbeantworten, wir wollen nicht einem 

Diktat unterstellt werden, wo dann andere sagen, 

diese und diese Gemeinde ist es. Die Bezirks-

quote und deren Überlegungen finde ich als sehr 

gute Anregung, vor allem auch aus dem Wissen 

heraus, dass wir nur gemeinsam mit den Bür-

germeisterinnen, mit den Bürgermeistern, mit 

den Gemeindeverantwortlichen diese Fragen auf 

Bezirksebene versuchen, einer dementsprechen-

den Antwort und Lösung zuzuführen auch mit 

der Fragestellung und mit dem Wissen, dass wir 

allein in Kärnten ein West-Ost-Gefälle haben, 

auch mit den Informationen, die wir von den 

Kollegen aus dem Westen haben, die etwas we-

niger haben, ich nehme den Bezirk Spittal her, 

natürlich mit den berechtigten Antworten. Wir 

haben die Einrichtungen nicht, wir haben wo-

möglich die Häuser nicht. Trotzdem wissen wir, 

dass auch Angebote von Privaten unter Umstän-

den zu nutzen wären, wobei aber hier die Frage 

ist: Kann ich auch die dementsprechende Unter-

stützung in dieser Asylfrage geben? Ich bin ab-

solut dabei, dass diese offenen Fragen geklärt 

werden sollen. Wo ich aber nicht dabei bin, 

(Vorsitzender: Noch eine halbe Minute!) mit 

kurzen Stehsätzen etwas zu erklären, wie Grenz-

kontrollen wieder einzuführen und vieles mehr. 

Es wird sowieso gemacht. Die Fahndung findet 

statt. Wenn wir keine Fahndungen hätten, dann 

wären solche Vorfälle wie in Niederösterreich, 

wie gestern aktuell geworden ist, wo man PKW 

aufhält und dann plötzlich 50 Personen ausstei-



3316 32. Sitzung des Kärntner Landtages - 16. Juli 2015 - 31. Gesetzgebungsperiode 

Strauß 

gen, (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kom-

men!) das ist ja kein Zufall. Das sind Fahndun-

gen, die wir insgesamt haben. Aber nur einen 

Grenzbalken herunterzulassen und unter Um-

ständen trotzdem 2.000 Kilometer offene Grenze 

zu haben, mit dem haben wir das Problem nicht 

gelöst. Die Probleme sind ganz woanders. Allen, 

die sich einbringen – Herr Präsident, noch ein 

letzter Satz – und allen Kärntnerinnen und 

Kärntnern, die den Asylsuchenden Hilfe und 

Asyl geben, ein recht herzliches Dankeschön! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Strauß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Als 

letzten Redner habe ich den Dritten Präsidenten 

Lobnig vorgemerkt. Ich bitte ihn ans Rednerpult! 
Ing. Rohr   

Dritter Präsident Lobnig (F): 
  Lobnig 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landes-

hauptmann! Werte Regierungsmitglieder! Ge-

schätzte Damen und Herren Abgeordnete! Hohes 

Haus! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Dieses 

Thema Asyl hat uns schon in der letzten Sitzung 

des Kärntner Landtages am 25. Juni hier be-

schäftigt, wo auch von Seiten der Freiheitlichen 

dezidiert eine Feststellung getroffen wurde, wo 

ich gesagt habe, jeder, der hilfe- und schutzbe-

dürftig ist, dem ist das auf Zeit in einem Land zu 

gewähren. Sollte sich die Lage dann normalisie-

ren, dann sind diese Herrschaften, diese Damen 

und Herren, nach Möglichkeit wieder in ihre 

Heimat zu bringen, um sie dort in ihre nationale 

Verpflichtung zu geben, nämlich einen Beitrag 

am Wiederaufbau des Landes zu leisten. 

Die aktuelle Asylpolitik der SPÖ und vor allem 

auch die der Zukunftskoalition lässt sich meines 

Erachtens von den heute dargebrachten Maß-

nahmen und Lösungsansätzen her so zusammen-

fassen: Wir wissen zwar, dass wir Lösungen 

brauchen, aber wir wissen nicht, wohin. Ich 

würde auch meinen, dass ja gerade in den letzten 

Wochen auch der Umgang mit diesem Thema 

eines zutage gebracht hat: Asyl als Menschen-

recht bei größeren Zahlen möglichst nicht in 

Gemeinden und Städten mit SPÖ-

Bürgermeistern! So hätte der Antrag der Aktuel-

len Stunde meines Erachtens lauten müssen. 

Weil alleine die Wahl, in zwei touristische Regi-

onen hineinzugehen, nicht nur alleine die Be-

leuchtung, dass es Tourismusregionen sind, sind 

für mich totale Fehlgriffe, diese als Zentren für 

Asylwerber zu machen. Die Vorgehensweise – 

da muss man eines feststellen – disqualifiziert 

alle Beteiligten, sowohl auf Bundes- als auch auf 

Landesebene! Da kann ich auch den Herrn Lan-

deshauptmann nicht ausklammern, weil nach 

außen hin tut er ja zwar so, als ob er mit der 

Auswahl nichts zu tun hätte, aber hinter den 

Kulissen wird dann natürlich alles unternom-

men, um rote Gemeinden auszuklammern und so 

zu schonen. Man nimmt auch in Kauf – und das 

ist ja für mich das wirklich Gravierendste, das 

habe ich auch in einer Anfrage, aber die ist heute 

leider nicht drangekommen, das ist aber für die 

nächste Sitzung aufgehoben – man nimmt in 

Kauf, sogenannte marode Gebäude für Asyl-

quartiere zu vergolden. Das sind im fachmänni-

schen Jargon, wenn man sich in der Bewertung 

von Liegenschaften auskennt, „Schrottimmobi-

lien“ und nichts anderes und das wird für Asyl-

unterkünfte herangezogen und das soll dafür 

verwendet werden. Da kann ich Ihnen nur eines 

sagen, da ist das Asylheim auf der Saualm ein 

Top-Quartier im Vergleich zu diesen Unterbrin-

gungsmöglichkeiten hier. (Abg. Mag. Kuchling: 

Huch! Ganz schlimm!) Das muss ich auch dazu 

sagen, geschätzte Damen und Herren! (Beifall 

von der F-Fraktion.) Es ist auch die Infrastruktur 

in keiner Weise dafür geeignet, dort Leute unter-

zubringen, nämlich, weil sie dort lediglich in den 

Sommermonaten frequentiert sind, was das 

Kaufhaus betrifft. Die haben keine Polizeistatio-

nen, keine Busverbindung. Die haben keine 

Apotheke. Nehmen Sie sich Ossiach einmal her, 

dann werden Sie sehen, dass das lediglich in den 

Sommermonaten von den Touristen, so hoffen 

wir, frequentiert ist, aber darüber hinaus nicht. 

Daher sage ich auch im Vergleich zu dem, weil 

der Herr Kollege Seiser gemeint hat, das ist 

schon Menschenhandel, wenn die österreichi-

sche Ministerin versucht, in Verhandlungen 

Asylwerber in die Slowakei zu bringen: Das hat 

mit Menschenhandel nichts zu tun. Sagen Sie 

mir die Zahl, wie viele Asylwerber es in der 

Slowakei gibt und wie viele in Österreich! Da 

meine ich, dass es in Verhandlungen sicherge-

stellt werden soll, dass auch andere Länder, die 

wir in der Europäischen Union haben, auch eine 

europäische Verpflichtung haben, dies auch so in 
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dieser Form wahrzunehmen. Das möchte ich 

Ihnen auch mit auf den Weg geben! 

Wenn schon auch Kärnten mit diesen argen 

Budgetnöten zu kämpfen hat, bedeutet natürlich 

die Versorgung der stetig wachsenden Flücht-

lingszahl eine enorme Belastung. Wenn Sie das 

mit dem Jahr 2012 vergleichen, haben wir jetzt 

eine Steigerung auf bereits 30 Millionen, das 

heißt, verdoppelt, und stemmen müssen das na-

türlich das Land und die Gemeinden und nicht 

andere. Die Grundversorgung teilen sich der 

Bund (Vorsitzender: Halbe Minute Redezeit!) 

und das Land im Verhältnis 60:40, wobei es aber 

auch verabsäumt wurde, hier einen Deckel ein-

zuführen. Daher, meine Damen und Herren, ist 

es schon traurig, wenn man dann gezwungen 

wird, Sozialleistungen für die eigene Bevölke-

rung zu kürzen. Alleine wenn ich denke, dass 

das Schulstartgeld gekürzt wird oder jetzt ange-

dacht wird, die Pendlerförderung zu kürzen, nur 

weil es halt nirgends mehr zusammmengeht. Das 

geht zu Lasten der eigenen Bevölkerung und ich 

meine, zuerst Kärnten und dann alle anderen, 

wenn wir uns das leisten können. (Vorsitzender: 

Bitte zum Schluss zu kommen!) Ja! Mit der Poli-

tik, das sage ich auch dazu, erweist die SPÖ dem 

Tourismus in Kärnten einen schlechten Dienst 

und es gibt auch bereits zahlreiche Anrufe in 

diesen Tourismusregionen betreffend Urlaubs-

stornierungen. Und interessant für mich ist schon 

eines, dass sich auch die Funktionäre der ÖVP 

und der Wirtschaftskammer im Besonderen hier 

als „schweigende Lämmer“ verhalten. Danke für 

die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-

Fraktion und von Abg. Mag. Schalli.) 

Lobnig 

 

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 

möchte festhalten, wir haben heute die Aktuelle 

Stunde um in Summe sechs Minuten überzogen. 

In Betrachtung der jeweiligen Redezeiten der 

einzelnen Redner muss ich festhalten, dass ich 

ab heute nach fünf Minuten das Mikrofon aus-

schalte. Und dann hat sich jeder darauf einzu-

stellen, (Beifall von Abg. Trettenbrein.) denn 

sonst werden aus der Aktuellen Stunde einein-

halb Stunden und deswegen darf ich wirklich um 

Verständnis ersuchen, dass ich versuchen werde, 

ab heute wirklich die exakte Redezeit restriktiver 

zu wahren und dann wird das Mikrofon abge-

schaltet. Es ist zwar keine besonders höfliche 

Art dem jeweiligen Redner gegenüber, es ist 

aber auch für die jeweilige Rednerin oder für den 

jeweiligen Redner eine Verpflichtung, sich so 

vorzubereiten, dass er in fünf Minuten das zu 

sagen hat, was er vom Rednerpult aus öffentlich 

sagen möchte.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren, wir 

haben nun 11.17 Uhr. Ich darf darauf verweisen, 

dass das Einbringen von Dringlichkeitsanträgen 

in einer Stunde abläuft. Es ist in der Präsidiale 

besprochen worden, dass wir eine Mittagspause 

abhalten werden, in etwa im Zeitfenster zwi-

schen 12.00 Uhr und 13.30 Uhr, je nach Fort-

schritt der Tagesordnung, und wir kommen nun 

zur aktuellen Tagesordnung. 

Tagesordnung 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 
  

 1. Ldtgs.Zl. 57-17/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Soziales, Gesundheit, Krankenan-

stalten, Familien, Generationen und 

Frauen zur Regierungsvorlage betref-

fend das Gesetz, mit dem die Kärnt-

ner Krankenanstaltenordnung 1999 

und das Kärntner Gesundheitsfonds-

gesetz geändert werden 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Roh-

rer und ich darf sie ersuchen, die Berichterstat-

tung vorzunehmen! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Werte Zuseher im Hause! Werte Zuseher an den 

Mediengeräten! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr 

geehrter Herr Präsident! Ich berichte wie gesagt 
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über die Ldtgs.Zl. 57-17/31 und berichte über 

wesentliche Änderungen der Kärntner Kranken-

anstaltenordnung. Dabei geht es im Wesentli-

chen um eine Erweiterung des Begriffes der 

Krankenanstalten. Es geht weiterhin um die Er-

richtung eines Psychiatriebeirates, bis weiterhin 

um die verpflichtende Übernahme der Bestim-

mungen der Krankenanstalten und des Kurgeset-

zes zu Entnahmeeinheiten und zu Transplantati-

onszentren, erweiterte Patientenrechte. Es geht 

bis hin zu Änderungen der Mitglieder der Quali-

tätssicherungskommission sowie um künftige 

Wahrnehmung von Wirtschaftsaufsicht, Führung 

von Ordinationen in Krankenanstalten, Neurege-

lungen betreffend Betriebsabgänge, Klarstellung 

betreffend Härtefällemittel. Im Ausschuss haben 

wir aus diesem Grunde auch Auskunftspersonen 

geladen gehabt. Das waren der Dr. Horst Fels-

ner, Arnold Gabriel, Dr. Gernot Stickler. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Rohrer   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist beantragt. Als Erster zu 

Wort gemeldet ist der Abgeordnete Dr. Reinhard 

Lebersorger. Ich darf ihn um seinen Debatten-

beitrag ersuchen! Und den Zweiten Präsidenten 

darf ich ersuchen, dass er nach Möglichkeit den 

Vorsitz übernimmt! Bitte, Herr Dr. Lebersorger! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Die Änderung der Kärnt-

ner Krankenanstaltenordnung und des Kärntner 

Gesundheitsfondsgesetzes beruht insbesondere 

auf zwei Richtlinien, die die Europäische Union 

zu den Qualitäts- und Sicherheitsstandards für 

die Transplantation menschlicher Organe erlas-

sen hat und dann auch über die Ausübung der 

Patientenrechte in der grenzüberschreitenden 

Gesundheitsversorgung. Welche weiteren Punk-

te diese Novelle enthält, wurde bereits durch die 

Kollegin Rohrer vorgestellt. 

Ich möchte mich in meinem Beitrag eigentlich 

auf die Wirtschaftsaufsicht beschränken, die hier 

angeführt und ausgeführt wird. (2. Präs. Schober 

übernimmt den Vorsitz.) Wir haben ja im Rah-

men der Zielsteuerung Gesundheit weitreichende 

Maßnahmen beschlossen, um die Kosten im 

Bereich Gesundheit zu dämpfen. Auch im Be-

reich des RSG sind verschiedene Maßnahmen, 

insbesondere eine Reduzierung der Patientenbet-

ten beschlossen worden. Auch hier, um die Kos-

ten zu sparen. Ich denke, all diese Beschlüsse 

sind gut und schön, aber wir brauchen dazu eine 

effektive Kontrolle. Und diese Kontrolle soll 

jetzt mit der Änderung des § 36 der Kärntner 

Krankenanstaltenordnung eingeführt werden. 

Aus meiner Sicht ist ein solches Controlling 

unbedingt notwendig, um nachvollziehen zu 

können, ob die beschlossenen Maßnahmen in 

den verschiedenen Bereichen auch tatsächlich zu 

dem führen, was wir uns erwarten oder was 

prognostiziert worden ist. In diesem § 36 wird 

festgehalten, dass eben Krankenanstalten, die 

Beiträge des Landes oder des Gesundheitsfonds 

erhalten, verpflichtet sind, eine solche Wirt-

schaftsaufsicht durchzuführen, insbesondere, no 

na net, Vermögensaufstellungen zu machen, 

Einnahmen-/Ausgabenrechnung zu machen. 

Aber wichtig ist aus meiner Sicht, dass hier eine 

effektive Kostenkontrolle über die Einrichtung 

von Kostenstellen erfolgen soll. Damit wird es 

auch möglich sein, einzelne gesundheitliche 

Dienstleistungen zu bepreisen und zwischen den 

einzelnen Krankenanstalten zu vergleichen. Das, 

finde ich, ist ein ganz wichtiger Punkt. Natürlich 

Anregung zur Sparsamkeit, die Verpflichtung, 

Voranschläge zu erstellen und es müssen auch 

gewisse Verträge, die die Krankenanstalten ab-

schließen, genehmigt werden und insbesondere 

wird hier eine Kontrolle des Landes verankert. 

Ich denke, das sind alles Punkte, die wichtig sind 

und ich würde mir wünschen, dass diese Auf-

sicht und diese Kostenkontrolle möglichst rasch 

eingeführt werden. Es müssen dafür erst die 

organisatorischen und EDV-mäßigen Grundla-

gen geschaffen werden und ich hoffe, dass das 

nicht allzu lange Zeit in Anspruch nehmen wird. 

Ich denke, jeder Monat, den wir hier zuwarten, 

ist ein verlorener Monat. 

Zuletzt möchte ich noch eine persönliche Mei-

nung hier anbringen. Es betrifft die Standortga-

rantie und die Beschäftigungsgarantie. Es ist 

wünschenswert und natürlich wünschen wir uns 

das alle, dass unser Arbeitsplatz und unser Un-

ternehmen für die Zukunft gesichert ist. Insbe-

sondere in Zeiten, wo alles volatil ist und sich 

Vieles bewegt, ist das so. Aber wir können 

Krankenanstaltenarbeitsplätze nur sichern, wenn 
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wir die finanziellen Mittel richtig einsetzen. Und 

da finde ich, sind eben Denkverbote, wie sie 

solche Garantien erzeugen, nicht der richtige 

Weg. Wie gesagt, es ist unsere Aufgabe, ein 

funktionierendes Gesundheitssystem für die 

Zukunft zu sichern und wir können es nur inso-

weit sichern, als die wirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit Kärntens erhalten bleibt, wir die entspre-

chenden finanziellen Mittel optimal einsetzen 

und dafür setzen wir uns ein. Und das möchte 

ich für uns garantieren, dass wir das immer im 

Auge behalten werden! Danke schön! (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und 

der Grünen-Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abgeordnete 

Obex-Mischitz gemeldet. Bitte dich zum Red-

nerpult! 
Schober   

Abgeordnete Obex-Mischitz (SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Dankeschön, Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Bei diesem Tagesord-

nungspunkt geht es um eine recht ausführliche 

Änderung der Kärntner Krankenanstaltenord-

nung und des Kärntner Gesundheitsfondsgeset-

zes. Wie die Berichterstatterin und auch mein 

Vorredner schon ausführlich erläutert haben, 

gibt es Schwerpunkte. Ein Großteil dieser Geset-

zesänderung betrifft die Umsetzung von Richtli-

nien der Europäischen Union, die Transplantati-

onsrichtlinie und die Patientenmobilität. Ein 

weiterer Teil dieser Änderungen betrifft praxis-

bezogene Klarstellungen. Das heißt, es sind ver-

schiedene Formulierungen in der ursprünglichen 

Fassung der Kärntner Krankenanstaltenordnung 

gewesen, die sich in der Praxis als schwer aus-

legbar erwiesen haben oder die immer zu Un-

klarheiten geführt haben. Das hat man jetzt klar-

gestellt und bereinigt. Aber die zwei größten 

Brocken, sagen wir einmal so, die passieren, 

wenn wir diese Krankenanstaltenordnung än-

dern, ist einerseits die Einführung eines Psychi-

atriebeirates, der eine ganz wesentliche Verbes-

serung in der Versorgungslandschaft darstellen 

soll. Dieser Beirat, der auch unentgeltlich arbei-

ten wird und die Landesregierung unterstützen 

soll, vor allem im Sozialbereich und im Gesund-

heitsbereich die Angebote zu vernetzen und die 

ganze Landschaft wirklich gut zu organisieren 

und zu strukturieren, ist auch eine Folge des 

RSG. Also dieser Beirat wird mit dieser Ände-

rung installiert und auch die schon vom Kolle-

gen Lebersorger ausführlich dargestellte Wirt-

schaftsaufsicht. Das ist sicher der Kernpunkt 

dieser Änderung, vor allem auch dieser raschen 

Änderung, dass wir das jetzt auch im Sozialaus-

schuss dankenswerterweise mit Unterstützung 

aller Mitglieder so schnell durchziehen haben 

können mit den Auskunftspersonen, die wir ge-

hört haben. Vor allem deshalb, damit der Kärnt-

ner Gesundheitsfonds, der jetzt beauftragt wird, 

diese Wirtschaftsaufsicht durchzuführen – bis 

jetzt ist das im Amt der Kärntner Landesregie-

rung angesiedelt – das heißt, die mit dieser Wirt-

schaftsaufsicht beauftragte Person wird mittels 

eines Überlassungsvertrages dem Kärntner Ge-

sundheitsfonds jetzt zugeordnet werden und wird 

dort anfangen, diese Aufsicht aufzubauen. Das 

bedarf natürlich einer Vorarbeit und das können 

wir jetzt mit dieser Gesetzesänderung beschleu-

nigen, dass noch heuer begonnen wird, das Gan-

ze zu installieren und dass das wirklich sinnvoll 

gemacht wird. Deswegen diese rasche Umset-

zung. Wie schon erwähnt wurde, ist es ja so, 

dass dem nichtöffentlichen Gesundheitsbereich 

eine Abgangsdeckung des Landes Kärnten in der 

Höhe von 98 Prozent zusteht und diese Ab-

gangsdeckung gilt es natürlich, genauer zu kon-

trollieren, sagen wir einmal so. Es ist uns in der 

Zielsteuerung aufgefallen, dass da unserer Mei-

nung nach gewisser Nachschärfungsbedarf be-

steht und dem wollen wir jetzt Folge leisten, 

dass man einfach sagt, wenn man die Leistungen 

schon zahlt im Abgang, wenn man das alles 

macht, dann aber wirklich die Leistungen, die 

wir im Strukturplan Gesundheit auch sagen, dass 

sie gemacht werden sollen und können und dür-

fen, sagen wir einmal so, dass nicht alle Kran-

kenhäuser alles anbieten und alles machen und 

das Land das alles zahlt, dass das wirklich struk-

turiert und gezielt angeboten wird. Das ist ei-

gentlich der große Hintergrund. 

Ganz kurz noch replizierend auch auf die 

Standortgarantie und auf die Aussage, wir müs-

sen das überdenken: Man sollte auch in dieser 

ganzen Diskussion mit Kosten und so weiter 

nicht vergessen, was für ein großer Jobmotor der 

Gesundheitsbereich ist, was in diesem Bereich 

an Struktur aufgebaut ist, wieviele Familien in 

diesem Bereich ihre Arbeitsplätze finden und 
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wie gut die Versorgung der Bevölkerung funkti-

oniert und vor allem, wie wichtig das den Men-

schen ist, eine anständige Gesundheitsversor-

gung zu haben. Wenn man draußen redet und 

wenn man mit den Menschen redet, das ist wirk-

lich das Um und Auf, dass ein Arzt da ist, dass 

sie eine gesundheitliche Versorgung haben. Und 

die Medizin ist halt unglaublich weit, das Ange-

bot ist unglaublich gut und ich denke, wir sollten 

wirklich alles daran setzen, noch mehr vor allem 

in die Prävention zu investieren, einfach nur, 

damit wir gesund älter werden und gesund alt 

werden und nicht dann die größtmögliche 

krankheitsbedingte Versorgung ansprechen. In 

diesem Sinne habe ich auch heute einen Antrag 

eingebracht in Bezug auf die Übernahme eines 

Adipositas-Projektes in die Regelfinanzierung, 

das schon ganz gut läuft in Kärnten. Adipositas 

heißt Fettsucht bei Kindern und wenn man das 

anschaut, was man da Gutes machen und an 

Krankheiten verhindern kann, dann möchte ich 

einfach appellieren, dass wir im Gesundheitsaus-

schuss so toll weiterarbeiten und das vielleicht 

wirklich auf die Beine stellen. In diesem Sinne – 

ich hoffe, ich habe nichts ausgelassen, den Rest 

wird wirklich mein Nachredner dann noch er-

gänzen – sage ich Dankeschön! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Grü-

nen-Fraktion.) 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Markus 

Malle. Ich bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Malle (ÖVP): 
  Mag. Malle 

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Werte Zu-

hörerinnen und Zuhörer! Es bleibt nicht mehr so 

viel zu ergänzen. Die Vorrednerin hat das Gesetz 

schon sehr gut dargestellt. Ich hoffe nur, dass 

wir – und da kann ich mich beim Kollegen Le-

bersorger anschließen – diese Wirtschaftsauf-

sicht wirklich so schnell wie möglich bekom-

men, weil, und das kann man wirklich berichten 

aus den Gesprächen aus der Zielsteuerung, ja, 

wir haben jetzt mit dem Regionalen Strukturplan 

Gesundheit Betten eingespart, ja, das war auch 

notwendig und nein, ich bin mir nicht 100-

prozentig sicher, dass wir Betten auf den richti-

gen Standorten eingespart haben. Das sage ich 

jetzt einfach aus meiner Sicht, weil die finanziel-

len Daten, wieviel die Erbringung von Leistun-

gen an den einzelnen Standorten kostet oder 

nicht kostet, nicht zur Verfügung stehen. (Abg. 

Pirolt: Wohl, die stehen zur Verfügung!) Inso-

fern ist das Leistungsspektrum jetzt aufgrund 

von Fallzahlen, aufgrund von Einwohnerzahlen, 

aufgrund von Frequenzen erstellt worden. Wir 

liegen wahrscheinlich richtig, aber wir wissen 

nicht, ob wir 100-prozentig richtig liegen. Ich 

glaube, dass es absolut notwendig ist, richtig zu 

liegen und deswegen brauchen wir unbedingt 

diese Wirtschaftsaufsicht, so wie sie in dieser 

Änderung der Kärntner Krankenanstaltenord-

nung vorliegt und da ist. Deswegen kann ich 

mich da ganz dem Kollegen Lebersorger an-

schließen, wir brauchen das ganz schnell. Ich 

hoffe, dass der Aufbau der Wirtschaftsaufsicht 

im Sozial- und Krankenversicherungsbereich 

nicht so lange dauert, wie die Abrechnung der 

Tourismusabgabe in der Finanzabteilung! 

Der zweite Punkt, der mir wichtig ist in diesem 

Zusammenhang, ist etwas, was mir schon hier 

auffällt. Wir haben hier einige Klarstellungen 

gemacht. Wir haben hier einige Dinge geregelt, 

die Probleme befürworten. Es gibt aber auch 

einen Punkt, den wir im Ausschuss noch ent-

schärft haben, das ist der § 48a, Führung von 

Ordinationen. Wir müssen bitte einfach gemein-

sam darauf achten, dass wir nicht auch in diesem 

Haus immer und immer dazu beitragen, dass es 

zu einer Überreglementierung kommt und dass 

wir vor allem mit den Gesetzestexten nicht dazu 

anleiten, die Beamten dorthin zu führen – Beam-

te gibt es ja fast keine mehr – die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter dorthin zu führen, dass es 

dann wieder verschiedene Auslegungsvarianten 

gibt. So wie jetzt der § 48a da steht, ist er für 

mich in Ordnung. Ich glaube, dass es notwendig 

ist, dass der Patient, wenn er in eine Privatordi-

nation auf einem Krankenhausstandort hinein-

geht, klar ersichtlich sieht, ich bin jetzt nicht 

mehr im Krankenhausbereich, sondern ich bin in 

einer Ordination. Das passt auf jeden Fall. Aber 

ich glaube, wir sollten schon auch dieses mögli-

che Zusammenspiel von den Krankenanstalten 

und von den Ordinationen auch ermöglichen und 

sogar verstärken, damit wir die Kosten im Ge-

sundheitsbereich zusammenbekommen. Meine 

Vorrednerin hat gesagt, nein, das oberste und 

höchste Ziel wäre, dass wir alle gesund alt wer-

den. Das unterstreiche ich sofort, wir müssen nur 
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aufpassen, dass uns das nicht so viel kostet, dass 

wir dann alle alt ausschauen. Danke vielmals! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Tretten-

brein. Ich bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Trettenbrein (F): 
  Trettenbrein 

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 

Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich 

schicke einmal voraus, wir werden dieser Ände-

rung nicht zustimmen. Heikel, ganz besonders 

heikel für uns, und das habe ich schon im Aus-

schuss gesagt, ist der § 68 Abs. 3, der da lautet: 

„Soweit Betriebsausgaben nicht in die Betriebs-

abgangsdeckung nach § 2 und 3 zu berücksichti-

gen sind, sind sie vom Rechtsträger einer öffent-

lichen Krankenanstalt selbst zu tragen.“ Und im 

Abs. 2 und 3 heißt es: „Damit sind Leistungen 

gemeint, die durch den Gesundheitszielsteue-

rungsvertrag nicht erlaubt sind.“ Das ermöglicht 

dem Land sozusagen, Zahlungen an die Orden-

spitäler und an das Krankenhaus Spittal zu ver-

weigern, wenn die Häuser in Wirklichkeit nicht 

das machen, was ihnen vorgegeben wird. Jetzt 

kann man das Ganze einmal Revue passieren 

lassen, was in den letzten Wochen und Monaten 

passiert ist. Ihr könnt euch noch alle daran erin-

nern, an die Verhandlungen mit den Ärzten um 

die Gehaltserhöhungen. Da war kein Privater 

eingebunden. Da hat man alles in der KABEG 

abgehandelt. Die Privaten müssen aber die er-

höhten Gehälter genauso zahlen, weil sonst krie-

gen sie keine Ärzte mehr. Da hat sie keiner ge-

fragt. Sie werden umgekehrt nicht eingebunden, 

auf der anderen Seite werden sie aber dann vom 

Land kontrolliert. Auch die Entwicklung der 

KABEG, der Zielsteuerungsplan, wie sie sich in 

Zukunft entwickeln wird, liegt den Privaten 

nicht vor, damit sie darauf reagieren könnten in 

ihren Bereichen. Das wird ihnen auch verwei-

gert, die Einsicht in diese Entwicklung, daher 

kann man getrost oder leider sagen, dass diese 

Änderung für so manches private Haus existenz-

gefährdend wird, 100-prozentig! Man muss auch 

sagen, es ist bei dieser Gesetzesänderung verab-

säumt worden, ein Rechtsschutzverfahren einzu-

führen, damit sich die privaten Häuser auch 

wehren können. Das hat man absolut verab-

säumt! Man hat hier kein Instrument eingebaut, 

dass sich die privaten Häuser wehren können, 

wenn ihnen Gelder nicht bezahlt werden. Das 

heißt, man hat in Wirklichkeit keine Rechtsmit-

tel. (Abg. Obex-Mischitz: Die können machen, 

was sie wollen!) Man könnte vielleicht für diese 

privaten Häuser auch etwas einführen, damit sie 

sich wehren können, wenn ihnen das Geld nicht 

ausbezahlt wird. Das kommt da auch nicht vor. 

(Einwand von Abg. Rohrer.) Wenn man von 

beiden Kollegen, die mir genau gegenübersitzen, 

(Gemünzt auf Abg. Mag. Malle und auf Abg. Dr. 

Lebersorger.) gehört hat, dass das so schnell wie 

möglich kommen soll und womöglich noch heu-

te, dann ist es schon kurios, zu sehen, dass die 

Geschäftsführer des Gesundheitsfonds, der Herr 

Rapold und der Herr Stickler, folgende Aussage 

getätigt haben, dass sie das zur Zeit gar nicht 

kontrollieren können, weil der ganze Aufbau 

einfach nicht da ist. (Abg. Mag. Malle: Ja!) Das 

haben wir ja schon im Ausschuss gesagt. Jetzt zu 

sagen, es muss so schnell wie möglich kommen, 

wenn die eigenen Leute sagen, sie können das 

gar nicht kontrollieren, weil man noch weit weg 

ist von irgendwelchem Aufbau, da sollte man 

sich schon überlegen, was man da tut. Es gibt 

natürlich auch positive Aspekte. Das soll man 

auch nicht unerwähnt lassen. Für mich ist es 

auch wichtig, dass genau festgelegt worden ist, 

dass EU-Bürger bei planbaren Operationen ge-

genüber Ausländern vorgezogen werden. Das ist 

auch ein ganz wichtiger Punkt, der da drinnen 

ist. Das ist so ziemlich der einzige positive Ef-

fekt da drinnen. Für die KABEG, wo wir im 

Aufsichtsrat sitzen, ist das Gesetz null und nich-

tig, weil in Wirklichkeit werden sie vom Land eh 

geprüft. Dafür braucht man eigentlich kein Ge-

setz, das hier geschrieben wird. Es bleibt am 

Ende des Tages nur eines übrig, das könnte man 

vielleicht so zusammenfassen: Die Änderung 

dieser Ordnung ist für die privaten Krankenhäu-

ser ungefähr das, was für die Griechen die Troi-

ka ist, nämlich ein riesiger Wahnsinn! (Beifall 

von der F-Fraktion.) 
Trettenbrein   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft. Ich 

erteile der Berichterstatterin das Schlusswort! 
Schober   
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Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Ich verzichte nicht auf das Schlusswort. Ich 

möchte nur anmerken als Berichterstatterin: Die 

Auskunftspersonen haben versucht, eben diese 

Missverständnisse aufzuklären und aufzuklären, 

wie Prüfungen da sind, wo Prüfungskompetenz 

notwendig ist. Das wurde versucht abzuhandeln. 

(Abg. Trettenbrein: Sie haben es nur versucht! 

Es ist Ihnen nicht gelungen!) Das war schon 

mein Schlusswort. 

Ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebat-

te. 
Rohrer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Gleichzeitig 

ersuche ich auch um die ziffernmäßige und pa-

ragraphenmäßige Abstimmung! Wer damit ein-

verstanden ist, ersuche ich um ein Zeichen mit 

der Hand! – Das ist mit den Stimmen von SPÖ, 

ÖVP gegen die Stimmen der FPÖ, des Team 

Stronach und des BZÖ so mit Mehrheit be-

schlossen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Artikel I 

Änderung der Kärntner Krankenanstaltenord-

nung 1999. 

Das Inhaltsverzeichnis des Gesetzes lautet: 

Ziffer 1 (Vorsitzender: Frau Abgeordnete, bitte 

den Text! ï Dir. Mag. Weiß: Eingangssatz! ï 

Vorsitzender: Eingangssatz!) Entschuldigung! 

Die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 – 

K-KAO, LGBl. Nr. 26/1999, zuletzt geändert 

durch das Gesetz LGBl. Nr. 82/2013, wird wie 

folgt geändert: 

Ziffer 1: Das Inhaltsverzeichnis des Gesetzes 

lautet, Ziffer 2: § 1 Abs. 1 lautet, Ziffer 3, Ziffer 

4, Ziffer 5: Nach § 5 wird folgender § 5a einge-

fügt, § 5a: Psychiatrie-Beirat, Ziffer 6: § 7 Abs. 

4 lit. c lautet, Ziffer 7: § 14 lautet, § 14: Wirk-

samkeit der Vorabfeststellung und der Errich-

tungsbewilligung, Ziffer 8: § 18 Abs. 1 lit. a 

lautet, Ziffer 9: Nach § 18a werden folgende 

§§ 18b und 18c eingefügt, § 18b: Entnahmeein-

heiten, § 18c: Transplantationszentren, Ziffer 10, 

Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Zif-

fer 15: § 36 lautet, § 36: Wirtschaftsaufsicht, 

Ziffer 16: § 37 Abs. 1 und 2 lautet, Ziffer 17, 

Ziffer 18: Nach § 48 wird folgender § 48a einge-

fügt, § 48a: Führung von Ordinationen, Zif-

fer 19, Ziffer 20: § 57 Abs. 6 lautet, Ziffer 21, 

Ziffer 22. Ich beantrage die Annahme. (Vorsit-

zender: Wir müssen weitermachen! ï Dir. Weiß: 

Ziffer 23!) Ziffer 23: § 68 Abs. 3 lautet, Ziffer 

24, Ziffer 25: § 69 Abs. 4 dritter Satz lautet, 

Ziffer 26: Nach § 72 wird folgender § 72 a ein-

gefügt. § 72a: Verwendung von Drittmitteln, 

Ziffer 27, Ziffer 28: Nach § 75 a wird folgender 

§ 75a eingefügt, § 75a: Patientenkosten und 

Rechnung, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31. 

Ich beantrage die Annahme. 
Rohrer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme dieser vorgetragenen Ziffern wur-

de beantragt. Wer dem zustimmt, ein Zeichen 

mit der Hand! – Das ist wiederum mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP gegen die Stimmen der 

FPÖ, des Team Stronach und des BZÖ – ich 

habe früher vergessen, ÖVP, SPÖ und der Grü-

nen gegen die Stimmen der FPÖ, des Team 

Stronach und des BZÖ mit Mehrheit so be-

schlossen. Bitte, fortzufahren! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Artikel II  

Änderung des Kärntner Gesundheitsfondsgeset-

zes. 

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4: § 11 Abs. 2 

lautet, Ziffer 5: § 13 Abs. 5 lautet, Ziffer 6. 

Ich beantrage die Annahme. 
Rohrer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme von Artikel II wurde beantragt. 

Wer dem zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! – 

Auch wiederum mit den Stimmen von SPÖ, 

ÖVP und der Grünen gegen die Stimmen der 

FPÖ, des Team Stronach und des BZÖ mit 

Mehrheit so beschlossen. Bitte, fortzufahren! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Artikel III  
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Rohrer 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen. 

Artikel IV  

Umsetzung von Unionsrecht 

Ich beantrage die Annahme. 
Rohrer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme von Artikel III und IV wurde be-

antragt. Wer dem zustimmt, ein Zeichen mit der 

Hand! – Das ist wiederum mit den Stimmen der 

SPÖ, der ÖVP, der Grünen gegen die Stimmen 

der Freiheitlichen, des Team Stronach und des 

BZÖ mit Mehrheit so beschlossen. Bitte, Kopf 

und Eingang! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Gesetz vom 16.7.2015, mit dem die Kärntner 

Krankenanstaltenordnung 1999 und das Kärnt-

ner Gesundheitsfondsgesetz geändert werden. 

Der Landtag von Kärnten hat – hinsichtlich des 

Art. I in Ausführung des Art. II des Bundesge-

setzes, mit dem ein Bundesgesetz über die 

Transplantation von menschlichen Organen (Or-

gantransplantationsgesetz – OTPG) erlassen und 

das Bundesgesetz über Krankenanstalten und 

Kuranstalten, das Arzneimittelgesetz, das Gewe-

besicherheitsgesetz und das Bundesgesetz über 

die Gesundheit Österreich GmbH geändert wer-

den, BGBl. I Nr. 108/2012, des Art. 7 des EU-

Patientenmobilitätsgesetzes (EU-PMG), BGBl. I 

Nr. 32/2014, und des Art. I Z 72 des Bundesge-

setzes, mit dem das Ärztegesetz 1998 sowie das 

Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert 

werden, BGBl. I Nr. 82/2014 – beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Rohrer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Kopf und Eingang wurde vorgetragen und steht 

zur Abstimmung. Wer damit einverstanden ist, 

ein Zeichen mit der Hand! – Das ist mit den 

Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der Grünen gegen 

die Stimmen der Freiheitlichen, des Team Stro-

nach und des BZÖ mit Mehrheit so beschlossen. 

Bitte, die 3. Lesung! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem die Kärntner Landeskran-

kenanstaltenordnung 1999 und das Kärntner 

Gesundheitsfondsgesetz geändert werden, wird 

die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Rohrer   

 

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Wer damit einverstanden ist, wiederum ein Zei-

chen mit der Hand! – Das ist mit den Stimmen 

der SPÖ, der ÖVP, der Grünen gegen die Stim-

men der Freiheitlichen, des Teams Stronach und 

des BZÖ mit Mehrheit so beschlossen. Somit 

kommen wir zum Tagesordnungspunkt 2: 
  

 2. Ldtgs.Zl. 66-9/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Recht, Verfassung, Europa, 

Volksgruppen, Bildung, Personal und 

Immunität zum selbständigen Antrag 

des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-

LTGO betreffend Feuerwehrwesen 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Malle, 

er steht bereits hier. Bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Malle 

(ÖVP): 
  Mag. Malle 

Danke, Herr Präsident! Es geht hier um einen 

selbständigen Antrag des Ausschusses und ich 

möchte hervorstreichen, dass hier über alle 

wahlwerbenden Gruppierungen hinweg mehrere 

einzelne Anträge zu einem gemeinsamen des 

Ausschusses formuliert worden sind, wo es ganz 

stark darum geht, die Tätigkeit der Freiwilligen 

Feuerwehren zu unterstützen.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Als erstes hat sich der Abge-

ordnete Professor Dr. Hartmut Prasch gemeldet. 

Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   
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Abgeordneter Dr. Prasch (TS): 
  Dr. Prasch 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Werter Zuhörer! „Ohne 

Sicherheit ist keine Freiheit“ – dieser bekannte 

Satz des deutschen Gelehrten, Staatsmannes und 

Bildungsreformers Wilhelm von Humboldt um-

fasst, wie ich ihn definiere, nicht nur sicherheits-

politische Einrichtungen wie die Polizei oder das 

Bundesheer, sondern ganz speziell auch die Feu-

erwehr, über die wir heute diskutieren. Welche 

Bedeutung der Feuerwehr in Kärnten zukommt, 

durften wir wieder einmal vor einigen Tagen 

hautnah miterleben. Allein an die 60 Feuer-

wehreinsätze gab es am vergangenen Wochen-

ende aufgrund der schweren Gewitter im Land. 

Noch bedrohlicher gestaltete sich die Situation 

in der Vorwoche, wo Teile Kärntens regelrecht 

zerhagelt wurden. Vor allem die Bevölkerung 

von Villach und den Umlandregionen 

und -gemeinden kann davon ein Lied singen. 

Kaputte Autos – der Herr Landtagspräsident 

Reinhart Rohr weiß auch, wovon ich spreche – 

waren ein Teil der Folgen des Unwetters. Zum 

Teil schwere Verletzungen von Bürgern unseres 

Landes stellten die gravierenderen und schwer-

wiegenderen Auswirkungen dar. Gerade bei 

Katastrophen aller Art zeigt sich eindrucksvoll, 

wie wichtig ein perfektes Zusammenspiel zwi-

schen den verschiedenen Blaulichtorganisatio-

nen ist. Es geht um Minuten, oft sogar um Se-

kunden. Feuerwehrmänner bei den Freiwilligen 

Wehren leisten eine ehrenamtliche Tätigkeit für 

das Land, die in vielen Fällen oft gar nicht mit 

Geld bezahlt werden könnte. Das Ehrenamt zu 

stärken und Menschen zu motivieren, sich in den 

Dienst der Sache und in den Dienst der Allge-

meinheit zu stellen, sollte ein ganz zentrale Auf-

gabe der Politik sein. Daher bin ich auch sehr 

froh, dass es im RVI-Ausschuss gelungen ist, 

über die parteipolitischen und ideologischen 

Grenzen hinweg diesen heute gegenständlichen 

Antrag einstimmig zu verabschieden. Ein Teil 

des gemeinsamen Antrags ist ein Ansatz, um 

eine mögliche zukünftige Unterversorgung im 

Bereich der Freiwilligen Feuerwehren zu be-

kämpfen, nämlich die Erweiterung des aktiven 

Mitwirkalters auf über 65 Jahre. Die Möglich-

keit, Freistellungen im öffentlichen Dienst zu 

bieten, ist eine weitere Maßnahme, die umge-

setzt werden muss. Auch die Schaffung eines 

Fonds, der Aufwendungen von privatwirtschaft-

lich geführten Unternehmen abdeckt, die Mitar-

beiter für Einsätze freistellen, kann dazu beitra-

gen, positive Veränderungen zu erreichen. Es 

braucht Anreize und vor allem den Freiraum, 

dass sich Bürger bei der Feuerwehr betätigen 

können, ohne dass dieses Engagement Nachteile 

im Job oder Nachteile für den Arbeitgeber mit 

sich bringt. „Rahmenbedingungen“ ist einmal 

mehr das Zauberwort. Es ist positiv, dass sich 

die Politik entschlossen hat, sich den Herausfor-

derungen zu stellen. Eine seltene Eintracht. Was 

ich abschließend beim zuständigen politischen 

Referenten für das Feuerwehrwesen in der Lan-

desregierung, Landeshauptmann Peter Kaiser, 

noch einfordern möchte, ist ein nachhaltiges und 

zukunftsorientiertes Konzept zur flächendecken-

den Sicherung des Landes durch die Feuerwehr. 

Dieses Konzept soll vor allem auf die realen 

Veränderungen rund um die Demographie und 

Zersiedelung Bezug nehmen, denn Kärnten muss 

für alle Eventualitäten gerüstet sein. Danke! 

(Beifall vom Team Stronach und Abg. Mag. 

Trodt-Limpl.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Erste Präsident Ing. 

Reinhart Rohr. Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen 

und Herren des Hohen Hauses! Ich darf in Be-

zug auf das Freiwillige Rettungs- und Einsatz-

wesen in Kärnten grundsätzlich Folgendes fest-

stellen: Ich denke, dass von den Feuerwehren 

angefangen über die freiwilligen Rot-Kreuz-

Mitarbeiter bis hin zur Wasserrettung, zur Ret-

tungshundebrigade, zur Bergrettung in Kärnten 

ein Rettungswesen aufgebaut ist, das letztlich 

auch den Menschen und den Gästen, die sich bei 

uns im Land aufhalten, das Gefühl gibt, dass 

Sicherheit in diesem Lande groß geschrieben 

wird. Und ich denke auch, sie alle leisten einen 

Dienst, der in der Form, wenn er mit barer Mün-

ze bezahlt werden und ohne Freiwilligkeit aus-

kommen müsste, von der öffentlichen Hand 

nicht zu finanzieren wäre. Deswegen möchte ich 

grundsätzlich einmal allen, die sich freiwillig in 

den Dienst der verschiedenen Organisationen 

stellen, sehr, sehr herzlich danken! Die größte 

Organisation, das Feuerwehrwesen mit 400 
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Ing. Rohr 

Freiwilligen Feuerwehren, mit 20 Betriebsfeu-

erwehren und einer Berufsfeuerwehr in Kla-

genfurt mit über 20.000 aktiven Feuerwehrmän-

nern und -frauen ist der beste Beweis dafür, dass 

diese Einsatzorganisationen rund um die Uhr, 

365 Tage im Jahr, 24 Stunden am Tag abrufbar 

und verfügbar sind, wenn es ernst ist und Hilfe 

notwendig ist. Es haben dies einige Ereignisse in 

Kärnten heuer schon eindeutig bewiesen. Ich 

denke alleine an den Waldbrand in der Gemein-

de Lurnfeld, wo über fast 14 Tage 300 Feuer-

wehrmänner (Abg. Ing. Hueter: 24 Tage!) – 24 

Tage! Über drei Wochen ist das gegangen, rich-

tig! – über 24 Tage 300 Einsatzkräfte, also Feu-

erwehr, teilweise unterstützt in Assistenz vom 

Bundesheer, einen Waldbrand gelöscht haben, 

der, denke ich, so kaum beherrschbar gewesen 

wäre, wenn wir nicht auf die Einsatzfähigkeit 

der Freiwilligen zählen hätten können. Ich erin-

nere an das wirklich dramatische Unwetter in 

Villach mit Sturm- und Hagelschäden ungeahn-

ten Ausmaßes, wo alleine in der Stadt Villach in 

dieser Nacht 1.200 Feuerwehrmänner 

und -frauen im Einsatz gewesen sind, um einmal 

die gröbsten Schäden zu beseitigen und die öf-

fentliche Infrastruktur entsprechend sicherzustel-

len. Ich war selbst noch in der Nacht unterwegs 

und habe mir angesehen, wie Feuerwehrleute 

umgestürzte Bäume zumindest soweit wegge-

räumt haben, dass die Straßen befahrbar waren, 

wie abgedeckte Dächer beseitigt und notdürftig 

abgesichert wurden und wie noch an den Tagen 

darauf intensiv gearbeitet wurde, um die gröbs-

ten Schäden entsprechend zu beseitigen. Und 

gestern hat das Wetter, das über Kärnten gezo-

gen ist, wieder insgesamt 200 Feuerwehreinsät-

ze, 100 davon alleine in Klagenfurt, notwendig 

gemacht. Und wenn wir uns diese Situation an-

schauen, dann denke ich, ist es auch gut und 

richtig, dass wir auf die Menschen schauen, die 

sich freiwillig erstens hervorragend ausbilden 

lassen, damit sie in der Lage sind, mit den 

durchaus komplexen und modernen Gerätschaf-

ten so umzugehen, dass sie effizient eingesetzt 

werden können und die dann, wenn es darum 

geht, dass sie zum Einsatz gerufen werden, ohne 

Ansehen der persönlichen Befindlichkeiten – das 

hat man ja auch in den Zeitungen nachlesen 

können, dass viele Feuerwehrleute, die zu Hause 

selbst große Schäden gehabt haben, zuerst ge-

schaut haben, in den Einsatz zu gehen und erst 

nach dem Einsatz und der Beseitigung der gröbs-

ten Schäden sich um das gekümmert haben, was 

zu Hause noch zu richten und wieder herzurich-

ten war. Und das, denke ich, verlangt schon ent-

sprechende Anerkennung und den entsprechen-

den Dank! 

Ich bin auch sehr froh darüber, dass wir im 

Rechts- und Verfassungsausschuss ein Bündel 

von verschiedenen Anträgen der einzelnen poli-

tischen Parteien letztlich in einem gemeinsamen 

Initiativantrag formuliert haben, wo es darum 

geht, auch die Sicherheit für die Feuerwehrleute 

oder insgesamt für die Mitglieder der Einsatzor-

ganisationen entsprechend zu verbessern. Im 

öffentlichen Bereich ist es ja eine Selbstver-

ständlichkeit, dass die Leute, die bei der Feuer-

wehr oder bei anderen Rettungsorganisationen 

sind, wenn sie nicht zum Dienst erscheinen, weil 

sie im Einsatz sind, diese Zeit als Sonderurlaub 

gutgeschrieben bekommen. Das gilt vor allem 

im Bereich der Landesverwaltung, das gilt im 

Bereich der Kommunen und das wollen wir na-

türlich im Interesse des Bundesfeuerwehrver-

bandes auch für die anderen Länder umsetzen. 

Aber es gibt da natürlich auch Fragen, wie 

schaut es mit jenen aus, die in privaten Betrieben 

arbeiten, dort für die Arbeit nicht zur Verfügung 

stehen? Die müssen dann meistens mit Urlauben 

diese Zeit kompensieren und da wollen wir er-

reichen, dass es eine Fondslösung gibt. Entweder 

aus dem Katastrophenfonds oder einem eigens 

beim Sozialministerium angesiedelten Fonds, wo 

zumindest diese Arbeitszeiten auch für Privatbe-

triebe entsprechend abgegolten werden, wenn 

Einsatzkräfte für die Arbeit nicht zur Verfügung 

stehen, weil sie im Einsatz sind. Und wenn man 

sich diesen Initiativantrag insgesamt anschaut, 

dann muss man auch feststellen, dass er mehrere 

Punkte enthält. Zum einen geht es um die Frage, 

wie ist die Verfügbarkeit bei Einsätzen, wenn im 

ländlichen Bereich vor allem die Leute irgendwo 

im städtischen Bereich arbeiten und nicht ver-

fügbar sind, und auch die Frage des Alterslimits. 

Hier haben wir diskutiert mit dem Landesfeuer-

wehrverband und den Verantwortlichen. Wir 

beabsichtigen, im Feuerwehrgesetz zu veran-

kern, dass die Reservistenmöglichkeit auch über 

das Alterslimit 65 hinaus angehoben wird, so-

dass durchaus fitte und fähige Kräfte in der Lage 

sind, ein Auto entsprechend zu lenken, entspre-

chende Vorkehrungen zu treffen, wenn es im 

Ernstfall gilt, zu helfen. Wir wollen haben, dass 

eben ein entsprechender Fonds auf Bundesseite 

eingerichtet wird. Da gibt es die Bemühungen 
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auch schon über viele, viele Jahre. Ich war ja 

selbst Feuerwehrreferent und habe sowohl Bun-

deskanzler Schüssel wie auch Bundeskanzler 

Gusenbauer in ihren Amtszeiten immer wieder 

mit dieser Frage konfrontiert. Zu einer Lösung 

ist es bisher nicht gekommen. Vielleicht ist der 

neuerliche Vorstoß eine Chance, dass wir einen 

entsprechenden Lösungsansatz finden. Und was 

die Frage der Beschaffung der Einsatzgeräte 

betrifft, geht es natürlich auch darum, dass man 

bei der Europäischen Union erreichen will, dass 

die Mehrwertsteuerrichtlinie dahingehend geän-

dert wird, dass man angeschafftes Rettungsgerät 

und Einsatzgerät von der Mehrwertsteuer befreit 

und dadurch natürlich auch den öffentlichen 

Trägern dieser Einsatzorganisationen – in den 

meisten Fällen sind es ja die Gemeinden selbst – 

Kosten bei der Anschaffung und Nachschaffung 

dieser Gerätschaften ersparen sollte. Wie gesagt, 

ich denke, es ist eine gute Initiative, die hier über 

alle politischen Parteien hinweg im Ausschuss 

erarbeitet wurde und ich bin überzeugt davon, 

dass wir, so wie wir es dem Zeitplan entspre-

chend auch vereinbart haben, noch am Ende 

dieses Jahres ein neues Feuerwehrgesetz be-

schließen werden, wo all diese Parameter auch 

entsprechend enthalten sein sollten. 

So gesehen noch einmal ein herzliches Danke 

allen Einsatzkräften, die in unserem Land Frei-

willigendienst verrichten, wenn es erforderlich 

ist, wenn die entsprechende Hilfe notwendig ist 

– Danke! – und wir hoffen, dass das Gesetz 

schnell umgesetzt wird! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Als nächster Redner ist der Herr Dritte Präsident 

Josef Lobnig gemeldet. Ich bitte dich zum Red-

nerpult! 
Schober   

Dritter Präsident Lobnig (F): 
  Lobnig 

(3. Präs. Lobnig überreicht dem Vorsitzenden 

ú 10,--, da sein Mobiltelefon geläutet hat.) Darf 

ich das für einen sozialen Zweck überreichen? 

Das macht man ohne Aufforderung! (Beifall im 

Hause.) Herr Präsident! Geschätzte Damen und 

Herren! (Vorsitzender: Er geht mit gutem Bei-

spiel voran!) Jawohl, selbstverständlich! Das ist 

wie eine Selbstanzeige, das hat strafbefreiende 

Wirkung. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Zunächst 

erlauben Sie mir zu Beginn meiner Ausführun-

gen und meines Debattenbeitrages anlässlich der 

Aktualität der in den letzten Tagen und Wochen 

über Kärnten niedergegangenen Unwetter, mich 

bei allen Freiwilligen, aber insbesondere auch 

bei den Freiwilligen Feuerwehren, bei allen Ka-

meradinnen und Kameraden ganz, ganz herzlich 

zu bedanken für ihren Einsatz, für ihre Bereit-

schaft, Menschen, die in dieser Form in Not 

geraten, wirklich schnellstens zu helfen unter oft 

schwierigsten Bedingungen, unter Einsatz ihres 

eigenen Lebens und dies auch 24 Stunden durch! 

Man hat gesehen, wie Leute oft bis zur Erschöp-

fung ihrer eigenen Kräfte alles daran setzen, den 

Menschen zu helfen! Ich möchte dem bereits im 

Voraus Ausgeführten noch einiges hinzufügen. 

Es ist vieles schon gesagt worden. Ich möchte 

aber noch im Besonderen herausstreichen, dass 

natürlich in der Frage der Behandlung von An-

liegen der Freiwilligen Feuerwehren mit Ein-

stimmigkeit eine immer da gewesene Einigkeit 

im Landtag demonstriert wurde, weil man ein-

fach gesehen hat, dass viele Menschen gerade in 

die Freiwilligen Feuerwehren das größte Ver-

trauen setzen. Wenn man das in einen Vertrau-

enskodex einreihen würde, so genießt die Frei-

willige Feuerwehr das höchste Ansehen und das 

höchste Vertrauen in der Kärntner Bevölkerung. 

Das ist dadurch gekennzeichnet, wenn es etwa 

um Freiwillige Feuerwehren, um Feste geht, um 

Feuerwehrfeste, um Veranstaltungen, dann wer-

den gerade diese von der Kärntner Bevölkerung 

sehr gut besucht, weil sie damit auch einen Dank 

abstatten, weil sie damit die Feuerwehren unter-

stützen im Wissen, dass mit diesem Geld wieder 

Gerätschaften und Investitionen getätigt werden, 

die wieder der Öffentlichkeit, dem Gemeinwohl 

zugutekommen. Daher möchte ich aber noch 

hinzufügen, dass es ja nicht nur alleine bei den 

Stunden der Einsätze bleibt, sondern viele Stun-

den werden für Übungen aufgewendet, die die 

Kameradinnen und Kameraden dann erbringen, 

damit sie auch die Schlagkraft, die Effizienz der 

Einsätze, die Neuerungen bei den technischen 

Gerätschaften beherrschen, um dort den Men-

schen schnell Hilfe leisten zu können! Darüber 

hinaus, wenn wir vor Kurzem in Glanegg waren 

bei den großen Leistungsbewerben der Feuer-

wehren in Kärnten, dann konnte man sich dort 



 32. Sitzung des Kärntner Landtages - 16. Juli 2015 - 31. Gesetzgebungsperiode  3327 

Lobnig 

durchaus auch überzeugen, wie wertvoll das ist 

und wie viele Kameradinnen und Kameraden 

dort Stunden das ganze Jahr hindurch üben und 

proben. Ich bin stolz, weil die Landesmeister aus 

meiner Ortschaft kommen, aus Haimburg, FF 

Haimburgerberg! Ich bin sehr stolz, dass sie mit 

dem „Goldenen Helm“ nach Hause gekommen 

sind, weil sie auch jene Feuerwehren sind, die 

wirklich im Winter durchproben und üben! Das 

ist einfach wertzuschätzen und dafür muss man 

ihnen auch Danke sagen! 

Geschätzte Damen und Herren! Wir haben, und 

da war ich stellvertretend für den Klubobmann 

im Rechts- und Verfassungsausschuss, uns dar-

über geeinigt, nachdem der Antrag als selbst-

ständiger Antrag bereits so formuliert und vorbe-

reitet wurde, dass unsere Anträge, die wir in 

einer – ich möchte sagen, wir Freiheitlichen sind 

fast die „Feuerwehr-Partei“, weil wir die meisten 

Anträge im Ausschuss drinnen gehabt haben 

(Zwischenruf von Abg. Köchl.) und sehr stolz 

sind, dass diese sich inhaltlich in diesem selbst-

ständigen Antrag finden. Daher haben wir unsere 

Anträge dann natürlich zurückgezogen und kön-

nen sagen: Diese Interessen sind jetzt in diesem 

gemeinsamen Antrag drinnen. Wir hoffen natür-

lich, dass diese Anträge oder diese Ideen, die wir 

da aufgeworfen haben, dann schnellstens zu 

einem neuen Gesetzesentwurf führen werden 

und vor allem, dass der Bund hier einmal etwas 

tun wird! Ich glaube, das Land wird seiner Ver-

pflichtung sehr schnell nachkommen können, 

aber der Bund ist gefordert, hier Maßnahmen zu 

setzen, was die Abgeltung von Stunden und der-

gleichen betrifft. Geschätzte Damen und Herren, 

es wird noch einige Redner zu dem Thema Feu-

erwehren geben, nehme ich an, daher werde ich 

allen noch einmal herzlich danken! Was mir vor 

allem auch wichtig ist, wie der Landesbranddi-

rektor ausgeführt hat, es werden künftig auch 

Investitionen anstehen in der Größenordnung 

zwischen 6 und 8 Millionen Euro. Da müssen 

wir schauen, dass hier eine Finanzierung aufge-

stellt wird, die eine breite Zustimmung der Ab-

geordneten des Hohen Hauses finden wird. Ich 

kann nur schließen mit dem Satz: Gott zur Ehr, 

dem Nächsten zur Wehr. Gut Heil! (Abg. Stau-

dacher: Bravo! ï Beifall von der F-Fraktion.) 
Lobnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Rednerin ist die Frau Abgeordnete 

Kuchling. Ich bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Kuchling (GRÜ): 
  Mag. Kuchling 

Sehr geehrter Herr Präsident! Kein Zuhörer 

mehr auf der Zuschauertribüne! Sehr geehrte 

Damen und Herren vor dem Livestream! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen im Landtag! Im vor-

liegenden Antrag behandeln wir natürlich Fra-

gen, die das Feuerwehrwesen in Kärnten betref-

fen. Meine Vorredner haben das ja schon sehr 

breit und eloquent ausgeführt. Ich möchte aber 

nichtsdestotrotz hinzufügen, dass ich als Be-

wohnerin des Landes Kärnten sehr stolz auf die 

Männer und Frauen bin, die beruflich oder auf 

freiwilliger Basis jederzeit bereit sind, Rettungs-

dienste im weitesten Sinne zu verrichten! Ich 

lebe selber in einer Dorfgemeinschaft, in der 

Nachbarschaftshilfe wirklich funktioniert. Ich 

glaube, so ist es landauf, landab. Ich sage heute 

als Landtagsabgeordnete danke, speziell an mei-

ne Gattersdorfer – so viel Lokalpatriotismus darf 

auch mir zustehen – danke an die Gattersdorfer 

Freiwillige Feuerwehr mit dem Kommandanten 

Horst Sneditz an der Spitze, stellvertretend für 

alle Feuerwehren des Landes! Ihr seid da, wenn 

wieder einmal aufgrund von Naturgewalten der 

Bach übergeht, der die angrenzenden Keller 

flutet. Ihr seid da für das rasche Eingreifen, 

wenn sprichwörtlich Feuer am Dach ist oder 

wenn ein schlimmer Unfall passiert oder wenn 

wir Naturgewalten so ausgesetzt sind wie gerade 

in den vergangenen Wochen und Tagen. Für so 

manchen Feuerwehrmann und für so manche 

Feuerwehrfrau ist dieser Dienst am Nächsten ein 

Akt der Solidarität, der gelebten Solidarität, aber 

auch ein Herzensanliegen, dem er oder sie jahr-

zehntelang treu bleibt. Dabei wird viel geholfen 

und auch viel kostbares Wissen erworben. Die-

ses wird natürlich auch an Jüngere weitergege-

ben. Deshalb sagen wir Grüne auch Ja zum vor-

liegenden Antrag, der unter anderem das aktive 

Mitwirken innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr 

über das 65. Lebensjahr hinaus zum Inhalt hat. 

Natürlich spielt hier aber die Zumutbarkeit der 

Tätigkeit eine wichtige Rolle. Ein weiteres Ja 

sagen wir zum zweiten Punkt, nämlich die 

Dienstfreistellung im öffentlichen Dienst und 

sagen auch, ja, die Landesregierung möge in 
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Verhandlungen mit dem Bund treten und da 

etwas erreichen. Im privatwirtschaftlichen Be-

reich, wo es aufgrund von akuten Rettungsein-

sätzen leider auch zu wirtschaftlichen Defiziten 

kommt, soll aus einem Fonds, der aus dem Kata-

strophenfonds gespeist wird, abgegolten werden. 

Ziel ist eine Motivierung, den Mitarbeiter leich-

ter und schneller freizugeben, wenn ein Einsatz 

dies erfordert. So ein Fonds wäre unter anderem 

vor allem bei länger andauernden Einsätzen sehr 

wichtig. Zum Schluss: Vor allem in Zeiten von 

Geldknappheit wie heute ist das wichtig. Wir 

haben durchaus auch kritische Stimmen bei den 

Grünen, die sagen, dass man in Zeiten des Spa-

rens auch vor der Feuerwehr nicht Halt machen 

darf und soll. Das wird sicher auch noch ein 

Thema für uns im Landtag werden. Aber wir 

Grüne sagen zum vorliegenden Antrag ein Ja in 

allen vier Punkten. Somit ist mein Redebeitrag 

beendet. Danke sehr! (Beifall von der Grünen-

Fraktion.) 
Mag. Kuchling   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Als nächstes ist der Herr Abgeordnete Bürger-

meister Herbert Gaggl gemeldet. Ich bitte dich 

zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerin-

nen und Zuhörer zu Hause an den Internetgerä-

ten! Ein Tagesordnungspunkt, der uns wohl alle 

gemeinsam positiv stimmt und auch betrifft. 

Freiwilligenarbeit wird vor allem auch bei Fes-

ten, bei Feierlichkeiten, landauf, landab beson-

ders gelobt und vom Rednerpult aus wertge-

schätzt usw. Manchmal fehlt mir dann auch die 

tatsächliche Umsetzung, wenn ich zum Beispiel 

sehe bei Feuerwehrfesten oder bei freiwilligen 

Vereinen, die für die Allgemeinheit tätig sind, 

welche Auflagen die zu erfüllen haben, damit sie 

überhaupt ein Geld zusammenbringen für solche 

Tätigkeiten. (Abg. Pirolt: Deine Leute verlangen 

das! ï 3. Präs. Lobnig: Die Wirtschaftskammer! 

Die sind das!) Du kannst dann am Rednerpult 

versuchen, das noch einmal darzulegen. Ich ver-

suche, bei der Wirtschaftskammer alles zu un-

ternehmen, damit diese Dinge verbessert wer-

den, weil so kann es nicht gehen! Auf der einen 

Seite die Freiwilligenarbeit immer positiv zu 

bereden und zu sagen, okay, es ist so, wunder-

bar, aber dann, wenn es darauf ankommt, wer-

den sie im Stich gelassen! Manche sagen, weißt 

du was, ich mache gar keine Veranstaltung 

mehr, ich mache kein Fest mehr, weil mir diese 

Auflagen zu blöd sind. Ich stehe in der Verant-

wortung als Obmann, als Obfrau usw., ich muss 

das Ganze tragen von der Hygieneüberprüfung 

bis zur Mitarbeitermeldung und, und, und. Das 

müssen wir uns auch überlegen! 

Die Feuerwehren als wesentlicher Bestandteil 

des Landes Kärnten, das möchte ich besonders 

hervorheben. Was würden wir denn ohne die 

Feuerwehren machen? Das kann man wirklich 

sagen! Wer würde die Hilfeleistungen auf allen 

Ebenen – da geht es nicht nur um Brände, Un-

wetter, Autounfälle, die technischen Einsätze 

sind ja jetzt schon zu 80 Prozent im Wesentli-

chen von Einsätzen der Feuerwehren, zu 80 Pro-

zent! – was würden wir ohne diese machen? 

Wenn ein Unfall passiert ist das Erste ein Stiller 

Alarm bei der Feuerwehr oder ein Großer 

Alarm, je nach dem und die Feuerwehrleute sind 

da. Das Problem im ländlichen Bereich ist aber 

vor allem eines, dass es im ländlichen Bereich 

kaum mehr Arbeitsplätze gibt und die Feuer-

wehrfrauen und -männer tagsüber nicht zur Ver-

fügung stehen. Jetzt kann wohl ein Alarm sein, 

aber wo sind die Frauen und Männer? Die arbei-

ten in der Bezirksstadt, die arbeiten in den grö-

ßeren Städten, in den größeren Zentren und ste-

hen nicht zur Verfügung. Deswegen ist diese 

Entscheidung, diese 65-Jahres-Grenze aufzuhe-

ben, eine ganz wichtige Entscheidung, in diesem 

Lichte auch zu sehen, dass man sagt, diese Men-

schen sind, wenn sie nicht gerade auf Urlaub 

sind, zu Hause und stehen zur Verfügung. 65-

jährige Frauen und Männer sind heutzutage 

größtenteils topfit und helfen auch gerne. Sie 

können helfen und sie helfen den Mitbürgerin-

nen und Mitbürgern bei Katastrophen oder bei 

welchen Einsätzen auch immer auch gerne. Das 

ist ein ganz wichtiger Faktor! Der 65-Jährige 

oder der 66-Jährige oder der 67-Jährige muss ja 

nicht gleich an der Front oder an der Spitze des 

Hauses oben stehen. Da gibt es ganz andere Tä-

tigkeiten, die sie gerne machen und sich für das 

auch gerne zur Verfügung stellen. 

Die Dienstfreistellung im öffentlichen Dienst, 

denke ich, ist ein Faktor, den wir der FF und 

anderen Rettungsorganisationen schuldig sind. 

In den Gemeinden draußen funktioniert das ja, 
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da brauchen wir nicht einmal reden, das funktio-

niert einfach! Weil wenn da der Alarm ist, dann 

sind die Gemeindemitarbeiter da. Größtenteils 

wird das in den Gemeinden bei den Bürgermeis-

terinnen und Bürgermeistern so gehandhabt, 

dass zumindest bei Gleichwertigkeit jemandem 

der Vorzug gegeben wird, der im Freiwilligen-

dienst bei der Feuerwehr oder sonst wo tätig ist, 

weil das ja ein doppelter Nutzen ist. Das hilft 

uns allen. Das funktioniert wunderbar. Das sollte 

aber auch für Bund und Land gelten. Dort gibt es 

öfters die Probleme bei manchen bürokratischen 

Vorgesetzten, die Punkt und Beistrich auslegen. 

Im privaten Bereich ist der Katastrophenfonds 

oder ein ähnlicher Fonds, der das ausgleichen 

sollte für die Unternehmer, ein wesentlicher 

Faktor. Bei allen Dingen wird das auch nicht 

helfen. Weil was machst du, wenn ein Mitarbei-

ter dort am Fließband ist, sage ich jetzt einmal, 

und der geht einfach weg? Das funktioniert 

nicht, das ist ein Riesenproblem! Das ist nicht so 

einfach. Oder eine kleinere Firma, die gerade 

ihre Montage fertig machen muss, da hilft der 

ganze Fonds nichts. Da geht es nicht nur um das 

Geld, sondern da geht es um die Ressource als 

Gesamtes, weil sonst muss er seinen Auftrag 

liegen lassen. Das ist unser großes Problem, aber 

da müssen wir Lösungen finden. 

Die Mehrwertsteuerbefreiung: Ein paar Kollegen 

– ich glaube, du hast das gerade früher auch 

angesprochen, Investitionen und so weiter. Es 

sind bei den Feuerwehren große Investitionen 

auch in Zukunft notwendig, damit die Sicherheit 

gewährleistet wird. Und zwar vor allem auch 

deswegen, weil die Feuerwehrmänner und die 

Feuerwehrfrauen gute Geräte brauchen, funktio-

nierende Geräte, die sie im Einsatz auch richtig 

bedienen können. Und wer zahlt sie? Auf der 

einen Seite der Feuerwehrverband. In etwa, kann 

man sagen, 40 Prozent schießt man von Seiten 

des Landes zu, der Rest bleibt dann im Endeffekt 

Aufgabe der Gemeinden. Und wenn man sieht, 

wie die Gemeinden jetzt finanziell ausgestattet 

sind, dann ist das ein massives Problem. Und 

wenn da die 20 Prozent Mehrwertsteuer wegfal-

len, ist das ein wesentlicher Beitrag schon auch 

in diesem Bereich. Welche Leute oder welche 

Sachen gibt es eigentlich, so wie die Feuerweh-

ren, die freiwillig ein Fest organisieren, die Ver-

antwortung tragen, die die Haftung übernehmen, 

aus dem Fest einen Ertrag haben und dann den 

Ertrag wieder in etwas hineinstecken, das heißt, 

in ein Auto, in ein Werkzeug, das sie dann wie-

der freiwillig in ihrer Freizeit oder in der Ar-

beitszeit machen? Da gibt es nicht sehr viel, 

muss man ehrlich sagen. Und deswegen muss 

ich auch eines dazusagen, wir müssen, wir alle 

gemeinsam – noch einmal, das gilt im Land, im 

Bund genauso – dafür Sorge tragen, dass diese 

bürokratischen Hindernisse auch beseitigt wer-

den. Dass man nicht die Freiwilligen dann noch 

sozusagen auf gut Kärntnerisch – Anführungs-

zeichen – „traktiert“ mit Auflagen und mit Vor-

schriften und was weiß ich allem. Da kommen 

dann zehn Beamte daher und kontrollieren, was 

alles nicht richtig ist bei einer Veranstaltung. Die 

verzweifeln! Und wenn die verzweifeln, meine 

Damen und Herren, wird auch unser System 

schön langsam verzweifeln, weil wir das profes-

sionell nicht leisten können, das, was die freiwil-

lig machen, die Freiwilligen, die nichts kosten, 

die ehrenamtlich arbeiten, aber äußerst wertvoll 

für unsere Gesellschaft sind. Meine Damen und 

Herren, ich denke, dass das ein guter Schritt ist. 

Ich denke, wir haben noch ein paar Dinge zu 

erarbeiten. Wir sollten auch massiven Einfluss 

auf den Bund nehmen, dass die anderen Sachen 

über die Bühne gehen. Ich denke, in diesem Fall 

ist nicht nur die FPÖ die „Feuerwehr-Partei“, 

sondern ich denke, in Kärnten sind wir alle 

„Feuerwehr-Parteien“. (Abg. Staudacher: Fast! 

Alle nicht!) Ich setze es positiv voraus! Es gibt 

auch Intentionen, die sagen, okay, ich muss nicht 

unbedingt alles haben, aber ich denke, wenn wir 

gemeinsam zusammenhalten, werden wir diese 

Freiwilligenarbeit wirklich für die Zukunft erhal-

ten können im Interesse unseres Kärntner Lan-

des, unserer Sicherheit und vor allem auch unse-

res sozialen Umfeldes und unserer Dorfgemein-

schaften. Das ist auch keine Selbstverständlich-

keit! Deswegen positiv (Das Mikrofon fällt kurz-

fristig aus.) und Zustimmung zu diesen Aktionen 

(Das Mikrofon ist wieder aktiviert.) und möge in 

Zukunft auch bei anderen Gesetzen so eine Ei-

nigkeit herrschen! Danke vielmals! (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der 

Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

(Der Vorsitzende deutet auf das Mikrofon am 

Rednerpult.) Entschuldige, das war keine Ab-

sicht! Ich bin unabsichtlich angekommen. Die 
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nächste Rednerin ist die Frau Abgeordnete 

Trodt-Limpl. Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (BZÖ): 
  Mag. Trodt-Limpl 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Werte Zuhörerinnen und Zuhörer oder Zusehe-

rinnen und Zuseher! Auch ich mit dem BZÖ 

möchte die Bedeutung der Freiwilligen Feuer-

wehren herausstreichen. Gerade in der letzten 

Zeit haben wir erlebt, wie die Freiwilligen tat-

kräftig zur Seite gestanden sind und wie sie in 

kürzester Zeit die ganzen Schäden behoben ha-

ben und jetzt noch unermüdlich dabei sind, die 

Leute zu unterstützen, welche von Katastrophen, 

welcher Art auch immer, betroffen sind. Auch 

möchte ich an dieser Stelle noch erwähnen, dass 

wir es mit Mitwirkung des damaligen Landes-

hauptmannes Dr. Jörg Haider und durch tatkräf-

tige Unterstützung des damaligen Feuerwehrre-

ferenten Reinhart Rohr durchgesetzt haben, dass 

das Gebäude der Freiwilligen Feuerwehr 

Gödersdorf neu errichtet worden ist. Und An-

fang Juni durfte ich Patin des neuen Feuerwehr-

autos sein und bei der Besichtigung ist mir erst 

klar geworden, wieviel technisches Wissen die 

Menschen haben müssen, die dieses Feuerwehr-

auto bedienen, die auch die ganze Technik be-

herrschen müssen und was da alles vorausgesetzt 

werden muss und welche Bedeutung die Freiwil-

ligen Feuerwehren in den Orten haben. In den 

Orten, wo jetzt eigentlich die Menschen fast nur 

mehr nebeneinander leben, haben sie es zustan-

degebracht, dass eine Gemeinschaft entsteht und 

dass die Jugend gefördert wird. Etwas Wichtiges 

ist auch noch zu erwähnen, dass die Beschäfti-

gung über das 65. Lebensjahr hinaus gewährleis-

tet sein darf. Die Menschen werden Gott sei 

Dank älter und sehr, sehr viele sind auch sehr 

gesund bis ins hohe Alter und sie können sich 

jetzt auch tatkräftig einbringen. Die Mitglieder 

der Freiwilligen Feuerwehren, wenn sie zu Kata-

stropheneinsätzen gerufen werden, müssen na-

türlich ihren Arbeitsplatz verlassen. Bei öffent-

lich Bediensteten ist das in manchen Fällen 

leichter, bei privat Bediensteten, wo vielleicht 

nur ein, zwei Angestellte sind, gestaltet sich das 

natürlich sehr, sehr schwierig, aber wir alle wis-

sen, die Freiwilligen dienen dem Gemeinwohl 

und da ist jede Unterstützung wichtig. Danke! 

(Beifall von der Grünen-Fraktion, von Abg. 

Mag. Theuermann und Abg. Zellot.) 
Mag. Trodt-Limpl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete Klub-

obmann Ferdinand Hueter. Bitte dich zum Red-

nerpult! 
Schober   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Herr Landes-

hauptmann als zuständiger Referent! Zu diesem 

Thema ist im Prinzip eh schon alles richtiger-

weise gesagt worden, nur nicht von jedem. Aber 

ein paar Dinge vielleicht noch: Ich glaube, die 

Feuerwehr ist in den Gemeinden eine nicht weg-

zudenkende Institution, ist deswegen auch eine 

Institution und ich glaube, alle, die als Bürger-

meister oder in Gemeinderäten tätig sind, wis-

sen, wenn irgendwas ist, wo geht man zuerst 

hin? – Sirene, Einsatzleitung und dann läuft das 

„Werkl“. Und ich glaube, die Politik ist da wirk-

lich aufgefordert, die Rahmenbedingungen so zu 

gestalten, dass die, die laufen, ihre Freizeit op-

fern, nicht noch finanzielle und auch persönliche 

Nachteile haben. Deswegen war dieser gemein-

schaftliche Antrag, den wir vorige Woche im 

Landesfeuerwehrverband diskutiert haben, von 

sehr großer Zustimmung geprägt, dass wir ein-

fach alle gesehen haben, es geht Gott sei Dank 

um die Sache. Es waren mehrere Anträge, die 

man dann versucht hat, zusammenzubringen, die 

ja schon längst diskutiert worden sind. Das ist ja 

nichts Neues, aber ich glaube, es sind ein paar 

wesentliche Punkte, wie das mit den 65 Jahren, 

die Aufhebung. Ich denke schon, dass das auch 

dahingehend richtig ist, dass es in Richtung Au-

tonomie geht, Autonomie in Richtung des Be-

troffenen, dass er selber sagt, pass auf, ich bin 

mit 70 noch gut genug, um minderwertige Ein-

sätze zu machen. Und ich bin überzeugt davon, 

dass oft einer mit 60 oder 63 Jahren oft sagt, 

nein, es reicht, ich bin 30, 40 Jahre bei der Feu-

erwehr gewesen, aus dem und dem Grund geht 

es nicht mehr, fertig. Ich glaube, in diese Rich-

tung sollte man das auch diskutieren. Es ist von 

allen Gott sei Dank auch quittiert worden und es 

ist uns allen auch darum gegangen, dass wir 

einfach heute Leute mit 65 Jahren, die top aus-

gebildet sind, die alles können, die gesundheit-

lich auf einem wirklich hohen Level sind, die 

beieinander sind wie, was weiß ich, vor ein paar 

Jahren Einige mit 40, dass man denen auf einmal 

sagt, „so Freunde, es hat uns sehr gefreut, pfiat 
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euch, bleibt daheim.“ Das ist, glaube ich, nicht 

mehr neuzeitlich. Und deswegen denke ich, das 

ist ein ganz wichtiger und guter Punkt, dass wir 

das gemacht haben. Dass wir natürlich auch das 

mit den Urlaubsgeschichten regeln müssen, das 

liegt auf der Hand, dass wir hier eine Volllösung 

brauchten, dass im öffentlichen Bereich die Leu-

te, die eben im öffentlichen Dienst stehen, natür-

lich das angerechnet kriegen in ihrer Dienstzeit, 

das ist auch mehr als richtig. Und ich denke ein-

fach, dass das ganze Thema auch mit diesen 

Mehrwertsteuergeschichten irgendwo nicht ein-

sehbar ist, dass vielleicht noch die Gemeinde 

oder die, die Anschaffungen machen müssen so 

quasi für die Sicherheit, dann die Mehrwertsteu-

er auch zahlen. Also das sollte man europaweit 

regeln, das betrifft alle. Ich denke, das sind alles 

ganz, ganz wichtige und gute Anträge, die wir 

unterstützen sollten im Sinne der Sicherheit, im 

Sinne der Bevölkerung, damit wir hier wirklich 

weiterkommen. Ich denke, dass wir da wirklich 

einen einstimmigen Beschluss zusammenbrin-

gen. Ich kann nur wirklich allen herzlich Danke 

sagen und ich beende mit dem gleichen Zitat 

(Das Mikrofon ist deaktiviert.) der Feuerwehr ï 

Schau! (Vorsitzender: Es ist mir schon wieder 

passiert! ï Das Mikrofon ist wieder aktiviert. ï 

Der Redner lachend:) Scheußlich, heute schon 

das zweite Mal! Pass auf, aller guten Dinge sind 

drei! – „Gott zur Ehr, dem Nächsten zur Wehr! 

Gut Heil!“ Schließen wir uns an! Danke! (Beifall 

von der ÖVP-Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit ist die Rednerliste erschöpft. Der Bericht-

erstatter hat das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Malle 

(ÖVP): 
  Mag. Malle 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Danke, 

das ist einstimmig so angenommen! Bitte, zu 

berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Malle 

(ÖVP): 
  Mag. Malle 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, erstens bis Ende 2015 im Zusammenwirken 

mit dem Kärntner Landesfeuerwehrverband eine 

Novelle zum Kärntner Feuerwehrgesetz (K-

FWG) dem Landtag vorzulegen, mit der bei 

Vorliegen entsprechender (gesundheitlicher) 

Eignung und Zustimmung ein aktives Mitwirken 

innerhalb der Freiwilligen Feuerwehren – so-

wohl im Übungs- als auch im Einsatzbetrieb – 

über das 65. Lebensjahr hinaus ermöglicht wird. 

Zweitens in Verhandlungen mit der Bundesre-

gierung zu erreichen, dass 

‒ dem Vorbild Kärntens folgend, die rechtlichen 

Grundlagen dafür geschaffen werden, Mitglie-

dern von Freiwilligen Feuerwehren und sonsti-

gen Rettungsorganisationen, die im öffentlichen 

Dienst beschäftigt sind, die notwendige Zeit, die 

sie im Einsatz stehen, als Dienstfreistellung un-

ter Fortzahlungen der Bezüge österreichweit 

gewährt wird. 

‒ Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehren und 

sonstiger Rettungsorganisationen, die in einem 

privatrechtlichen Dienstverhältnis stehen oder 

den Betrieben, deren Dienstnehmer sie sind, die 

Zeit, die sie bzw. ihre Mitarbeiter/innen in 

Löscheinsätzen oder in Katastropheneinsätzen 

stehen, entweder aus dem Katastrophenfonds 

oder aus einem eigens zu schaffenden Fonds 

abgegolten wird, so dass es zukünftig nicht mehr 

notwendig ist, dass diese Einsatzzeit – im Grun-

de gesetzeswidrig – in Form von Urlaub konsu-

miert werden muss. 

‒ bei den Verhandlungen mit der Europäischen 

Kommission über die Mehrwertsteuerrichtlinie 

eine Mehrwertsteuerbefreiung für die Anschaf-

fung von Einsatzgeräten und Katastrophenhilfs-

geräten sowie -material erreicht wird, da diese 

ausschließlich dem Gemeinwohl dienen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch da 

stelle ich wieder Einstimmigkeit fest. Somit ist 

dieser Punkt beschlossen.  
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Wie vereinbart, machen wir eine kurze Mittags-

pause, und ich schlage vor, nachdem es jetzt 

12.26 Uhr ist, bis 13.45 Uhr die Sitzung zu un-

terbrechen. Fortsetzung um 13.45 Uhr!  

 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.26 Uhr bis 

13.49 Uhr.) 
Schober   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 

nehme die unterbrochene Landtagssitzung nach 

der Mittagspause wieder auf. Wir kommen zum 

Tagesordnungspunkt 3: 
  

 3. Ldtgs.Zl. 220-10/31:  

Bericht und Antrag des Kontrollaus-

schusses betreffend Bericht des Rech-

nungshofes über Landeskrankenan-

stalten-Betriebsgesellschaft-KABEG; 

Landeskrankenhaus Klagenfurt Neu; 

Follow-up-Überprüfung und Kanali-

sierung in Gemeinden und Gemein-

deverbänden der Länder Kärnten, 

Oberösterreich und Salzburg 

Reihe Kärnten 2013/5) 

Ich darf die Frau Berichterstatterin Abgeordnete 

Ines Obex-Mischitz um ihren Bericht ersuchen! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 
(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Aus der Reihe Kärnten 2013/5 

sind in diesem Rechnungshofbericht zwei The-

men behandelt: Landeskrankenanstalten-Betriebs 

GesmbH KABEG, Landeskrankenhaus Kla-

genfurt Neu, die Follow-up-Überprüfung und im 

zweiten Bereich die Kanalisierung in Gemeinden 

und Gemeindeverbänden im Vergleich der Bun-

desländer Kärnten, Oberösterreich und Salzburg. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist beantragt. Als Erste zu 

Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Wal-

traud Rohrer. Ich darf sie ersuchen, vom Red-

nerpult aus zu sprechen! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Rohrer (SPÖ): 
  Rohrer 

Werte Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Wie gesagt, Rechnungshofbericht aus dem 

Jahre 2013, das ist natürlich wirklich eine Retro-

spektive. Aber es gibt viele Sachen, die man mit 

in die Zukunft nehmen kann, deshalb möchte ich 

dazu ein paar Sachen festhalten. Kritisiert wurde 

vom Rechnungshof berechtigterweise, dass zum 

Folgekostenmodell mit der Zielsetzung, sich 

Betriebskosten zu ersparen, zu wenig Transpa-

renz angegeben war, dass das zig-mal umgeplant 

wurde. Es wurde auch der Auftrag gegeben, es 

neu zu strukturieren. Dabei wurde von der 

KABEG 2014 dann in Auftrag gegeben, mit den 

Planern, die hauptsächlich an den Teilplanungs-

projekten eingebunden waren und dort das größ-

te Know-How hatten, sozusagen ein Kompe-

tenzzentrum zu machen. Die Kritik lag darin, 

dass dem kein Strukturmodell zugrunde gelegt 

wurde. Die Gegenwart dazu: Vorige Woche hat 

es einen Lenkungsausschuss gegeben. Er hat 

dem Vorgehen Recht gegeben. Man wollte 

schnell handeln und effektiv handeln und das ist 

gelungen. Man hat eine Studie in Auftrag gege-

ben, um zu schauen, ob diese Arbeit jetzt auch 

gefruchtet hat, die Synergien besser genutzt 

werden. Es wurde in allen Punkten Recht gege-

ben. Ich glaube, das ist der Weg, den wir auch 

zukünftig beschreiten müssen, um Projekte, um 

zukunftsorientiert Gesundheitsversorgung für 

alle zur Verfügung zu stellen. Aber nebst den 

baulichen Gegebenheiten wurden ja auch noch 

viele organisatorische Gegebenheiten festgehal-

ten und auch positiv bewertet, wo es schon Ar-

beitsschritte dahingehend gegeben hat. Man 

möge nur festhalten, dass es darum ging, festste-

hende Betten zu reduzieren, indem man tages-

klinische Leistungen erweitert. Dem wurde 

Rechnung getragen, wie es im Rechnungshofbe-

richt auch vorgeschlagen wurde und noch weiter, 

wir wissen es alle, mit der Regionalstrukturpla-

nung wurde das auch noch weiter forciert und 

ausgebaut, um da zukunftsträchtig agieren zu 

können. Des Weiteren wurden auch die Psychi-

atrie und die psychiatrische Versorgung des 

Landes Kärnten unter die Lupe genommen und 

das Kriseninterventionsteam beleuchtet, um zu 

sagen, man muss da die einzelnen Bereiche effi-
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zienter zusammenschalten. Man muss es flä-

chendeckend besser anbieten können. Auch dem 

wurde zukunftsorientiert mit der Versorgungs-

einheit, dass es Klagenfurt und Villach sein soll, 

für Oberkärnten und Unterkärnten auch entspre-

chend Rechnung getragen. 

Eines hat uns natürlich überrollt. Es war auch ein 

großes Planungsprojekt, durch die Zusammen-

schaltung der Erstaufnahme und die gemeinsame 

Fortführung der Erstaufnahme und durch Zu-

sammenschaltung von Dienstplänen und Dienst-

zeiten der Ärzte da Millionen zu heben. Durch 

die Kündigung von Betriebsvereinbarungen bzw. 

Neugestaltung von Gehaltsschemata, da hat uns 

das Gesetz jetzt overrolled. Die Ärzte sind neu 

verhandelt worden. Das heißt, das ist ein Aspekt, 

der in diesem laufenden Prozess in Zukunft noch 

abgeglichen werden und geschaut werden muss, 

wie wir es zukünftig noch besser gestalten kön-

nen, um da Effizienz zu erreichen.  

Des Weiteren wurde die Versorgung bezüglich 

Kanalnetze ins Auge gefasst und das auch bun-

desländerübergreifend. Ich möchte hier nur zu-

sammenfassend festhalten, dass es für die Kärnt-

ner Bevölkerung sehr beruhigend ist, dass die 

Verbände genau Bescheid wissen über ihren 

Zustand der Kanalsysteme. Es wurde aber auch 

festgehalten, dass Rücklagen nicht so weit auf-

gestockt werden sollten, dass es plötzlich zu 

mehr oder weniger wie Spareinlagen bei Ver-

bänden kommt, sondern die ganze Instandhal-

tung eigentlich aus dem laufenden Betrieb finan-

ziert werden sollte, was nämlich die Gefahr hint-

anhält – und das war nicht Kärnten betreffend, 

das muss man auch dazu sagen – dass solche 

Rücklagen irgendwie und irgendwann zweckent-

fremdend verwendet werden, weil es soll wirk-

lich für die Abwasseranlage verwendet werden 

zum Wohle unserer Kärntner Bevölkerung und 

zum Wohle der Umwelt. Danke! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Rohrer   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeord-

nete Dr. Reinhard Lebersorger. Ich bitte ihn um 

seinen Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Werter Zuhörer! Diese 

Prüfung durch den Rechnungshof war eine 

Follow-up-Prüfung. Ich denke, dass diese 

Follow-up-Prüfungen einfach wichtig sind, da-

mit über Empfehlungen des Rechnungshofes 

nicht leichtfertig hinweggegangen wird, sondern 

man sich darauf einstellen muss, dass bei der 

vorliegenden Überprüfung die Sachen noch ein-

mal angeschaut werden, ob die Sachen tatsäch-

lich umgesetzt worden sind. Insofern sind wir 

dankbar für diesen Rechnungshofbericht betref-

fend die KABEG. Dass dieser Rechnungshofbe-

richt jetzt einfach schon alt ist und wir von tempi 

passati reden, das stimmt auch. Insofern ist es 

schwierig, jetzt zu den einzelnen Vorhaltungen 

des Rechnungshofes noch Stellung zu nehmen, 

wobei eben verschiedene Sachen bis jetzt schon 

wieder aufgearbeitet worden sind. Ich glaube, 

die wichtigsten Sachen hat meine Vorrednerin 

schon erwähnt, auch die Erfolge. Jedenfalls ist es 

so, wenn wir Maßnahmen planen, wir immer 

auch planen sollten, dass auch die finanziellen 

Auswirkungen rechtzeitig dargestellt werden. 

Wir sind da immer hintennach, dass wir dann 

erst die Kontrollschritte setzen, wenn schon rela-

tiv viel Zeit vergangen ist. Wir wissen nicht, ob 

wir bei den Folgekosteneinsparungen unsere 

Ziele tatsächlich erreicht haben, wahrscheinlich 

nicht. Aber es müssten solche Kontrollsysteme 

eigentlich schon bei der Umsetzung installiert 

werden. 

Der zweite Punkt, zur Kanalsanierung in Ge-

meinden und Gemeindeverbänden: In Kärnten 

sind die Städte Villach, Feldkirchen und die 

Gemeindeverbände Faaker See und Ossiacher 

See geprüft worden. Ich habe mir da drei Punkte 

herausgenommen, weil ich mir denke, da gibt es 

vielleicht noch einen Handlungsbedarf auch von 

uns als Landtag. Der erste betrifft eher die Lan-

desregierung. Wie wir ja wissen, ist das Kanal-

netz insbesondere in Ortschaften mit einer gro-

ßen flächenmäßigen Ausdehnung besonders 

kostspielig und wirkt sich auch auf die Gebühren 

aus. Da ist die Empfehlung des Rechnungshofes, 

diese Agenden der Kanalsanierung den Verbän-

den zu übertragen, weil man das dort kosten-

günstiger abwickeln kann und weil dort auch die 

Fachkompetenz und die technische Kompetenz 

vorhanden ist. Auch die Übertragung der Gebüh-

reneinhebung sollte so stattfinden. Ich denke, es 
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wäre Aufgabe des Gemeindereferates, hier zu 

schauen, in welchen Gemeinden wäre das noch 

möglich und wie könnte man die Gemeinden 

dazu bringen, dass sie solche Abwasserverbände 

bilden. Dann zwei legistische Maßnahmen, die 

wir uns vielleicht überlegen sollten oder wo wir 

initiativ werden sollten: Es ist so, ein Kanalsys-

tem ist ein komplexes System. Wir haben die 

Hausanschlüsse, wir haben den Ortskanal, den 

Sammelkanal und dann die Kläranlagen, also ein 

technisches System, das zusammengehört. Auf 

der anderen Seite haben wir Zersplitterung in 

einzelne Gesetze. Das ist das Wasserrecht, das 

ist das Baurecht, das ist das Kanalgesetz. Für 

mich ist die Frage: Könnte man das nicht ir-

gendwie vereinheitlichen oder in ein Gesetz 

hineinschreiben? Dann haben wir noch die 

Kompetenzen in der Vollziehung, wo der Bund, 

das Land und die Gemeinden unterschiedliche 

Kompetenzen wahrzunehmen haben. Ich bin da 

kein Spezialist, aber ich frage mich: Sollten wir 

hier nicht kompetente Leute heranlassen, dass 

wir diesen ganzen Bereich irgendwie vereinheit-

lichen, vereinfachen, damit wir zu einer effekti-

ven Lösung kommen? Denn dass diese Zersplit-

terung von Gesetzen und Kompetenzen nicht 

dazu beiträgt, das Kanalsystem in Ordnung zu 

halten, ist ja klar. Das Zweite ist, und das wird 

im Rechnungshofbericht auch irgendwie kritisch 

erwähnt, dass im Wasserrechtsgesetz eigentlich 

nicht dargestellt ist, welche Verpflichtungen die 

Gemeinden haben, um den Stand der Technik in 

ihren Abwassersystemen herbeizuführen. Diese 

Auflagen sind dann eher in den Bewilligungsbe-

scheiden enthalten. Ich habe dazu auch keine 

abschließende Meinung, dazu bin ich zu weit 

entfernt, aber das sollten wir uns auch anschau-

en, ob wir das nicht auch ändern sollten. Die 

zwei Punkte würde ich mir wünschen, dass wir 

uns das auch als legistische Maßnahmen überle-

gen, ob hier etwas zu ändern wäre. Vielen Dank! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Es 

liegen mir keine weiteren Wortmeldungen mehr 

vor, daher hat die Berichterstatterin das 

Schlusswort. 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Spezialdebatte ist beantragt. Bitte um Zu-

stimmung! – Das ist mit den Stimmen aller an-

wesenden Damen und Herren Abgeordneten so 

einstimmig beschlossen. Bitte den Beschlusstext 

zu verlesen! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht des Rechnungshofes über Landes-

krankenanstalten-Betriebsgesetz-KABEG; Lan-

deskrankenhaus Klagenfurt Neu; Follow-up-

Überprüfung und Kanalisierung in Gemeinden 

und Gemeindeverbänden der Länder Kärnten, 

Oberösterreich und Salzburg (Reihe Kärnten 

2013/5), wird zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme ist beantragt. Wer dieser die Zu-

stimmung erteilt, bitte ich um ein Handzeichen! 

– Das ist wiederum mit den Stimmen aller anwe-

senden Damen und Herren Abgeordneten so 

beschlossen. Wir kommen zum Tagesordnungs-

punkt 4: 
  

 4. Ldtgs.Zl. 220-18/31:  

Bericht und Antrag des Kontrollaus-

schusses betreffend Bericht des Rech-

nungshofes über die Gewährung von 

Landesbeiträgen zur Verhinderung 

und Beseitigung katastrophenbeding-

ter Schäden; Medientransparenz in 

Kärnten 

(Reihe Kärnten 2014/5) 

Anstelle des entschuldigten Abgeordneten Re-

decsy ist die Frau Mag. Theuermann als Aus-
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schussvorsitzende Berichterstatterin. Ich darf sie 

ersuchen, zu berichten! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Theuer-

mann (TS): 
  Mag. Theuermann 

Hohes Haus! Ich darf berichten zur Ldtgs.Zl. 

220-18/31. Es geht um einen Bericht des Bun-

desrechnungshofs über die Gewährung von Lan-

desbeiträgen zur Verhinderung und Beseitigung 

katastrophenbedingter Schäden und Medien-

transparenz in Kärnten, der allen vorliegt, und 

ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte. 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist beantragt. Zu Wort ge-

meldet hat sich die Frau Abgeordnete Ines Obex-

Mischitz. Ich darf sie ersuchen, vom Rednerpult 

aus ihren Beitrag zu bringen! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Obex-Mischitz (SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Danke, Herr Präsident! Geschätzte KollegInnen! 

Auch in diesem Bundesrechnungshofbericht sind 

zwei Themen angesprochen. Der erste Teil be-

handelt die Gewährung von Landesbeiträgen zur 

Verhinderung und Beseitigung katastrophenbe-

dingter Schäden. In diesem Sinne wurden für 

präventive Maßnahmen der Schutzwasserwirt-

schaft und der Wildbach- und Lawinenverbau-

ung in Kärnten in den Jahren von 2008 bis 2012 

140 Millionen Euro aufgewendet, wobei 32 Mil-

lionen Euro das Land Kärnten trug. Zur Beseiti-

gung außergewöhnlicher Katastrophenschäden 

gewährte das Land in denselben Jahren rund 

3.000 physischen oder juristischen Personen 

Beihilfen in der Höhe von rund 12 Millionen 

Euro, 60 Prozent davon finanzierte der Bund aus 

Mitteln des Katastrophenfonds. Für durch Na-

turkatastrophen verursachte Schäden wurden in 

den Kärntner Gemeinden vom Land Kärnten 

neben den Zuschüssen des Bundes rund 9,5 Mil-

lionen Euro an Bedarfszuweisungen und 2,5 

Mi llionen Sonderbedarfszuweisungen ausge-

schüttet. Der Rechnungshof hat dann in seinem 

sehr umfassenden Bericht sage und schreibe 

insgesamt 24 Empfehlungen abgegeben. Also da 

ist noch Handlungsbedarf in Richtung dieser 

Themen. Eine Empfehlung lautet zum Beispiel, 

die flächendeckende Dokumentation des vor-

handenen Gefahrenpotentials auch zur Informa-

tion der Bevölkerung darüber, wer die noch of-

fenen Gefahrenzonenplanungen zügig in Angriff 

zu nehmen hat, abzuschließen und im Internet 

bereitzustellen. Also Sachen, wo man glaubt, 

dass das eigentlich schon erledigt ist. Oder in 

weiterer Folge, wo man sich fragt, wieso das 

noch nicht gemacht worden ist. Unter dem As-

pekt der Vermeidung zusätzlicher Gefahren und 

Schäden wären in den Kärntner Bauvorschriften 

auch für Um- und Zubauten in Gefahrenberei-

chen entsprechende Prüfungs- und Genehmi-

gungsverfahren vorzusehen. Also insgesamt 24 

Empfehlungen – ja, wir werden schauen, wie 

weit die beim nächsten Bericht dann umgesetzt 

sind. 

Der zweite Teil dieses Rechnungshofberichtes 

betrifft die Medientransparenz in Kärnten. Auch 

ein nervenzerfetzendes Thema. Im überprüften 

Zeitraum Juli 2012 bis September 2013 waren 

die Meldungen des Landes Kärnten an die 

KommAustria unvollständig. Das zur Erfassung 

der Werbeaufträge und Medienkooperationen 

eingeführte SAP-Bestellwesen wäre jedoch 

grundsätzlich geeignet, diese Vollständigkeit 

und Richtigkeit der Meldungen technisch und 

systematisch zu gewährleisten. Wo man sich 

nachher fragt, warum das nicht geschehen ist. 

Auch in diesem Zusammenhang eine Reihe von 

Empfehlungen des Rechnungshofes, diese Situa-

tion zu verbessern. Nicht gar so viel, sondern nur 

zehn. Also in diesem Sinne scheint noch einige 

Arbeit im Land Kärnten zu liegen. Danke schön! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion.) 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Klubob-

frau der Grünen, Dr. Barbara Lesjak. Ich darf sie 

um ihren Debattenbeitrag vom Pult aus ersu-

chen. 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzter Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Frau Kollegin Obex-Mischitz! Heute 

bist du aber streng! Heute bist du irgendwie 

streng. Es stimmt schon, was du zu den katastro-

phenbedingten Schäden gesagt hast. Tatsächlich 

gibt es da eine Reihe von Empfehlungen des 
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Rechnungshofes, allerdings wissen wir nicht 

ganz genau, weil wir das im Ausschuss nicht 

wirklich in die Tiefe diskutiert haben, wie viele 

von diesen Empfehlungen bereits umgesetzt 

sind. Es sind ein paar Knackpunkte, die sehr 

wohl umzusetzen sind, insbesondere was die 

Kontrolle und die Nachvollziehbarkeit dieser 

Schäden anbelangt, dass es einen Mechanismus 

gibt, dass man retrospektiv feststellen kann, ob 

dieser Schaden auch ein Schaden war, der ent-

sprechend abgegolten worden ist. Ich gehe da-

von aus, dass Einiges davon wohl auch umge-

setzt worden ist, weil der Prüfzeitraum ist ja von 

2008 bis 2012. Seit damals sind ja auch schon 

ein paar Monate vergangen, sage ich einmal, und 

ich gehe davon aus, (Abg. Obex-Mischitz: Ich 

habe auch nur den Bericht!) – Ja, eh! – dass 

Einiges davon umgesetzt wurde. (Abg. Obex-

Mischitz: Hoffen wir einmal!) Ja, hoffen wir es 

einmal! Aber es ist da dem Rechnungshof natür-

lich dafür zu danken, dass er in so einer akribi-

schen Arbeit diese vielen Punkte akribisch auf-

gelistet hat und wie gesagt, ich gehe davon aus, 

dass die entsprechenden Stellen das auch zur 

Kenntnis genommen haben. 

Ähnliches gilt bei dem Thema Medientranspa-

renz in Kärnten. Da wurde auch sehr eindrück-

lich geschildert, was da offenbar die Anlauf-

schwierigkeiten waren. Es gibt ja nach dem Me-

dientransparenzgesetz seit 2012 doch diese Mel-

depflicht und so, wie ich das verstanden habe, ist 

das wohl so passiert, dass viele Dinge gemeldet 

worden sind, die gar nicht meldepflichtig waren. 

Dafür sind andere Dinge nicht gemeldet worden, 

die schon meldepflichtig gewesen wären. Es hat 

seitens der Landesregierung schon eine hinrei-

chende Beschäftigung mit dem Medientranspa-

renzgesetz gegeben. Zum Beispiel in der Form, 

dass man Schulungen und Einführungsmaßnah-

men gemacht hat im Bereich der Landesverwal-

tung. Da sagt auch der Rechnungshof, um ein-

mal etwas Positives zu sagen, dass das mit – ich 

finde es jetzt gerade nicht – dem Stabilitätspakt 

doch ein Instrument ist, das dafür geeignet er-

scheint, diesen Meldungen und dieser Berichts-

pflicht auch nachzukommen. Da schreibt er eben 

auf der Seite 15: „Durch die Einführung des 

SAP-Bestellwesens für die Erfüllung der Melde-

pflichten nach dem Medientransparenzgesetz 

schuf das Land grundsätzlich technische und 

systematische Voraussetzungen, damit alle Wer-

beaufträge und Medienkooperationen, wenn sie 

von den Rechnungsführern der Abteilung recht-

zeitig, vollständig und richtig im System einge-

tragen waren, von der Finanzabteilung ausge-

wertet sowie in weiterer Folge gesammelt und 

der KommAustria bekanntgegeben werden 

konnten.“ Die Voraussetzungen hat man ge-

schaffen und auch in dem Fall gehe ich davon 

aus, dass jetzt das System eingespielt ist und 

dass der Umgang damit auch dazu führt, dass die 

Meldungen entsprechend auch richtig erfolgen. 

Was bei dem Punkt auch noch interessant ist, 

wenn einmal einer Lust hat, sich das genauer 

anzuschauen, es gibt Auflistungen darüber, wel-

che Medien wie bedient worden sind. Das ist 

relativ interessant, da lohnt sich ein Blick in den 

Rechnungshofbericht und in diesem Sinne danke 

ich dem Rechnungshof für diese fleißige Arbeit! 

(Beifall von der Grünen-Fraktion und von Abg. 

Dr. Prasch.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiteren Redner habe ich den Klubobmann 

der ÖVP, Abgeordneten Bürgermeister Ferdi-

nand Hueter vorgemerkt. Bitte ihn um seinen 

Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Im Prinzip ist 

fast alles gesagt worden zu diesem Rechnungs-

hofbericht, zu diesen zwei Teilen. Der erste Teil 

ist die Gewährung von Landesbeiträgen zur 

Verhinderung katastrophenbedingter Schäden. 

Das ist eben dreigeteilt. Erstens einmal in die 

Schutzwasserwirtschaft der WLV. Wie die Bei-

träge sind, hat die Frau Obex-Mischitz sehr rich-

tig herausgearbeitet, dass eben das Land Kärnten 

32 Millionen Euro dazu beiträgt. Die zweite 

Maßnahme ist für die privaten Geschädigten. Da 

ist auch das Land Kärnten mit 12,16 Millionen 

dabei und von diesem Beitrag sind 8,76 Millio-

nen Bundesmittel. Und die dritte Sache sind die 

Maßnahmen zur Beseitigung von Katastrophen-

schäden im Vermögen von den Kärntner Ge-

meinden. Dort ist die Gesamtschadenssumme in 

etwa 19 Millionen, Zuschüsse vom Bund 9,5 

Millionen Euro und das Land gewährt Bedarfs-

zuweisungen von rund 2,6 Millionen. Und die 

Gemeinden mussten das dann eben bis zu 19 

Monate vorfinanzieren. Dann gibt es dieses 
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Maßnahmenpaket, die 24 Punkte, und ich glau-

be, jeder in den Gemeinden weiß, dass gerade 

die WLV – und ich glaube schon, vom diesem 

Bericht auch ausgehend – bei den Bauten in der 

roten Zone sehr, wie soll ich sagen, fast 

„elektrisch“ ist. Das heißt, du kriegst fast keine 

Genehmigung mehr, was in früherer Zeit viel-

leicht noch da und dort, gerade mit Carports, mit 

diesen Ausnahmen leichter gegangen ist, aber 

aufgrund dieser Schäden ist da ein ganz rigoro-

ses Nein, sobald man in die Nähe der roten Zone 

kommt. Da lässt sich überhaupt nichts mehr 

verhandeln mit der WLV. Wenn da eine Stel-

lungnahme abzugeben ist und die brauchen wir 

für den Baubescheid, das ist das Erste, dann 

heißt es meistens, kommt nicht in Frage, rote 

Zone, Baustopp. Ich glaube, auf das hin ist schon 

fairerweise zu sagen, dass es da um sehr viel 

Geld geht, wenn eine Katastrophe ist und die 

Baumängel, die in der Vergangenheit da und 

dort vielleicht mit Augenzudrücken doch noch 

bewilligt worden sind, da sind dann die Schäden 

da und da geht es halt auch um öffentliche Gel-

der. Deswegen gibt es da ein ganz restriktives 

Nein. 

Beim zweiten Teil, das ist die Medientranspa-

renz in Kärnten, da ist der Zeitraum vom Juli 

2012 bis 2013. Da haben wir 514 Werbeaufträge 

mit einer Nettokostensumme von € 1.431.750,49. 

Und beanstandet wurden 53 Werbeaufträge und 

Medienkooperationen, die nicht ganz korrekt 

gemeldet wurden. Das ist eine Gesamthöhe von 

€ 123.512,07. Und 178 Werbeaufträge und Me-

dienkooperationen lagen unter dieser sogenann-

ten Bagatellgrenze von € 5.000,--. Komischer-

weise ist es halt so, das sind immer nur Viertau-

sendirgendwas, also gerade nicht darüber, aber 

in Summe macht das auch ziemlich ein Geld aus. 

Und das ist auch vom Rechnungshof ein biss-

chen quasi kritisiert worden, dass das eben in 

Zukunft ein bisschen besser zu machen wäre. 

In Summe, glaube ich, ist da Einiges zu tun. 

Wenn man diese Punkte des Rechnungshofes 

ernst nimmt, dann sind wir auf einem guten 

Weg, damit Kärnten wieder nach vorne kommt. 

(Beifall von der ÖVP-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Es 

liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Theuer-

mann (TS): 
  Mag. Theuermann 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Spezialdebatte ist beantragt. Wer dieser 

zustimmt, bitte ich um ein Handzeichen! – Das 

ist wiederum mit den Stimmen aller anwesenden 

Damen und Herren Abgeordneten so beschlos-

sen. Bitte um den Beschlusstext! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Theuer-

mann (TS): 
  Mag. Theuermann 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht des Rechnungshofes über die Ge-

währung von Landesbeiträgen zur Verhinderung 

und Beseitigung katastrophenbedingter Schäden; 

Medientransparenz in Kärnten (Reihe Kärnten 

2014/5) wird zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme ist beantragt. Bitte wiederum um 

ein Handzeichen der Zustimmung! – Das ist 

wiederum mit den Stimmen aller anwesenden 

Damen und Herren Abgeordneten so beschlos-

sen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5: 
  

 5. Ldtgs.Zl. 220-26/31:  

Bericht und Antrag des Kontrollaus-

schusses betreffend Bericht des Rech-

nungshofes über die Follow-up-

Überprüfungen betreffend LEADER 

2007 – 2013 im Land Kärnten und 

Bauvorhaben Strandbad Großegg am 

Millstätter See  
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(Reihe Kärnten 2015/3) 

Berichterstatter ist der Zweite Präsident, Rudolf 

Schober. Ich darf ihn ersuchen, zu berichten!  

 

Berichterstatter Zweiter Präsident Schober 

(SPÖ): 
  Schober 

Danke, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch das ist ein Bericht des Bundes-

rechnungshofes, der an sich in zwei Teile ge-

gliedert war. Einen Teil haben wir bereits in der 

letzten Sitzung abgehandelt, das war die Ge-

schichte mit dem Bauvorhaben Strandbad Groß-

egg am Millstätter See aus der Reihe Kärnten 

2015/3. In diesem Falle geht es um die Follow-

up-Überprüfung betreffend die LEADER-

Projekte 2007 – 2013 im Lande Kärnten. Das 

wurde im Ausschuss behandelt und liegt heute 

hier zur Beschlussfassung im Kärntner Landtag 

vor. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Schober   

 

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist eröffnet. Zu Wort gemel-

det hat sich der Abgeordnete Alfred Tiefnig. Ich 

darf ihn um seinen Beitrag bitten! 
Ing. Rohr   

 

Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich 

werde mich kurz fassen, und zwar: Das sind 

zwei Prüfungsergebnisse, aus denen man wirk-

lich lernen kann. Die Überprüfung der 

LEADER-Förderung 2007 – 2013 vom Land 

Kärnten zeigt wieder eindeutig, dass es ver-

schiedene Interessenskonflikte gegeben hat – 

und das sage ich so richtig auf Oberkärntnerisch 

– dass der Eine gescheiter war als der Andere 

und am Ende kommt so ein Prüfungsergebnis 

heraus, dass natürlich ausbezahlte Förderungen 

stattgefunden haben bzw. ob dann die Förde-

rungsfähigkeit und die Richtlinienkonformität da 

waren, das ist dann erst im Hintergrund geprüft 

worden. So kann man Projekte und Förderungen 

nicht auszahlen. Das zweite Projekt, Strandbad 

Großegg am Millstätter See, ist im Landtag 

schon einige Male diskutiert worden auch im 

Ausschuss. Da sieht man eben auch wieder, dass 

die Abwicklung von Projekten über mehrere 

Abteilungen einfach nicht funktionieren kann, 

wenn die eine Abteilung nicht weiß, was die 

andere macht. Und wenn Ausschreibungen statt-

finden, dass die Kosten für das Projekt möglichst 

gering gehalten werden und dann der Gemeinde-

rat, der Stadtrat oder wer auch immer dann Be-

schlüsse fasst, wo bei dem Projekt das Eine und 

das Andere dazukommt, dass zwar Planer auf 

dem Papier etwas Tolles zeichnen, was dann in 

der Praxis nicht so umsetzbar ist, zeigt auch 

diese Prüfung beim Strandbad Großegg am Mill-

stätter See. Die Stadt ist da jetzt gefordert. Es ist 

auch aufgefordert worden, gewisse Themen und 

Bedingungen einzuleiten. Die Umsetzung der 

Stadtgemeinde bzw. die Empfehlungen des 

Rechnungshofes über die Vergütung des Planer-

Honorars ist ja umgesetzt. Wie gesagt, es gibt 

auch noch andere Argumente bzw. Vorschlags- 

und Prüfaufforderungen an die Stadtgemeinde, 

die noch umzusetzen sind, aber ich bin guter 

Dinge, dass dann der gesamte Gemeinderat der 

Stadt Spittal dieses Thema endgültig ad acta 

legen kann. Ich hoffe, dass es so eine Sommer-

saison wird, dass dieses Strandbad dann endlich 

aus den Schlagzeilen kommt! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion.) 
Tiefnig   

 

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist die 

Frau Abgeordnete Dr. Lesjak. Ich darf sie zum 

Rednerpult bitten! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Hohes Haus! Mein Vorredner hat das erwähnt 

betreffend die Follow-up-Überprüfung des 

LEADER-Programmes. Du hast es eh erwähnt, 

dass da nicht nachgeschaut worden ist, ob die 

Förderungen den Richtlinien entsprochen haben 

bzw. ob jetzt die Förderungen zu Recht oder zu 

Unrecht ausbezahlt worden sind. Da sagt der 

Rechnungshof, dass dadurch eine Verjährung 

der Sozialversicherungsbeiträge und der vom 

Lohn abhängigen Abgaben bestanden hat. Aller-

dings gibt es da aber auch eine sehr positive 

Feststellung des Rechnungshofes, nämlich, dass 

das Land mit der Auflösung der mehrheitlich im 

Eigentum des Landes Kärntens stehenden Regi-

onalmanagement Kärnten DienstleistungsGmbH 

den Empfehlungen des Rechnungshofes zur 

Änderung der Regionalmanagementstruktur 
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nachgekommen ist. Ich glaube schon, dass das 

eine Struktur ist, die diese Aufgaben entspre-

chend gut bewältigen kann. 

Das andere Thema, das war auch interessant, 

sich das durchzuarbeiten, das Bauvorhaben 

Strandbad Großegg. Da sind so viele Anmer-

kungen und kritische Empfehlungen des Rech-

nungshofes betreffend der Projektabwicklung, 

wo die Empfehlungen nur teilweise umgesetzt 

worden sind. Zum Beispiel bei der Abwicklung 

von Bauprojekten, dass da die Projektleitung und 

die Steuerung mit einem eigenen Personal wahr-

zunehmen und in einer eigenen Fachabteilung 

anzusiedeln sind und dass dadurch ausreichend 

internes Know-How gebündelt werden kann, das 

da sichergestellt wird. Das hat die Stadtgemein-

de nur teilweise umgesetzt. (Zwischenruf von 

Abg. Obex-Mischitz.) Ach so, ich soll nicht so 

streng sein. Doch, doch, ich glaube schon! (Abg. 

Staudacher: Da ist bis dato nichts passiert, Frau 

Kollegin! Da hast du schon recht!) Weil das sind 

schon relativ handfeste, kernige Kritikpunkte, 

wo man sich fragt, wieso setzt eine Gemeinde 

das nicht um? Das frage ich mich schon, weil 

das sind Empfehlungen, die hilfreich sind, die 

dann alle Projekte dieser Art für die Zukunft 

eigentlich erleichtern sollten. (Zwischenruf von 

Abg. Pirolt.) Wir reden auch oft über die Zer-

splitterung von Aufgaben und so. Da sagt der 

Rechnungshof auch ganz eindeutig, dass drei 

Abteilungen mit der Abwicklung von Baupro-

jekten befasst waren und dass das weder wirt-

schaftlich noch zweckmäßig ist. Auch die Ab-

wicklung von Bauprojekten innerhalb eines ge-

nehmigten Gesamtkostenrahmens: Diese Emp-

fehlungen sind nur teilweise umgesetzt worden, 

auch, dass im Sinne des Qualitätsmanagements 

standardisierte Prozesse unter Berücksichtigung 

des Vier-Augen-Prinzips zu entwickeln gewesen 

wären, dass das nicht umgesetzt worden ist. Die 

Gemeinde verzichtete auf die Entwicklung die-

ser standardisierten Prozesse in der Abwicklung 

von Bauprojekten. Dass die Abweichungen 

grundsätzlich auf der Ebene der Leistungsgrup-

pen sowie größere Abweichungen in den einzel-

nen Positionen zu begründen sind, auch hier sind 

die Empfehlungen nur teilweise umgesetzt wor-

den. Dann sagt der Rechnungshof, dass vor Ver-

sendung der Leistungsverzeichnisse deren Men-

gen und die technische Machbarkeit zu plausibi-

lisieren und dieser Prüfschritt in einem standar-

disierten Protokoll auch zu dokumentieren seien. 

Auch das ist nur teilweise umgesetzt worden. 

Auch in dem Bereich, der die Kalkulations-

grundlagen betrifft, dass das eine wesentliche 

Grundlage ist im Zuge einer vertiefenden Prü-

fung der Angebote: Auch hier haben die dazu 

gehörigen Regelungen gefehlt. Auch fehlten die 

Regelungen zum Thema, dass Zusatzangebote 

ausschließlich schriftlich mit der Gesamtsumme 

der zusätzlichen Leistung zu beauftragen sind. 

Auch das hat die Gemeinde nur teilweise umge-

setzt. Ich habe jetzt nur einige herausgegriffen. 

Wie gesagt, es stellt sich dann schon die Frage, 

wieso man diese, ich würde einmal sagen, kon-

struktive Kritik nicht umsetzt? Wer war damals 

schon schnell der Bürgermeister in Spittal an der 

Drau? War das nicht ein gewisser Herr Köfer? 

(Abg. Dr. Prasch: Irrtum!) Ja, mir kommt vor, 

(Abg. Dr. Prasch: Irrtum!) in diesem Zeitraum 

war das der Bürgermeister Köfer, weil die 

Follow-up-Überprüfung ist 2012 gewesen. Da ist 

überprüft worden, ob die Empfehlungen umge-

setzt worden sind. Sind sie nicht! (Abg. Tretten-

brein zu Abg. Dr. Prasch: Brauchst ihn nicht 

verteidigen! Er ist eh nicht da!) Dann fragt man 

sich schon, ob das einem Bürgermeister gut zu 

Gesicht steht, wenn man konstruktive Kritik 

kriegt, dass man die einfach nicht umsetzt! Das 

verstehe ich nicht! Danke an den Rechnungshof! 

(Beifall von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Klubobmann der ÖVP. Nein, Entschuldigung, 

die Frau Abgeordnete Ing. Karin Schabus! 

Nachdem der Klubobmann mir die Wortmel-

dung gebracht hat, bin ich davon ausgegangen, 

dass sein Name draufsteht. Aber er hat diese 

charmanterweise für seine Abgeordneten-

Kollegin zu mir gebracht. Bitte, Frau Abgeord-

nete! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Ing. Schabus (ÖVP): 
  Ing. Schabus 

Herzlichen Dank! Hohes Haus! Geschätzter 

Präsident! Werte Kollegen! Ich kann mich in 

vielen Bereichen nur der Frau Dr. Barbara Les-

jak anschließen. Gerade das Projekt Großegg in 

Spittal ist gerade mit den ganzen Maßnahmen 

und Anregungen, die aufgeführt sind, ein Pro-

jekt, wie man es eigentlich nicht abwickeln soll-
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te, wie es da passiert ist. Dazu möchte ich inhalt-

lich vielleicht jetzt gar nicht mehr viel dazu sa-

gen. Da ist sehr, sehr viel genannt worden. Ich 

möchte eher die Follow-up-Überprüfung der 

LEADER 2007 – 2013 erwähnen. LEADER ist 

jetzt in der dritten Phase, wie sich LEADER-

Regionen, LEADER-Projekte entwickeln. Wenn 

ich alleine da schaue, in wie vielen Bereichen da 

wirklich Anregungen vom Rechnungshof getä-

tigt worden sind, die dann auch eingeflossen 

sind und die dann schlussendlich zu sehr, sehr 

positiven Effekten geführt haben! Ich denke, 

gerade mit den LEADER-Projekten und Mög-

lichkeiten, um ländliche Regionen zu entwickeln 

und den ländlichen Raum mit innovativen Maß-

nahmen zu gestalten, passieren da ganz, ganz 

hervorragende Dinge. Da bin ich auch sehr 

dankbar für die Anregungen, die in diesem Be-

reich gekommen sind! Zum Abschluss möchte 

ich sagen: Ich bin ganz, ganz stolz, in einer 

LEADER-Region zu Hause zu sein, die in der 

neuen Einreichperiode die dritterfolgreichste 

Einreichung von ganz Österreich erlangt hat! Ich 

hoffe, dass dann dort viele gute, innovative Pro-

jekte entstehen werden! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) Dazu braucht es aber die 

Menschen, die die Projekte entwickeln und die 

das dann natürlich auch mit Eigenkapital finan-

zieren. Aber ich hoffe, da haben wir viele Tat-

kräftige, die das mitgestalten! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Ing. Schabus   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiteren Redner habe ich den ehemaligen 

Vizebürgermeister der Stadt Spittal, Finanzrefe-

rent seines Zeichens, den Herrn Abgeordneten 

Dr. Hartmut Prasch zu Wort gemeldet. 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Prasch (TS): 
  Dr. Prasch 

So schaut’s aus! Ich danke sehr, Herr Präsident! 

Über das Bauvorhaben Strandbad Großegg ist ja 

das letzte Mal schon über den Rechnungshofbe-

richt diskutiert worden. Aber es ist zu bemerken, 

dass der alte Gemeinderat vor der letzten Ge-

meinderatswahl sich bemüht hat und zumindest 

die Willenskundgebung gemacht hat, den Vor-

schlägen des Rechnungshofes Rechnung zu tra-

gen und diese umzusetzen. Leider Gottes, und da 

gebe ich Ihnen Recht, ist bis heute nur ein sehr 

geringer Teil dieser Vorgaben umgesetzt wor-

den. Vor allem das vehement geforderte Pro-

jektmanagement und das Zusammenführen von 

unterschiedlichen Abteilungen, wenn es um so 

große Projekte geht, ist nach wie vor nicht um-

gesetzt und ist auch so, wie es jetzt ausschaut, im 

Spittaler Gemeinderat schon seit vielen Monaten 

kein Thema gewesen. (Zwischenruf von Abg. 

Mag. Schalli.) Weil offensichtlich nichts weiter 

geht! (Abg. Tiefnig: Der Wille ist wohl da gewe-

sen! Aber getan habt ihr auch nichts!) Der alte 

Gemeinderat hat die Strukturen für ein Zusam-

menführen des Projektmanagements bereits auf-

bereitet, aber seit zwei Jahren ist daran nicht 

weitergearbeitet worden. Das muss man der 

Ehrlichkeit halber auch so festhalten. Es ist auch 

in diesem neuen Gemeinderat schon mehrmals 

der Antrag von verschiedenen Fraktionen ge-

stellt worden, die Forderungen des Rechnungs-

hofes für die Zukunft, weil es wird auch weiter 

größere Projekte in Spittal hoffentlich geben, so 

vorzubereiten, dass solche Fehler, die zugegebe-

nermaßen im Rahmen des Baus der „Schaumrol-

le“ bzw. des Ausbaus des Strandbades Großegg 

passiert sind, in Zukunft in der Stadtgemeinde 

nicht passieren. Leider lässt die Umsetzung nach 

wie vor auf sich warten! (Beifall vom Team 

Stronach.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Somit hat der Zweite Präsident als Berichterstat-

ter das Schlusswort! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Zweiter Präsident Schober 
(SPÖ): 
  Schober 

Auf das ich verzichte und das Eingehen in die 

Spezialdebatte beantrage. 
Schober   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Spezialdebatte ist beantragt. Bitte um Zu-

stimmung! – Das ist mit den Stimmen aller an-

wesenden Damen und Herren Abgeordneten – 

die, die nicht auf den Plätzen sind, zählen nicht 
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mit – einstimmig so beschlossen. Bitte um den 

Beschlusstext! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Zweiter Präsident Schober 
(SPÖ): 
  Schober 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht des Rechnungshofes über die 

Follow-up-Überprüfungen betreffend LEADER 

2007 – 2013 im Land Kärnten und Bauvorhaben 

Strandbad Großegg am Millstätter See (Reihe 

Kärnten 2015/3) wird zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Schober   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme wurde beantragt. (Abg. Köchl und 

Abg. Mag. Malle sind in den Abgeordnetenbän-

ken im Gespräch.) Jetzt frage ich den Herrn Ab-

geordneten Köchl und den Herrn Abgeordneten 

Malle, ob sie mitstimmen wollen? Dann bitte 

ich, die Plätze einzunehmen! Wer diesem Be-

schlusstext zustimmt, bitte ich um ein entspre-

chendes Handzeichen! – Das ist einstimmig so 

mit den Stimmen aller im Saal befindlichen und 

anwesenden Damen und Herren Abgeordneten 

so beschlossen. Wir kommen zum Tagesord-

nungspunkt 6: 

 
  

 6. Ldtgs.Zl. 220-28/31:  

Bericht und Antrag des Kontrollaus-

schusses betreffend Bericht des Rech-

nungshofes über die Haftungsober-

grenzen im Bereich der Länder und 

Gemeinden und die Follow-up-Über-

prüfung von ausgewählten Leistungs-

bereichen in der Bezirkshauptmann-

schaft St. Veit an der Glan 

(Reihe Kärnten 2015/5) 

Abgeordnete Obex-Mischitz ist die Berichter-

statterin. Bitte sie, zu berichten! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Danke, Herr Präsident! Auch dieser Rechnungs-

hofbericht ist ein Bundesrechnungshofbericht 

aus der Reihe 2015/5, Haftungsobergrenzen im 

Bereich der Länder und Gemeinden und der 

zweite Teil ausgewählte Leistungsbereiche in 

der Bezirkshauptmannschaft St. Veit an der 

Glan, eine Follow-up-Überprüfung.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist beantragt. Als Erste zu 

Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Mag. 

Isabella Theuermann. Ich darf sie um ihren De-

battenbeitrag ersuchen. 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Theuermann (TS): 
  Mag. Theuermann 

Herr Präsident! Hohes Haus! Eingangs möchte 

ich dem Bundesrechnungshof für den gegen-

ständlichen Bericht und die ausgezeichnete Ar-

beit danken! Im Rahmen meiner Wortmeldung 

werde ich mich besonders den Haftungsober-

grenzen im Bereich der Länder und der Gemein-

den widmen. Dieses Kapitel, dem vom Rech-

nungshof wirklich sehr viel Aufmerksamkeit 

geschenkt wurde, sollte allen Abgeordneten und 

politischen Entscheidungsträgern wirklich die 

Augen öffnen. Vor allem eine Zahl im Bericht 

ist schockierend: Die Haftungsobergrenze in 

Kärnten beträgt 185,35 Millionen Euro – Stand 

Dezember 2012 hat Kärnten tatsächlich rund 18 

Millia rden an Haftungen erreicht. Dennoch wur-

de die Haftungsobergrenze eingehalten, weil von 

den tatsächlichen 18 Milliarden an Haftungen 

lediglich 82 Millionen Euro in die Haftungs-

obergrenze einbezogen wurden. Die tatsächli-

chen Haftungen machten aber das Zweihundert-

fache aus. Die Hypo-Haftungen, die heute wie 

ein Damoklesschwert über unserem Kärntner-

land hängen, waren ein Brandbeschleuniger, der 

den Hypo-Brand zu einem regelrechten Flächen-

brand hat ausarten lassen. Aber gerade diese 

wurden in Kärnten von der Haftungsobergrenze 

ausgenommen. Welchen Sinn macht aber eine 

Haftungsobergrenze, wenn die meisten Haftun-

gen gar nicht oder nur zum Teil in diese einbe-
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zogen werden? Wir müssen Haftungsobergren-

zen und die Haftungen in der Höhe darstellen, in 

der sie auch tatsächlich vorliegen. Nachfolgen-

des Beispiel unterstreicht, dass Kärnten sich bei 

den Haftungsobergrenzen selbst belügt. Auf 

Seite 19 wurde vom Bundesrechnungshof der 

Absatz formuliert: „Die Länder stellten bei Bil-

dung der Risikogruppen vorwiegend auf das 

Naheverhältnis zwischen den Haftungsbegüns-

tigten und der Gebietskörperschaft ab.“ Danach 

richtete sich der Gewichtungsfaktor, der einer 

Risikogruppe zugeordnet war. Und davon abge-

leitet auch der Betrag, mit dem eine Haftung auf 

die Haftungsobergrenze angerechnet wurde. 

Haftungen in Risikogruppen mit identen bzw. 

vergleichbaren Haftungsbegünstigten – bei-

spielsweise zugunsten von Gebietskörperschaf-

ten, Gemeindeverbänden, Landesfonds – waren 

in den Ländern unterschiedlich gewichtet. Kärn-

ten – und das zeigt die Tabelle unter dem Absatz 

eindrucksvoll – hat in den Risikogruppen rund 

um Haftungen im Zusammenhang mit Wohn-

baudarlehen bzw. Schuldverschreibungen und 

bei Gebietskörperschaften bzw. Gemeindever-

bänden die wenigsten Prozentpunkte ausgewie-

sen. Auch bei Fonds, Anstalten und externen 

Rechtsträgern kommen wir nicht annähernd an 

andere Bundesländer heran. Dies erklärt auch, 

dass wir bei einem tatsächlichen Stand von 18 

Milliarden Euro so tun, als hätten wir lediglich 

82 Millionen Euro an Haftungen. Wir sollten 

dem Beispiel Oberösterreich und Tirol folgen, 

die die Haftungen in voller Höhe auf die Haf-

tungsobergrenzen anrechnen und somit auch in 

Kärnten für Transparenz sorgen. Es ist begrü-

ßenswert, dass es mittlerweile auf Bundesebene 

und in allen Bundesländern Diskussionen und 

Versuche gibt, den Haftungsexzessen endlich 

einen Riegel vorzuschieben. Wir brauchen auch 

Maßnahmen, die greifen, dass Haftungen endlich 

transparent und offen dargestellt werden müssen 

und nicht weiter versteckt werden können. Unser 

Ziel ist es ja bekanntlich, dass es einen offiziel-

len Schuldenmonitor des Landes gibt, der neben 

dem Schuldenstand auch die Haftungsstand des 

Landes tagesgenau ausweist. Deshalb haben wir 

heute einen Antrag eingebracht, der die Empfeh-

lungen des Bundesrechnungshofs bezüglich der 

Haftungsobergrenzen behandelt. Um Kärnten 

finanzpolitisch wieder fit zu machen, müssen wir 

raus aus den Haftungen. Leider verliert das Land 

derzeit den Fokus auf die zentrale Herausforde-

rung. Das Asylthema lenkt zu sehr von anderen, 

entscheidenden Zukunftsfragen ab. Das hat auch 

die Aktuelle Stunde dieser Landtagssitzung ge-

zeigt. Spätestens, wenn wir uns einige Monate 

vor dem Auslaufen des HETA-Moratorium be-

finden, wird der Fokus neu eingestellt werden 

müssen, doch dann droht alles bereits zu spät 

und 10 Millionen Euro fällig geworden zu sein. 

Zum gegenständlichen Bericht möchte ich nur 

ausführen, dass wir diesen selbstverständlich zur 

Kenntnis nehmen. (Beifall vom Team Stronach, 

von Abg. Mag. Trodt-Limpl und Abg. Mag. Dr. 

Lesjak.) 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächsten Redner zu Wort gemeldet habe ich 

den Zweiten Präsidenten Rudolf Schober. Ich 

darf ihn um seinen Debattenbeitrag ersuchen! 
Ing. Rohr   

Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Danke, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich werde mich auf den zweiten Teil 

dieses Berichtes beschränken, nachdem der erste 

ja ausführlich von meiner Kollegin behandelt 

worden ist. Das ist die Überprüfung der Leis-

tungsbereiche der Bezirkshauptmannschaft St. 

Veit an der Glan. Auch in diesem Falle hat es ja 

bereits einen Überprüfungsbericht des Bundes-

rechnungshofes gegeben und im gegenständli-

chen Fall ist es eine Follow-up-Überprüfung, das 

heißt, man hat all das, was man damals als Emp-

fehlungen ausgegeben hat, einer neuerlichen 

Überprüfung, ob das eingehalten wurde, unter-

zogen. Sie bezieht sich an sich auf das Jahr 2012 

und hat damals drei wesentliche Empfehlungen 

gehabt, nämlich einerseits die zentrale Abferti-

gung von Anonymverfügungen, zum zweiten 

den Einsatz der elektronischen Signatur im or-

dentlichen Strafverfahren und drittens die Im-

plementierung eines standardisierten Einstel-

lungsvorschlages für die Verwaltungsstrafver-

fahren. All diese Empfehlungen wurden zum 

Teil eingehalten, zum Teil nicht eingehalten und 

ich darf vielleicht ein paar Einzelbeispiele her-

ausnehmen. 

Was die Fallzuweisung – so wird es bezeichnet – 

der Bezirkshauptmannschaft St. Veit an der Glan 

an die einzelnen Sachbearbeiter betrifft, da hat 

man bisher ein sogenanntes Buchstabenschlüs-

selsystem verwendet und die Empfehlung war, 
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das auf ein Rotationssystem umzustellen. Das ist 

in diesem Falle nicht umgesetzt worden, was 

kritisiert wird. Der zweite Punkt war die Ge-

schichte mit den Anonymstrafverfügungen, die 

sind zur Gänze umgesetzt worden. Die Empfeh-

lung war, dass das nicht bei jeder Bezirkshaupt-

mannschaft im eigenen Bereich gemacht wird, 

sondern das sollte vielleicht landesweit von einer 

Bezirkshauptmannschaft erledigt werden. Wird 

mittlerweile von der Bezirkshauptmannschaft 

Hermagor landesweit so gemacht und diese 

Maßnahme ist somit umgesetzt. Was man nicht 

gemacht hat oder nur zum Teil gemacht hat, das 

ist, Vergleichsziffern mit anderen Bezirks-

hauptmannschaften zu produzieren und vor al-

lem mit den beiden Städten mit eigenem Statut, 

Klagenfurt und Villach. Da war die Empfehlung 

die, ein eigenes IT-Programm für dieses Verwal-

tungsstrafverfahren zu erarbeiten. Das wurde 

nicht gemacht, weil man sich auf ein System, 

das vom Bundesministerium für Inneres angebo-

ten wurde, geeinigt hat, wobei aber der Rech-

nungshof immer noch darauf beharrt, dass das 

System, das er vorgeschlagen hat, das vernünfti-

gere gewesen wäre und deswegen heißt es, dass 

diese Maßnahme nur zum Teil umgesetzt wurde. 

Die Geschichte mit der elektronischen Signatur, 

das heißt, dass alle zentral abgefertigten Schrift-

stücke einer elektronischen Signatur unterlaufen, 

ist zur Gänze umgesetzt worden. Dann wird 

Kritik daran geübt, dass trotz Abgabe von be-

stimmten Kompetenzen, wie zum Beispiel der 

Strafverfahren an die Bezirkshauptmannschaft 

Hermagor, das eingesetzte Personal nicht redu-

ziert worden ist. Das heißt, man hätte das analog 

dazu auch einer Reduzierung im Personalwesen 

unterziehen müssen, weil an sich die Arbeit ge-

sunken ist, der Personalstand an sich aber der 

gleiche geblieben ist. 

Eine aus meiner Sicht nicht unwesentliche Maß-

nahme war folgende Empfehlung und folgende 

Kritik, und ich darf das zitieren: „Die Empfeh-

lung an das Land Kärnten und die Bezirks-

hauptmannschaft St. Veit an der Glan, Überprü-

fungen von Betriebsanlagen nach einem Prü-

fungsplan systematisch durchzuführen, war nicht 

umgesetzt. Einen Prüfungsplan, nach dem Über-

prüfungen aller gefährlichen Betriebsanlagen, 

insbesondere aller Tankstellen des Bezirkes oder 

Betriebe mit besonderen Überwachungspflich-

ten, systematisch und regelmäßig vorgesehen 

sind, hatte weder das Land noch die BH St. Veit 

ausgearbeitet.“ Und dazu gibt es aus dem Wirt-

schaftsressort einen Erlass: „Das Land Kärnten 

und die BH St. Veit setzen die Empfehlung, die 

in einem Erlass des Wirtschaftsressorts aus dem 

Jahre 2002 vorgesehene regelmäßige, kommissi-

onelle Überprüfung gefährlicher Betriebsanlagen 

sicherzustellen, nicht um. Weder gab die BH St. 

Veit die diesbezüglich verpflichtende Meldung 

an das Land Kärnten ab, noch traf das Land 

Kärnten als die für die Erfassung und Evident-

haltung der zu überprüfenden Betriebsanlagen 

zuständige Stelle geeignete Maßnahmen, um die 

landesweite Einhaltung der im Erlass vorgesehe-

nen regelmäßigen Überprüfungen sicherzustel-

len.“ Meine Damen und Herren, das steht nicht 

explizit drinnen, aber ich leite daraus ab, wenn 

man von gefährlichen Betriebsanlagen spricht, 

dann weiß man auch, dass das Görtschitztal im 

Bereich Bezirkshauptmannschaft St. Veit und im 

Lande Kärnten liegt. Das heißt, der Rechnungs-

hof hat schon damals auf diese Geschichte hin-

gewiesen und wie wir mittlerweile wissen, und 

jetzt will ich keinerlei Vorverurteilung machen, 

aber eines weiß man allein aus der Funk-

Kommission schon, das sind halt ein paar 

Hoppalas passiert im Bereich der Kärntner Lan-

desregierung. Ich will gar nicht sagen, Beamten-

schaft, Politik oder gemeinsames Zusammen-

wirken, wie auch immer, aber auch im Bereich 

der Bezirkshauptmannschaft St. Veit an der 

Glan, vielleicht im Einvernehmen mit so man-

chem privaten gewerblichen Betrieb. Das Fak-

tum ist bekannt, das heißt, hätte man all das, was 

ja bereits zum Teil mit Erlass oder mit Ermessen 

geregelt war, eingehalten, wer weiß, ob dieser 

HCB-Skandal nicht vielleicht günstiger ausge-

gangen oder vielleicht überhaupt nicht entstan-

den wäre. Deshalb meine Frage oder mein Ap-

pell von dieser Stelle aus, die Empfehlungen 

sowohl des Bundesrechnungshofes, aber auch 

des Landesrechnungshofes, die werden wirklich 

in vielen Bereichen trotz der kompetenten Aus-

kunft, die wir immer wieder bekommen – das 

müssen wir ganz offen eingestehen – nicht im-

mer zur Gänze umgesetzt. Und da frage ich mich 

schon, wenn wir zum Beispiel im Kärntner 

Landtag einen Antrag an den Rechnungshof 

stellen, an den Landesrechnungshof stellen, dann 

erwarten wir, dass er ordentlich arbeitet, uns 

einen Bericht vorlegt, wir müssen dann aber 

auch die Empfehlungen und die kritischen An-

merkungen, die der Rechnungshof von sich gibt, 

einhalten oder haben dafür Sorge zu tragen, dass 
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es eingehalten wird. Und da denke ich, haben 

wir alle zusammen parteiübergreifend einen 

gewissen Nachholbedarf und auf diesen möchte 

ich abschließend verweisen. Danke! (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der 

Grünen-Fraktion.) 
Schober   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Klubob-

frau der Grünen, Dr.
 
Barbara Lesjak. 

Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Von den Rechnungshof-

berichten, die wir heute diskutieren, ist der 

Rechnungshofbericht zu den Haftungsobergren-

zen für mich der interessanteste gewesen. Und 

zwar habe ich den auch so gelesen, wie ich die 

anderen Rechnungshofberichte auch lese, ich 

blättere ihn zuerst einmal durch und schaue 

dann, ob ich irgendwelche Tabellen finde, weil 

man da oft auf den ersten Blick sieht, um was es 

da geht. Und tatsächlich finde ich da auch auf 

den ersten Blick eine Aufstellung über die Haf-

tungsobergrenzen der Länder im Jahr 2012. Und 

da sticht Kärnten hervor mit einem sehr niedri-

gen Betrag im Vergleich zu anderen Ländern. 

185,35 Millionen Euro im Unterschied zu 

Oberösterreich, 14 Milliarden müsste das dann 

heißen, oder auch Tirol, 8 Milliarden, und da 

sind natürlich sofort Fragenzeichen entstanden. 

Und diese unterschiedlichen Beträge ergeben 

sich daraus, die Kollegin Theuermann hat das 

bereits erwähnt, dass die Bankenhaftungen da 

nicht drinnen sind. 

Dann fragt man sich schon: Was hat das für ei-

nen Sinn, dann etwas so darzustellen, wenn jetzt 

einzelne Bundesländer so unterschiedliche Haf-

tungen darstellen bzw. nicht darstellen? Weil die 

Rechtsgrundlage für diese Haftungsobergrenzen 

ist der Österreichische Stabilitätspakt. Der sollte 

eine gesamtstaatliche Perspektive bieten, aber 

eine nähere Konkretisierung der Zielsetzungen 

beispielsweise durch Festlegung quantifizierba-

rer Haftungsobergrenzen nahmen die Vertrags-

partner des Stabilitätspaktes nicht vor. Dann 

schreibt der Rechnungshof weiter: „Der Öster-

reichische Stabilitätspakt 2012 enthielt dement-

sprechend weder gesamtstaatlich noch für die 

einzelnen staatlichen Ebenen eine Quantifizie-

rung bzw. betragsmäßige Festlegung von Haf-

tungsobergrenzen. Weil sohin die Maßstäbe zur 

Erfüllung der gesamtstaatlichen Perspektiven 

unklar waren, hatten Bund und Länder einen 

betragsmäßig unbeschränkten Spielraum bei der 

Festlegung ihrer Haftungsobergrenzen, weil 

nämlich auch der Österreichische Stabilitätspakt 

die Ermittlungsmethode für die Haftungsober-

grenzen offen gelassen und auch nicht geregelt 

hat, welche Haftungen in diese Haftungsober-

grenzen einzubeziehen wären.“ Dann resümiert 

der Rechnungshof: „Für die Ermittlung des Aus-

nützungsstandes der Haftungsobergrenzen waren 

auf Länder- und Gemeindeebene höchst unter-

schiedliche Vorschriften in Geltung. Gemeinsam 

mit der unterschiedlichen Methodik bei Ermitt-

lungen der Haftungsobergrenzen führte dies zu 

einer Unübersichtlichkeit, in Folge derer es ohne 

vertiefende Informationen nicht möglich war, 

sich ein Bild über die tatsächliche Haftungssitua-

tion der Länder- und Gemeindeebene zu ver-

schaffen.“ Das ist eine typisch österreichische 

Lösung! Man hat zwar einen rechtlichen Rah-

men, auf den sich das bezieht, aber in der Aus-

führung sind die Bundesländer ganz unterschied-

lich. Diese viele Arbeit, die da dahintersteht, 

nicht nur vom Rechnungshof, sondern von allen 

Beteiligten, die da irgendwie mit der Darstellung 

von Haftungen, Haftungsgrenzen usw. beschäf-

tigt sind, das ist alles umsonst, das ist alles ein 

„Schmafu,“ wenn man sich damit ernsthaft be-

schäftigen will, weil diese Zahlen und Fakten, so 

viel Material hat null Aussagekraft! Das hat null 

Aussagekraft! Das typisch Österreichische ist, 

dass man sagt, ja, man hat jetzt einen rechtlichen 

Rahmen und wir tun ja die Haftungen auswei-

sen. Aber das machen wir so unterschiedlich, 

dass das Gegenteil von dem erreicht wird, was 

man erreichen wollte, nämlich Transparenz. 

Intransparenz ist da herausgekommen! Das ist 

etwas, da sollten wir uns selber auf die Finger 

schauen bzw. was kann man da tun? Man kann 

auf Bundesebene versuchen zu erwirken, dass es 

wirklich einheitliche Regelungen und Standards 

geben sollte, wie jedes Bundesland welche Haf-

tungen in welcher Höhe usw. darstellt. Da muss 

es ein einheitlich standardisiertes System geben, 

sonst hat das alles keinen Sinn. Das ist eigentlich 

zum Himmel schreiend, so eine Geschichte! Die 

Hauptfeststellung ist, dass wir es aus welchen 

Gründen auch immer geschafft haben, hier In-

transparenz und Verwirrung zu stiften. Danke an 
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den Rechnungshof! (Beifall von der Grünen-

Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächsten Redner habe ich den Klubobmann 

der ÖVP, Ferdinand Hueter, vorgemerkt. Ich 

bitte ihn, zu sprechen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Das werde ich gerne machen. Herr Präsident! 

Hoher Landtag! Liebe Zuhörer und Zuhörerin-

nen auf der Tribüne! Dieser Rechnungshofbe-

richt teilt sich in zwei Bereiche, in den ersten 

Teil der Haftungsobergrenzen im Bereich der 

Länder und Gemeinden. Das haben meine Vor-

gänger bereits sehr intensiv durchleuchtet. (Den 

Vorsitz übernimmt 2. Präs. Schober.) Festgehal-

ten wird auch vom Bundesrechnungshof, dass 

wir diese Haftungsobergrenzen seit dem Jahr 

2012 festgelegt haben, das, was im Stabilitäts-

pakt 2012 auch dort so quasi festgehalten wurde. 

Da war der Kritikpunkt meiner Vorrednerin, 

dass hier eben nicht einheitliche Höhen festge-

legt wurden zu methodischen Vorgaben für die 

einheitliche Ermittlung und dass jede Gebiets-

körperschaft so quasi selber bestimmen kann, 

was sie hineingibt und was sie nicht hineingibt. 

Das ist, glaube ich, wirklich mehr als intranspa-

rent. Da bin ich ganz bei dir, da ist ein großer 

Nachholbedarf, dass wir ein einheitliches Sys-

tem haben, wer wie die ganzen Haftungsober-

grenzen ausweist, weil sonst kriegst du nie den 

Vergleich. Wenn man das alleine bei den Ge-

meinden hernimmt, dass die Haftungsobergren-

zen in Kärnten bei 185,35 Millionen Euro fest-

gelegt wurden, das ist 0,06 Prozent des BIPs, 

wenn ich weiß, dass Oberösterreich das mit 14 

Milliarden festlegt, das sind € 9.884,-- pro Ein-

wohner, das sind 4,56 Prozent des BIPs und 

Tirol hat, glaube ich, 8 Milliarden, dann sieht 

man schon einmal diese Ungleichgewichtung. 

Da kann man überhaupt nichts herauslesen. Die 

Folgerung daraus, und das hat die Frau Theuer-

mann, glaube ich, richtig erkannt, ist, dass auch 

die Haftungsobergrenzen im Budget festzuhalten 

sind. Das heißt, damit ich auch weiß, was ist 

jetzt wirklich kärntenweit? Was hat das Land 

Kärnten mit den Gemeinden für eine Haftungs-

obergrenze? Weil bis dato kriegt man das über-

haupt nicht heraus. (Abg. Mag. Dr. Lesjak: Im 

Bericht steht das so drinnen!) Ja, das steht schön 

verschachtelt drinnen. Dann kann man noch 

einiges verbessern. Es wäre, glaube ich, mehr als 

gut, dass man das beim Budget gleichzeitig mit-

einbinden sollte. 

Der zweite Teil war dann eben die Follow-up-

Überprüfung, ausgewählte Leistungsbereiche der 

BH St. Veit an der Glan. Das ist der Überprü-

fungszeitraum von 2008 bis 2010 gewesen, ver-

öffentlicht im Jahre 2012. Der Rechnungshof hat 

da festgestellt, dass die BH St. Veit und das 

Land Kärnten von den überprüften fünfzehn 

Empfehlungen drei vollständig, sechs teilweise 

und sechs nicht umgesetzt hatten. Bei den nicht 

umgesetzten ist zuerst einmal das Rotationssys-

tem bei der Zuweisung der Verwaltungsstrafver-

fahren. Zweitens: Der Benchlearning-Prozess 

zur Steigerung der Erledigungszahlen. Drittens: 

Zeitliche Vorgaben für Betriebsanlageverfahren 

und Einführung eines Prozess-Controlling-

Systems. Viertens: Die Überprüfungen von Be-

triebsanlagen nach einem Prüfungsplan. Fünf-

tens: Das ist genau ein ganz wesentlicher Punkt, 

was auch der Zweite Präsident Schober gesagt 

hat: Regelmäßige kommissionelle Überprüfung 

gefährlicher Betriebsanlagen, zum Beispiel wie 

die oben in Wietersdorf, weil das gehört auch 

zum Bezirk St. Veit dazu. Da hätte man sich 

wirklich einiges ersparen können, wäre man hier 

frühzeitig auf dieses Kontrollsystem eingegan-

gen, aber ich glaube, jetzt sollte man keine Vor-

verurteilungen machen, bevor nicht der Rohbe-

richt des Untersuchungsausschusses da liegt. 

Dann werden wir eh sehen, in welche Richtung 

es geht. Schade, dass der Herr Kollege, der Vor-

sitzende, nicht da ist, aber ich bin überzeugt 

davon, dass man wahrscheinlich auf diese The-

matik eingehen wird müssen, dass man diese 

Verflechtungen zwischen BH, Zuständigkeit 

Land ganz klar aufzeigt, wer ist für was zustän-

dig, auch für das Kontrollsystem. Wie wir im 

Untersuchungsausschuss HCB gesehen haben, 

für das Überprüfen war kein Mensch zuständig. 

Das, glaube ich, kann es echt nicht sein, dass 

man sagt, nein, ich nicht, das muss der andere 

machen! Die 7-er sagt, die 8-er und umgekehrt, 

und wenn das nicht mehr geht, dann ist es die 

BH. Jeder wäscht seine Hände in Unschuld und 

niemand weiß genau, was da war und was sein 

kann. Da ist es wirklich höchst an der Zeit! 

Sechster Punkt: Die Errichtung eines zentralen 
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Bürgerbüros. Das ist auch beanstandet worden. 

Positiv zu erwähnen waren die drei Punkte, die 

bereits umgesetzt wurden. Die Verbesserungen 

im Verfahrensablauf bei Verwaltungsstrafen. Es 

wurde eine zentrale Abfertigung von Anonym-

verfügungen an der BH Hermagor eingerichtet. 

Das ist, glaube ich, sehr positiv gewesen. Einsatz 

der elektronischen Signatur im ordentlichen 

Strafverfahren. Drittens: Implementierung eines 

standardisierten Einstellungsvorschlages für die 

Verwaltungsstrafen. Das ist vom Rechnungshof 

bei diesen beiden Teilen erörtert worden. In 

Summe gibt es noch einiges zu tun. Ich glaube, 

bei den Punkten, die aufgezählt wurden, sollte 

man schauen, dass man die auf den Gleichstand 

bringt. Ich denke, da gibt es viel zu tun. Danke! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft. Die 

Berichterstatterin hat das Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 
(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Das ist 

stimmeneinheitlich so angenommen. Bitte, zu 

berichten! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 
(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht des Rechnungshofes über die Haf-

tungsobergrenzen im Bereich der Länder und 

Gemeinden und die Follow-up-Überprüfung von 

ausgewählten Leistungsbereichen in der Be-

zirkshauptmannschaft St. Veit an der Glan (Rei-

he Kärnten 2015/5) wird zur Kenntnis genom-

men. 

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar und dieser 

Punkt somit erledigt. Wir kommen zum Tages-

ordnungspunkt 7: 
  

 7. Ldtgs.Zl. 68-4/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst 

und Kultur zur Regierungsvorlage 

betreffend das Gesetz über die Erhe-

bung von Fleischuntersuchungsge-

bühren (Kärntner Fleischuntersu-

chungsgebührengesetz 2015) 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Aus-

schuss für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst und Kultur ist 

die 1. Lesung bereits erfolgt. Berichterstatter ist 

der Abgeordnete Tiefnig. Er steht bereits hier. 

Ich bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der 

Zuhörertribüne! Der Herr Präsident hat schon 

ausführlich über diese Materie berichtet bzw. wir 

liegen ja mit dieser Gesetzes- bzw. Regierungs-

vorlage etwas weiter hinten, weil bereits 2007 

wurde der Entwurf einer Änderung des bisheri-

gen Gesetzes einem Begutachtungsverfahren 

zugeführt. Die Regierungsvorlage wurde jedoch 

in der Regierungssitzung damals wieder zurück-

gezogen. Seit 1. Jänner 2008 sind wir in einem 

gesetzwidrigen Zustand, wo wir uns jetzt befin-

den. Im Jahre 2009 wurde damals dieses Begut-

achtungsverfahren wieder durchgeführt. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Es hat sich der Abgeordnete 

Franz Wieser gemeldet. Ich bitte dich zum Red-

nerpult! 
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Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Werte Zuhörer! Fleischuntersuchung: 

Im Grunde genommen wozu? Natürlich, und das 

wird jeder von Ihnen oder von euch wissen, die 

Lebensmittelsicherheit ist uns wichtig. Sicher-

heit und Qualität sind etwas ganz dringend Not-

wendiges. Dazu wird das Fleisch untersucht von 

Tierärzten im Schlachthof, einmal eine Lebend-

beschau, also optisch, um einmal den Gesund-

heitszustand zu beurteilen. Nach der Schlach-

tung werden Proben entnommen, im Labor un-

tersucht und dann wird die Garantie gegeben, 

dass jeder Konsument in Kärnten, in Österreich 

oder wo immer er österreichisches Fleisch dann 

eben auch konsumiert, dementsprechend sicher 

sein kann, dass es gesundheitlich in Ordnung ist. 

Wie Abgeordneter Tiefnig bereits erwähnt hat, 

ist die letzte Novelle zu diesem Fleischuntersu-

chungsgebührengesetz bereits eine Zeit lang 

zurück. Wir müssen jetzt EU-Vorgaben im 

Grunde genommen umsetzen, Bundesvorgaben 

umsetzen. Mit diesem neuen Gesetz wird dies 

umgesetzt. Vor allem hat es auch eine Änderung 

gegeben, dass früher alles Landesangelegenheit 

war. Jetzt ist für alle Schlachthöfe, die über 

1.000 Großvieheinheiten pro Jahr schlachten, 

das sind im Grunde alle unsere großen Schlacht-

höfe in Kärnten, nicht mehr das Land zuständig, 

sondern der Bund. Bei der Einhebung dieser 

Gebühren war bisher die Gemeinde zuständig 

und sie hat hier einiges an Arbeit geleistet, was 

in Zukunft das Land selbst übernehmen wird und 

damit eine Entlastung für unsere Gemeinden 

gegeben ist. Die Höhe der Gebühren wird dann 

selbstständig in einer Verordnung festgelegt, die 

jetzt erarbeitet wird und die dann in eine Begut-

achtung geht und die dann gemeinsam zwischen 

Tierärzten, zwischen der Landwirtschaftskam-

mer, zwischen den Schlachtbetrieben dann eben 

auch ausgehandelt werden muss. Es gibt zudem, 

möchte ich noch berichten, ich glaube, das haben 

wir ja jedes Jahr im Landtag zu behandeln, eine 

Ausgleichskasse, die in diesem Bereich die un-

terschiedlichen Wegkosten bei den kleinen 

Schlachthöfen, die unterschiedlichen Zeitkosten 

dann eben auch ausgleicht, damit es nicht zu 

einer Wettbewerbsverzerrung unter den 

Schlachthöfen kommt. Der neue Entwurf ent-

spricht den EU-Vorgaben, entspricht den Bun-

desvorgaben. Wir werden diesen Vorschlag 

dementsprechend zur Kenntnis nehmen. Danke! 

(Beifall von der ÖVP-Fraktion.) 
Wieser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Der Berichterstatter hat das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Herr Präsident! Ich verzichte auf das Schluss-

wort und beantrage das Eingehen in die Spezial-

debatte. Ich beantrage auch die paragraphenmä-

ßige Verlesung des Gesetzestextes! 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Sie haben die beiden Anträge gehört. Wer damit 

einverstanden ist, ein Zeichen mit der Hand! – 

Ich stelle hier Einstimmigkeit fest. Bitte, zu be-

richten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Gesetz über die Erhebung von Fleischuntersu-

chungsgebühren (Kärntner Fleischuntersu-

chungsgebührengesetz 2015 – K-FIUGG) 

I. Abschnitt 

Gebühren 

§ 1 Gebührenpflicht, § 2 Verwendung der Ge-

bühren, § 3 Gegenstand der Gebühren, § 4 Höhe 

der Gebühren, § 5 Zuschläge zu den Gebühren, 

§ 6 Gebührenschuldner. 

II. Abschnitt 

Aufsichtsorgane und Verwaltung der Gebühren 

§ 7 Vergütungen und Aufwandersätze der Auf-

sichtsorgane; § 8 Aufzeichnungs- und Übermitt-

lungspflichten; § 9 Ausgleichskasse. 

III. Abschnitt 

Erhebung der Fleischuntersuchungsgebühren 

§ 10 Abgabenbehörde; § 11 Vorschuss; § 12 

Abgabenerklärung und Fälligkeit; § 13 Abrech-

nung. 

IV. Abschnitt 

Straf-, Schluss- und Übergangsbestimmungen 
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§ 14 Strafbestimmung; § 15 Verweisungen; § 16 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch hier 

stelle ich wieder Einstimmigkeit fest. Bitte Kopf 

und Eingang! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Gesetz vom 16.07.2015 über die Erhebung von 

Fleischuntersuchungsgebühren (Kärntner Flei-

schuntersuchungsgebührengesetz 2015) 

Der Landtag von Kärnten hat in Ausführung des 

§ 64 Abs. 3 des Lebensmittelsicherheits- und 

Verbraucherschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 

13/2006, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 

67/2014, beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch hier 

stelle ich wieder Stimmeneinheit fest. Die 3. 

Lesung bitte! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz über die Erhebung von Fleischun-

tersuchungsgebühren (Kärntner Fleischuntersu-

chungsgebührengesetz 2015) wird die verfas-

sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Somit stelle 

ich Einstimmigkeit fest und dieser Tagesord-

nungspunkt ist erledigt. Wir kommen zum Ta-

gesordnungspunkt 8: 
  

  

 8. Ldtgs.Zl. 124-30/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst 

und Kultur betreffend   P e t i t i o n   

vom 30.04.2015 betreffend das bun-

desländerübergreifende touristische 

Leit- und Lenkmodell Koralpe, über-

reicht durch Abgeordneten Wieser 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete 

Schautzer. Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Schautzer 
(GRÜ): 
  Schautzer 

Hohes Haus! Ich berichte zur Ldtgs.Zl. 124-

30/31, Petition der Dr. Gudmund Schütte Forst- 

und Gutsverwaltung zum bundesländerübergrei-

fenden touristischen Leit- und Lenkmodell Ko-

ralpe, überreicht durch den Abgeordneten Franz 

Wieser.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Schautzer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung liegt mir von Abge-

ordnetem Johann vor. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Dipl.-Ing. Johann (GRÜ): 
  Dipl.-Ing. Johann 

Hohes Haus! Sehr geehrter Präsident! Liebe 

Zuhörerinnen und Zuhörer! (Der Redner mit 

Blick auf die Zuhörertribüne:) Werter Herr 

Habsburg, der ja einer der Betroffenen der Mate-

rie ist, über die wir hier diskutieren! Der Tou-

rismus ist eine der wichtigsten Säulen der Kärnt-

ner Wirtschaft und deswegen ist es auch wichtig, 

das touristische Angebot auszubauen und aktuel-

len Trends wie dem Mountainbiken Rechnung 

zu tragen. Das Bergradeln ist ein Sport, der im-

mer mehr Liebhaber/innen findet. Dafür braucht 

man aber auch eine entsprechende Wegeinfra-

struktur. Deren Umsetzung muss so erfolgen, 

dass sie nicht zu Lasten anderer geht und die 

Interessen der Bergwanderer, der Forstwirt-

schaft, des Naturschutzes müssen gewahrt wer-
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den. Deswegen geht Kärnten hier einen vorbild-

lichen Weg, indem es zuerst einen Leitfaden für 

das Mountainbiken und eine Mustervereinba-

rung mit Grundeigentümern erarbeitet hat, wo 

wesentliche Fragen wie die Wegebenützung, die 

Haftung und auch die Abgeltung geregelt wur-

den. Hier auf der Koralpe haben einige Grundei-

gentümer schon sehr frühzeitig die Problematik 

erkannt und es wurde in Zusammenarbeit von 

mehreren Forstbetrieben ein touristisches Leit- 

und Lenkmodell erarbeitet und in einem Wald-

fachplan wurden Maßnahmen definiert, wie der 

Radtourismus auf bestimmte Wege gelenkt und 

andere Gebiete dadurch entlastet werden können. 

Das künftige Mountainbike-Netz soll aus einer 

Nord-Süd-Route und mehreren Ost-West-Routen 

bestehen und dafür wird das bestehende Wege-

system herangezogen. Auf vier Kilometern ist 

die Sanierung von bestehenden Wegen notwen-

dig. Beschilderung und Versicherung sollen 

nach dem Mountainbike-Modell des Landes 

erfolgen. Als Kernstück ist in der Alpinzone ein 

950 Meter langer Lückenschluss nötig. Hier hat 

es sich bisher gespießt, weil die Alpinzone seit 

eh und je unter dem besonderen Schutz des 

Kärntner Naturschutzgesetzes steht. Die Antrag-

steller möchten einen mit Schotter befestigten 

Weg in der Breite von zweieinhalb Metern ver-

wirklichen. Argumentiert wird mit der höheren 

Sicherheit durch die Befahrbarkeit durch Ein-

satzfahrzeuge und der leichteren Wartung. Der 

Naturschutz – und das ist in diesem Fall konkret 

die BH Wolfsberg – und der Naturschutzbeirat 

waren aber bisher kritisch, weil es hier Endemi-

ten gibt, das sind Pflanzen- und Tierarten, die 

noch aus der Eiszeit stammen, die hier Relikte 

sind und die eben nach dem Rückzug der eiszeit-

lichen Gletscher nur noch in diesem Gebiet vor-

kommen. Eine entsprechende Untersuchung 

hätte aber um die € 100.000,-- gekostet und wäre 

die potentiellen Betreiber teuer/zu teuer gekom-

men. Der Naturschutz hat deswegen für einen 

Weg mit einer Breite von maximal 1,25 Meter 

plädiert, der einen deutlich geringeren Eingriff in 

das Landschaftsbild und die alpine Flora und 

Fauna bedeutet. Aus Sicht des Mountainbikers 

ist eine Breite von 1,25 Meter absolut ausrei-

chend. Mountainbike-Singletrails haben laut 

Tiroler Mountainbike-Modell überhaupt nur eine 

Breite von 30 bis 60 Zentimetern. Und auch ein 

großer Teil der Mountainbiker bevorzugt kleine-

re Wege. Die Hälfte der Biker bezeichnet sich 

als Allmountain- oder Enduro-Fahrer, das heißt, 

sie bevorzugen einen Mix aus Forststraßen und 

Singletrails. Eine Wegbreite, die schmäler ist mit 

1,25 Meter, kann also aus Sicht der Nutzer 

durchaus interessanter sein als ein Weg mit 2,5 

Metern Breite. 

Die Bedeutung des Sicherheitsaspektes ist natür-

lich auch immer zu hinterfragen, denn es handelt 

sich um die freie Alpinzone. Das ist ein Gebiet, 

wo die Rettungseinsätze in der Praxis fast aus-

schließlich mit dem Helikopter erfolgen, weil 

der einfach rascher da ist und auch überall hin-

kommt. Die Angelegenheit ist keine, in der uns 

als Kärntner Landtag hier eine Entscheidungs-

gewalt zukommt. Diese obliegt der BH Wolfs-

berg, das ist ein Verwaltungsverfahren. Dort ruht 

das Genehmigungsverfahren derzeit auf Ansu-

chen des Betreibers. Nach den Beratungen im 

Ausschuss zeichnet sich aber doch ein möglicher 

Kompromiss ab, dass anstatt des geforderten 

Gutachtens auch ein entsprechendes Gutachten 

herangezogen werden kann, das ohnehin für 

einen nahegelegenen Windpark bereits gemacht 

worden und das nur entsprechend adaptiert wor-

den ist. Der Naturschutz, der große Bedenken 

hat aufgrund der Endemiten und des Eingriffs in 

die Alpinzone, könnte sich als Kompromisslö-

sung einen schmaleren Weg unter der Verwen-

dung von lokal vorhandenen Baumaterialien 

vorstellen. So besteht die Hoffnung auf eine 

Lösung, wie das Projekt umgesetzt werden kann 

ohne störende Einflüsse auf endemitische Arten, 

aber attraktiv aus touristischer Sicht. Danke! 

(Beifall von Abg. Wieser.) 
Dipl.-Ing. Johann   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Franz Wieser. Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Meine geschätzten Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Dipl.-Ing. Habsburg! Werte 

Zuhörerinnen und Zuhörer zu Hause! Wenn wir 

über die Petition sprechen, also über ein bundes-

länderübergreifendes Leit- und Lenkmodell auf 

der Koralpe, so reden wir natürlich über Moun-

tainbiken und ich glaube, dass das eine Freizeit-

gestaltung ist, die heute immer mehr an Bedeu-

tung gewinnt. Es ist Sport, es ist für die Gesund-

heit, aber das alles trifft natürlich auch die Nut-
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zung der Natur. Nutzung der Natur, das heißt, 

dass wir uns zu beschäftigen haben mit dem 

Schutz von Flora und Fauna, von Wild. Wir 

sprechen aber auch über die Nutzung von Eigen-

tum. Eigentum, das eben auf der einen Seite 

wirtschaftlich genutzt wird, wenn wir an den 

Wald denken, wo die Forstwirtschaft eine Be-

deutung hat. Die Jagd ist auch eine wirtschaftli-

che Nutzung oder die Weidehaltung. Wirtschaft-

lich ist natürlich auch der Tourismus und ich 

glaube, dass wir mit dem Tourismus auch viel 

Wertschöpfung nach Kärnten bringen. Sei es 

durch die Übernachtungen, natürlich auch die 

Bewirtungen, die dann in Hütten vonstatten ge-

hen können, alles in allem reden wir auch von 

vielen Arbeitsplätzen und von Wertschöpfung 

für Kärnten und in Kärnten. Das Projekt selbst 

hat in erster Linie die Bedeutung, dass es vor-

handene Wege nützt. Wie schon erwähnt wurde, 

lediglich 950 Meter müssen neu ausgebaut wer-

den. 950 Meter von 61 Kilometern, die wirklich 

länderübergreifend gebaut werden sollen. Das 

heißt, dass 14 Gemeinden, dass Kärnten, die 

Steiermark und Slowenien betroffen sind oder 

miteingebunden sind, besser gesagt, und dass 

wir hier ein riesiges Projekt haben, das viel an 

Bedeutung für unseren Fremdenverkehr eben 

auch haben kann. Der Naturschutzbeirat hat sich 

bei diesem Wegebau für diese 950 Meter immer 

dafür ausgesprochen, dass es lediglich 1,2 Meter 

Breite sein dürfen. Das Rote Kreuz, die Polizei 

gehen davon aus, dass nicht immer ein Helikop-

ter landen kann, wenn die Wettervoraussetzun-

gen nicht dementsprechend vorhanden sind, 

dass, auch wenn ein Helikopter angefordert wer-

den soll oder angefordert werden muss, die Poli-

zei vor Ort sein muss, damit sie den Helikopter 

einweist, damit alles vonstatten geht oder dass 

vorher schon auch ein Notarzt vor Ort sein kann. 

Und deswegen ist es ganz einfach notwendig, 

dass dieser Weg auch für Einsatzfahrzeuge be-

fahrbar ist. Wir haben bereits gehört vom Kolle-

gen, dass hier Gutachten gefordert worden sind. 

Auf der einen Seite ein wildbiologisches Gut-

achten, auf der anderen Seite eben dieses Gut-

achten, das die Endemiten feststellt, wo jeweils 

Kosten von über € 100.000,-- vorhanden gewe-

sen wären und hier wirklich ein Kompromiss 

gefunden wurde, dass man dieses Windpark-

Projekt mit einfachen Voraussetzungen – so ist 

uns versichert worden – adaptiert und es damit 

eben auch für dieses Projekt zur Kenntnis ge-

nommen wird. Auch der Alpenverein und der 

Naturschutzbeirat oder die Vertreter dieser Or-

ganisationen haben sich in unserer Ausschusssit-

zung dafür ausgesprochen, dass der Weg eine 

größere Breite haben kann, 1,20 Meter, wirklich 

befestigt und darüber hinaus auf die Breite von 

über 2 Metern mit vorhandenem Material und 

wiederbegrünt, aber befahrbar für Fahrzeuge, 

hergerichtet werden kann. Ich glaube, dass wir 

damit vielleicht doch dazu beigetragen haben, 

dass es eine mögliche Variante ist, dass es mög-

lich ist, dieses Projekt auch umzusetzen. Ich 

hoffe und wünsche mir, dass den Betreibern 

diese Umsetzung dann auch dementsprechend 

gelingt und dementsprechend wünsche ich allen 

Mountainbikern, die diese Straßen dann benüt-

zen, ein unfallfreies Fahren und viel Vergnügen! 

Ich wünsche aber vor allem auch den Forstbesit-

zern, dass sie in Ruhe auf den anderen Wegen 

ihrer Tätigkeit, nämlich den Schlägerungsarbei-

ten, den Pflegearbeiten im Wald nachgehen kön-

nen, der Jagd und wir wünschen auch dem Wild, 

dass es Ruhezonen und Rückzugszonen hat und 

in Ruhe gelassen wird. Und dementsprechend 

glaube ich, ist dieses Projekt im öffentlichen 

Interesse und ich möchte dieses öffentliche Inte-

resse auch im Namen des Landtages oder jeden-

falls unserer Fraktion deponieren und zum Aus-

druck bringen. Wir werden diese Petition selbst-

verständlich zur Kenntnis nehmen und wünschen 

allen damit dann viel Glück und Erfolg! Danke! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Wieser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeord-

nete Jakob Strauß. Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Strauß (SPÖ): 
  Strauß 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen 

und Herren! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhö-

rer! Ich freue mich, dass der Abgeordnete Franz 

Wieser ein klares Bekenntnis zu dieser Petition 

und zu diesem Antrag, den er gemeinsam (Abg. 

Zellot: Wenn er sie einbringt!) – Ja, freilich hat 

er ihn eingebracht! Warum auch nicht. Beim 

Kollegen Johann habe ich nicht genau gewusst, 

ist er jetzt beim Naturschutz, ist er dort, ist er da, 

das war irgendwie so eine schöne, ich sage ein-

mal Lese-Vortrags-Situation, aber ich habe nicht 
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genau erkannt, wie die inhaltliche Position der 

Grünen zu diesem Projekt ist. Ich kann nur etwas 

sagen, unsere Position war immer jene, dass man 

jenes Projekt – und das ist eines der wahrschein-

lich bestausgearbeiteten Projekte in ganz Kärn-

ten – absolut unterstützen sollte. Es sind die 

Gemeinden mit eingebracht, es sind die Beteilig-

ten mit eingebracht, es ist die Forstwirtschaft mit 

eingebracht. Und liebe geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen, worum geht es da? Es geht um 

950 Meter Verbindungsweg, der in der Natur 

sowieso irgendwo schon gegeben ist, von selbst 

entstanden – und man hat die Bilder gesehen – 

teilweise ausgewaschen, kein Schutz jener 

schützenswerten Amphibien oder sonst irgend-

welcher Einrichtungen, sondern da trampeln alle 

herum. Wir hätten eine tolle Lenkung, wir hätten 

eine Sicherheit, wir hätten aber auch eine Chan-

ce, der Almwirtschaft und insgesamt der Bewirt-

schaftung auch jenen Stellenwert zu geben, weil 

sonst wird wieder etwas passieren, wenn wir uns 

selbst im Weg stehen und auch die Investoren 

sagen werden, machen wir nichts mehr, lassen 

wir es zuwachsen, danke sehr, damit war es! 

Zusätzlich wurde angeboten, das wurde von den 

Auskunftspersonen auch irrsinnig gut vorgetra-

gen – das war ja kein Vortrag, das war genau 

gelebte Praxis, wie man es vor Ort macht – dass 

viele, viele Flächen auch freigehalten werden, 

um der Natur so quasi schützend entgegen zu 

wirken. Dort lassen wir niemanden hineingehen, 

dort wird Forstwirtschaft wirklich sehr extensiv 

betrieben, dass man sagt, wenn Entnahme, aber 

dann nur ganz schonend und viele andere Sachen 

mehr. 

Wenn es die Möglichkeit gibt, ein weiteres Pro-

jekt zum Thema der Energieversorgung in die-

sem Bereich der Koralpe auf Kärntner Seite 

umzusetzen, dann soll es uns nur recht sein: Wir 

wollen alle energieautark sein. Es gibt keine 

einzelnen Beschlüsse im Kärntner Landtag und 

vieles mehr. Die Wegbreite soll auch jene Weg-

breite haben, die man in der heutigen techni-

schen Zeit braucht, um hier Wegbreiten zu ha-

ben. Der Hubschrauber ist ein Teil einer eventu-

ellen Sicherung und Besicherung. Man muss 

aber auch die örtliche Situation kennen. Der 

Nebeleinbruch auf der Koralpe oder auf der ge-

genüberliegenden Saualpe ist nicht so etwas, 

dass man sagt, da kann ich mich orientieren. Ich 

bin hier auf einer riesengroßen Fläche und habe 

wenig Anhaltspunkte. Jeder, der diese Bergregi-

onssituation kennt, weiß, man braucht hier An-

haltspunkte und Anhaltspunkte müssen auch 

Wege sein und nicht Wege, die nur 30 Zentime-

ter breit sind, weil die finde ich da nicht mehr, 

sondern da brauche ich ein gut ausgebautes We-

genetz mit allem, was dazu gehört. Ich hoffe, 

dass es auch nach langem Zuwarten hier dem-

entsprechend für die Antragsteller eine Umset-

zung geben wird im Sinne auch der Entwicklung 

der Koralpe bzw. des Lavanttales und des 

Südkärntner Raumes. Wir brauchen es für die 

Antragsteller, wir brauchen es aber auch für 

unsere weitere Entwicklung im Sinne der guten 

nachbarschaftlichen Beziehungen zur Steier-

mark, aber auch zur Entwicklung der Touris-

muswirtschaft und deren Auswirkungen für 

Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, Land- und 

Forstwirtschaft und sicherlich auch für die eine 

oder andere Kunsteinrichtung oder Kulturein-

richtung, die in diesem Zusammenhang besucht 

werden kann. In diesem Sinne hoffe ich, dass 

nicht nur die Petition und die Information an die 

Mitglieder des Kärntner Landtages greifen wird, 

und wenn es notwendig wird, es vielleicht unter 

Umständen auch sein kann, dass auch der Kärnt-

ner Landtag diese Informationen bekommt über 

den aktuellen Stand der Umsetzung, vielleicht 

schon beginnend im Jahre 2015. Wir werden 

dieser Petition natürlich die Zustimmung erteilen 

in der Hoffnung, dass das auch umgesetzt wird. 

Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Strauß   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat die Frau Abge-

ordnete Isabella Theuermann. Ich bitte dich zum 

Rednerpult! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Theuermann (TS): 
  Mag. Theuermann 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ge-

schätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Das touris-

tische Leit- und Lenkmodell Koralpe ist ein Pro-

jekt, das die Regionen ja schon seit Jahren inten-

siv beschäftigt. Jetzt, nach Anwendung des be-

rühmten Sprichwortes „Gut Ding braucht Weile“ 

könnte es endlich eine Einigung und ein gemein-

sames Bekenntnis für die Umsetzung des Vor-

habens geben. Ich bin davon überzeugt, dass 
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auch die doch recht zeitaufwändigen Diskussio-

nen im WLK-Ausschuss etwas zum Durchbruch 

beigetragen haben, zumindest geschadet hat es 

dem Projekt keinesfalls. Es ist überaus positiv zu 

bewerten, wenn es bundesländer- und sparten-

übergreifend Bemühungen gibt, wie auch hier im 

konkreten Fall zwischen der Steiermark und 

Kärnten. Ich sehe das Projekt als ein spannendes 

Vorhaben, das auch dem Ansinnen in Richtung 

eines sanften und modernen Tourismus für 

Kärnten und das Lavanttal im Speziellen Rech-

nung tragen kann und wird. Allgemein möchte 

ich auch für unsere Fraktion festhalten, dass wir 

dem Thema Mountainbiking sehr positiv gegen-

überstehen und auch jene Meinungen mittragen, 

die sich für eine gänzliche Öffnung von Forst-

straßen für Mountainbiker aussprechen. Kärnten 

als Rad-Land darf sich nicht nur auf ausgebaute 

Radwege konzentrieren, sondern muss auch die 

erheblichen Potentiale des Mountainbike-Sportes 

erkennen. Die Öffnung der Forstwege ist ein 

Schritt, um auch in diesem Bereich Fortschritte 

zu erzielen und neue touristische Märkte zu er-

schließen. Ich sehe Mountainbike-Strecken nicht 

als Konkurrenz zu Radwegen, sondern als ein 

zusätzliches Angebot. Kärnten hat zum gegen-

wärtigen Zeitpunkt noch deutlich zu wenige Off-

Road-Strecken, die für Mountainbiker freigege-

ben sind. In Österreich kursieren unterschiedli-

che Zahlen, doch kann man davon ausgehen, 

dass zwischen 750.000 und 900.000 Bürger zu-

mindest gelegentlich Mountainbike-Sport betrei-

ben. Dieser Entwicklung dürfen wir uns nicht 

weiter verschließen. Salzburg als Beispiel ist 

dem Trend bereits sehr erfolgreich gefolgt und 

kann auf tolle Zahlen im Radtourismus verwei-

sen. Auch die Steiermark hat sich in diesem 

Bereich sehr positiv entwickelt. Die Mountain-

bike-Musterregion rund um Schladming sei 

exemplarisch erwähnt. Wie aus meinen Ausfüh-

rungen unschwer abzuleiten ist, werden wir der 

gegenständlichen Petition selbstverständlich 

zustimmen. Ich darf abschließend noch dem 

Vorsitzenden des WLK-Ausschusses, dir, lieber 

Franz Wieser, für die professionelle Abarbeitung 

dieser Materie danken! (Beifall vom Team Stro-

nach und von der ÖVP-Fraktion.) 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Ich habe noch eine Wortmeldung und zwar vom 

Klubobmann Ferdinand Hueter. Bitte dich zum 

Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Zuhöre-

rinnen und Zuhörer! Diese Wortmeldung von 

der Frau Theuermann hat mich bewogen, zu 

diesem Thema noch ein paar grundsätzliche 

Dinge festzuhalten. Zu diesem Leit- und Lenk-

modell Koralpe ist es absolut zu begrüßen, dass 

man hier den Tourismus lenkt und dass man das 

Mountainbiking kreuz und quer durch Wiesen 

und Wälder hintanhält, sondern hier ist ein Pro-

jekt auf die Reihe gebracht worden von den zwei 

Bundesländern Steiermark und Kärnten und 

Slowenien, wo man, wenn man es gescheit an-

geht, touristisch sehr viel machen kann. Ich 

glaube, mit dieser Wegbreite, mit diesem Kom-

promiss von etwas mehr als 1,50 Meter, dass 

man es auch befahrbar machen kann, denke ich, 

dass es für alle Betroffenen geht. Ich kann auch 

den Grundbesitzern und allen, die dazu beigetra-

gen haben, danke sagen, dass man hier nicht 

nachgelassen hat, sondern dass man sich immer 

wieder an den Tisch gesetzt hat, um hier ein 

Projekt, wo die Verbindungsstrecke eigentlich 

wirklich nur mehr ein bisschen über 900 Meter 

nicht da war, dass man den Ehrgeiz gehabt hat, 

das auch durchzuführen! Ich hoffe, dass es jetzt 

wirklich rasch in die Umsetzung geht. Ich denke, 

dass auch der Naturschutz gut beraten ist, solche 

Projekte zu unterstützen, weil es schon geschei-

ter ist, dass man der Öffentlichkeit hier eine 

kleine Fläche zur Verfügung stellt, dass man 

dafür aber andere Flächen wirklich naturschutz-

mäßig in Ruhe lässt. Ich glaube, das muss im 21. 

Jahrhundert der Leitfaden sein, dass man dieses 

Abtauschen, dieses „Sowohl als auch“ macht 

und dass man nicht kategorisch sagt, nein, das 

geht nicht und aus, fertig! Da müssen wir flexib-

ler werden. 

Zum zweiten Punkt, Frau Theuermann, da bin 

ich leider Gottes nicht ganz bei dir, dass man 

sämtliche Forststraßen fürs Mountainbiking frei-

gibt. Ich glaube, das ist schon ein bisschen ein 

Wunsch ans Christkind. Ich glaube, und dafür 

bin ich auch zu haben, dass man hier im Ein-

klang mit den Grundbesitzern, im Einklang mit 
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den Gemeinden, im Einklang mit allen Betroffe-

nen hier Wege ausscheidet und sagt, pass auf, 

den und den Weg kann ich mir vorstellen, auch 

wegen der Haftung, da bin ich sofort dabei. Aber 

dass man hergeht und kategorisch sagt, alles, 

was jetzt an Forststraßen und Almaufschlie-

ßungswegen und irgendetwas ist, da kann jeder 

Mountainbike-Fahrer fahren, das bitte nicht! Wir 

müssen schon mit den Grundbesitzern ein biss-

chen sorgfältiger umgehen, weil die haben leider 

Gottes auch die Haftung. Ich kenne jetzt alle 

Argumente: Die sind ja mit so viel Fördergel-

dern gebaut worden und das ist ja schon öffent-

lich und hin und her. Meine lieben Freunde, die 

Öffentlichkeit will auch haben, dass die Kultur-

landschaft gepflegt und erhalten wird. Wenn die 

Öffentlichkeit dieses Erhalten der Kulturland-

schaft und der Almen haben will, dann muss sie 

auch bereit sein, hier Gelder zur Verfügung zu 

stellen, damit auch die betroffenen Bauern und 

Grundbesitzer damit umgehen können. Weil wie 

soll ich sonst eine Alm oder einen Wald ohne 

Weg bewirtschaften? Die zweite Alternative ist, 

entweder händisch hinuntertreiben, wo ich jeden 

zweiten Baum anschramme oder mit dem Hub-

schrauber. Einen Wald mit einem Hubschrauber 

zu bewirtschaften, das weiß jeder, das ist nicht 

wirtschaftlich, das geht auch gar nicht, sondern 

das sind die „Aus-Ausnahmen!“ Deswegen 

kommt eine generelle Freigabe aller Forststraßen 

von uns nicht in Frage, aber selbstverständlich 

im Einklang mit den Grundbesitzern, ja, auch 

mit allen touristischen Verantwortlichen, ja, aber 

da muss man ganz klare Verträge ausarbeiten, 

wer für was zuständig ist, auch für die Haftung. 

Dann können wir über alles reden, aber eine 

generelle Freigabe, bitte nein! (Beifall von der 

ÖVP-Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind alle Wortmeldungen abgearbeitet. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Schautzer 
(GRÜ): 
  Schautzer 

Kurz noch: Auch die Grünen haben diesen 

Kompromiss positiv zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebat-

te. 
Schautzer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Ich stelle 

hier Stimmeneinheit fest. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Schautzer 
(GRÜ): 
  Schautzer 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Petition vom 30.4.2015 betreffend das bun-

desländerübergreifende touristische Leit- und 

Lenkmodell Koralpe, überreicht durch den Ab-

geordneten zum Kärntner Landtag Franz Wieser, 

wird zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Schautzer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar. Wir 

kommen zum Tagesordnungspunkt 9: 
  

 9. Ldtgs.Zl. 76-7/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden zur Regierungsvorlage be-

treffend Kärntner Landes- und Hypo-

thekenbank-Holding; Bericht über 

den Stand der Gebarung des Sonder-

vermögens „Zukunft Kärnten“ für 

das Geschäftsjahr 2014 gem. § 28 

Abs. 5 K-LHG 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. 

Primus. Er steht bereits hier. Ich bitte, zu berich-

ten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Sehr geehr-

te Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Zuhörertri-

büne! Tagesordnungspunkt 9: Es handelt sich 

dabei um den Bericht der Kärntner Landeshol-

ding über den Stand der Gebarung des Sonder-

vermögens „Zukunft Kärnten“ 2014. In diesem 

Berichtszeitraum wurden € 2.175.644,55 ausge-



3354 32. Sitzung des Kärntner Landtages - 16. Juli 2015 - 31. Gesetzgebungsperiode 

Dipl.-Ing. Primus 

geben für zwei Projekte, einmal Burgenbau Frie-

sach und einmal Ankauf Seeliegenschaften. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Als erstes hat sich der Herr 

Abgeordnete Günter Leikam gemeldet. Ich bitte 

dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ge-

schätzte Zuhörer auf der Tribüne und zu Hause 

vor den Internetgeräten! Zu diesem Bericht des 

Sondervermögens „Zukunft Kärnten“ oder auch 

Zukunftsfonds, wie er genannt wird, darf ich am 

Beginn einmal feststellen, dass dieser Zukunfts-

fonds seinerzeit errichtet wurde, um Vorhaben 

und Maßnahmen und Projekte zu realisieren, die 

im Interesse des Landes liegen. Auch im Jahr 

2014 war – so wie die Jahre zuvor schon – die 

Substanzerhaltung das oberste Ziel dieses Zu-

kunftsfonds. Dies ist, meine sehr geehrten Da-

men und Herren, auch gelungen. Denn mit dem 

Stichtag 31.12.2014 beläuft sich der veranlagte 

Gesamtbetrag in diesem Zukunftsfonds auf rund 

525,8 Millionen Euro. Aus Zinserträgen wurden 

6 Millionen Euro erwirtschaftet. Das entspricht 

leider nur einer Verzinsung von circa 1,2 Pro-

zent. Nachdem wir in diesem Bereich nahezu 

mündelsicher veranlagen müssen, ist derzeit 

aufgrund des Zinsniveaus leider kein höherer 

Zinsertrag möglich und können leider keine hö-

heren Zinsen erreicht werden. Gegenüber dem 

Jahr 2013 wurden keine neuen Projekte geför-

dert. Insgesamt gab es Förderungen in Höhe von 

€ 2.175.000,--, € 1.875.000,-- für den Ankauf 

der Seeliegenschaften und € 300.000,-- für den 

Burgenbau in Friesach. Zu den Seeliegenschaf-

ten darf ich auch noch feststellen, dass mit dieser 

Zahlung im Jahr 2014 dieses Vorhaben, dieser 

Kredit der Seeliegenschaft zur Gänze abgedeckt 

wurde. Im Jahr 2014 wurden insgesamt auch 

1,34 Millionen Euro von den Projektwerbern 

zurückgefordert. Diese Mittel wurden wieder 

dem Sondervermögen „Zukunft Kärnten“ zuge-

führt. Für verbindliche Zusagen in Höhe von 

1,14 Millionen Euro, da betrifft es insgesamt 

sieben Projekte, die im Vorjahr nicht realisiert 

wurden. Die werden heuer an die Antragsteller 

dann ausbezahlt, wenn alle Auflagen erfüllt sind. 

Abschließend darf ich noch festhalten, dass das 

Jahr 2014, was dieses Sondervermögen „Zukunft 

Kärnten“ oder diesen Zukunftsfonds betrifft, ein 

durchaus unspektakuläres Jahr für diesen Zu-

kunftsfonds gewesen ist. Die SPÖ wird diesem 

Bericht die Zustimmung erteilen. (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion.) 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Mag. Schalli. Ich bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Schalli: 
  Mag. Schalli 

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Im Finanzausschuss wur-

de dieser Tagesordnungspunkt nach den Ausfüh-

rungen des Vorstandsvorsitzenden Mag. Schö-

negger wohlwollend zur Kenntnis genommen. 

Es handelt sich hier um die Veranlagung, wie 

der Kollege schon ausgeführt hat, dieser 500 

Millionen des Zukunftsfonds. Es gibt heute ein 

Anlagevermögen in der Größenordnung von 505 

Millionen, Aktiva in der Größenordnung von 

527 Millionen. Der Veranlagungserlös, der Ver-

anlagungszinssatz mit konservativer Richtlinie 

bewegt sich zwischen 1 und 1,2 Prozent. Bei 

einer Inflationslage von 3 Prozent ist das natür-

lich ein schmerzliches Ergebnis, aber ich glaube, 

nichtsdestotrotz ein sehr, sehr tolles Ergebnis 

angesichts der Zinslage, wie sie am internationa-

len Markt zurzeit erreichbar ist. Es ist durchaus 

bemerkenswert, dass der uneingeschränkte Be-

stätigungsvermerk von PricewaterhouseCoopers 

ja auch in diesem Jahr wieder vorliegt. Ich glau-

be, das ist schon ein Hinweis darauf, von einer 

dermaßen renommierten Wirtschaftsprüfungs-

kanzlei den uneingeschränkten Prüfungsvermerk 

ohne Kommentar auch in weiterer Folge wieder 

bekommen zu haben. Das Umlaufvermögen 

bewegt sich in der Größenordnung von 22,5 

Millionen, beinhaltet die Forderungen mit 6 

Millionen und ein Guthaben von 16,5 Millionen. 

Die noch nicht ausgezahlten Mittel für die sieben 

Projekte, die der Kollege angesagt hat, bewegen 

sich in der Größenordnung von 1,137 Millionen 

und werden, so die Projekte dieses Jahr abgear-

beitet werden können, auch in diesem Jahr be-
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dient werden können. Die Zusagen für Projekte 

ergeben sich wiederum aus dem Ankauf der 

Seeliegenschaften, Größenordnung 3 Millionen, 

wobei durch Verkaufserlöse innerhalb der SIG 

diese 3 Millionen auf effektiv 1,88 Millionen 

durch Verkaufserlöse vom Zuschuss des Zu-

kunftsfonds gekürzt werden können. Also ein 

Verkaufserlös in der Größenordnung von knapp 

1,112 Millionen konnte erzielt werden. Zu den 

Projektkürzungen ist vielleicht zu bemerken: Bei 

der Förderung des Fußballsports an den Kärntner 

Fußballverband in der Größenordnung von 4,48 

Millionen gab es einen tatsächlichen Förderzu-

schuss von 3,7 Millionen, also eine Projektkür-

zung immerhin in der Größenordnung von 

€ 800.000,--. Beim Ankauf der Seeliegenschaf-

ten eine Projektkürzung von 1,1 Millionen. In 

Summe gab es Projektkürzungen von 1,343 Mil-

lionen, die an den Zukunftsfonds zurückzufüh-

ren sein werden. Summa summarum ein durch-

aus aufschlussreicher und auch, glaube ich, 

wohlwollend zur Kenntnis zu nehmender Be-

richt, der durchaus die Zustimmung erfahren 

wird. Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall 

von der F-Fraktion.) 
Mag. Schalli   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster ist der Herr Abgeordnete Dr. Lebersor-

ger. Bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich werde Sie jetzt nicht 

mehr mit weiteren Zahlen belästigen, ich werde 

es kurz machen. Kärnten ist reich – noch! Wir 

haben schon gehört, 527 Millionen sind noch auf 

der Kante mit einer kleinen Verzinsung von 1,2 

Prozent. Rückblickend muss man sagen, es wäre 

gescheiter gewesen, das Geld zu verwenden, um 

unsere Schulden zurückzuzahlen. Wir stehen 

derzeit ungefähr bei 3 Milliarden, da wäre es 

eigentlich ganz nett gewesen, wenn wir 500 Mil-

lionen weggezahlt hätten. Okay, jetzt ist man 

gescheiter, als wir früher waren. Es ist so, dass 

wir das Geld wahrscheinlich brauchen werden, 

um unsere potentiellen Haftungsgläubiger zu 

befrieden oder uns zumindest von den Haftun-

gen zu befreien. Das heißt, wir werden uns von 

diesen 500 Millionen wahrscheinlich verab-

schieden. Ich denke, das ist eine der letzen De-

batten über diesen Zukunftsfonds. Und mit dem 

Fonds „Zukunft Kärnten“ – man könnte ihn um-

benennen in „Vergangenheit Kärnten“ – werden 

wir Vergangenheitsbewältigung betreiben. Dan-

ke schön! (Beifall von der Grünen-Fraktion und 

der ÖVP-Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen zum Tagesord-

nungspunkt 9 erschöpft. Der Berichterstatter hat 

das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Ich stelle 

hier Stimmeneinheit fest. Bitte zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht der Kärntner Landesholding gemäß 

§ 28 Abs. 5 K-LHG über den Stand der Geba-

rung des Sondervermögens „Zukunft Kärnten“ 

sowie über die aus diesem Sondervermögen 

gewährten Unterstützungen und Finanzierungen 

für das Geschäftsjahr 2014 wird zur Kenntnis 

genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar. Somit ist 

dieser Punkt erledigt. Wir kommen zum Tages-

ordnungspunkt 10: 
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 10. Ldtgs.Zl. 155-14/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden betreffend Gerechtigkeit 

und Fairness im Finanzausgleich – 

Stärkung der kleinen Gemeinden und 

des ländlichen Raumes 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Malle, 

er steht bereits hier. Bitte zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Malle 

(ÖVP): 
  Mag. Malle 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Es geht um 

einen Antrag der ÖVP und den derzeit gültigen 

abgestuften Bevölkerungsschlüssel im Finanz-

ausgleich. Mit diesem Antrag, den wir auch ein-

stimmig im Ausschuss zusammengebracht ha-

ben, soll die Finanzreferentin unterstützt werden 

in ihren Verhandlungen, die uns bevorstehen, 

damit auch kleine Gemeinden mehr Mittel aus 

dem Finanzausgleich erhalten. Ich beantrage das 

Eingehen in die Generaldebatte. 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Als erstes hat sich Herr Abge-

ordneter Reinhard Lebersorger gemeldet. Bitte 

dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Wer ist nicht für Gerechtigkeit und 

Fairness? Natürlich sind wir alle dafür. Das 

Dumme ist nur, dass man unter Gerechtigkeit 

und Fairness immer was Anderes versteht. Wie 

Karl Marx schon gesagt hat: „Die ökonomischen 

Interessen bestimmen unser Bewusstsein.“ Und 

so ist es auch da. Natürlich treten wir dafür ein, 

dass die Gemeinden ihre Aufgaben erfüllen kön-

nen. Ob es gerecht ist, dass sozusagen jeder 

Bürger in Kärnten gleich viel wert ist, das ist 

eine andere Frage. Natürlich, menschlich gese-

hen, ist jeder gleich viel wert, aber es gibt unter-

schiedliche Aufgaben, die Gemeinden zu erfül-

len haben und dadurch ist es in gewisser Weise 

auch berechtigt, hier Abstufungen zu machen. 

Ob in diesem Ausmaß, das wage ich jetzt nicht 

zu behaupten. Offensichtlich gibt es hier schon 

eine gewisse Schieflage. Es ist aber zu beachten, 

dass diese Schieflage ausgeglichen wird, auch 

durch Bedarfszuweisung, durch das Bedarfszu-

weisungsmodell, das in Kärnten entwickelt wur-

de. Und dieses Bedarfszuweisungsmodell soll 

die Finanzkraft zwischen den Gemeinden aus-

gleichen, einen Umlagenausgleich und einen 

Bevölkerungsausgleich bewirken. Und soweit 

uns das vom Dr. Sturm dargestellt wurde im 

Finanzausschuss, gelingt es auch zum Teil, dass 

sich über diesen Finanzausgleich auch die Ge-

meinden finanzieren können. Es wurde auch eine 

Statistik vorgelegt, im Jahr 2010 gab es 64 Ab-

gangsgemeinden und für heuer wird mit 6 Ab-

gangsgemeinden gerechnet. Also doch eine posi-

tive Entwicklung. Um diesen Topf streiten sich 

natürlich nicht nur die Gemeinden untereinan-

der, sondern da möchte das Land auch noch 

seinen Anteil erhöhen und der Bund ist ja auch 

nicht wirklich gesegnet mit finanziellen Mitteln. 

Ich sehe hier eine große Streiterei beim Finanz-

ausgleich, wer mehr bekommt, wer weniger 

bekommen wird. Ich glaube, das müssen wir 

durchfechten, aber ich bin da nicht sehr optimis-

tisch, dass da wahnsinnig viel herausschauen 

wird. 

Ich möchte zwei Ansatzpunkte erwähnen, die 

mir zielführender erscheinen. Wenn man die 

Zuweisungen aus dem Finanzausgleich pro Ein-

wohner im Durchschnitt mit 100 festlegt, dann 

bekommt Kärnten nur etwas über 94 Prozent und 

in anderen Bundesländern, wie in Vorarlberg, 

bekommt man 107 Prozent. Also hier scheint es 

mir doch ein Ansatzpunkt zu sein, den man 

leicht argumentieren kann, auch mit Gerechtig-

keitsvorstellungen, denn das scheint mir wirklich 

nicht nachvollziehbar zu sein. Das wäre der eine 

Punkt, dass man versucht, zwischen den Bundes-

ländern eine größere Gerechtigkeit herzustellen. 

Und das Zweite, was mich sehr beeindruckt hat: 

Es gibt Gemeinden, die 65 Prozent dessen, was 

sie bekommen, gleich wieder an Umlagen ans 

Land zurückbezahlen. Und das scheint mir ein 

ganz wichtiger Punkt zu sein. Ich meine, dass 

die Gebietskörperschaften, die Ausgaben tätigen, 

dafür auch verantwortlich sein sollen. Jetzt zah-

len die Gemeinden relativ viel Geld für unsere 

Krankenhäuser, haben aber Null Einflussmög-

lichkeiten, wie die Krankenhäuser gestioniert 

werden. Auf der anderen Seite, wenn eine Ge-

meinde eine Musikschule errichtet, werden die 
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Lehrer dann wieder vom Land bezahlt. Hier eine 

Entflechtung herbeizuführen, wäre meiner Mei-

nung nach ein ganz wichtiger Ansatzpunkt, um 

die Verwendung der Geldmittel wirklich effektiv 

und verantwortungsbewusst vorzunehmen. Das 

wären meine zwei Punkte und wenn wir es 

schaffen würden, diese Verflechtungen der Zah-

lungsströme zwischen Land und Gemeinden 

wirklich drastisch zu verringern, hätten wir mei-

ner Meinung nach einen großen Schritt getan. 

Danke schön! (Beifall von der Grünen-Fraktion 

und vom Team Stronach.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Herr Abge-

ordnete Bürgermeister Klaus Köchl. Bitte dich 

zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Köchl (SPÖ): 
  Köchl 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Das ist ein ganz wichti-

ges Thema und wird die Politik in den nächsten 

Monaten oder Jahren noch beschäftigen. Ich 

habe mich am Anfang über den ÖVP-Antrag 

eigentlich sehr, sehr geärgert. Denn einen Antrag 

zu stellen in einem Ausschuss oder sogar einen 

Dringlichkeitsantrag im Kärntner Landtag, der 

Herr Landeshauptmann oder die Regierung hat 

dafür zu sorgen, dass der Finanzausgleich passt 

für die Gemeinden in Kärnten, das finde ich 

einfach nicht ganz richtig und nicht ganz fair, 

weil erstens einmal der Landeshauptmann und 

die Landesregierung von Kärnten dafür zu sor-

gen haben, dass das Land dementsprechend mit 

finanziellen Mitteln ausgestattet ist und die Städ-

te und die Landgemeinden haben ihre eigene 

Vertretung, nämlich den Städtebund und auf der 

anderen Seite den Gemeindebund. Da sind die 

Interessenlagen einfach unterschiedlich und es 

wird die Aufgabe sein bei diesem Finanzaus-

gleich, zuerst einmal, und das kann ich dem 

Städtebund und dem Gemeindebund nur raten, 

ihre Interessen so zusammenzuführen und zu-

sammenzutun, dass sie sagen, wir können jetzt 

zu diesen Verhandlungen gehen mit Interessen, 

die für beide passen, denn ansonsten wird der 

Bund letztendlich der sein, der sagt, wenn ihr 

euch nicht einig seid, dann werden wir einen 

Finanzausgleich so machen, dass er uns am bes-

ten passt und den Ländern. Die Doppelbödigkeit 

bei diesem Antrag sehe ich deshalb, weil vor 

allem der Gemeindebund mit sehr vielen kleinen 

Gemeinden in Niederösterreich, im Burgenland 

von der ÖVP vertreten ist und die ÖVP auch 

letztendlich die Endverantwortung mit dem Fi-

nanzminister in Wien hat, das dann auch so zu 

machen. Und jetzt von einer Organisation oder 

von der ÖVP Kärnten das so abzuschieben und 

zu sagen, der Herr Landeshauptmann oder die 

Regierung soll tun, ist meines Erachtens nicht 

der richtige Weg. Aber mir passt das, dass man 

einmal darüber redet und das so macht. In der 

„Woche“ war ein Interview mit dem Herrn Prä-

sidenten Mödlhammer, der sagt, „das Land hat 

Zukunft“, das war ein Gespräch mit dem Chef-

redakteur Unterhuber. Da sagt der Herr Mödl-

hammer so als Überschrift: „Es geht immer um 

Macht.“ Und da fragt er eben zum Beispiel: 

„Können wir uns den ländlichen Raum noch 

leisten?“ Da sagt der Mödlhammer drauf: „Der 

ländliche Raum ist wesentlich günstiger als 

Zentralräume, weil die Gemeinschaft funktio-

niert und unheimlich viel an Eigenleistungen 

geboten wird. Wir wissen auch, dass diese klei-

nen Einheiten wirtschaftlich viel effizienter und 

potenter als größere unüberschaubare Einheiten 

geführt werden können.“ Da bin ich auch noch 

bei ihm. Und dann fragt er ihn weiter nach Lö-

sungsansätzen und dergleichen, und dann sagt er 

darauf: „Man muss klare Aufgabenfelder defi-

nieren und das Geld dann entsprechenden Ver-

waltungsebenen zuordnen, so erreicht man eine 

Qualitätssteigerung.“ Was das auch immer hei-

ßen mag. Und dann ist für mich eigentlich das 

Entscheidende, dass er dann darauf sagt, das 

Ganze geht immer wieder nur um Macht. Und 

das, glaube ich, wird das Entscheidende sein, 

dass er als Vertreter der kleinen Gemeinden in 

der ÖVP ganz einfach auch die Macht hat, das 

Ganze dann für die kleinen Gemeinden so zu 

gestalten, dass das dann letztendlich passt. Ich 

glaube und da gebe ich dem Mödlhammer recht, 

wenn er sagt, dass die kleinen Gemeinden in 

Österreich überhaupt Sparmeister sind. Wir ha-

ben unsere Aufgaben gegenüber den Ländern 

und dem Bund sicherlich gemacht, sind – bis auf 

die Landeshauptstadt Klagenfurt – maastricht-

konform und können schon auskommen, aber es 

muss gewährleistet sein, dass der Bund uns nicht 

noch mehr finanzielle Aufgaben zuschanzt, die 

wir dann letztendlich nicht bewältigen können. 

Und wie schaut das mit diesen Statistiken letzt-
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endlich aus? Es gibt verschiedenste Statistiken, 

die ganz klar sagen, dass die Zentralräume stark 

steigen werden und dass die ländlichen Regio-

nen eben durch die schwache Wirtschaftstruktur 

bei der Bevölkerung verlieren werden. 

Die großen Verlierer in Kärnten werden die Be-

zirke St. Veit, Spittal und Wolfsberg sein. Es 

werden sich bei uns auch die Zentralräume kaum 

vermehren. Da gibt es auch noch Studien, dass 

das Ganze nur mit Zuwanderung gehen wird. 

Wir haben heute das große Asylthema gehabt. 

Wenn Kärnten das gescheit macht, so wie es der 

Herr Landeshauptmann angedacht hat, kleine 

Zuwanderungen in einzelnen Gemeinden und 

Bezirken, dann kann das eine große Chance sein, 

in Zukunft hier Menschen zu halten und Men-

schen zu haben, die letztendlich dann für uns 

vom Bevölkerungsschlüssel und von der Bevöl-

kerung her passen können. Denn Österreich wird 

bis 2030 – jetzt 8,5 Millionen – insgesamt 9,2 

Millionen Menschen haben. Das wird durch 

Zuwanderung sein, denn von den Geburten her 

wird es um 39.000 mehr Geburten als Sterbefälle 

geben. Das wird nicht die Zahl sein. Wenn wir 

uns entwickeln wollen, wird das nur durch Zu-

wanderung gehen. 

Bei den Transferleistungen, und das hat der Herr 

Dr. Lebersorger auch schon richtig erkannt, wird 

es darauf ankommen, wie es uns gelingt. Da 

wird der Kärntner Landtag auch noch gefordert 

sein, diese Aufgaben so aufzuteilen, dass man 

nicht unbedingt sagt, da gibt es einen Gewinner 

in Gemeinden oder einen Gewinner im Land, 

aber wir müssen das so aufteilen, dass man dort, 

wo man zahlt, letztendlich auch redet. Wenn 

man zum Beispiel die Krankenanstalten zum 

Land gibt, dann wird das Land bedacht sein, das 

so günstig wie möglich zu gestalten, weil man ja 

nicht den Hintergedanken haben kann, da zahlen 

eh die Gemeinden 50 Prozent dazu und das kann 

jetzt eh kosten, weil das kostet uns nur die Hälf-

te. Umgekehrt muss man auch ganz ehrlich sein, 

was uns Bürgermeister betrifft: Wenn wir etwas 

machen können, wo man eine Förderung vom 

Bund und wo man eine Förderung vom Land 

kriegt, wie bei der Kinderbetreuung, bei der 

Musikschule und dergleichen, da haben wir ge-

sagt, super, da zahlt das Land eh, das machen 

wir jetzt, installieren wir das und tun wir das. 

Nur, wenn man das aufteilt, bin ich absolut der 

Meinung, dass jeder um das sparsamer umgehen 

wird und wir dadurch schon eine große Ersparnis 

haben werden. Der Gemeindebund in Kärnten 

hat diese Aufgaben gemacht. Ich glaube, dass 

der Gemeindebund in Kärnten bei diesen Ver-

handlungen gut gerüstet sein wird. Da geht es 

genau eben um diese Dinge. Das ist eine ganze 

Liste, die will ich jetzt nicht aufzählen. Da kann 

jeder Abgeordnete nachschauen, wie das ge-

handhabt wird und wie das sein soll. Und da, 

lieber Klubobmann, habe ich eine Bitte an dich, 

dass du das wirklich bei der ÖVP machst! Die 

größte Ungerechtigkeit ist meines Erachtens das 

Ost-West-Gefälle. Es kann nicht sein, dass der 

Vorarlberger und der Tiroler 102 Prozent wert 

sind und der Kärntner nur 94 Prozent mit glei-

chen Voraussetzungen. Der Burgenländer ist 

sogar noch weniger wert. Das, glaube ich, ist 

ganz wesentlich! Wenn im Antrag drinnen steht, 

dass das gleich sein soll, da kann man nicht 100-

prozentig sagen, dass das sein kann, weil eine 

Stadt, die eine Universität hat, die U-Bahnen hat 

und dergleichen, die hat ganz einfach andere 

Aufgaben und wird auch einen anderen Bevölke-

rungsschlüssel haben müssen. Das verstehe ich 

schon, aber ich bin für eine Anpassung. Auf der 

anderen Seite habe ich mich zuerst über den 

Antrag geärgert, aber jetzt darüber zu diskutieren 

und das anzufangen, passt meines Erachtens. 

Das ist eine riesengroße Aufgabe! Ich glaube, da 

wird Kärnten ganz einfach zu klein sein. Die 

Hauptaufgabe wird beim Mödlhammer und beim 

Schelling liegen, das zu erreichen. Da bitte ich 

euch einfach, parteiintern den notwendigen 

Druck zu machen! Das jetzt auf die Landesregie-

rung abzuschieben, finde ich ganz einfach nicht 

den richtigen Weg, aber das ist ein Ansatz, dass 

man einmal darüber diskutiert. (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Köchl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Als nächstes ist der Abgeordnete Bürgermeister 

Herbert Gaggl am Wort. Ich bitte dich zum Red-

nerpult! 
Schober   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Geschätzter Präsident! Liebe Regierungsmitglie-

der! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen und Zu-

hörer hier im Hause und an den Internetgeräten! 

Meine Damen und Herren im Hohen Haus, wir 
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haben heute jetzt eine Rede vom Klaus Häupl – 

äh! – Klaus Köchl gehört. (Heiterkeit und Lärm 

im Hause. ï Beifall von der ÖVP-Fraktion und 

von der Grünen-Fraktion.) Ich habe selten einen 

ländlichen Bürgermeister gehört, der so vehe-

ment für eine Großstadt eintritt wie der Klaus 

Köchl. Lieber Kollege, ich muss, glaube ich, 

einmal zu dir ins Gemeindeamt kommen und 

schauen, anscheinend schwimmst du in Geld. Du 

hast anscheinend so viel Geld, dass du alle Be-

dürfnisse der Bürgerinnen und Bürger befriedi-

gen kannst. Ich komme gerne einmal zu dir. Ich 

bitte dich, mir zu helfen und mich aufzuklären, 

wie man das macht, damit man so viel Geld hat, 

damit man für die Großstädte hier im Kärntner 

Landtag kämpft, damit die Großstädte sagen, 

vom Einwanderungsfonds kriegt ihr noch Geld 

dafür, damit ihr von Kärnten hinauswandert, 

damit wir weniger Einwohner haben. Da kriegt 

ihr noch das Ticket für die U-Bahn kostenlos 

und, und, und, und alles Geld, das eigentlich uns 

zusteht und bitte schön nicht dem Wiener Häupl. 

Also lieber Klausi, bei aller Wertschätzung, ich 

verstehe dich nicht! (Abg. Staudacher: Zukunfts-

koalition!) Weißt du, was mich freut, Klausi, 

dass dich der Antrag der ÖVP ärgert! Das taugt 

mir, wirklich, weil dann haben wir den Nerv 

getroffen, dann haben wir genau den richtigen 

Antrag gestellt und das ist ein Lob für unseren 

Antrag! Ich habe eigentlich gedacht, wenn du 

jetzt die Regierung in Wien ansprichst: Ich den-

ke, da gibt es ÖVP-Regierungsmitglieder und 

SPÖ-Regierungsmitglieder. Wenn ich mich nicht 

ganz erinnern kann – wenn ich nicht ganz ver-

gesse, dass ich jetzt nicht stolpere, danke schön! 

– heißt der Bundeskanzler Faymann und der 

gehört der SPÖ an. Das ist ja so, das ist das Re-

gierungsmitglied. Ich denke, lieber Kollege, im 

Finanzreferat ist eine Staatssekretärin tätig, das 

können wir nicht abschieben. Die Interessenla-

gen des Kärntner Landtages sind nämlich, auch 

die Kärntner Gemeinden zu vertreten und jeden 

kleinen Bürger in Kärnten! Ich bin der Meinung, 

dass jeder Bürger gleich viel wert ist, egal ob er 

in Klagenfurt am Hauptplatz wohnt oder in Berg 

im Drautal oder in Mallnitz oben oder sonst ir-

gendwo! Ich bin nur neugierig, was nämlich der 

Bürgermeister da hinten sagt, (Gemünzt auf Abg. 

Novak auf der Bundesratsbank.) er kämpft für 

jeden Euro, mit jedem Abgang, weil zwischen 

Tür und Angel, am Tisch, am Wirtshaustisch 

sagt er etwas ganz anderes, als vielleicht die 

Linie vorgegeben wird. Das verstehe ich schon! 

Aber ich verstehe die Vorgangsweise in dem 

Bereich nicht, dass man sagt, nein, ein Bürger 

darf nicht gleich viel wert sein wie jeder andere! 

Stellt euch einmal vor: Wien bekommt im Ver-

hältnis zu Kärnten nicht für 1,7 Millionen Ein-

wohner, sondern für 4 Millionen Einwohner 

Geld! Für 4 Millionen! (Abg. Rutter: Unglaub-

lich!) Dann verteidigt der Klausi noch den Wie-

ner Bürgermeister da im Kärntner Landtag, das 

ist ja unglaublich! Die Aufgaben des Landes, 

meine Damen und Herren, das ist die Landesum-

lage. Bitte, das ist Aufgabe der Kärntner Landes-

regierung und Finanzreferentin ist die Frau Lan-

deshauptmann-Stellvertreterin Gaby Schaunig! 

Klausi Köchl, vielleicht kannst du mit ihr einmal 

reden, damit man das Problem löst! Dann bleibt 

das Geld in den Gemeinden, dann haben wir dort 

auch schon wieder mehr Geld. 

Krankenanstalten, Soziales: Da diskutieren wir – 

ich bin seit 24 Jahren Bürgermeister – ewig her-

um! Passieren tut in Wahrheit nichts! Wir brau-

chen diese Entflechtung endlich, weil im Land 

Kärnten kennt sich einer oder zwei Beamte aus, 

was die ganzen Finanzströme sind. Wenn die 

weg sind, wenn die in Pension sind, weiß über-

haupt keiner mehr, was bei diesen Finanz-

Dingen los ist! Wenn wir heute den Tagesord-

nungspunkt 3 angeschaut haben, dann muss man 

einmal schauen, dann ist das der beste Beweis, 

Klausi Köchl noch einmal, warum es so wichtig 

ist, dass wir einen gerechten Finanzausgleich 

bekommen. Schau dir einmal die Zahlen an! 

Wenn wir schauen, am Faaker See haben wir 

zum Beispiel 18,8 Meter pro Einwohner Kanal-

länge, in Salzburg 2,6 Meter, in Villach 4,1 Me-

ter. Jetzt weißt du, warum wir draußen Geld 

brauchen und warum die Leute im ländlichen 

Bereich das überhaupt nicht mehr finanzieren 

werden können. Wenn wir darüber reden, dass 

wir zwischen € 4.000,-- und € 5.000,-- pro Ki-

lometer allein Inspektionskosten haben werden, 

wer wird denn das zahlen? Wir haben im ländli-

chen Bereich draußen oft auf 1 Kilometer nur 

zehn Anschlüsse und in der Stadt Klagenfurt in 

der St. Veiter Straße haben wir 2.000 Anschlüsse 

auf 1 Kilometer! Freunde, das ist so eine Logik. 

Da brauche ich nicht zu studieren, gar nichts, 

sondern da brauche ich nur einen Rechenschie-

ber haben, ein paar Kugerln drauf und schon 

kann ich zusammenrechnen, was das heißt. Das 

passt nicht mehr zusammen, meine Damen und 

Herren! Und dann zu reden, die Städte brauchen 
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das Geld usw., selbstverständlich, da haben die 

kleinen Gemeinden genug dazu beigetragen! 

Nach dem Ersten Weltkrieg, nach dem Zweiten 

Weltkrieg waren die Städte zerbombt. Die Ge-

meinden haben gesagt, jawohl, es ist notwendig 

aufzubauen. Der ländliche Raum ist nicht so 

geschädigt worden usw., gar keine Frage! Heute 

ist das aufgabenorientiert zu sehen. Das wird ein 

wesentlicher Faktor sein, dass wir das auch 

wirklich tun werden können. Die Gebührenzah-

ler draußen – und weißt du, wer die Gebühren-

zahler sind? Das sind die Menschen wie du und 

ich, jede Einzelne, das sind die Gebührenzahler. 

Warum soll der nicht gleich viel wert sein wie 

jeder andere, meine Damen und Herren? Die 

werden das draußen nicht mehr zahlen können, 

die Inspektion, den Kanal, wenn 1 Kilometer 

Kanal € 4.000,-- bis € 5.000,-- kostet und fünf 

Leute das zahlen müssen und in der Stadt zahlen 

das 2.000 Leute. Dann kannst du dir ausrechnen, 

wie viele Kosten auf die Stadt pro Gebührenzah-

ler zukommen und wie viele auf dem Land 

draußen. Dann gehen wir bei den Sonntagsreden 

hinaus und stellen uns hin vor Viele und sagen, 

wir müssen den ländlichen Raum unterstützen, 

der ländliche Raum ist so wichtig, er ist so ent-

scheidend usw. und da herinnen machen wir 

genau das Gegenteil! Das passt mir nicht ganz, 

muss ich ganz ehrlich sagen! Ich glaube, wir 

sollten uns da wirklich gut überlegen und nach-

denken, dass wir diesen Bevölkerungsschlüssel 

wirklich ändern, auch die Bedarfszuweisungs-

mittel. Wenn wir die berechnen, meine Damen 

und Herren, das sind ja Mittel der Gemeinden. 

Circa 12,8 Prozent werden nur von unseren Mit-

teln, die uns zustehen, gemeinsames Bundes- 

und Steueraufkommen, die werden nur umgelei-

tet über die Landesregierung, damit dort Vertei-

lungsmöglichkeiten gegeben sind, wie immer 

man das auch nennt. Die stehen uns ja zu! Wenn 

wir hier einen anderen Bevölkerungsschlüssel 

haben, dann haben wir hier in dem Bereich auch 

mehr Geld zur Verfügung, meine Damen und 

Herren! Auch das darf man ja nicht vergessen! 

Wir müssen gemeinsam darum kämpfen, dass 

das Land Kärnten auch mehr Geld bekommt und 

dass da auch jeder gleich viel wert ist. Da müs-

sen wir auch darum kämpfen, weil sonst wird 

das auch nicht funktionieren, meine Damen und 

Herren! Ich denke, da sollten wir wirklich über-

legen, dass wir gemeinsam stark sind und ge-

meinsam darum kämpfen, dass jeder Bürger in 

Österreich gleich viel wert ist. Da bin ich wieder 

ganz bei dir, Vorarlberg, Burgenland, ganz egal, 

auch das zählt dazu, dass wir gleich viel wert 

sind. Warum soll der andere mehr wert sein? 

Warum? Weil in Wahrheit kostet überall alles 

gleich viel, ich muss überall die gleichen Kosten 

zahlen, jeder muss das Gleiche tragen. Deswe-

gen, liebe Damen und Herren, wäre es so wich-

tig, dass wir gemeinsam darum kämpfen, um 

eine annährend gleiche Behandlung der Öster-

reicherinnen und Österreicher, der Kärntnerin-

nen und Kärntner zu bekommen. Ich vertraue 

auf die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister. 

Noch eines: Wenn die Kärntner Gemeinden 

Geld haben, dann können sie investieren. Wenn 

die Gemeinden investieren, dann wird die regio-

nale Wirtschaft gefördert. Wenn der Bund inves-

tiert, gibt es einen Generalunternehmer und dann 

gibt es irgendjemanden, der da in der Wirtschaft 

den Auftrag bekommt. Über 60 Prozent der öf-

fentlichen Aufträge machen die Gemeinden in 

Österreich. Wenn die kein Geld mehr haben, 

dann kannst du zusammenpacken, ganz einfach, 

so einfach ist das! Wenn wir von Abgangsge-

meinden reden, Herr Kollege Lebersorger, 65 

Abgangsgemeinden, so ist das ganz recht und 

schön. Dann bleiben sechs übrig. Wenn die rest-

lichen, von denen 90 Prozent ja nur mehr gerade 

so viel sind, dass sie atmen können, dass sie 

noch einen Mitarbeiter angestellt haben und 

gerade so viel sind, dass sie ihren Schneepflug 

bezahlen können und ihre Schulen und nicht 

€ 1,-- dafür haben, dass sie im ländlichen Be-

reich draußen investieren können, geschweige 

denn sonst irgendetwas, dann brauche ich nicht 

mehr über einen lebendigen, attraktiven ländli-

chen Raum reden! Das funktioniert nicht, das 

sind alles statistische Daten, die am Papier leicht 

zu schreiben sind! Nur, in der Praxis draußen 

funktioniert es nicht. Weil wenn er draußen je-

den Tag fragen gehen muss, darf ich € 5.000,-- 

ausgeben für irgendetwas, dann brauche ich 

draußen keinen Bürgermeister, keinen Gemein-

derat mehr, sondern dann ist es gescheiter, be-

setzen wir das mit einem Verwalter, der zentral 

gesteuert wird und die Sache ist erledigt! 

Gerade heute haben wir von Feuerwehren und 

Freiwilligenarbeit usw. geredet. Ganz viele Ge-

meinderäte draußen tun wesentlich mehr als sie 

müssten und sie arbeiten freiwillig für unsere 

Gesellschaft. Aber irgendwann einmal werden 

sie sagen, weißt du was, für was? Ich kann eh 

nichts mehr entscheiden. Ich kann das nur mehr 
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machen, wenn das Land sagt, ja, passt, ist in 

Ordnung. Weil ohne Geld spielt die Musi nicht, 

so einfach ist das! Deswegen brauchen wir im 

ländlichen Bereich dringend mehr Geld. Wir 

brauchen mehr Geld, damit wir die Wirtschaft 

fördern können. Wir brauchen mehr Geld, dass 

wir für die Bildung eine gute Grundlage haben. 

Wir brauchen mehr Geld für ein gutes, ländli-

ches Wegenetz, das wesentlich ist, sowohl für 

den Tourismus als auch für den Sport. Wir haben 

gerade früher über Forststraßen geredet, über 

Mountainbike-Strecken usw. Wer finanziert 

denn das alles? Auch wenn es EU-Mittel oder 

sonstige Mittel sind, irgendwo muss immer ein 

Eigenkapital vorhanden sein. Erst dann bekom-

men wir eine Co-Finanzierung. Deswegen wirk-

lich noch einmal der Appell: Schauen wir und 

kämpfen wir gemeinsam! Da geht es nicht um 

SPÖ, ÖVP oder sonst welche Parteien. Kämpfen 

wir gemeinsam für Steuergerechtigkeit auch in 

diesem Bereich, damit diejenigen, die verhan-

deln – verhandeln muss der Gemeindebund 

draußen, verhandeln muss der Städtebund, die 

Finanzminister usw., alle Lobbys, die halt am 

Tisch sitzen, keine Frage – aber wenn die von 

uns aus die Stärke haben, dass die sehen, wir 

stehen da 100-prozentig dahinter, dann werden 

die auch ganz anders verhandeln können! Weil 

die Städte, da kannst du sicher sein, die lachen 

sich einen Ast herunter, wenn sich die ländlichen 

Gemeinden in dem Bereich nicht einig sind. Das 

ist ganz logisch, weil bei Wien würde es alleine 

durch eine kleine, prozentuelle Änderung dieses 

Bevölkerungsschlüssels sofort um 1 oder 2 Mil-

liarden Euro gehen. Das darf man ja nicht ver-

gessen. Dass die das nicht freiwillig hergeben, 

ist auch logisch. 

Wir wollen keine Verlierer, aber wir wollen auch 

nicht haben, dass die ländlichen Gemeinden 

immer die Verlierer sind. Und deswegen glaube 

ich, ist es ein entscheidender Faktor, Steuerge-

rechtigkeit für alle. Alle österreichischen Bürger 

sollen gleich viel wert sein und die Kärntner im 

Besonderen! Danke vielmals! (Beifall von der 

ÖVP-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Wir werden die Reihe der Bürgermeister-

Wortmeldungen nicht abbrechen, sondern unter-

brechen und den Herrn Professor Prasch um 

seine Wortmeldung bitten! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Prasch (TS): 
  Dr. Prasch 

Dankeschön, Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! Es ist manchmal durchaus 

amüsant, zuzuhören, wie die Vertreter der Zu-

kunftskoalition in einer solchen Diskussion einer 

Meinung sind. Aber ich darf zum gegenständli-

chen Antrag gleich vorausschicken, dass wir 

dem selbstverständlich zustimmen werden. Ei-

gentlich müsste ich sagen, neuerlich zustimmen, 

denn unsere Fraktion hat den zugrundeliegenden 

Dringlichkeitsantrag der ÖVP-Fraktion ja bereits 

selbstverständlich mitgetragen. Das auch gerade 

deshalb, weil die Intention des Antrags, eine 

Stärkung der ländlichen Gemeinden zu errei-

chen, in die absolut richtige Richtung geht. Be-

reits in vielen Wortmeldungen in diesem Hohen 

Haus haben wir versucht, auf die schwierige 

finanzielle Lage vieler Kommunen hinzuweisen. 

Einige Themen sind schon angesprochen wor-

den, die umstrittene Landesumlage, die in ande-

ren Bundesländern schon längst abgeschafft 

wurde bzw. wo es derzeit intensive Bemühungen 

in Richtung einer Abschaffung gibt, war ein 

Teilbereich. Der Raubzug des Landes in Form 

von Abgangsdeckungen, die immer höhere 

Ausmaße annehmen, war ein weiterer Aspekt, 

den wir schon lange aufgegriffen haben. Auch 

beim Finanzausgleich des Bundes sind die klei-

nen Gemeinden derzeit nach wie vor benachtei-

ligt, obwohl sie immer größer werdende Anfor-

derungen erfüllen müssen. Es ist gut und wich-

tig, dass der Kärntner Landtag heute ein klares 

Zeichen für eine Forcierung der Landgemeinden 

setzt und hoffentlich unüberhörbare Signale 

aussendet. Die Gemeinden brauchen wieder Luft 

zum Atmen und reale Zukunftsperspektiven für 

ihre Bürgerinnen und Bürger. Weil in dieser 

Debatte ja gerade der Finanzausgleich das The-

ma ist, möchte ich dazu einen weiteren wichti-

gen Punkt anschneiden. Aus unserer Sicht darf 

der Finanzausgleich bzw. die Verhandlungen 

keine rot-schwarze Privatparty mehr bleiben. Es 

ist absolut nicht einzusehen, warum diese Ver-

handlungen eine reine Exklusivveranstaltung 

zwischen SPÖ und ÖVP bleiben sollen. Keine 

andere politische Gruppierung hat derzeit die 

Möglichkeit, mit am Verhandlungstisch zu sit-

zen und Vorschläge einzubringen. Die Be-
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schränkung der Verhandlungen auf zwei Partei-

en spiegelt aber schon lange nicht mehr die poli-

tische Meinungsvielfalt in Österreich wider. 

Beispielsweise sitzen die Grünen in Bundeslän-

dern wie Oberösterreich, Salzburg, Wien und 

wie wir wissen, auch in Kärnten in der jeweili-

gen Regierung, Mitspracherechte beim Finanz-

ausgleich haben sie aber bis jetzt nicht. Es ist 

wirklich an der Zeit, dass die Verhandlungen 

geöffnet und an die politischen Realitäten im 

Staate Österreich angepasst werden. Wie gesagt, 

zum Antrag selbst volle Zustimmung, gleichzei-

tig aber auch ein Appell in Richtung mehr 

Transparenz bei den Finanzausgleichsverhand-

lungen zwischen Bund und Ländern. (Beifall 

vom Team Stronach.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung liegt vom Abgeordne-

ten Bürgermeister Pirolt vor. 
Schober   

Abgeordneter Pirolt (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und 

Herren Kollegen! Vieles ist schon gesagt wor-

den. Der Finanzausgleich – Riesensummen flie-

ßen an Länder und Gemeinden. Der Finanzmi-

nister möchte das föderalistische Geldkarussel 

vulgo Finanzausgleich gerne reformieren. Das 

ist fast schon eine gefährliche Drohung. Herr 

Kollege Lebersorger: „6 Abgangsgemeinden 

noch für Kärnten.“ Der Dr. Sturm versteht es 

ausgezeichnet, es so darzustellen, als würden es 

tatsächlich 6 sein. Mit dem Begriff „Gemeinde-

finanzausgleich/Kärntner Gemeindefinanzaus-

gleich“ sind es gleich viel wie zuvor, es heißt 

nur ein bisschen anders. Das Mascherl und der 

Umverteilungsmechanismus funktionieren etwas 

anders. Grundsätzlich aber heißt das, dass die 

Gemeinden aus eigener Kraft, sprich mit dem 

ordentlichen Haushalt, mit dem abgestuften Be-

völkerungsausgleich, mit den Kommunalsteuern 

und mit den Grundsteuern im Grunde nicht mehr 

das Auslangen finden. Das heißt, wir haben 

Aufgaben übernommen, die längst nicht mehr zu 

bedienen sind aus dem Grundeinkommen, das 

die Gemeinden haben. Köchl, die Sparsamkeit 

der Gemeinden, glaube ich, brauchen wir nicht 

mehr zu apostrophieren, das machen wir jeden 

Tag. Uns prüft das Land Kärnten, das im Grunde 

vor dem Ruin steht, (Abg. Köchl: Musst einmal 

deine Leute fragen, warum!) die Gemeinden sind 

im Wesentlichen gesund. Ich glaube, ihr habt 

jetzt schon ein paar Jahre Zeit gehabt, zu bewei-

sen, aber ich merke noch nicht wirklich viel von 

einer Wirkungsorientiertheit und so weiter. Es ist 

nicht viel zu spüren. Herr Kollege Gaggl, in 

Wahrheit sind in Österreich Pröll und Häupl 

Kanzler und Vizekanzler. Ich glaube, da sind wir 

uns durchaus einig. Die zwei Leaderships haben 

mit Sicherheit sehr wenig zu sagen. Und lieber 

Herr Köchl, Wien ist eine Weltstadt, die braucht 

mehr Geld als übrige kleine Gemeinden, auch 

das wissen wir. Das ist etwas ironisch gemeint! 

Herr Kollege Gaggl, die Gebührenzahler über 

Kanäle, über Müllgebühren, Wassergebühren – 

du weißt ganz genau, dass von den öffentlichen 

Mitteln, Gemeindemitteln, Bundesmitteln, Lan-

desmitteln in der Form keine Zuschüsse gewährt 

werden dürfen. Da ist es nach wie vor Gesetzes-

lage, dass diese vom Bürger zu bezahlen sind. 

Lieber Herr Kollege Gaggl, das ist in der Ver-

gangenheit immer versäumt worden, vielleicht 

auch hier etwas zu öffnen, dass die Anlagen, die 

hohe Kosten haben, vielleicht besser bedient 

werden können. Aber eines vielleicht schon 

noch, das ZK Kärnten – ich meine jetzt nicht 

Zukunftskoalition, da ist Vieles davon schon 

verspielt worden, ich meine das Zentralkomittee 

– meine lieben Herren, der Bund verteilt 85 Mil-

liarden Euro. Davon gelangen rund 32 Milliar-

den an Länder und Gemeinden. Lediglich 6,1 

Milliarden davon an Gemeinden außerhalb 

Wiens, ein sehr kleiner Anteil. Wenn man hier 

nur ein bisschen an der Schraube drehen würde, 

da brauchen wir nicht einmal einen großen poli-

tischen Willen, hätten wir die Möglichkeit, in 

etwa 15 bis 20 Prozent mehr zu bekommen. Es 

würden die Großen, also Wien und die Bundes-

länder und die großen Städte nicht einmal mer-

ken, lieber Herr Kollege Köchl. Da könnten wir 

durchaus ohne weiteres und sehr einfach eingrei-

fen. Wenn wir heute aber auch alleine – und 

damit meine ich das Land Kärnten – eine Wohn-

bauförderungskultur betreiben, die im Grunde 

die ländlichen Räume entvölkert, weil wir Woh-

nungen in erster Linie in den Städten und Be-

zirksstädten zur Verfügung stellen, dann treiben 

wir genau das an, was wir auf der anderen Seite 

versprechen, bekämpfen zu wollen. Da beißt 

sich doch der bekannte Hund selber in den 

Schweif! 
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Desweiteren: Wir verschieben bereits die Agen-

den und Aufgaben. Wenn ich alleine denke, wir 

haben in der Gemeinde eine Straße projektiert, 

in Auftrag gegeben, alles wunderschön und passt 

auch, aber die Förderkulisse ist zurückgenom-

men worden. Für wen wird es teurer? – Für die 

Gemeinden! Denn dem Bürger können wir es ja 

auch nicht mehr umlegen, der sollte eigentlich 

überall in Österreich am öffentlichen Wegenetz 

gratis teilhaben können. Und so wird an allen 

Schrauben gedreht, sodass den Gemeinden mitt-

lerweile – und das stimmt, Herr Kollege Gaggl – 

die Luft ausgeht. Ich sage noch nicht, dass es für 

unsere Gemeinde das Limit ist. Das sage ich 

nicht! Aber es ist so, dass wir für eventuelle 

zusätzliche freiwillige Aufgaben – so heißen 

diese nämlich dann, wenn sich das Land aus der 

Verantwortung zieht, allein bei Kindergärten 

und Ähnlichem, wo wir weniger an Fördersum-

men kriegen – dann können wir es einfach nicht 

mehr annehmen. Vermutlich wird sich hier alles 

beginnen, neu aufzusetzen. Ich hoffe, dass der 

Schlüssel halbwegs gerecht wird! Dieser Antrag 

ist zu unterstützen, no na nit, ist ganz klar, aber 

in Wahrheit müssen wir aufpassen, dass es nicht 

blöder wird als es einen Tag zuvor war. (Beifall 

von der F-Fraktion, von Abg. Rutter und Abg. 

Mag. Schalli.) 
Pirolt   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Herr Abge-

ordnete Bürgermeister Klaus Köchl. Bitte dich, 

zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Köchl (SPÖ): 
  Köchl 

Geschätzter Herr Präsident! Herr Landeshaupt-

mann! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich 

habe mich noch einmal zu Wort gemeldet, weil 

der Gaggl den Zettel für mich falsch abgegeben 

hat. Wir haben ausgeredet, er gibt die Zettel ab, 

er zuerst, dann ich. Das hat er dann umgedreht, 

das hast du jetzt davon, jetzt muss ich noch ein-

mal reden! (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion.) Ich 

glaube, dass du eines vergisst: Die SPÖ in Kärn-

ten war es, die eine Gerechtigkeit für die kleinen 

Gemeinden in unserem Bundesland gebracht hat. 

Das muss man ganz einfach sagen, das war die 

SPÖ Kärnten. Und wenn der Reinhart Rohr jetzt 

da hergeht, dann ist das sein Verdienst, als er 

damals Gemeindereferent war, war der Reinhart 

Rohr der Mann, der diese großen Versäumnisse 

von einem Landesrat Wurmitzer weggemacht 

hat, wo sehr viele Gemeinden, die halt politisch 

dorthin gepasst haben, sehr viel profitiert und 

gesagt haben, und jetzt tun wir wirklich einmal 

was für die kleinen Gemeinden. Und wir haben 

einen Ausgleich geschaffen, da war der Kollege 

Strauß mit dabei, ich darf auch sagen, dass ich 

da meinen Teil dazu beigetragen habe. Das war 

das Modell „Sturm“. Das hat der Reinhart Rohr 

umgesetzt und seitdem ist das so, (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion.) geschätzte Damen und Her-

ren, dass wir in Kärnten eigentlich schon so ei-

nen kleinen Finanzausgleich haben. Und das 

wird heute dem Reinhart Rohr, wenn er als Prä-

sident herumfährt, noch jeder Bürgermeister, 

wenn er im Amt ist, sagen, du, weißt du was, 

Reinhart, dafür sind wir dir heute noch dankbar, 

das hast du ganz einfach gemacht. Und das war 

meines Erachtens schon der erste kleine Aus-

gleich. Lieber Kollege Gaggl, ich habe nicht 

gesagt, dass ich heute den Häupl für alles vertei-

dige! Aber mein logischer Hausverstand sagt mir 

ganz einfach, dass die Bezirksstädte St. Veit, 

Wolfsberg oder die Landeshauptstadt Klagenfurt 

andere Aufgaben haben wie zum Beispiel eine 

Gemeinde Deutsch Griffen. Mit diesem kleinen 

Ausgleich, den der Reinhart Rohr damals als 

Gemeindereferent gemacht hat, hat er den Ge-

meinden dort geholfen, aber wir dürfen bei die-

ser Situation nicht vergessen, dass dort andere 

Aufgaben sind. Es sind Straßenbahnen, es sind 

Universitäten, es sind Gymnasien, es ist dort 

einfach alles in einer Stadt. Und da muss man 

einfach von der Verteilungspolitik her sagen, das 

muss gerecht sein. Und ich habe nur gesagt, dass 

der Mödlhammer beauftragt ist, die kleinen Ge-

meinden zu vertreten. Und ich habe auch da 

gesagt vor zehn Minuten, dass das die Aufgabe 

vom Mödlhammer und vom Städtebund sein 

wird, sich vorher zu einigen und gemeinsam in 

die Verhandlungen zu gehen, denn sonst wird 

das wieder schiefgehen dort. Es ist ja ganz klar, 

dass der Bund sagen wird, ja, wenn wir es anders 

aufteilen können, warum nicht. Und das ist das 

Entscheidende! Und da sind wir wieder bei der 

ÖVP, bei diesem Gefälle von Tirol, Vorarlberg 

herunter, das wäre ja hausgemacht. Da könnten 

sie sich durchsetzen und da könntet ihr euch 

auch einbringen, weil ich glaube, dass das ganz 

einfach wichtig ist. 
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Und jetzt komme ich noch zum Kanalbau. Wir 

müssen eines schon fairerweise sagen, dass, als 

wir in Kärnten angefangen haben, den Kanal zu 

bauen, dass da schon hohe Prozentsätze bei För-

derungen waren, dass wir in den Landgemeinden 

draußen damit profitiert haben. Als wir den Ka-

nal hineingebaut haben, haben wir Infrastruktur 

mitgeschaffen, haben wir mitasphaltiert und 

haben alles neu gehabt und haben hohe Förde-

rungen gehabt. Heute haben wir das Problem, 

aber das wird jetzt die Politik – ich weiß nicht, 

ob sie es so lösen kann – 20 Jahre war in Kärn-

ten die Situation, wo Politiker hinausgefahren 

sind und große Sachen vergeben haben. Dort 

€ 5.000,-- und da € 10.000,--, aber die Abwande-

rung ist damit nicht gestoppt worden. Das muss 

man ganz einfach sagen! Die Abwanderung ist 

damit nicht gestoppt worden und der ländliche 

Raum ist damit auch nicht aufgebaut worden 

oder sonst was. Im Gegenteil, es ist immer 

schlechter geworden! Und jetzt muss man eben 

Mittel und Wege finden, wo man einfach her-

geht und sagt, na ja gut, wenn dort weniger sind, 

müssen wir bei den Kanalgebühren und derglei-

chen schauen. Oder man muss irgendeine Zu-

wanderung probieren. Anders wird das ganz 

einfach nicht gehen. Franzi Pirolt, ich bin da 

absolut deiner Meinung und ich kann das Meiste 

unterstreichen, was du gesagt hast, aber es ist 

keine verfehlte Politik, die Wohnungen dort zu 

bauen, wo sie gebraucht werden. Wenn du mir 

jetzt sagen kannst, in Straßburg hast du keine 

Wohnungen frei und du hast 100 Wohnungssu-

chende, dann wirst du in Straßburg einen Wohn-

block kriegen. Das wird kein Problem sein! Aber 

ich glaube, das wird im Görtschitztal nicht sein – 

(Abg. Pirolt: Aber wenn man in Straßburg nicht 

saniert, aber in St. Veit neu baut, dann habe ich 

nicht wirklich etwas Gescheites getan!) Aber du 

hast ja den Bedarf nicht! Wenn du jetzt ehrlich 

bist, von den Wohnungssuchenden her ist es 

ganz einfach so, dass die Leute halt dorthin 

wohnen gehen, wo sie eine Arbeit haben. Das ist 

momentan so! Ich hoffe, dass die Studien in der 

Statistik Austria auch ganz klar zeigen, dass 

viele Menschen schon wieder vom großen Stadt-

rummel weg wollen und eher in den ländlichen 

Bereich gehen. Aber da müssen wir jetzt unsere 

Aufgaben machen! Da müssen wir schauen, dass 

wir eine Breitband-Initiative machen, dass dort 

die Infrastruktur passt, weil die Menschen kön-

nen an einem Computer in der Stadt arbeiten 

oder am Land arbeiten, das ist egal. Und darum 

geht es! (Abg. Gaggl: Dafür haben wir kein 

Geld!) Na ja gut, unsere gemeinsamen Partei-

freunde haben jetzt gerade 1 Milliarde freige-

macht für die Breitband-Offensive. Das ist ja 

wohl was, das ist ja nicht nichts! 

Man kann das ja nicht schlechtreden. Das ist 

meine Meinung dazu. Ich glaube, dass seit dem 

System von Reinhart Rohr die großen Gewinner 

in Kärnten die kleinen Gemeinden waren. (Abg. 

Pirolt: Klaus, das hat mit dem Bundesfinanzaus-

gleich nichts zu tun!) Ich hoffe, dass dieses Sys-

tem auf Bundesebene auf einem ähnlichen Aus-

gleich erfolgt – da gebe ich dir recht – wie es da 

in Kärnten passiert ist. Dann werden wir sicher 

alle zufrieden sein. Die, die draufzahlen, das 

sind derzeit die mittleren Gemeinden wie Moos-

burg oder Liebenfels. Wir haben weniger ge-

kriegt. Die kleinen Gemeinden sind da gestärkt 

worden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Köchl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, 

erwarte ich mir vom Kollegen im Sinne der täti-

gen Reue, sich mit € 10,-- bei mir einzufinden. 

Es haben alle in eine bestimmte Richtung ge-

zeigt und ich habe es auch gesehen. Der nächste 

Redner ist der Klubobmann Ferdinand Hueter. 
Schober   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Bürger-

meister-Kollegen! Franzi Pirolt, ich habe über-

hört, was du gesagt hast, ich bin leider Gottes 

draußen gewesen, aber ich nehme an, du hast 

natürlich im Sinne der Gemeinden geredet. (Abg. 

Pirolt: Was glaubst du überhaupt?) Ein Schelm 

wäre der, wenn man anders denken würde. Aber 

bei dieser Thematik, lieber Klaus, da geht es 

überhaupt nicht um Politisches – ÖVP, SPÖ 

oder sonst was – da geht es auch nicht um die 

Verlierer, sondern es geht um Gerechtigkeit. Der 

Antrag geht schon ganz klar in eine Richtung. 

Du weißt es selbst, es geht leider Gottes immer 

ums liebe, liebe Geld! Der Gemeindebürger ist 

nicht grün, schwarz, blau oder sonst etwas, son-

dern es ist der Gemeindebürger, auch übertra-

generweise. Jetzt sind wir bei den Bürgermeis-

tern und bei den Mandataren. Als Bürgermeister 

sind wir ja nur die Repräsentanten, aber die 
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Mandatare müssen auch die Aufgaben, die sie 

von Land und Bund übertragen bekommen, um-

setzen. Da sind wir genau bei den Gebühren-

haushalten. (Einwand von Abg. Köchl.) Klaus, 

wir sind jetzt genau bei den Gebührenhaushal-

ten. Das weißt du ganz genau, der Gebühren-

haushalt, wir kriegen das vom Land übertragen, 

muss ausgeglichen erstellt werden – bei Müll, 

bei Kanal, bei Wasser. Es ist klarerweise so, 

wenn weniger Einwohner werden, da sind wir 

jetzt draußen bei dem viel zitierten ländlichen 

Raum, wenn weniger Einwohner werden, dann 

wird es für die, die draußen bleiben, teurer. Das 

ist ganz einfach! Du hast auch den Kanal richtig 

angesprochen: Seit 2002 ist dieser Direktzu-

schuss des Landes weg. Heute haben wir nur 

noch rückzahlbare Darlehen, die über 25 Jahre 

mit 2 Prozent Fixverzinsung zurückzuzahlen 

sind. Zahlen tut das die Bevölkerung, nicht der 

Heilige Geist, nicht das Land oder irgendwer, 

sondern der Einwohner draußen vor Ort, deswe-

gen glaube ich, ist es schon wichtig, dass man 

hier von der Schieflage in eine halbwegs bessere 

kommt. So viel Realist bin ich auch, dass wir 

diesen abgestuften Bevölkerungsschlüssel nicht 

auf null bringen werden, das heißt, dass der 

Wiener gleich viel wert ist wie der Liebenfelser 

oder der Berger, so viel Realist bin ich auch, 

dass das nicht passieren wird. Aber – und jetzt 

kommt das Aber – wenn ich schon so in die 

Verhandlungen gehe, so quasi es geht eh nichts 

und sind wir froh, dass es nicht schlechter wird, 

du weißt eh, mit Angst ist auch gestorben, des-

halb glaube ich schon, dass man die ganze Ge-

schichte ein bisschen offensiver angehen sollte. 

Da zitiere ich absolut den Reinhart Rohr, der 

damals damit begonnen hat, diesen Gemeinde-

ausgleich in Kärnten über das Gemeindereferat 

zu schaffen. Seit drei Jahren ist dieses neue Ge-

meindeausgleichsgesetz, wie das der Herr Sturm 

gemacht hat, vorbildlich! Das sind ja auch diese 

Bonifikationssachen. Die Gemeinden, die im 

wirtschaftlichen Bereich schwach sind, die mit 

ihrer eigenen Wirtschaftskraft den Haushalt fast 

nicht mehr ausgleichen können, genau für diesen 

Ausgleich ist dieser Gemeindeausgleich im Land 

Kärnten. Wenn man Teile dieses Gemeinde-

haushaltes in Kärnten auf den Bund übertragen 

könnte – schon wieder die beiden, ich glaube, 

bei euch beiden ist die koalitionäre Eintracht 

nicht ganz gegeben – wenn man da einen Teil 

dieses Kärntner Ausgleichgesetzes oder dieser 

Kärntner Gemeindeausgleichssache auf den 

Bund übertragen könnte, dann, glaube ich, wäre 

uns viel geholfen. Um das geht es. Es geht hier 

um Gerechtigkeit bei diesem Ost-West-Gefälle, 

da bin ich bei dir! Warum soll der Kärntner 96 

Komma irgendetwas Prozent wert sein im Ver-

gleich zum Vorarlberger mit 103? Warum? Das 

kannst du mir nicht erklären. Die haben wahr-

scheinlich damals in den Nachkriegszeiten, als 

das verhandelt wurde, ich weiß nicht, aus wel-

chem Grund, vielleicht durch die Entfernung, 

nicht aufgeschlossen, vielleicht eisenbahnmäßig 

schlecht erschlossen, da haben sie gesagt, dafür 

kriegt ihr beim Ausgleich ein bisschen mehr. 

Das ist momentan alles weg. Die haben genauso 

den Brenner-Tunnel, die haben heute genauso 

die Eisenbahn, die haben heute genauso alles 

andere wie jeder andere auch, deshalb glaube 

ich, wäre es im 21. Jahrhundert schon zeitge-

mäß, dass man die Schieflage der Waage aus-

gleicht. Ich kann nur sagen, seien wir dafür, dass 

wir nicht dagegen sind! Gehen wir es gemein-

sam an, es kann für uns Gemeinden nur besser 

werden. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Man stelle sich einmal vor, wenn es unter den 

Bürgermeistern in Kärnten mehr einheitliche 

Meinungen geben würde. Aber das liebe Geld! 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Der Berichterstatter hat das Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Malle 
(ÖVP): 
  Mag. Malle 

Jetzt muss man schnell sein, bevor die nächste 

Wortmeldung da ist. Ich verzichte auf mein 

Schlusswort und beantrage das Eingehen in die 

Spezialdebatte. 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese wurde beantragt. Wer dem zustimmt, ein 

Zeichen mit der Hand! – Ich stelle hier Einheit-

lichkeit fest. Bitte, zu berichten! 
Schober   
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Berichterstatter Abgeordneter Mag. Malle 
(ÖVP): 
  Mag. Malle 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, sich bei den Verhandlern des Finanzaus-

gleiches dafür einzusetzen, dass die zu verteilen-

den Gemeindemittel künftig gleichmäßig auf alle 

Bürger verteilt werden, damit auch den ländli-

chen Gemeinden positive Entwicklungen ermög-

licht werden. 

Ich beantrage die Annahme. 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! – Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar, der Punkt 

damit erledigt. Wir kommen zum Tagesord-

nungspunkt 11: 
  

 11. Ldtgs.Zl. 52-5/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden betreffend Änderung der 

Kärntner Bauordnung 1996 (K-BO) 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Aus-

schuss für Finanzen, Wohnbau und Gemeinden 

ist die 1. Lesung erfolgt. Berichterstatter ist der 

Abgeordnete Dr. Lebersorger. Er steht bereits 

hier. Ich bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Ich berichte zur Landtagszahl 52-5/31: Bericht 

und Antrag des Ausschusses für Finanzen, 

Wohnbau und Gemeinden betreffend Änderung 

der Kärntner Bauordnung 1996. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist somit eröffnet. Als erstes hat sich der 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Johann gemeldet. Ich 

bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Dipl.-Ing. Johann (GRÜ): 
  Dipl.-Ing. Johann 

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Manchmal muss man ein Gesetz beschließen, 

damit alles so bleibt, wie es ist. Heute ist so ein 

Tag. Bei den Fernwärmeleitungen war es bisher 

bereits Praxis, dass diese Fernwärmeleitungen 

von den Bürgermeistern nicht einem Verfahren 

nach der Bauordnung unterworfen wurden. Die 

Kärntner Bauordnung war in dieser Sache aller-

dings nicht sehr klar. Wenn Mann/Frau der Auf-

fassung ist, dass in einer Fernwärmeleitung 

Wasser transportiert wird, dann waren Fernwär-

meleitungen auch schon bisher genehmigungs-

frei. Aber das war nicht ganz so klar und eindeu-

tig. Nun gibt es einen konkreten Anlassfall in der 

Gemeinde Rennweg, wo es im Zuge des Fern-

wärmenetzausbaus verabsäumt wurde, Zustim-

mungen zum Bau seitens der Grundeigentümer 

und Grundeigentümerinnen einzuholen. Dabei 

hat sich dann auch die Frage aufgetan, ob hier 

auch die Baugenehmigungen fehlen. Das in 

Rennweg maßgebliche Problem, nämlich dass 

die Betreiber keine Zustimmungen seitens der 

Grundeigentümer eingeholt haben, hat aber mit 

den Baugenehmigungen selbst nichts zu tun. 

Hier brauchte es  – und das wird auch in Zukunft 

so bleiben – privatwirtschaftliche Vereinbarun-

gen des Betreibers mit dem oder der jeweiligen 

Grundeigentümerin bzw. Grundeigentümer. Ein 

baurechtliches Verfahren für den Bau von Fern-

wärmeleitungen wäre ein überflüssiger bürokra-

tischer Aufwand, weil von den Leitungen selbst 

ja keine Gefahren ausgehen und relevante As-

pekte bereits anderswo geregelt sind, wie eben 

die genannten privatwirtschaftlichen Vereinba-

rungen mit den Grundeigentümern, das Straßen-

gesetz oder auch das Naturschutzgesetz, wenn 

ökologisch wertvolle Biotope betroffen sind. Für 

Bauwerke im Zusammenhang mit Fernwärme-

versorgung wie ein Heizwerk bleibt selbstver-

ständlich die Genehmigungspflicht nach der 

Bauordnung. Ähnlich ist es auch bei Forststra-

ßen, deren Errichtung bereits jetzt im Forstgesetz 

erschöpfend bundesgesetzlich geregelt ist, wel-

ches auch das anzuwendende Behördenverfahren 

sowie die zu erbringenden Antragsunterlagen 

umfasst. Auch die zu den Forststraßen gehörigen 

Nebenanlagen wie Wasserableitungen, wie   

Krainerwände, wie Steinschlichtungen zu Bö-

schungsabsicherungen werden im Genehmi-

gungsverfahren nach dem Forstgesetz abgehan-
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delt. In bestimmten Fällen ist auch ein Geneh-

migungsverfahren nach dem Naturschutzgesetz 

und nach dem Wasserrecht notwendig. Zustän-

dige Behörde ist in der mittelbaren Bundesver-

waltung die BH. Die Gemeinde ist nur dann 

berührt, wenn gemeindeeigene Grundstücke 

betroffen sind. (Den Vorsitz übernimmt 1. Präs. 

Ing. Rohr.) Auch hier erfolgt jetzt in der Bau-

ordnung eine Klarstellung, dass es keines zusätz-

lichen Bauverfahrens bedarf. Forststraßen sind 

nun explizit von der Genehmigungspflicht nach 

der Kärntner Bauordnung ausgenommen, wie 

das auch schon bei den Straßen bisher der Fall 

ist und wie das auch bei den Fahrstreifen die 

geübte Praxis war. 

Wir beschließen also heute ein Gesetz, damit 

alles so bleibt, wie es ist. Trotzdem ist diese 

heutige Gesetzesergänzung eine wichtige Klä-

rung, weil bestimmte Fernwärmeprojekte in 

Wolfsberg und Völkermarkt derzeit aufgrund der 

Verunsicherung nach der Causa Rennweg nicht 

weiterbetrieben, nicht umgesetzt wurden. Wir 

machen also heute den Weg frei für weitere um-

weltfreundliche Fernwärmeprojekte in Kärnten 

und das ist, glaube ich, ein wichtiges Anliegen. 

Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Dipl.-Ing. Johann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Als 

nächster Redner zu Wort gemeldet ist der Herr 

Abgeordnete Bürgermeister Gaggl. 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Liebes Regierungsmitglied! Ho-

hes Haus! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Ich 

kann mich dem nur anschließen, zwei kleine 

Änderungen, aber dadurch Rechtssicherheit zu 

bringen. Denn wenn wir bedenken, dass bei den 

Fernwärmeleitungen, die bereits jetzt gebaut 

worden sind, Unsicherheit gegeben ist, dann 

hätte es nach der Kärntner Bauordnung ja bei 

circa 200 großen und bei 300 bis 400 Kleinanla-

gen möglicherweise sogar Nachverhandlungen 

geben müssen. Da kann man ungefähr rechnen, 

dass 80.000 Parteien extra geladen hätten wer-

den müssen. Was das heißt, was das für einen 

bürokratischen Aufwand bedeuten würde, das 

wäre undenkbar! Das wäre auch fast nicht durch-

führbar. Hier würde die Bürokratie wirklich 

grüßen lassen! Dafür ist dieser Antrag und auch 

diese Gesetzesänderung von ganz, ganz wichti-

ger Bedeutung. Ich bedanke mich auch beim 

Ausschuss für die rasche Abwicklung und Zu-

ordnung dieses Themas, weil es gerade die Men-

schen vor Ort betrifft, weil sonst kriegen wir 

keine Investoren mehr. Wir bringen nichts mehr 

weiter, es dauert alles Jahre, weil im Bauverfah-

ren wird alles anders abgehalten als in diesen 

besagten Verfahren. Das Gleiche gilt für die 

Forststraßen. Auch hier ist es zwar nicht dezi-

diert ausgenommen und dezidiert angeführt, aber 

es wird jetzt klargestellt, dass Forststraßen dezi-

diert eben nicht in das Bauverfahren hineinfal-

len. 

Ich denke, das ist gut so. Wenn wir solche Ge-

setze durchforsten würden, um im Sinne des 

Forstrechtes zu sprechen, dann hätten wir wahr-

scheinlich in vielen Bereichen – (Das Mobiltele-

fon von Abg. Mag. Kuchling läutet.) – jetzt hat 

es schon wieder wo geläutet, schon wieder einer 

hat € 10,-- zu zahlen, gut! – wenn wir die Geset-

ze durchforsten würden, dann würden wir auf 

viele Dinge draufkommen und wir würden uns 

viel Bürokratie ersparen. Wir würden uns viel 

Verwaltungsaufwand ersparen. Wir würden uns 

viel Rechtsunsicherheit ersparen und wir würden 

vor allem den Bürgerinnen und Bürgern auch 

sehr, sehr viel Geld ersparen und wir würden 

Investitionen leichter ermöglichen. Wir stimmen 

diesem Antrag selbstverständlich zu und sind 

sehr froh darüber, dass das recht schnell und 

rasch über die Bühne gegangen ist. (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und 

von der Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich möchte mich bei der Frau Abgeordneten 

Kuchling für die € 10,--, die sie bereits abgelie-

fert hat, für einen sozialen Zweck aufgrund eines 

Handyläutens sehr, sehr herzlich bedanken! Als 

nächster Redner zu diesem Tagesordnungspunkt 

ist der Abgeordnete Manfred Ebner zu Wort 

gemeldet. 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Ebner (SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich werde nicht das wiederholen, was 
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schon gesagt wurde, es ist alles richtig. Viel-

leicht nur noch zwei Ergänzungen. Man hat ja 

früher die Fernwärmeleitungen gebaut. Es sind 

überall Vereinbarungen gemacht worden, spezi-

ell in den öffentlichen Straßen von den Gemein-

den. Dann ist man halt draufgekommen, dass die 

Fernwärmeleitungen aufgrund dieses Vorfalles, 

den der Michael Johann schon erzählt hat, dass 

Fernwärmeleitungen eigentlich konsenslos sind. 

Jetzt ist es notwendig, dass man dieses Gesetz 

repariert. Alle anderen Bundesländer haben das 

bereits getan und haben das in ihrer Bauordnung 

oder in den Baupolizeivorschriften, wie das auch 

immer heißt in den anderen Bundesländern, be-

reits aufgenommen, daher ist diese Gesetzesre-

paratur, muss ich sagen, ganz, ganz wichtig, 

damit die Bürgermeister nicht mit einem Fuß im 

Kriminal stehen. Daher bitte ich um Zustim-

mung! Danke schön! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit ist die Rednerliste erschöpft. Der Bericht-

erstatter hat das Schlusswort! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Ich verzichte auf das Schlusswort und stelle den 

Antrag auf das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Spezialdebatte ist beantragt. Wer dieser die 

Zustimmung erteilt, bitte ich um ein entspre-

chendes Handzeichen! – Das ist einstimmig so 

beschlossen. Strauß, Zoppoth auch? Ja! Okay! 

Gut, dann darf ich bitten, weiter zu berichten 

bzw. die entsprechende Gesetzesänderung zu 

verlesen! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Artikel I 

Die Kärntner Bauordnung 1996 – K-BO 1996, 

LGBl. Nr 62/1996, zuletzt geändert durch das 

Landesgesetz LGBl. Nr. 31/2015, wird wie folgt 

geändert: 

Ziffer 1: In § 2 Abs. 2 lit. a) wird nach der Wort-

folge „Straßen im Sinne des Kärntner Straßenge-

setzes 1991 – K-StrG“ das Satzzeichen „,“ ge-

setzt und die Wortfolge „sowie des Forstgesetzes 

1975, BGBl. Nr. 440/1975, zuletzt geändert mit 

BGBl. I Nr. 189/2013“ eingefügt. 

Ziffer 2: In § 2 Abs. 2 lit. d) wird nach der Wort-

folge „Gas und Erdöl“ das Satzzeichen 

„,“gesetzt und die Wortfolge „sowie Fernwärme-

leitungen“ eingefügt. 

Artikel II  

Dieses Gesetz tritt an dem der Kundgebung fol-

genden Tag in Kraft. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme ist beantragt. Wer dem zustimmt, 

bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist wiede-

rum einstimmig so beschlossen. Bitte, Kopf und 

Eingang! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Gesetz vom 16.07.2015, mit dem die Kärntner 

Bauordnung 1996 (K-BO) geändert wird 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme ist beantragt. Wer dem zustimmt, 

bitte ich um ein Handzeichen! – Damit sind 

Kopf und Eingang beschlossen. Wir kommen 

zum nächsten Tagesordnungspunkt. (Schriftfüh-

rer Dir. Mag. Weiß: Die 3. Lesung!) Entschuldi-

gung, jetzt war ich zu schnell! Bitte die 3. Le-

sung! 
Ing. Rohr   
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Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem die Kärntner Bauordnung 

1996 geändert wird, wird die verfassungsmäßige 

Zustimmung erteilt.  

Ich beantrage die Annahme. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Bitte auch da um Ihre Zustimmung! Bitte um ein 

Handzeichen! – Das ist wiederum einstimmig so 

beschlossen. Wir kommen zum Tagesordnungs-

punkt 12: 
  

 12. Ldtgs.Zl. 101-11/31:  

Debatte zur schriftlichen Anfragebe-

antwortung von Zweiter Landes-

hauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. 

Schaunig-Kandut zur schriftlichen 

Anfrage des Abgeordneten Stauda-

cher betreffend Ausbau des Breit-

band-Internets bzw. Glasfaser-Fest-

netzes in Kärnten 

Nachdem mir keine Wortmeldung vorliegt, ist 

dieser Tagesordnungspunkt erledigt. Wir kom-

men zum Tagesordnungspunkt 13: 
  

 13. Ldtgs.Zl. 51-19/31:  

Debatte zur schriftlichen Anfragebe-

antwortung von Landesrat Holub zur 

schriftlichen Anfrage des Abgeordne-

ten Dr. Prasch betreffend HCB-

Skandal 

Da liegt mir eine Wortmeldung von Herrn Ab-

geordneten Rutter vor. Nachdem er nicht da ist, 

wird diese Wortmeldung nicht angenommen. 

Von Seiten der Grünen gibt es eine Wortmel-

dung von Dipl.-Ing. Johann. Bitte ihn um seinen 

Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dipl.-Ing. Johann (GRÜ): 
  Dipl.-Ing. Johann 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Die 

Anfragebeantwortung zeigt auf, dass Wieters-

dorf nicht nur bei der Einbringung von Blaukalk, 

sondern auch anderswo, nämlich bei der nicht 

konsensgemäßen Lagerung von giftigem Filter-

staub der Verbund Thermal Power in St. Andrä 

in Silos, gegen gesetzliche Bestimmungen ver-

stoßen hat. Und dass sich Wietersdorfer & Peg-

gauer jetzt dagegen wehren, dass hier Proben 

genommen werden, legt den Verdacht nahe, dass 

hier einfach auch Beweise für die nicht be-

scheidkonforme Einbringung von Blaukalk ge-

funden werden könnten. Es wird dann spannend 

werden, was hier konkret drinnen ist. 

Viel alarmierender ist aber ein weiterer Aspekt, 

den die Anfragebeantwortung aufzeigt, dass die 

Deponie im wahrsten Sinne des Wortes zum 

Himmel stinkt, dass hier HCB und HCBD ein-

fach ausgasen und die Umgebung belasten. 

Während es rund um Wietersdorf durch den 

Stopp der Blaukalkverbrennung einen deutlichen 

Rückgang der Belastung gegeben hat, ist die 

Belastung im Bereich der Deponie weiterhin 

sehr hoch. Es sind hier zwar Maßnahmen getrof-

fen worden, wie die Abdeckung mit Folien, wie 

zum Teil die Abdeckung mit Erde, aber diese 

Maßnahmen sind nicht voll wirksam. Da müsste 

man wahrscheinlich einen ganzen halben Meter 

drüberschütten, damit diese Gase nicht mehr 

herauskommen können. Zusätzlich haben wir 

auch eine Belastung im Grundwasser bis 500 

Meter stromabwärts. Das heißt, die Deponiesa-

nierung muss dringend weitergehen. Es hat des-

wegen auch den Gipfel gegeben, bei dem Vari-

anten geprüft wurden. Es ist einfach auch zu 

schauen, welche Möglichkeiten gibt es und wel-

che Möglichkeiten kosten ungefähr wieviel. Das 

ist dann auch bewertet worden. Es gibt eine ge-

wisse Rangfolge und es gibt jetzt auch einen 

weiteren Prozess, wie die in Frage kommenden 

Sanierungsvarianten weiter geprüft werden. 

Überraschend war der Schritt der Donau Che-

mie, einfach den Vertrag mit Wietersdorf zu 

kündigen und das Ganze neu auszuschreiben, 

denn das bringt schon auch in gewisser Hinsicht 

eine neue Situation. Bestimmte Varianten sind 

dadurch wieder aus dem Spiel geraten, durchaus 

auch Varianten, die naheliegend gewesen wären. 

Es ist zu hoffen, dass sich bei der Neuausschrei-

bung der Deponie Unternehmen bewerben, die 
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auch wirklich in der Lage sind, den Blaukalk 

entsprechend zu behandeln. Wahrscheinlich ist 

eine Entsorgung in einer entsprechend geeigne-

ten Sondermüllverbrennungsanlage. Wir werden 

es in den nächsten Monaten wahrscheinlich er-

fahren, in welche Richtung es geht. 

Worum ich bitte, ist auch eine gewisse Sensibili-

tät in dieser Sache, weil, wie jetzt auch die Vor-

fälle rund um die ABRG gezeigt haben, wo nur 

leicht kontaminiertes Material behandelt werden 

sollte, wenn man hier sehr viel Wirbel macht, 

dann sagen einfach auch Unternehmen, dann 

lasse ich meine Hände davon, da unter Umstän-

den auch die Bevölkerung in der Nähe dieser 

anderen Behandlungsanlagen einen Widerstand 

aufbaut und dann wird es wesentlich schwieriger 

werden, hier eine entsprechende Lösung zu fin-

den. Voraussetzung ist sicher, dass es eine tech-

nisch geeignete Lösung ist, die Sicherheit bietet 

und die natürlich auch zu vertretbaren Kosten 

gegangen wird. Aber wir hoffen, dass es da bald 

zu einer Lösung kommt im Fall der Deponie 

Brückl, denn wir brauchen eine Lösung, wir 

können das nicht länger liegen lassen. Danke! 

(Beifall von der Grünen-Fraktion.) 
Dipl.-Ing. Johann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Als 

nächsten Redner zu Wort gemeldet habe ich den 

Abgeordneten Martin Rutter, der inzwischen 

wieder im Sitzungssaal ist und sich zu Wort 

gemeldet hat. Bitte um seinen Debattenbeitrag! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter (TS): 
  Rutter 

Danke, Herr Präsident! Ich komme quasi mit 

frischen Informationen direkt aus dem Gört-

schitztal, weil ich draußen mit Betroffenen tele-

foniert habe. Und jetzt erlaube ich mir, ohne 

überheblich wirken zu wollen, vielleicht ein paar 

Sachen aufzuklären, die in der breiten Diskussi-

on nicht vorkommen, die aber, glaube ich, ge-

sagt werden sollten, weil sie – zumindest mei-

nem Informationsstand entsprechend – von 

Menschen sind, die ich für sehr authentisch hal-

te. Was ist die Realität? Die Realität ist, dass 

zum Beispiel die Frau Landeshauptmann-

Stellvertreterin einmal gesagt hat, alle Men-

schen, alle Kinder werden getestet. Wir können 

uns vielleicht erinnern. Leider gibt es maximal 

noch 40 auf der Liste und die werden erst ab 

Herbst weiter getestet werden, wurde mir gesagt. 

Es sind aber viele Kinder betroffen und vor al-

lem bei Herrschaften, wo bei den Eltern hohe 

Konzentrationen festgestellt worden sind, deren 

Kinder dann nicht zu testen oder zu sagen, na ja, 

das müsst ihr mehr oder weniger selber machen, 

ich glaube nicht, dass das jetzt wirklich eine 

vertrauensbildende Maßnahme ist. Ich berufe 

mich jetzt auf eine Aussage direkt von einer 

Mutter, deren Mann eine hohe Konzentration 

gehabt hat. Ein Punkt ist auch, glaube ich, dass 

die Menschen einfach die Befürchtung haben, 

dass unterm Strich dann zwei Verbrennungsan-

lagen da sind. Eine bei Wietersdorf, die soll halt 

vielleicht die leicht kontaminierten „G´schichtln“ 

verbrennen und eine vielleicht noch bei der Do-

nau Chemie. Man kann es ja da nachlesen, die 

Befürchtungen von Greenpeace sollten durchaus 

ernst genommen werden, wir wissen ja, wer das 

aufgedeckt hat, wo davon berichtet wird, dass 

die unter Umständen sagen, die Errichtung einer 

Giftmüllverbrennungsanlage in Brückl wird 

erwartet oder ist wahrscheinlich. Die Menschen 

befürchten, dass dann zwei Anlagen dort sind. 

Ich glaube, das trägt auch nicht zur Verbesse-

rung oder zu einer vertrauensbildenden Maß-

nahme bei. Der dritte Punkt, den habe ich heute 

schon anzusprechen versucht, ist die Geschichte 

mit der interdisziplinären Kommission, also der 

Arbeitskreis zum Quadrat, wenn man so will. Da 

muss man sich schon fragen, wieso werden die 

Namen nicht hergegeben? Ich habe das Recht als 

Abgeordneter dieses Hauses, Fragen zu stellen. 

Scheinbar gibt es ein Fragerecht, aber keine 

Antwortpflicht. Ich finde, das ist schon ein biss-

chen seltsam! Denn vor was hat man denn 

Angst? Wenn man sagt, das wird parteipolitisch 

ausgenützt, dann ist offensichtlich die Kommis-

sion so zusammengestellt, dass der Bock zum 

Gärtner gemacht wird, weil sonst könnte man 

das ja sagen. Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie von der Zukunftskoalition haben gesagt, wir 

wollen neue Transparenz. Na, wo denn? Haben 

Sie heute Transparenz gesehen bei der Antwort 

des Herrn Landeshauptmannes diesbezüglich? 

Tut mir leid, (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. 

Lesjak.) bei allem Respekt! Frau Klubobfrau, 

was diese Frage angeht: Entweder hast du nicht 

zugehört oder – da war keine Transparenz! Da 

war auch keine Antwort da! Da war eine Aussa-

ge da, ein Name und der Rest wird parteipoli-

tisch ausgenützt, deswegen sagen wir es nicht. 
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Nicht meine Interpretation von Transparenz! Der 

Funk-Bericht, nicht der Martin Rutter, spricht 

von „Unterschätzungen und Gefälligkeiten“. Das 

sind die klarsten Worte, die ich jemals in dem 

Ausschuss gehört habe! Und ich bin ein bisschen 

dringesessen. „Unterschätzungen und Gefällig-

keiten“ – das sind nicht irgendwelche Worte, das 

sagt der Dipl.-Ing. Neubacher. Der Dr. Rauscher 

spricht davon, dass das Wietersdorfer Werk als 

behandelndes einfach nie jemand geprüft hat. 

(Abg. Seiser: Raschauer!) – Ja, Raschauer! Mei-

ne Schrift ist so … – Raschauer spricht davon, 

dass das Wietersdorfer Werk scheinbar nie rich-

tig getestet worden ist. (Abg. Dipl.-Ing. Johann: 

Das war der Neubauer!) Nein, das ist nicht rich-

tig, hör zu! Das Wietersdorfer Werk ist nicht 

getestet worden, das ist wichtig! Ob das der eine 

oder andere sagt, ist jetzt nicht relevant! Die 

Menschen – und jetzt hören Sie einmal her – 155 

Bauern, und das Schriftstück liegt mir vor, Bau-

ernvertreter, 155 Bauern haben ein Schriftstück 

bekommen, dass deren Fleisch nicht mehr getes-

tet wird und dafür, dass es nicht mehr getestet 

wird, dürfen sie es aber sehr wohl verkaufen. 

Lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen! 

Man darf es verkaufen. Nicht, weil es getestet 

ist, sondern weil es nicht getestet ist. Und jetzt 

gibt es Kombinationen von Menschen – und das 

ist die beste Kombination, die es gibt – die ha-

ben einen Bluttest gemacht, da wird gesagt, 

„vermeiden Sie jedwede zusätzliche Belastung, 

essen Sie Ihre eigenen Produkte nicht.“ Und 

wenn die gleiche Familie dann noch Bauern sind 

und ein Schreiben bekommt, ihr dürft es verkau-

fen, aber selber nicht essen, dann – und das 

spricht sich dort herum – wird aber der ganzen 

Geschichte die Krone aufgesetzt! Und glauben 

Sie ganz ernsthaft, dass das nicht zu massiven 

Problemen führen wird? Glauben Sie, in dem 

Tal wird nicht herumgeredet? Und falls man 

wieder die Strategie, die es am Anfang gegeben 

hat – und ich kann mich erinnern, dass ich der 

Erste war, der versucht hat, HCB an einem 

Nachmittag anzusprechen und man mir gesagt 

hat, man soll nicht darüber reden. Sehr geehrte 

Damen und Herren, danach ist es so losgebro-

chen! Und ich sage Ihnen, was jetzt passieren 

wird, wenn man versucht, diese Strategie weiter 

zu verfolgen: Die deutschen Medien werden 

wieder darauf aufspringen, weil sich die Men-

schen dort vor Ort es nicht gefallen lassen, dass 

gesagt wird, das Fleisch und auch die Milchpro-

dukte werden nicht getestet, aber verkauft es 

bitte. Das ist unmoralisch! Das ist nicht richtig, 

das zu machen! Und die Leute werden das an die 

Medien geben und gewisse Medien werden das 

bringen. Und der Schaden wird potenziert und 

vergrößert. So wie der Arbeitskreis quadriert 

wird, wird der Schaden potenziert und vergrö-

ßert. Das solltet ihr nicht wollen! Vor allem die-

jenigen, die betroffen sind. Und sehr geehrte 

Damen und Herren, was ich da gesagt habe, 

darüber können wir gern, wenn es einzelne Per-

sönlichkeiten gibt, die das nicht glauben, später 

reden. Ich kann Ihnen das Schriftstück, falls 

Bauernvertreter interessiert sind, geschwärzt 

zeigen. Das passt vorn und hinten nicht! Schaut 

bitte, dass da was weitergeht, weil das tut dem 

Tourismus auch nicht gut, wenn das wieder in 

den deutschen Medien ist. Bitte bemüht euch da! 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall vom 

Team Stronach und der F-Fraktion.) 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

In der Sache zu Wort gemeldet hat sich die Lan-

deshauptmann-Stellvertreterin Beate Prettner. 

Ich darf dir das Wort erteilen. 
Ing. Rohr   

Erste Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Werter Zuhörer auf der Tribüne! Ich muss mich 

jetzt zu Wort melden, da der Vorredner, Herr 

Rutter, hier Einiges gesagt hat, das aus meiner 

Sicht mehr Schaden als Nutzen bringt. Herr Rut-

ter, Sie haben hier einige Dinge, glaube ich aus 

meiner Sicht, nicht richtig dargestellt bzw. viel-

leicht auch nicht richtig verfolgt. Wenn Sie ein-

gangs erwähnt haben, dass ich gesagt hätte, jedes 

Kind sollte sich testen lassen, dann ist das 

schlichtweg falsch. Das habe ich nie gesagt, 

sondern ich habe jedem, der das Bedürfnis hat, 

einen Bluttest zu machen, angeboten, das auch 

durchführen zu können. Wir haben das bei 131 

Personen bereits gemacht, nämlich sehr gezielt 

bei Personen, die aufgrund ihrer beruflichen 

Tätigkeit vermutlich einer erhöhten Belastung 

ausgesetzt waren, aufgrund ihrer beruflichen 

Tätigkeit, aufgrund ihrer Tätigkeit in der Land-

wirtschaft. Hier haben wir schon Daten und das 

Wissen, dass doch ein Drittel dieser Untersu-

chungen im oberen Bereich waren, über Grenz-
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werten waren. Das wissen wir. Es hat aus meiner 

Sicht jetzt keinen Sinn, jeden Görtschitztaler und 

jede Görtschitztalerin persönlich zu testen, aber 

wir haben angeboten, dass diese Tests durchge-

führt werden können. Ich habe das mehrmals 

kommuniziert auch mit den Betroffenen in der 

Region, auch mit denen, die wöchentlich zu 

Demonstrationen gehen, ausführlich besprochen. 

Gerade in der letzten Woche haben wir wieder 

trotz unserer finanziell prekären Situation neuer-

lich ein Budget beschlossen, das dafür eingesetzt 

wird, um weitere Bluttests durchzuführen. Das 

heißt, wir haben jetzt 50 Personen auf der Warte-

liste, die schnell zu ihren Testungen kommen 

werden. Wir haben für 200 Personen vorgese-

hen, dass diese Testungen noch weiter ausge-

führt werden. Hier haben wir dem Wunsch der 

Bevölkerung entsprechend, auch um das Ver-

trauen der Bevölkerung zurückzugewinnen, an-

geboten, eine Doppeluntersuchung zu machen, 

dass wir es nämlich nicht nur in Österreich 

durchführen lassen, sondern auch in Aachen eine 

Untersuchung durchführen lassen, um hier bei 

gewissen Proben festzustellen, wie differierend 

diese Werte sind. Denn es steht die Behauptung 

im Raum, dass es unterschiedliche Werte in un-

terschiedlichen Labors geben würde. Wir wer-

den auch das durchführen und wir werden dann 

gewisse Daten haben. Aber wir wissen, dass die 

Bevölkerung geschützt werden muss. Die Be-

völkerung im Görtschitztal, die jetzt einen höhe-

ren Eintrag hat als der Durchschnitt im restlichen 

Österreich, muss dahin geleitend werden von der 

Lebensführung, dass sie mehr HCB ausscheidet, 

als sie einnimmt. Wir wissen, dass die Einnah-

mequelle hauptsächlich über die Ernährung er-

folgt ist, das heißt, einerseits über die Milchpro-

dukte, andererseits über die Fleischprodukte. Bei 

den Milchprodukten wissen wir es schon, und 

zwar deshalb wissen wir es, weil wir laufend 

Monitoring-Untersuchungen machen, dass das 

die bestens kontrollierte Milch von ganz Öster-

reich ist, wo man sagen kann, diese Milch ist 

HCB-frei. Das kann man mit gutem Gewissen 

sagen! Das ist mittlerweile auch etwas, das als 

positives Zeichen nach außen gehen soll. 

Bei den Fleischprodukten ist es das Gleiche, was 

wir haben wollen. Wir wollen in Zukunft, dass 

wir uns nicht an Grenzwerten, die in Österreich 

gültig sind, orientieren, das heißt, an einem Le-

vel orientieren, der zugelassen ist. Nein, wir 

wollen für die Görtschitztaler Bevölkerung einen 

Wert erreichen, der unter diesem Grenzwert ist 

und zwar deshalb, weil die Bevölkerung dort 

schon eine höhere Belastung hat, deshalb ist es 

derzeit so, dass Fleisch aus dieser Region für die 

Schlachtung zugelassen ist, aber erst, wenn es 

getestet ist, in die Lebensmittelkette kommen 

darf. Das ist der Punkt! Es wird hier getestet, es 

wird hier laufend geprüft. Für die Görtschitztaler 

Bevölkerung muss sichergestellt sein, dass die 

Nahrung, die sie dort zu sich nimmt, unter den 

Grenzwerten ist. Das wird letztendlich auch für 

uns in Zukunft etwas sein, wo wir österreichweit 

dann sagen können, dieses Fleisch ist unter den 

Grenzwerten und hat keine HCB-Belastung für 

die Bevölkerung. Denn nur so kann sicherge-

stellt werden, dass diese Bevölkerung für die 

Zukunft keine weitere Belastung bekommt. 

Auch was wir hinsichtlich der Deponie erarbeitet 

haben, was das Umweltbundesamt, was Exper-

ten erarbeitet haben, soll mit diesem Maß der 

Dinge beurteilt werden, dass es für die Bevölke-

rung keine weitere Belastung geben darf! Des-

halb sind Varianten, wie wir mit der Deponie in 

Brückl umgehen, auch auf dieser Basis aufge-

baut, dass sie vorher noch einmal evaluiert wer-

den mit der Med-Uni Wien, um herauszufinden, 

was für die Bevölkerung zumutbar ist. Denn es 

muss sichergestellt sein, dass diese Bevölkerung 

für die Zukunft keiner erhöhten Belastung mehr 

ausgesetzt werden darf! Deshalb bitte ich auch, 

mit diesem Thema sehr vorsichtig umzugehen, 

nicht polemisch umzugehen. Es werden hier 

sofort Dinge verwechselt, es werden Referenz-

werte, Grenzwerte verwechselt. Deshalb ist es 

nicht besonders förderlich, wenn man diesem 

Tal durch Wortäußerungen dieser Art noch mehr 

Schaden zufügt, sondern wir müssen das Ver-

trauen der Bevölkerung dort wieder zurückge-

winnen! Wir versuchen das. Wir werden jetzt 

eine Veranstaltung, was gesundheitsrelevante 

Themen betrifft, im August durchführen, wo wir 

mit Expertinnen und Experten der Universität, 

aber auch mit Vertretern von Greenpeace und 

von der Landesregierung, auch mit den zustän-

digen Beamten in die Region fahren werden und 

das Wissen um den derzeitigen Stand, um der-

zeitige Messwerte noch einmal erhöhen werden, 

wo wir mit der Bevölkerung in Kontakt treten 

werden und wo wir jetzt auch einmal aufatmen 

können, wo wir sagen können, das Futter in die-

ser Region, der Grasschnitt ist HCB-frei. Das ist 

ja eine sehr, sehr positive Meldung! Ich hätte 

mich das im Herbst letzten Jahres nicht zu den-
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ken getraut. Aber heute wissen wir, wir haben in 

dieser Region wieder gesundes Futter, das heißt, 

gesundes Futter kann die Tiere dort ernähren. Es 

wird eine Frage der Zeit sein, dass wir diesen 

Zeitpunkt dann erreichen können, dass wir in 

dieser Region wieder Bioprodukte herstellen 

können, die über österreichische Grenzen hinaus 

dann auch einen Wert haben werden, weil sie so 

gut geprüft sind. Das ist der Vorteil, den wir 

daraus ziehen können. Ich bitte Sie alle, mitzu-

arbeiten, dass wir das Vertrauen der Bevölke-

rung im Görtschitztal wieder zurückgewinnen 

und nicht durch polemische Äußerungen hier Öl 

ins Feuer gießen! Danke schön! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Mir 

liegen zum Tagesordnungspunkt 13 keine weite-

ren Wortmeldungen mehr vor. An sich haben 

wir die Zeit durch diese Debattenbeiträge für die 

Verhandlung der Dringlichkeitsanträge bereits 

um zehn Minuten überschritten. Es stellt sich 

jetzt die Frage, ob ich im Einverständnis aller 

Damen und Herren Abgeordneten der Frau Lan-

deshauptmann-Stellvertreterin noch die Gele-

genheit gebe, nachdem sie eigentlich diesbezüg-

lich im Hause ist und auf die mündliche Anfra-

gebeantwortung im Tagesordnungspunkt 14 

gewartet hat, dass wir ihr diese Gelegenheit noch 

einräumen. Mit Einverständnis aller wird diese 

Vier-Stunden-Grenze nach der Geschäftsord-

nung etwas verlängert. Ich werde dann nach dem 

Tagesordnungspunkt 14 die Behandlung der 

Dringlichkeitsanträge vornehmen. Wir kommen 

daher zur Landtagszahl: 
  

 14. Ldtgs.Zl. 210-38/31:  

Mündliche Anfragebeantwortung der 

Ersten Landeshauptmann-Stellver-

treterin Dr. Prettner zur schriftlichen 

Anfrage des Abgeordneten Mag. Ley-

routz betreffend ansteckende Krank-

heiten und Impfungen in Kärnten 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, ich darf 

Sie um Ihre Beantwortung ersuchen! 
Ing. Rohr   

Erster Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordne-

te! Ich danke für dieses Entgegenkommen! Von 

Seiten des Freiheitlichen Landtagsklubs wurde 

mir eine Anfrage gestellt bezüglich Krankheiten 

und Impfungen in Kärnten, wie die Situation 

diesbezüglich ist. Einleitend möchte ich dazu 

sagen, dass wir in Kärnten einen Impfpass für 

Kinder bis zum 6. Lebensjahr eingeführt haben, 

dass dieser Impfpass, der mehr oder weniger für 

die Betroffenen auch gratis einzulösen ist, sehr 

gut angenommen wird und wir im Bereich der 

Kinder bis zum 6. Lebensjahr doch eine Durch-

impfungsrate von 90 Prozent erreichen. Das 

heißt, dieses Programm greift. Die Zusammen-

arbeit mit Kinderärztinnen und -ärzten und den 

Gesundheitsbehörden funktioniert hier sehr gut. 

In der Volksschulzeit sinkt die Durchimpfungs-

rate dann auf 60 Prozent. Wo wir noch mehr 

Anstrengungen dann tätigen müssen, ist, wenn 

die Jugendlichen und Kinder die Schule verlas-

sen. So zieht hier doch ein bisschen eine 

Impfmüdigkeit ein, denn hier haben wir nur 

mehr 40 Prozent Beteiligung an dem öffentli-

chen Impfprogramm. Das heißt, hier sind Pro-

gramme, die wir entwickeln, um diese Rate noch 

einmal zu steigern. Aber ich werde mich jetzt an 

meinen Text hier halten, weil hier sind sehr viele 

Zahlen, die gefragt wurden. Ich werde Ihnen 

diese Antwort jetzt ganz konkret geben, weil es 

sind mir sechs Fragen gestellt worden. Ich werde 

versuchen, sie möglichst zügig zu beantworten. 

In der Anfrage 1 geht es darum: Wie viele Per-

sonen in Kärnten erkrankten in den Jahren 2012, 

2013, 2014, 2015 an Diphtherie, Tetanus, und 

Kinderlähmung, Keuchhusten, Haemophilus-

influenzae-b, Hepatitis B sowie Masern, Mumps, 

Röteln aufgelistet nach Jahr, Erkrankung, Be-

zirk, Geschlecht und Alter? Wie viele von den 

erkrankten Personen waren geimpft? Ich darf 

dazu antworten: Mumps und Tetanus zählen 

nicht zu den meldepflichtigen Erkrankungen. 

Dazu kann keine Angabe gemacht werden. Bei 

den meldepflichtigen Erkrankungen, zu denen 

die übrigen abgefragten Erkrankungen zählen, 

wurden in den betreffenden Jahren folgende 

Fallzahlen verzeichnet: Im Jahr 2012 bei Diph-

therie und Tetanus Null, bei Kinderlähmung 

Null und bei Keuchhusten vier, drei davon aus 

dem Bezirk Villach/Land, einer aus dem Bezirk 
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St. Veit, zwei Männer, 6 und 74 Jahre, zwei 

Frauen 36 und 1 Jahr. Bei Haemophilus-

influenzae-b hat es keine Erkrankungen gegeben, 

ebenso bei Hepatitis B, Masern und Röteln keine 

Erkrankungen. Die Impfungen bei diesen Be-

troffenen haben ergeben, dass bei Keuchhusten 

ein Kind viermal geimpft wurde und bei zweien 

der Impfstatus unbekannt war. Einer war einmal 

geimpft. Im Jahr 2013 bei Diphtherie, Tetanus 

Null, Kinderlähmung Null, Keuchhusten wiede-

rum acht Fälle, fünf in Spittal, zwei Fälle in Vil-

lach/Stadt und einer in Villach/Land, vier davon 

weiblich, 51, 3, 1 und 14 Jahre alt, vier davon 

männlich, 54, 1, 13 und 12 Jahre alt. Bei Ha-

emophilus-influenzae-b hat es einen Fall gege-

ben aus dem Bezirk Spittal, weiblich, 36 Jahre 

alt. Hepatitis B sieben Fälle, drei Frauen, 34, 37, 

23 Jahre alt, vier Männer 54, 32, 38 und 56 Jahre 

alt, alle aus dem Bezirk Völkermarkt. Masern 

ein Fall aus dem Bezirk Wolfsberg, weiblich, 13 

Jahre alt, Röteln ein Fall aus dem Bezirk St. 

Veit, männlich, 15 Jahre alt. Impfungen bei 

Keuchhusten: Zwei waren viermal geimpft, einer 

zweimal geimpft, vier waren ungeimpft und 

einer hatte einen unbekannten Status. Impfungen 

bei Haemophilus-influenzae-b: Nicht geimpft, 

Impfungen bei Hepatitis B: Alle unbekannten 

Impfstatus, Impfungen bei Masern: Ungeimpft, 

Impfungen bei Röteln: Ungeimpft. Im Jahr 2014: 

Diphtherie null Fälle, Tetanus null Fälle, Kinder-

lähmung null Fälle, Keuchhusten neun, zwei 

davon aus dem Bezirk Klagenfurt, drei aus dem 

Bezirk Klagenfurt/Land, einer aus dem Bezirk 

Villach/Land, einer aus dem Bezirk Villach, 

einer aus dem Bezirk St. Veit, einer aus dem 

Bezirk Spittal, fünf Männer, 1, 3, 4, 20, 14 Jahre 

alt, vier Frauen 0, 11, 5 und 58 Jahre alt. Ha-

emophilus-influenzae-b ein Fall im Bezirk Kla-

genfurt, weiblich, 48 Jahre alt, Hepatitis B drei, 

zwei Männer, 58, 46 Jahre alt, eine Frau, 53 

Jahre alt. Aus den Bezirken Völkermarkt waren 

zwei, aus dem Bezirk St. Veit einer, Masern drei 

Fälle, drei Männer, aus den Bezirken Klagenfurt 

zwei und Klagenfurt/Land einer, 9, 14 und 13 

Jahre alt. Röteln: Null. Impfungen bei Keuch-

husten: Fünf waren ungeimpft, einer einmal 

geimpft, zwei viermal geimpft und einer unbe-

kannt. Impfungen bei Haemophilus-influenzae-

b: Nicht geimpft. Impfungen bei Hepatitis B: 

Alle unbekannten Impfstatus. Impfungen bei 

Masern: Zwei ungeimpft, einer einmal geimpft. 

2015: Diphtherie Null, Tetanus Null, Kinder-

lähmung Null, Keuchhusten Null, Haemophilus-

influenzae-b zwei aus dem Bezirk Wolfsberg, 

beide Männer, 77 und 76 Jahre alt. Hepatitis B 

Null, Masern einer aus dem Bezirk Kla-

genfurt/Land, männlich, 13 Jahre alt, Röteln 

Null. Impfungen bei Haemophilus-influenzae-b: 

Beide ungeimpft, Impfungen bei Masern: Unge-

impft. 

Anfrage 2: Wie viele Personen in Kärnten wur-

den in den Jahren 2012, 2013, 2014 und 2015 

gegen Diphtherie, Tetanus, Kinderlähmung, 

Keuchhusten, Haemophilus-influenzae-b, Hepa-

titis B sowie Masern, Mumps, Röteln geimpft, 

aufgelistet nach Jahr, Erkrankung, Bezirk, Ge-

schlecht und Alter? Eine genaue Auflistung aller 

Zahlen würde hier den Rahmen sprengen. Ich 

darf Ihnen jedoch gerne weiterführende Statisti-

ken zur Verfügung stellen. Grundsätzlich kön-

nen wir von Durchimpfungsraten in Kärnten 

sprechen, die je nach Krankheitsbild stark von-

einander abweichen. Gut liegen wir bei den Imp-

fungen betreffend Masern, wo wir eine Durch-

impfungsrate von 80 Prozent haben. Nachholbe-

darf gibt es in allen Bereichen, dringend jedoch 

bei den Impfungen im Schulalter betreffend 

Diphtherie, Keuchhusten und Kinderlähmung. 

Frage 3: Wie viele Personen in Kärnten sind 

2012, 2013, 2014 und 2015 nicht geimpft, auf-

gegliedert nach Jahr, Bezirk, Alter und Ge-

schlecht? Zu dieser Frage kann keine aussage-

kräftige Antwort gegeben werden. 

Personen, die sich privat impfen lassen, sind in 

keiner Datenbank erfasst. Insofern könnten ma-

ximal Rückschlüsse aus uns bekanntem Daten-

material gezogen werden. 

Anfrage 4: Wie hoch ist die Durchimfpungsrate 

Diphtherie, Tetanus, Kinderlähmung, Keuchhus-

ten, Influenza B, Hepatitis B, Masern, Mumps, 

Röteln in Kärnten in den Jahren 2012, 2013, 

2014 und 2015, aufgegliedert nach Jahr, Erkran-

kung, Bezirk, Geschlecht und Alter? 

Eine Unterscheidung nach Bezirk und Ge-

schlecht macht hierbei wenig Sinn. Wesentlich 

ist die Unterscheidung in zwei Gruppen, Klein-

kinder 0 bis 6 Jahre und Schulalter 6 bis 15 Jah-

re. Hier ist die Durchimpfungsrate für die Sechs-

fachimpfung 88 Prozent bzw. beim zweiten Teil 

87 und im dritten Teil 80 Prozent. Im Volks-

schulalter beträgt die Reichweite der Schulimp-

fungen um die 60 Prozent. Hier sind jene, die 

privat geimpft werden, nicht erfasst. So es ge-
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wünscht ist, lasse ich dem Herrn Abgeordneten 

auch hier zusätzlich Datenmaterial zukommen. 

Frage 5: Setzt das Land Kärnten seit Bekannt-

werden der Masernausbrüche in der Steiermark 

zusätzliche Aufklärungs- und Informationsmaß-

nahmen zum Impfen durch? 

Da kann ich dazu beantworten, dass die Sani-

tätsdirektion nach Bekanntwerden dieser Ma-

sernfälle an der Grazer Uniklinik einen Rund-

brief an alle Gesundheitseinrichtungen Kärntens 

versendet hat. Kärnten schließt sich seit April 

2005 den bundesweiten Aktivitäten zur nationa-

len Impfwoche an, bei denen ein Schwerpunkt 

die Fortsetzung der Masernkampagne sein wird. 

Frage 6: Wie viele Fälle von anerkannten Impf-

schäden wurden in Kärnten registriert 2012, 

2013, 2014 und 2015? Laut Auskunft des Bun-

dessozialamtes wurde kein Fall registriert. Wie 

gesagt, ich biete Ihnen an, Ihnen auch weiteres 

Datenmaterial zu übermitteln. Und soweit ist das 

die Auskunft der Sanitätsbehörde, die ich Ihnen 

hiermit zukommen lassen kann. (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit ist diese mündliche Anfragebeantwortung 

erledigt.  

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt in 

Verhandlung nehme, unterbreche ich jetzt zur 

Behandlung der vorgezogenen Dringlichkeitsan-

träge. Ich darf den Herrn Landtagsdirektor ersu-

chen, den ersten Dringlichkeitsantrag zu verle-

sen! 

Mitteilung des Einlaufes 

Ing. Rohr 

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß 

 

A) Dringlichkeitsanträge: 
  

Ldtgs.Zl. 92-21/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des SPÖ-Klubs, ÖVP-Klubs und 

Grünen-Klubs betreffend alternative 

Asylwerber-Unterkünfte in Kärnten 
mit folgendem Wortlaut: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, in Abstimmung mit dem Bundesministeri-

um für Inneres dafür Sorge zu tragen, dass von 

der Unterbringung von Asylwerbern in Zeltla-

gern abgesehen wird. Dazu werden von Kärnten 

alternative Quartiere bereitgestellt. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Zur Begründung der Dringlichkeit zu Wort ge-

meldet hat sich der Klubobmann der ÖVP, Fer-

dinand Hueter. Ich darf ihn ersuchen, die Be-

gründung vorzunehmen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! In der vorgeleg-

ten Form geht es um einen Dringlichkeitsantrag, 

gestellt von den drei Klubs der SPÖ, ÖVP und 

Grünen zum Thema „Alternative Asylwerber-

Unterkünfte in Kärnten“. In Kurzform geht es 

darum, dass wir haben wollen, dass eben die 

Zeltlagerstädte wirklich nur vorübergehend Er-

satzlösungen sind und dass wir langfristig zu 

Unterkünften kommen sollten, die sowohl im 

öffentlichen Bereich sind, also entweder im Ka-

sernenbereich oder sonst wo, wo wir irgendwel-

che Möglichkeiten haben, oder natürlich auch 

bei privaten Quartiergebern im Bereich der Ge-

meinden. Deswegen haben wir diesen Dring-

lichkeitsantrag folgend gestellt: „Die Kärntner 

Landesregierung wird aufgefordert, in Abstim-

mung mit dem Bundesministerium für Inneres 

dafür Sorge zu tragen, dass von der Unterbrin-

gung von Asylwerbern in Zeltlagern abgesehen 

wird. Dazu werden von Kärnten alternative 

Quartiere bereitgestellt.“ Ich bitte um Unterstüt-

zung und ich denke, gerade in der aktuellen Si-

tuation der Asyldebatte ist das ein zusätzlicher 

humanitärer Beitrag, weil ich glaube, ein Zeltla-

ger ist auch für den Asylanten keine bleibende 

Stätte, sondern es kann nur heißen, ein fixes 

Dach über dem Kopf, auch bei Regen, wenn es 
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kalt wird im Herbst. Das kann nichts Dauerhaf-

tes sein, deswegen bitte diesem Antrag zuzu-

stimmen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion, Abg. 

Dipl.-Ing. Primus und Abg. Mag. Dr. Lesjak.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächsten Redner zur Begründung der Dring-

lichkeit zu Wort gemeldet habe ich den Abge-

ordneten Franz Pirolt. Bitte ihn, zu begründen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Pirolt (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren Kollegen im Hohen Haus! Vermutlich 

muss man sich bei jeder Sitzung zumindest ein-

mal exponieren. Ich bin gespannt, wie heute die 

Reaktionen wiederum ausfallen werden. Das 

letzte Mal habe ich noch gut im Ohr. Dieser 

Dringlichkeitsantrag hat durchaus etwas Bedürf-

liches. Dass man Zeltlager errichtet, ist eine 

verfehlte Flüchtlingspolitik. Ich glaube, da 

braucht man nicht lang darum herumdiskutieren, 

aber sanktionsloses Abnicken jedweder Flücht-

lingsströme, Aufnahme jedweder Flüchtlings-

ströme heizt im Prinzip dieses Flüchtlingswesen, 

am Ende Flüchtlingsunwesen, zusätzlich an. Die 

Flüchtlinge landen nicht umsonst in Österreich, 

auch in Deutschland und vielfach in Schweden. 

Sie landen hier, weil das „Reisebüro Schlepper“ 

genau dafür bezahlt wird, um in Österreich an-

zukommen. Darum lehnen wir, die Freiheitli-

chen, diesen Dringlichkeitsantrag grundsätzlich 

ab. Die Flüchtlingspolitik in Österreich, auch in 

Kärnten hat keine Struktur und es muss sich 

auch irgendwann das Land dazu bekennen, dass 

annähernd Obergrenzen erreicht sein werden. 

Was ist der Ausblick in der Flüchtlingspolitik in 

Österreich? Wieviel ist noch ertragbar? Nicht für 

die Politik, sondern für die Menschen. Ich habe 

durchaus meine Sorge, dass hier – und berechtigt 

– die Menschen überfordert werden. Und wenn 

du, Kollegin Schautzer, heute meinst, du warst 

in Krumpendorf und damit hast du einen guten 

Teil getan für das Flüchtlingswesen, das be-

zeichne ich als „Spazierengehen“. (Abg. Mag. 

Kuchling: Das ist polemisch!) Ich weiß, ich bin 

immer polemisch! Und wenn ich, Herr Kollege 

Lebersorger, in der letzen Landtagssitzung hier 

gemeint habe, dass die Sorgen der Menschen 

durchaus berechtigt sind, und du darauf geant-

wortet hast, na ja, das sind all diejenigen Men-

schen, deren Lebensträume nicht in Erfüllung 

gegangen sind, dann, lieber Herr Kollege, weiß 

ich nicht, wo du dich bewegst. Der Großteil der 

Menschen muss mit einem Einkommen zwi-

schen € 1.300,-- und € 2.000,-- auskommen, 

Familieneinkommen von € 2.000,-- bis € 2.500,-

- sind gang und gäbe. Diese Menschen haben 

ihre Probleme, die haben am Monatsende keine 

Luft, kein Geld, die haben Sorgen und die ver-

stehen eben viele Dinge nicht. Das braucht man 

nicht anzünden, das macht auch keiner, das ma-

che auch ich nicht, aber sie haben die Sorgen. 

Und denen muss man versuchen, Antworten zu 

geben, wieviel können wir helfen, wo ist das 

zumutbare Maß für die Menschen erreicht oder 

nicht erreicht. Man muss sich oder die Politik 

muss sich erlauben können, so wie ich in Straß-

burg, zu sagen, es ist genug. Ich habe 92 Plätze, 

wir kommen irgendwie zurecht. Wir kommen 

zurecht, aber es muss erlaubt sein, einen Aus-

blick zu haben, dass die Menschen darauf ver-

trauen können, dass es nicht so aussieht, bei 

ihnen wird es weniger, es werden Zuwendungen 

gestrichen und hier haben wir am Ende kein 

Problem, Nachtragsvoranschläge aufzuergänzen 

und einfach Geld zur Verfügung zu stellen. Sie 

alle hier in Verantwortung wissen, dass dieses 

Problem mit laufender Aufnahme, unkontrollier-

ter Aufnahme nicht zu bewältigen ist. Wir wis-

sen nicht, und du bekommst keine Zahlen vom 

Innenministerium, was geschieht mit jenem Per-

sonenkreis, dem der Asylstatus aberkannt oder 

nicht gewährt wird, wie viele von diesen fahren 

nach Hause. Du kommst zu keinen Zahlen. In 

Österreich weiß niemand, wie hoch der aktuelle 

Stand an Ankömmlingen zurzeit ist, jener in der 

Grundbetreuung, die asylwerbend sind. Man 

weiß nicht, wie vielen Anträgen nicht stattgege-

ben worden ist und wie viele wieder nach Hause 

fahren müssten. Das alles sind offene Fragen 

bzw. Geheimnisse der Bundesregierung und auf 

dieser Basis kann man einfach nicht arbeiten. 

Und so wie vielleicht auch die Freiheitlichen 

mitunter polemisch agieren, so ist auch die me-

diale Berichterstattung in die andere Richtung 

(Vorsitzender: Die Redezeit ist ausgeschöpft!) 

ebenfalls polemisch. In diesem Sinne, Herr 

Landtagspräsident, bin ich auch schon fertig. 

Danke! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Pirolt   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Abgeord-

nete Sabina Schautzer. Bitte sie um ihre Begrün-

dung der Dringlichkeit! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Schautzer (GRÜ): 
  Schautzer 

Sehr geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich möchte vorerst noch 

einmal auf den Antrag zurückkommen. Ich glau-

be, wir haben heute Vormittag ausreichend er-

läutert, warum Menschen auch anderwertig als 

in Zelten untergebracht werden müssen. Und da 

gebe ich schon auch dem Kollegen Hueter recht, 

es kommt der Winter auf uns zu und ich glaube, 

wir sollten im Hinblick darauf so flexibel reagie-

ren können, dass wir diesen Menschen auch ein 

festes Dach über dem Kopf ermöglichen können. 

Ich kenne sehr viele Menschen, die eben wirk-

lich Häuser anbieten und ich glaube, die haben 

sich auch ans Flüchtlingsreferat gewandt. Es gibt 

diese Menschen, die etwas tun wollen und ich 

glaube, es gilt nur, das zu kanalisieren und in die 

richtigen Bahnen zu lenken. Ich würde mich sehr 

freuen, wenn Sie den Dringlichkeitsantrag an-

nehmen. 

Ich möchte jetzt noch etwas zum Herrn Pirolt 

sagen. Er kennt mich nicht und ich bin, glaube 

ich, seit mehr als 20 Jahren in dem Bereich en-

gagiert mit persönlichem Einsatz, mit finanziel-

lem Einsatz. Ich habe auch eine Patenschaft mit 

einer Familie, die ein behindertes Kind hat, auch 

ein Flüchtlingskind. Also ich denke mir, ich 

mache keine „Spaziergänge“, ich habe gar keine 

Zeit dafür. Das wollte ich ihm nur sagen. Danke 

herzlich! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der 

ÖVP-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Schautzer   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Mir 

liegt zur Begründung der Dringlichkeit keine 

weitere Wortmeldung vor. Ich lasse über die 

Zuerkennung der Dringlichkeit abstimmen. Wer 

der Dringlichkeit zustimmt, bitte ich um ein 

entsprechendes Handzeichen! – Das ist mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP, Grünen, Team Stro-

nach und dem BZÖ die entsprechende Zweidrit-

telmehrheit. Ich lasse über den Inhalt abstim-

men. Wer dem Inhalt zustimmt (Schriftführer 

Dir. Mag. Weiß: Nein, zuerst Debatte!) – Ent-

schuldigung! Zum Inhalt gibt es vorher noch 

zwei Wortmeldungen. Einmal der Klubobmann 

Seiser, ich darf ihn als Ersten um seinen Beitrag 

zu Inhalt ersuchen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Es 

war, Kollege Pirolt, deine Wortmeldung zu die-

sem Dringlichkeitsantrag durchaus keine Erre-

gung, sondern es waren aus meiner Sicht durch-

aus Forderungen, die berechtigt sind, Fragen, die 

berechtigt sind. Und ich denke, ohne jetzt den 

Versuch unternehmen zu wollen, dich über den 

grünen Klee zu loben, du bist einer jener Bür-

germeister, die über Gebühr und über eine soge-

nannte Quote hinaus Asylwerber bzw. Kriegs-

flüchtlinge in ihrer Gemeinde aufgenommen 

haben. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) Du befin-

dest dich aber in der Gesellschaft jenes Drittels 

der Gemeinden, die Flüchtlinge aufgenommen 

haben in Österreich, zwei Drittel haben noch 

keine aufgenommen. Daher geht es in diesem 

Zusammenhang – und wir haben es heute schon 

mehrmals erwähnt – um eine sozial gerechte 

Aufteilung. Leider ist es so oder Gott sei Dank 

ist es so, dass Österreich im Jahr 1951 die Gen-

fer Flüchtlingskonvention unterschrieben hat. 

Diese Genfer Flüchtlingskonvention regelt im § 

15a haarscharf, wie die Länder mit Flüchtlingen 

umzugehen haben. Im Sinne dessen: Asylrecht 

ist Menschenrecht. Also wie gesagt, da haben 

wir uns gesetzlich in der Genfer Konvention 

gebunden. Ich freue mich, dass am Ende des 

Tages trotz einer sehr, sehr kontroversiellen 

Diskussion wieder ein Dringlichkeitsantrag zu-

mindest der drei Koalitionäre zur Abstimmung 

steht, der aus meiner Sicht selbstverständlich ist, 

weil Zeltlager keine Dauerlösung sein können 

und ohnehin in diesem Land alles unternommen 

wird, um diese Provisorien, die menschenun-

würdig sind oder auf Dauer menschenunwürdig 

sind, abzuschaffen. Ich freue mich aber ganz 

besonders – und ich sage das ohne Sarkasmus – 

dass die ÖVP zumindest in einer Aussendung 

meine Meinung, die ich heute Vormittag in der 

Aktuellen Stunde zum Besten gegeben habe, 

mittlerweile teilt. Ich habe am Vormittag gesagt, 

dass die Quote alleine ein Asylproblem nicht 

lösen wird und dass Asylpolitik nicht alleine in 
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der Erfüllung der Quote besteht. Der Herr Bür-

germeister Gaggl hat sich dann berechtigter- 

oder unberechtigterweise etwas erregt. Offen-

sichtlich dürfte es klubinterne Beratungen gege-

ben haben. Weil ich lese jetzt in der Aussen-

dung, die um 14.25 Uhr gekommen ist, von der 

ÖVP: „Doch die Quote allein wird bei den dras-

tisch steigenden Asylanträgen das Flüchtlings-

problem nicht lösen können.“ (Abg. Mag. Dr. 

Lesjak: Schau, schau!) Ich freue mich, dass ihr 

das erkannt habt! Nämlich nicht, wie gesagt, aus 

Sarkasmus heraus, sondern deshalb, weil die 

Quote einfach eine mathematische Formel ist. 

Schaut euch bitte an, wer die Quote erfüllt und 

wer die Quote nicht erfüllt! Schaut euch bitte an, 

wer die Quote vielleicht erfüllen wird können 

und nicht erfüllen wird können! Wenn sich 

Asylpolitik ausschließlich nach der Quote rich-

tet, dann wird die Asylpolitik scheitern! (Abg. 

Mag. Leyroutz: Sie ist ja schon gescheitert!) Sie 

kann sich nicht ausschließlich in der Erfüllung 

der Quote erschöpfen, das geht auf keinen Fall! 

Sie schreiben dann weiter in der heutigen Aus-

sendung, das ist ja auch Inhalt dieses Dringlich-

keitsantrages: „Zelte in Kärnten wären bei kon-

sequenter Umsetzung von Zusagen nie notwen-

dig gewesen. Schade, dass ein Jahr verstreichen 

musste, geeignete Quartiere zu finden.“ Selbst-

verständlich ist es schade, dass bei uns Zelte 

aufgestellt werden! (Vorsitzender: Noch eine 

halbe Minute Redezeit!) Es ist auch selbstver-

ständlich schade, dass in Salzburg Zelte aufge-

stellt werden oder in anderen Bundesländern 

Zelte aufgestellt werden. Aber auch auf diese 

Frage geben Sie sich in Ihrer eigenen Aussen-

dung die Antwort: „Es konnten in der kurzen 

Zeit nicht genügend Alternativquartiere gefun-

den werden, weil nämlich – O-Ton ÖVP-

Aussendung – in Österreich sind bis Ende 2015 

28.158 Anfragen gestellt worden, was ein Plus 

von 211 gegenüber dem Vorjahreszeitraum be-

deutet.“ Freunde, was ist der Grund dafür, wa-

rum wir es nicht geschafft haben, feste Unter-

künfte in dieser kurzen Zeit zu schaffen? (Vor-

sitzender: Die Redezeit ist ausgeschöpft!) Wir 

werden dem Antrag selbstverständlich zustim-

men. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) 
Seiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als Nächste zu Wort gemeldet zum Inhalt hat 

sich die Frau Abgeordnete Mag.
 
Trodt-Limpl. 

Ich darf sie um ihren Beitrag bitten! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (BZÖ): 
  Mag. Trodt-Limpl 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Dieses Thema ist sehr ernst. Aus diesem Grund 

habe ich auch der Dringlichkeit die Zustimmung 

gegeben. Ich stimme den Ausführungen des 

Kollegen Pirolt vollinhaltlich zu, auch den Aus-

führungen des Kollegen Zellot, der gesagt hat, es 

fehlt die Strategie. Wir haben keine Strategie. 

Ich glaube auch der Frau Kollegin Schautzer – 

ich weiß es – sie hat ein weites Herz, das sie für 

alle öffnet. Am liebsten würde sie alle bei sich 

nach Hause aufnehmen. Tatsache ist aber, es 

sind weltweit 60 Millionen Menschen auf der 

Flucht. Österreich ist eines der beliebtesten 

Asylländer, wenn es nicht gar ganz an der Spitze 

steht. Ich bewundere auch die Frau Innenminis-

terin, denn sie wird mit vielen Dingen einfach im 

Regen stehen gelassen. Wir brauchen eine Stra-

tegie! Eine Quote ist auf keinen Fall eine Lö-

sung! Dies ist erst der Anfang. Wenn wir jetzt 

die Sorgen und Ängste der Bevölkerung nicht 

ernst nehmen werden, dann wird uns das alles 

einmal auf den Kopf fallen! Daher: Menschen, 

die Schutz und Hilfe brauchen, sollen diese 

selbstverständlich erhalten. Wirtschaftsflüchtlin-

ge müssen zurückgeschickt werden, denn sie 

müssen ihre ganze Kraft dazu aufwenden, die 

Wirtschaft im eigenen Land anzukurbeln und 

das eigene Land aufzubauen. Da ist es sehr 

schwer, einen Strich zu ziehen, auch wie es der 

Herr Landeshauptmann gesagt hat, das steht 

nicht drauf. Deswegen die Asylverfahren be-

schleunigen, Menschen, die Hilfe brauchen, die 

Unterstützung geben, auch Hilfe zur Selbsthilfe 

geben, damit sie dann wieder selbstständig wei-

terkommen und die Wirtschaftsflüchtlinge und 

Flüchtlinge, die aus anderen Gründen kommen, 

sofort zurückschicken! (Beifall vom Team Stro-

nach und von der F-Fraktion.) 
Mag. Trodt-Limpl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit sind die Wortmeldungen zur inhaltlichen 
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Debatte geschlossen. Ich lasse nun über den 

Inhalt abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte ich 

um ein entsprechendes Handzeichen! – Das ist 

wiederum mit den von mir vorher festgestellten 

Stimmen von SPÖ, ÖVP, Grünen, Team Stro-

nach und BZÖ die eindeutige Mehrheit.  

Wir kommen nun zum Dringlichkeitsantrag 

Nummer 2. Bitte den Herrn Landtagsdirektor um 

Verlesung! 
Ing. Rohr   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:  
Mag. Weiß   

Ldtgs.Zl. 116-29/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des F-Klubs betreffend Hilfe bei 

Hagelschäden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, den von den jüngsten Hagelschäden in 

Kärnten betroffenen Land- und Forstwirten so-

wie Gärtnereien rasch und unbürokratisch Hilfe 

zukommen zu lassen, sofern die Schäden nicht 

über Versicherungen gedeckt sind. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Im letzten Augenblick gibt es dazu auch eine 

Begründung der Antragsteller. Abgeordneter 

Zellot, ich darf dich um deine Begründung ersu-

chen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Wir sind halt so schnell wie die 

Feuerwehr bei diesen Katastropheneinsätzen. 

(Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion.) Es hat noch 

einmal geklappt! Meine geschätzten Damen und 

Herren! Bei diesem Dringlichkeitsantrag geht es 

eigentlich vor allem um Schäden, die man nicht 

versichern kann. Es geht hier um die Sturmschä-

den in den Wäldern und vor allem auch bei den 

Gärtnereien. Ich möchte vielleicht auch darauf 

hinweisen, es gibt in Villach Forstbetriebe, die 

50 Prozent ihrer Waldflächen verloren haben 

und die total vernichtet worden sind. Deswegen 

haben wir diesen Dringlichkeitsantrag einge-

bracht, weil wir uns dazu in der Vergangenheit 

zu diesen Entschädigungen aus dem Katastro-

phenfonds wie beim Sturm „Paula“ verabschie-

det haben und mit der Bitte, dieser Dringlichkeit 

die Zustimmung zu erteilen! (Beifall von der F-

Fraktion.) 
Zellot   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiteren Redner zur Begründung der Dring-

lichkeit habe ich den Abgeordneten Alfred Tief-

nig vorgemerkt. Ich bitte ihn um seine Begrün-

dung! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich weiß, dieser 

Dringlichkeitsantrag ist gut und ernst gemeint, 

nur ist er falsch gestellt. Lieber Roland, es ist 

wirklich so, wenn man den Antrag liest, „Hilfe 

bei Hagelschäden“ und dann die Begründung 

liest, dann passen diese Überschrift und die Be-

gründung nicht zusammen. (Abg. Trettenbrein: 

Bei aller Liebe!) Wir müssen uns eines vor Au-

gen führen: Es gibt Versicherte und es gibt nicht 

Versicherte. Da steht drinnen, „sofern die Schä-

den nicht über Versicherungen gedeckt sind.“ 

Das heißt, es kann da einer auf die Idee kom-

men, der eine zahlt fleißig die Versicherung und 

der andere ist nicht versichert – (Abg. Tretten-

brein: So ein Blödsinn! ï Abg. Zellot: Das habe 

ich in meinen Ausführungen gesagt! Schäden, 

die man nicht versichern kann! ï Abg. Tretten-

brein: Was ist denn mit dir los?) Die Ausfüh-

rungen sind anders, als es da in der Begründung 

drinnen steht. Es steht nämlich noch drinnen: 

„Ein Teil der entstandenen Schäden wird von 

den Versicherungen abgedeckt.“ Es ist bekannt, 

dass ich in der Versicherungsbranche tätig bin. 

Es gibt versicherbare Schäden. Das sind eben 

Glasschäden in Bezug auf die Gärtnereien, Fahr-

zeugschäden, dann die Gebäudeschäden, Vermu-

rungen bis zu einem gewissen Risiko, bis zu 

einer gewissen Höhe, was versicherbar ist. Aber 

es gibt, und da hast du das richtig erwähnt, es 

gibt Schäden, die sind nicht durch Hagel ent-

standen, sondern durch einen Sturm. Das sind 

die Schäden im Wald. Deswegen sage ich, wir in 

unserem Ausschuss – und da sitzt du selber 

drinnen und unser Obmann wird das unbürokra-

tisch und schnell über die Bühne bringen – wir 

werden das im Ausschuss wirklich schnell und 
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so abhandeln, wie wir das bei den Dürreschäden 

in der Vergangenheit gemacht haben, deswegen 

werden wir dieser Dringlichkeit so in dieser 

Form nicht zustimmen. Aber ich verspreche, 

dass wir das im Ausschuss so abarbeiten werden, 

dass der, der den Schaden hat, auch im Rahmen 

der Möglichkeiten eine Unterstützung erfahren 

wird. Danke vielmals! (Abg. Trettenbrein: Geh, 

hºró doch auf! So ein Blºdsinn! Viel peinlicher 

geht es nicht! Voll peinlich! ï Beifall von der 

SPÖ-Fraktion.) 
Tiefnig   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächsten Redner zu Wort gemeldet habe ich 

den ÖVP-Abgeordneten Franz Wieser. Ich bitte 

ihn, zu begründen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! 

Vieles ist eigentlich schon gesagt worden. Ich 

möchte in diesem Zusammenhang nur eines 

sagen: Ich freue mich, dass wir eine Hagelversi-

cherung haben, die viele Schäden auch in der 

Landwirtschaft abdeckt (Abg. Trettenbrein: Aber 

nicht alle!) und zum anderen, das muss man 

auch sagen, aus der öffentlichen Hand auch un-

terstützt wird, berechtigt unterstützt wird, weil 

ansonsten hätten wir für alle diese Schäden ei-

gentlich immer wieder einen Katastrophenfonds 

notwendig, um hier helfen zu können. Aber es 

gibt, wie es bereits gesagt wurde, einige Schä-

den, die nicht durch eine Versicherung gedeckt 

sind. Ich glaube, dass man diesen Antrag durch-

aus in der Form umformulieren sollte, dass 

Sturmschäden dabei sind und nicht nur reine 

Hagelschäden. (Abg. Trettenbrein: Das glaube 

ich wohl auch!) Aber ich glaube, dass man das 

durchaus von Seiten der Antragsteller abändern 

könnte. Ansonsten bin ich selbstverständlich 

dafür, dass man das macht. Wir werden der 

Dringlichkeit – und es ist dringlich, weil die 

Leute schnell und rasch eine Hilfe brauchen – 

zustimmen. Ich hoffe, dass das dementsprechend 

durchgeht. (Beifall von der ÖVP-Fraktion und 

von der F-Fraktion.) 
Wieser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Mir 

liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 

Ich darf die Damen und Herren Abgeordneten 

bitten, die Plätze einzunehmen! (Es sind noch 

einige Abgeordnete in den Abgeordnetenbänken 

im Gespräch.) Ich habe gesagt, die Plätze einzu-

nehmen! Wer der Dringlichkeit dieses Antrages 

die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein 

entsprechendes Handzeichen! – Das sind eins, 

zwei, drei, drei, vier, fünf, sechs, sieben, acht, 

neun, zehn, elf, zwölf Stimmen zu den restlichen 

Anwesenden. Das ist nicht die erforderliche 

Zweidrittelmehrheit. Damit weise ich diesen 

Antrag dem Ausschuss für Wirtschaft, Land- 

und Forstwirtschaft zu. Er wird dort entspre-

chend materiell behandelt.  

Wir setzen nun die Tagesordnung fort. 

Tagesordnung                                                                                                                     

(Fortsetzung)                                                                                                      

Tagesordnungspunkt 15: 
  

 15. Ldtgs.Zl. 43-55/31:  

Mündliche Anfragebeantwortung von 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

zur schriftlichen Anfrage des Abge-

ordneten Trettenbrein betreffend Um-

setzungsstand bei der Zentralmatura 

Nachdem das Regierungsmitglied nicht anwe-

send ist, wird dieser Tagesordnungspunkt das 

nächste Mal auf die Tagesordnung der nächsten 

Landtagssitzung aufgenommen.   

 

 

 16. Ldtgs.Zl. 43-56/31:  

Mündliche Anfragebeantwortung von 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

zur schriftlichen Anfrage des Abge-
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ordneten Trettenbrein betreffend wie 

viele Kärntner sind Schulabbrecher 

Ebenso der Tagesordnungspunkt 16, er wird auf 

die nächste Sitzung fortgeschrieben.  Wir kom-

men zum Tagesordnungspunkt 17: 

  

 17. Ldtgs.Zl. 177-40/31:  

Schriftliche Anfragebeantwortung 

von Zweiter Landeshauptmann-

Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-

Kandut zur schriftlichen Anfrage des 

Abgeordneten Dr. Prasch betreffend 

rechtliche und organisatorische As-

pekte der Budget- und Finanzpolitik 

des Landes 

Die schriftliche Anfrage ist ergangen. Wir kom-

men zum Tagesordnungspunkt 18: 
  

 18. Ldtgs.Zl. 65-6/31:  

Schriftliche Anfragebeantwortung 

von Landesrat Dipl.-Ing. Benger zur 

schriftlichen Anfrage des Abgeordne-

ten Dr. Prasch betreffend Landesmu-

seum Kärnten 

(Abg. Dr. Prasch: Bitte eine Debatte in der 

nächsten Sitzung!) Dr. Prasch beantragt dazu 

eine Debatte in der nächsten Sitzung. Wer dafür 

ist, bitte ich um ein entsprechendes, zustimmen-

des Handzeichen! – Das ist einstimmig so be-

schlossen. Es wird sich auf der Tagesordnung 

der nächsten Sitzung wiederfinden. Tagesord-

nungspunkt 19:  

 

 19. Ldtgs.Zl. 36-11/31:  

Schriftliche Anfragebeantwortung 

von Landesrat Dipl.-Ing. Benger zur 

schriftlichen Anfrage des Abgeordne-

ten Strauß betreffend Verladebahn-

hof Kühnsdorf 

Die Anfrage ist schriftlich ergangen. Wir kom-

men zum Tagesordnungspunkt 20: 
  

 20. Ldtgs.Zl. 41-3/31:  

Schriftliche Anfragebeantwortung 

von Landesrat Holub zur schriftli-

chen Anfrage des Abgeordneten Dr. 

Prasch betreffend Naturschutz-

Projekte im Rahmen der EU-

Förderkulisse 

Sie ist schriftlich ergangen. Damit haben wir die 

Tagesordnung abgearbeitet.  

Wir kommen zur weiteren Verhandlung des 

noch offenen Dringlichkeitsantrages. Ich darf 

den Herrn Landtagsdirektor ersuchen, diesen zu 

verlesen! 

 

 

Mitteilung des Einlaufes  

(Fortsetzung) 
Ing. Rohr   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
 iß   

A) Dringlichkeitsanträge (Forsetzung): 

 

Ldtgs.Zl. 92-22/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des F-Klubs betreffend keine Un-

terbringung von Asylwerbern in 

Schulgebäuden mit folgendem Wortlaut: 

Der Kärntner Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung, insbesondere der 

Schulreferent wird aufgefordert, dafür Sorge zu 

tragen, dass es zu keiner Unterbringung von 

Asylwerbern in Schulgebäuden kommt. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Zur Begründung der Dringlichkeit bereits am 

Rednerpult befindlich ist der Abgeordnete Zel-

lot. Ich darf ihm das Wort erteilen! 
Ing. Rohr   
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Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Danke, Herr Präsident! Meine geschätzten Da-

men und Herren! Ich habe es erst heute in mei-

nem Debattenbeitrag schon gebracht, dass es 

vielleicht nicht angeht, dass es einmal grundsätz-

lich nicht angebracht ist, dass man in unseren 

Bildungszentren, wo unsere Kinder sind, hier 

Asylanten unterbringt, erstens mit der Begrün-

dung, Schulgebäude in den Ferien – das ist ein 

Zeitraum der Sanierung und der Wiederherstel-

lung für einen funktionierenden Schulbetrieb zu 

Herbstbeginn. Und ich glaube, dass es nicht 

notwendig ist, in unseren Schulgebäuden Asy-

lanten unterzubringen. Das wäre natürlich eine 

Forderung an den zuständigen Schulreferenten, 

das in allem Maße in Kärnten zu verhindern. 

(Beifall von der F-Fraktion.) 
Zellot   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Zur Begründung der Dringlichkeit zu Wort ge-

meldet ist die Frau Klubobfrau der Grünen, 

Dr. Barbara Lesjak. Ich darf sie ersuchen, zu 

begründen! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Die-

se Argumentation der FPÖ verstehe ich nicht! 

Mir ist dieser Antrag nicht einsichtig, denn bei 

unserem gemeinsamen Antrag, dass wir nicht 

wollen, dass Asylwerber in Zeltstädten unterge-

bracht werden sollen, da hat ja die FPÖ nicht 

zugestimmt. (Abg. Trettenbrein: Was verstehst 

du denn dabei nicht?) Sie hat nicht zugestimmt 

und da wird jetzt gesagt, es dürfen Asylwerber 

nicht in Schulgebäuden untergebracht werden. 

Was ist jetzt der Unterschied zwischen einem 

Zelt und einem Turnsaal? Der Unterschied ist 

zum Beispiel der, dass in einem Turnsaal ein 

festes Dach über dem Kopf ist. Und die Argu-

mentation, das kann ja nur vorübergehend sein, 

die stimmt ja auch für Zelte. Auch Zelte sind 

vorübergehend, sind aber eigentlich nicht men-

schenwürdig. Dort stimmt die FPÖ nicht zu, aber 

in Turnsäle sollen sie nicht kommen. Absolut 

unverständlich und nicht nachvollziehbar! Ver-

stehe ich nicht. (Abg. Mag. Leyroutz: Das hat 

man gemerkt, dass du das nicht verstanden 

hast!) Wir werden nicht zustimmen. (Die Redne-

rin auf dem Weg zu ihrem Platz in der Abgeord-

netenbank: Weil das keinen Sinn hat, weil das 

einfach nur ein hirnloses Aus-der-Hüfte-

Schießen ist!) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiteren Redner zur Begründung der Dring-

lichkeit habe ich den Bürgermeister Gaggl vor-

gemerkt. Bitte ihn, zu begründen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Hohes Haus! Zu diesem Antrag 

– im Grunde genommen muss man dazusagen, 

bei den Schulgebäuden – aber das wissen wir eh 

alle, ich möchte es nur noch einmal dazu ergän-

zen – sind ja, was die Volksschulen betrifft, die 

Gemeinden zuständig. Was die Neuen Mittel-

schulen oder Hauptschulen, wie immer wir das 

nennen, betrifft, sind die Schulgemeindeverbän-

de zuständig und das Andere betrifft die Bundes-

schulen, die andere Zuständigkeiten haben. Ich 

bin selber nicht dafür, dass sie in den Schulen 

untergebracht werden, weil es zu kurzfristig ist, 

weil Renovierungen sind, weil wir einfach Maß-

nahmen setzen müssen, die in keiner Relation 

sind zu dem, was jetzt der Nutzen wäre. Das ist 

auch meine persönliche Meinung. Der Antrag 

lautet, „der Schulreferent wird beauftragt“ – der 

hat da keine Kompetenz, muss ich ganz offen 

und ehrlich sagen. Deswegen würde ich sagen, 

geben wir es dem Ausschuss. Meine Meinung 

habt ihr gehört. (Abg. Trettenbrein: Was willst 

du denn im Ausschuss?) Noch einmal: Der Refe-

rent kann nichts machen! Schau, wir können 

nicht die Dringlichkeit dem Referenten zuord-

nen, um nur eine Show daraus zu machen! Das 

hat keinen Sinn, wenn wir genau wissen, dass 

die Zuständigkeit nicht da ist. So fair müssen wir 

auch sein! Ich habe meine Meinung kundgetan 

und unsere Meinung auch kundgetan, dass es 

nicht sinnvoll ist, aus welchen Gründen auch 

immer, muss man dazusagen. Der Antrag selbst 

ist falsch formuliert, weil der Schulreferent nicht 

der Zuständige ist. Deswegen werden wir dem 

Dringlichkeitsantrag, weil er falsch formuliert ist 

und an die falsche Person gerichtet ist, nicht 

zustimmen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der 

ÖVP-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiteren Redner zur Begründung der Dring-

lichkeit habe ich den Abgeordneten Strauß vor-

gemerkt. Bitte! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Strauß (SPÖ): 
  Strauß 

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Damen und 

Herren! Geschätzter Zuhörer! Keine Unterbrin-

gung von Asylwerbern in Schulgebäuden lautet 

der Antrag. Auf der zweiten Seite ist die Be-

gründung und ich hoffe, dass diese nicht eintre-

ten wird. Aber so wie es ausschaut, sind wir 

scheinbar auf dem besten Wege, die 70.000 An-

träge in Österreich wirklich zu bekommen (Abg. 

Rutter: Mehr!) oder noch mehr, wenn man die 

Statistik und jene Zahlen, die veröffentlicht wer-

den seitens des Innenministeriums, Mai/Juni, 

anschaut, und vor allem, was man auch in Kärn-

ten merkt, zusätzlich zu den geplanten Hilfesu-

chenden kommen fast täglich 20 bis 30 dazu. 

Dass nicht ausreichend Quartiere zur Verfügung 

stehen, ist auch erkennbar und dass fieberhaft 

nach neuen Unterbringungsmöglichkeiten ge-

sucht wird, ist auch klar. Dass Kasernen oder 

eventuell Schulen als mögliche Unterkünfte im 

Gespräch sind, ist nicht nur in Kärnten eine Dis-

kussion, sondern höchstwahrscheinlich öster-

reichweit. Und wie weit Turnsäle geöffnet wer-

den sollten für einen Monat und dann wieder 

geschlossen werden, weil ein ordnungsgemäßer 

Schulbetrieb stattfinden soll, steht immer wieder 

zur Diskussion. Und nicht der Schulreferent, der 

Landeshauptmann, bestimmt über die Gebäude, 

sondern immer die Eigentümer. Und die Eigen-

tümer hat der Kollege Gaggl schon ausgeführt, 

das sind entweder die Gemeinden, die Schulge-

meindeverbände, das heißt, wieder die Gemein-

de, der Bund selbst bei Gymnasien, Handelsaka-

demien und der Rest sind dann andere Einrich-

tungen, die auf Gemeindeebene sind und somit 

ist das auch nicht ein Thema. Wenn das ein 

Thema sein sollte, dass eine Schule leer steht 

und sich für solche Maßnahmen eignen sollte als 

Unterbringung, dann wird es sicherlich auch die 

dementsprechenden Gespräche geben und auch 

die Informationsgespräche innerhalb dieser Ge-

meinden, wenn das Bedürfnis da ist und sich das 

Haus überhaupt eignen sollte. (Abg. Zellot: Ah 

so?) Ich kann das nicht sagen, inwieweit in 

Kärnten Schulgebäude leer stehen! (Abg. Mag. 

Leyroutz: Danke für die Auskunft!) Da muss man 

mich jetzt ausreden lassen! Es gibt leerstehende 

Schulgebäude, es gibt sie, auch im Bezirk Völ-

kermarkt gibt es sie und in anderen Bezirken, 

aufgrund der demographischen Entwicklung. 

Viele Schulgebäude sind zum Verkauf angebo-

ten oder zu einer anderen Verwertung, aber ob 

sie sich für eine Unterbringung – da müssen wir 

auch aufpassen – von Flüchtlingen in Größe, 

Form und adäquat auch eignen, das steht auf 

einem anderen Blatt Papier, weil nicht jedes 

Gebäude sich eignet. Und in diesem Sinne wer-

den wir dieser Dringlichkeit nicht die Zustim-

mung erteilen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion 

und der ÖVP-Fraktion.) 
Strauß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit steht die Abstimmung zur Dringlichkeit 

auf der Agenda. Herr Abgeordneter Johann, 

wollen Sie mitstimmen? Dann bitte ich Sie, Platz 

zu nehmen, sonst werden Sie nicht mitgezählt! 

Ich lasse über die Zuerkennung der Dringlichkeit 

abstimmen. – Das ist mit den Stimmen der an-

wesenden Freiheitlichen, der Abgeordneten des 

BZÖ, des Teams Stronach und des Abgeordne-

ten Schalli nicht die erforderliche Zweidrittel-

mehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Aus-

schuss für Rechts- und Verfassungsfragen zu. 

Ich darf nun den Landtagsdirektor ersuchen, 

über den weiteren Einlauf zu berichten! 
Ing. Rohr   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß 

 

B) Anträge von Abgeordneten: 

 

 1. Ldtgs.Zl. 25-14/31:  

Antrag von Abgeordneten der Grü-

nen betreffend Unterbringungs-

Sicherstellungsgesetz für Kärnten 

Zuweisung: Ausschuss für Recht, Verfassung, 

Europa, Volksgruppen, Bildung, Personal und 

Immunität 
  

 2. Ldtgs.Zl. 27-9/31:  

Antrag von Abgeordneten des TS be-

treffend Abhaltung eines Bienengip-
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fels und Evaluierung des Kärntner 

Bienenwirtschaftsgesetzes (K-BiWG) 

Zuweisung: Ausschuss für Nachhaltigkeit, Na-

turschutz, Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlichen Verkehr 
  

 3. Ldtgs.Zl. 12-7/31:  

Antrag von Abgeordneten des TS be-

treffend Fortführung des „pro men-

te“-Jugendprojekts „WORKS/Lehre“ 

Zuweisung: Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 

Krankenanstalten, Familien, Generationen und 

Frauen 
  

 4. Ldtgs.Zl. 92-23/31:  

Antrag von Abgeordneten des F-

Klubs betreffend gerechte Verteilung 

von Flüchtlingen auf die Mitglieds-

staaten der Europäischen Union 

Zuweisung: Ausschuss für Recht, Verfassung, 

Europa, Volksgruppen, Bildung, Personal und 

Immunität 
  

 5. Ldtgs.Zl. 51-21/31:  

Antrag von Abgeordneten des F-

Klubs betreffend Verfahren bei Ver-

brennung giftiger Abfälle 

Zuweisung: Ausschuss für Nachhaltigkeit, Na-

turschutz, Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlichen Verkehr 
  

 6. Ldtgs.Zl. 54-14/31:  

Antrag von Abgeordneten des F-

Klubs betreffend Höhlenschutz in 

Kärnten 

Zuweisung: Ausschuss für Nachhaltigkeit, Na-

turschutz, Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlichen Verkehr 
  

 7. Ldtgs.Zl. 95-36/31:  

Antrag von Abgeordneten des F-

Klubs betreffend Infokampagne in 

Kindergärten 

Zuweisung: Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 

Krankenanstalten, Familien, Generationen und 

Frauen 
  

 8. Ldtgs.Zl. 95-37/31:  

Antrag von Abgeordneten des F-

Klubs betreffend Überprüfung der 

Regelungen für Sandkästen, um 

Kleinkinder hinsichtlich Belastung 

mit Pestiziden und anderen Schad-

stoffen optimal zu schützen 

Zuweisung: Ausschuss für Nachhaltigkeit, Na-

turschutz, Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlichen Verkehr 
  

 9. Ldtgs.Zl. 54-15/31:  

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-

Klubs betreffend Fischer-Zelte 

Zuweisung: Ausschuss für Nachhaltigkeit, Na-

turschutz, Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlichen Verkehr 
  

 10. Ldtgs.Zl. 210-44/31:  

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-

Klubs betreffend Übernahme des 

Adipositas-Projektes „down & up“ in 

die Regelfinanzierung 

Zuweisung: Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 

Krankenanstalten, Familien, Generationen und 

Frauen 
  

 11. Ldtgs.Zl. 207-3/31:  

Antrag von Abgeordneten des TS be-

treffend Regelung in Bezug auf die 

zukünftige Übernahme von Haftun-

gen 

Zuweisung: Ausschuss für Finanzen, Wohnbau 

und Gemeinden 
  

 12. Ldtgs.Zl. 116-30/31:  

Antrag von Abgeordneten des F-

Klubs betreffend Almfutterflächen: 

Rückforderungsansprüche gegenüber 

dem Bund 
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Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Gewerbe, 

Tourismus, Land- und Forstwirtschaft, Kunst 

und Kultur 
  

 13. Ldtgs.Zl. 39-69/31:  

Antrag von Abgeordneten des BZÖ 

betreffend Vorantreiben eines öster-

reichweit einheitlichen Radfahrgeset-

zes 

Zuweisung: Ausschuss für Infrastruktur, Stra-

ßenbau und Verkehrsrecht 
  

 14. Ldtgs.Zl. 27-10/31:  

Antrag von Abgeordneten des BZÖ 

betreffend Einführung eines effekti-

ven Neophytenmanagements 

Zuweisung: Ausschuss für Nachhaltigkeit, Na-

turschutz, Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlichen Verkehr 

 

C) Schriftliche Anfragen: 
  

 1. Ldtgs.Zl. 82-10/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Gaggl an Zweite Landeshaupt-

mann-Stellvertreterin Mag. Dr. 

Schaunig-Kandut betreffend Trans-

ferzahlungen 
  

 2. Ldtgs.Zl. 108-12/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Wieser an Landesrat Holub be-

treffend erneuerbare Energie in 

Kärnten 
  

 3. Ldtgs.Zl. 27-8/31:  

Schriftliche Anfrage der Abgeordne-

ten Mag. Dr. Lesjak an Landesrat 

Dipl.-Ing. Benger betreffend Schutz 

der Carnica Biene 
  

 4. Ldtgs.Zl. 65-7/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Dr. Prasch an Landesrat Dipl.-

Ing. Benger betreffend Landesmuse-

um Kärnten 
  

 5. Ldtgs.Zl. 65-8/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Dr. Prasch an Landesrat Dipl.-

Ing. Benger betreffend Landesmuse-

um Kärnten – Jahrbuch 2014 
  

 6. Ldtgs.Zl. 65-9/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Pirolt an Landesrat Dipl.-Ing. 

Benger betreffend Museum-Holding 

des Landes Kärnten 
  

 7. Ldtgs.Zl. 124-34/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Mag. Schalli an Landesrat Dipl.-

Ing. Benger betreffend Touris-

musstrategie des Landes Kärnten 
  

 8. Ldtgs.Zl. 43-66/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Mag. Leyroutz an Landeshaupt-

mann Mag. Dr. Kaiser betreffend 

staatliche Sexualerziehung in Öster-

reich durch „Heinisch-Hosek-Erlass“ 

– wehrt sich die Kärntner Landesre-

gierung gegen diesen Irrweg 
  

 9. Ldtgs.Zl. 210-43/31:  

Schriftliche Anfrage des Zweiten Prä-

sidenten Schober an Erste Landes-

hauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner betreffend MRT- und CT-

Untersuchungen 
  

 10. Ldtgs.Zl. 35-6/31:  

Schriftliche Anfrage des Abgeordne-

ten Dr. Prasch an Landeshauptmann 

Mag. Dr. Kaiser betreffend Verwal-
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tungsverfahren im Amtsbereich der 

Kärntner Landesregierung 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit sind wir am Ende der Landtagssitzung 

angelangt. Ich darf noch darauf hinweisen, dass 

wir 72 Wortmeldungen abgearbeitet haben. Ich 

möchte mich für die konstruktive und sachliche 

Debatte bedanken! Und ich darf noch darauf 

hinweisen, dass der Terminplan für das zweite 

Halbjahr bereits ergangen ist. Wir werden uns 

am 6. August zu einer Landtagssitzung sehen, 

weil der Rechnungsabschluss des Jahres 2014 

zwingend zu behandeln ist. Bei den weiteren 

Terminen, die im Fahrplan für das zweite Halb-

jahr angeführt sind, möchte ich noch erwähnen, 

wir haben zwei mögliche Budgettermine. Wenn 

der Novembertermin für die Budgetbeschluss-

fassung des Jahres 2016 möglich ist, dann wird 

in jedem Fall zum Alternativtermin im Dezem-

ber eine Landtagssitzung stattfinden. Der fällt 

dann nicht aus, sondern es ist in jedem Fall am 

Donnerstag, wenn die Budgetberatungen bereits 

im November stattfinden – ich glaube, das ist der 

17. Dezember – eine Landtagssitzung vorgese-

hen. Ich danke und schließe die Sitzung, wün-

sche Ihnen ein gutes Nachhausekommen und 

hoffe, dass wir uns gesund das nächste Mal wie-

dersehen! 
Ing. Rohr 

 

Ende der Sitzung: 17.43 Uhr
  


